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Vorbemerkung 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung am 8. Juni 2000 aufgefordert, jährlich einen Migrati¬ 
onsbericht vorzulegen, der unter Einbeziehung aller Zuwanderergruppen einen umfassenden Über¬ 
blick über die jährliche Entwicklung der Zu- und Abwanderung gibt (Plenarprotokoll 14/108 vom 
8.Juni 2000/Drucksache 14/1550 vom 7.September 1999). Bislang wurden fünfzehn Migrationsbe¬ 
richte der Bundesregi erung veröffentl i cht, zul etzt i m J anuar 2019 für di e Beri chtsjahre 2016/ 2017. 

Der M i grati onsbericht der Bundesregi erung verfol gt das Zi el, durch di e zusammenfassende Berätstel - 
lung möglichst aktueller, umfassender und ausrächend detaillierter statistischer Daten über M igration 
aus verschiedenen Qud Ien Grundl agen für die Entschädungsfi ndung von Pol itik und Verwaltung im 
Beräch der Migrationspolitik zu liefern. Zudem soll dieÖffentlichkät über die Entwicklung des Mig- 
rati onsgeschehens i nformiert werden. 

Der M igrationsbericht bänhaltet neben den allgemänen Wanderungsdaten zu Deutschland (Kapitä 1) 
inklusivederEU-Binnenmigration (Kapitä 2) und der detaillierten Darstälungder verschiedenen Mig¬ 
rationsarten (Kapitä 3) änen europäischen Vergläch zum Migrationsgeschehen und zur Asylsuche 
(Kapitä 5). Zusätzlich geht der Berichtauf die Abwanderung von deutschen und ausländischen Staats¬ 
angehörigen än (Kapitä 4), behandät das Phänomen der irregulären Migration (Kapitä 6) und infor¬ 
miert über die Struktur und die Demografie der Bevölkerung mit Migrationshintergrund (Kapitä 7 
und 8). Dabä wird in den jewäligen Kapitän auf die Bedeutung der änzänen Migrationsstatistiken 
und die Grenzen ihrer Aussagefähigkät ängegangen. Zudem werden kurz die Rechtsgrundlagen der 
änzänen Migrationsformen,aktuäleRechtsänderungen und räevanteGerichtsurtäledargestält. 

Der Migrationsbericht 2018 wurde in den Referaten FlII (Migration und Integration: 
Dauerbeobachtung und Berichtsrähen) des Forschungszentrums Migration, Integration und Asyl so¬ 
wie 22B (Statistik) des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge von Özlem Konar, Susanne Worbs, 
Stefan Rühl und Afra Giä off erstält. 
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Zentrale Ergebnisse Migrationsbericht 2018 
Nettozuwanderung nach Deutschland geht leicht zurück 

Nach dem die Zuwanderung imjahr 2015 mit 2,lMillionen Zuzügen und äner Nettomigration von 
1,1 Millionen Personen einen neuen Höchststand erreichte, ging die Gesamtmigration nach Deutsch¬ 
land in den drei Folgejahren wieder zurück. 2018 wurden rund 1,6 Millionen Zuzüge und 1,2 Millionen 
Fortzüge erfasst. I m Vergleich zum Vorjahr ist dieZuwanderung nach Deutschland um 2,2 %angestie- 
gen, aber auch die Abwanderung nahm gegenüber 2017 um 4,5%zu. Damit wurde ein Wanderungs¬ 
saldo von 4399.680 Personen verzeichnet, ein etwas geringerer Wert als 2017 (4416.080 Personen). 

Die Migration nach Deutschland wandelt sich: Die humanitäre Zuwanderung ist in den letzten drei 
Jahren zurückgegangen, aber es kommen mehr Menschen nach Deutschland, um zu studieren und zu 
arbeiten. Auch für frei zügi gkeitsberechti gte EU-Staatsangehöri ge i st die Bundesrepubl i k ei n attraktives 
Ziel. 

Migration größtenteils aus europäischen Staaten 

Das M igrationsgeschehen nach Deutschland ist vor allem durch Zuwanderung aus bzw. Abwanderung 
in andere europäische Staaten gekennzeichnet. So kamen imjahr2018 66,9 %aller zugewanderten Per¬ 
sonen aus einem anderen europäischen Land, darunter 53,0% aus Staaten der EU und 13,9%aus übri¬ 
gen europäischen Staaten. Auch bei den Fortzügen war Europa die Hauptzielregion. Etwa zwei Drittel 
aller abwandernden Personen zogen imjahr 2018 aus Deutschland in ein anderes europäisches Land 
(66,1%). 54,3 %wanderten in andere EU-Mitgliedstaaten (2017:51,8%). 

Rumänien stellte, wie beräts i m Vorjahr, das Hauptherkunftsland von Zuwandernden (15,1 %al ler Zu¬ 
züge), gefolgt von Polen (9,2%) und Bulgarien (5,2%). Die weiteren quantitativ wichtigen Herkunfts¬ 
länder imjahr 2018 waren Italien, Kroatien, dieTürkei, Ungarn und die Vereinigten Staaten. 

Rückläufige Zuwanderungszahlen wurden für die Hauptherkunftsländer von Schutzsuchenden ver¬ 
zeichnet. Während imjahr 2017 Syrien in der Reihenfolge der zugangsstärksten Herkunftsländer noch 
den sechsten Rang belegte, zählt es imjahr 2018 nicht mehr zu den zehn quantitativ wichtigsten Her¬ 
kunftsländern. Imjahr 2018 machten Zuzüge aus Syrien einen Anteil von 1,9 %an der Gesamtzuwan¬ 
derung aus, 2017 waren es noch 3,3 % 

Bei den Fortzügen waren imjahr 2018Rumänien, Polen und Bulgarien diewichtigsten Ziele. Bei diesen 
Ländern ist somit ein hohes Wanderungsvolumen feststellbar, d.h. es ziehen sowohl viele Menschen 
nach Deutschland zu, alsauch wieder fort. 

Zuwanderung aus humanitären Gründen weiterhin rückläufig 

Die Asylantragszahlen spiegeln den deutlichen Rückgang der Fluchtmigration wider: Von 2016 auf 
2017 gingen die Erstantragszahlen von 722.370 auf 198.317 zurück (-72,5%), imjahr 2018 verringerte 
sich dieZahl der erstmaligen Asylanträge erneut um 18,3%(161.931 Erstanträge), davon 32.303 Asyl¬ 
anträge (19,9 %) von in Deutschland geborenen Kindern im Alter von unter einem Jahr. DieZahl der 
Asyl antragstell enden fiel damit, nachdem siezwischen 2008 und 2016 neun Jahrein Fol ge angestiegen 
war, unter das Niveau von 2014 (173.072 Erstanträge). 
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Seit demjahr 2014 belegt Syrien in der Rähenfolgeder zugangsstärksten Staatsangehörigkaten den 
ersten Rang. Imjahr2018wurden 44.167Asylerstanträgevon syrischen Staatsangehörigen gestellt,dies 
entspricht einem Anteil von 27,3% all er Asyl erstanträge. Im Vergleich zum Vorjahr ist dies ein Rück¬ 
gang der Erstanträge von syri sehen Staatsangehöri gen um 9,8 % (2017:48.974 Erstanträge). M it 16.333 
Asyl erstanträgen war der I rak das zweitstärkste H erkunftsl and i m J ahr 2018. Dies entspri cht ei nem An- 
ta I von 10,1 % al ler Asyl erstanträge, sowi e ä nem Rückgang zum Vorj ah r um 25,5 % (2017:21.930 Asy- 
I erstanträge). Drittstärkstes Herkunftsland war der Iran mit 10.857 Asyl erstanträgen, was einem An¬ 
stieg von 26,1 %im Vergleich zum Vorjahr entspricht (2017:8.608 Erstanträge). 

M eh r Studi erende aus dem Ausl and 

Die Zahl der Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer, die ihr Studium in Deutschland aufge¬ 
nommen haben, ist imjahr 2018 erneut angestiegen. Insgesamt hat sich ihre Zahl von 104.940 im Jahr 
2017 auf 109.995 imjahr 2018 erhöht. Damit wurde im Jahr 2018 die bislang höchste Zahl an Bildungs¬ 
ausländerinnen und Bildungsausländer unter den Erstsemestern verzeichnet. 

DiegrößteGruppeausländischer Studierender, dieimjahr 2018ihr Studium an einer deutschen Hoch¬ 
schule begonnen haben, bildeten - wieseit demjahr 2006- StudierendeausChina. Seit 2017 ist auch 
Syri en unter den wi chti gsten H erkunftsl ändern der Studi erenden vertreten. 2018 stel Iten di e 5.783 Stu¬ 
dierenden aus Syrien mit 5,3 %die drittgrößte Gruppe der Bildungsausländerinnen und Bildungsaus¬ 
länder im ersten Hochschulsemester. 

Rückgang des Fami I iennachzugs 

Die M igration aus familiären Gründen hat abgenommen. I nsgesamt haben 97.129 imjahr 2018 einge- 
reistePersonen einen Aufenthaltstitel ausfamiliären Gründen erhalten. Im Vergleich zum Vorjahr sank 
dieZahl der erteilten Aufenthaltserlaubnisse aus familiären Gründen um 15,4%(2017:114.861). 

Seit 2015 bi I den Personen mit syrischer Staatsangehörigkeit die größte Gruppe i nnerhal b des Fami li- 
ennachzugs. Im Jahr 2018 wurde allerdings mit 14.350 einreisenden syrischen Familienangehörigen 
ein deutlicher Rückgang des Familiennachzugs aus diesem Herkunftsland im Vergleich zum Vorjahr 
registriert (2017:33.389 nachziehende Familienangehörige, -57,0%). Nach einem Anteil von 29,1 %im 
Jahr 2017 sank somit der Anteil syrischer Staatsangehörigen am gesamten Familiennachzug imjahr 
auf 14,8% Der Rückgang ist unter anderem eine Fol ge der abnehmenden Fluchtmigration syrischer 
Staatsangehöriger. Wätere wichtige Herkunftsländer des FamiliennachzugssinddieTürkä, Kosovo 
und Indien. 

Erwerbsmigration auf konstantem Niveau 

Betrachtet man die Erwerbsmigration von Drittstaatsangehörigen (nach §§ 18bis21AufenthG),so 
zeigt sich ei n fast kontinuierl icher Anstieg bei der Zahl der Zuzüge von etwa 26.000 Zuwandernden 
i m J ahr 2009 auf rund 61.000 Zuwandernde i m J ahr 2018.1 m J ahr 2018 si nd 60.857 Personen ei nge- 
reist, dieeinen Aufenthaltstitel für eine Erwerbstätigkeit erhielten. 38.682 (63,6%) davon kamen für 
ei ne qualifizierte oder hochqualifizierteTätigkat nach Deutschland, dazu zählen u. a. Inhaberinnen 
und I nhaber einer Blauen Karte EU, unternehmensintern transferierte Arbeitskräfte^ CT), For¬ 
schende und selbständig tätige Personen. Diegenannten Zahlen bewegen sich etwa auf dem gleichen 
Niveau wie2017 (60.882 insgesamt, 38.082 Fachkräfte und Hochqualifizierte). 
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Zuwanderung von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern leicht angestiegen 

Nach änem kontinuierlichen Rückgang von 2001 (98.500 Personen) bis 2012 (1800 Personen) konnte 
in den Folgejahren auch bei der Zuwanderung von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern und ih¬ 
rer Familienangehörigen an leichter Wiederanstieg registriert werden. Im Jahr 2018 wurden 7.126 
Personen alsSpätaussiedlerinnen bzw. Spätaussiedler inkl. ihrer Familienangehörigen registriert. Dies 
entspricht einer lachten Stägerung im Vergleich zum Vorjahr (2017:7.059 Personen). 

Deutschland im europäischen Vergläch Zielland Nummer ans 

Im europäischen Vergleich zagt sich, dass Deutschland weiterhin ein Flauptzielland von Migration ist 
und im Vergleich zu den anderen europäischen Staaten in den letzten Jahren deutlich an Attraktivität 
gewonnen hat. Hohe Zuwanderung haben in der EU auch das Vereinigte Königräch, Spanien und 
Frankräch zu verzächnen. 
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2018: Konsolidierung des Migrationsgeschehens 

1. Überblickzu den wichtigsten statistischen und politischen Entwicklungen 

Die Migrationssituation in Deutschland imjahr 2018 war - wie bereits 2017 in der Tendenz erkennbar 
- von einer Konsolidierung geprägt. 2018 stellten 161.931 Menschen erstmal seinen Asyl antrag in 
Deutschland, der niedrigste Wert seit 2013. Zwar stieg dieGesamtzahl der Zuzüge nochmals lacht auf 
rund 1,59 Millionen an (2017:1,55 Millionen), aber auch dieZahl der Fortzüge erhöhte sich auf rund 
l,19Millionen (2017: l,13Millionen),sodassin der Summeein positiver Wanderungssaldo von 
+400.000zu verzeichnen war. Damit werden dieSalden derjahre2013 bis2017Z.T. deutlich unter¬ 
schritten, i nsbesondere der Wert desj ahres 2015 mit ei ner N ettozuwanderung von rund 1,14 M i 11 i o- 
nen Personen. 

Quantitativ bedeutsamste Zuwanderungsform ist erneut dieEU-Binnenmigration. 792.796 Staatsan¬ 
gehörigeanderer EU-Länder wandelten nach Deutschland zu, wobei Rumänien, Polen, Bulgarien und 
Kroatien wieschon 2017die Hauptherkunftsländer waren. Lacht zurückgegangen ist gegenüber dem 
Vorjahr der Familiennachzug (97.129 erteilte Aufenthaltserlaubnisse), mit 60.857 erteilten Aufent¬ 
haltserlaubnissen bliebdieErwerbsmigration von Drittstaatsangehörigen nach §§ 18bis21AufenthG 
konstant. Beim Familiennachzug schlägt sich dabei ebenfallsdiezurückgegangeneMigration von 
Schutzsuchenden und damit entsprechender Personen, zu denen der Familiennachzug erfolgen kann, 
in Deutschland nieder; zudem war bisAugust 2018 der Familiennachzug zu subsidiär Schutzberech¬ 
tigten ausgesetzt (siehe dazu Abschnitt 2.). DieZahl der Studienanfängerinnen und Studienanfänger 
mit im Ausland erworbener Hochschulzugangsberechtigung ist hingegen leicht gestiegen und er¬ 
reichte mit 109.995einen neuen Höchststand. 

Der Koalitionsvertrag der Bundesregierung vom März 2018 enthält unter anderem ein Bekenntnis 
zum Grundrecht auf Asyl und zur Genfer Flüchtlingskonvention sowie Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Fluchtursachen. Gleichzeitig betonen die Regierungsparteien, „ei ne Wiederholung der Situation 
von 2015" vermeiden zu wollen, worunter sie mit Blick auf die Integrationsfähigkeit der Gesellschaft 
dasErforderniszur Steuerung und Begrenzung von Migrationsbewegungen verstehen. Dazu gehört 
nach dem Koalitionsvertrag auf EU-Ebene auch eine Reform des Gemeinsamen Europäischen Asyl¬ 
systems Im Koalitionsvertrag wurde zudem festgestellt, dass einejährlicheZuwanderungsspanne (in¬ 
klusive „Kriegsflüchtlinge, vorübergehend Schutzberechtigte, Familiennachzügler, Relocation, Resett- 
lement, abzüglich Rückführungen und freiwilligen Ausreisen künftiger Flüchtlinge und ohne Er¬ 
werbsmigration") dieSpanne von 180.000 bis220.000 Personen nicht übersteigen werde. Darüber hin¬ 
aus einigte sich die Regierungskoalition auf die Schaffung von „Ankunfts-, Entscheidungs- und Rück¬ 
führungseinrichtungen" (AnkER) zur schnellen, umfassenden und rechtssichernden Bearbeitung von 
Asylverfahren,auf dieGewährlastung ei ner unabhängigen und flächendeckenden Asylverfahrensbe- 
ratung, auf zusätzl iche M aßnahmen zur frei wi 11 i gen Rückkehr sowi e ä ne mögl ichst konsequente Ab- 
schiebungvon vollziehbar Ausreisepflichtigen. Weiterhin wurde ein Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
alsZiel vereinbart, das dazu beitragen soll,den steigenden Bedarf an Fachkräften durch neue und 
transparente Regel ungen zur Erwerbsmigration zu decken. Für langjährig Geduldete wurden Verbes¬ 
serungen und Vereinfachungen für den Aufenthalt bei Ausbildung und Arbeitsmarktintegration avi¬ 
siert. I m Bereich der Integrationspolitik wurden u. a. die Gründung einer Fachkommission zu den 
Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkeit sowie verstärkte Anstrengungen im Bereich Integrati¬ 
onsmonitoring alsZi eie benannt. 
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I m J ul i 20181 egte das Bundesmi ni steri um des I nnern, für Bau und H ei mat (BMI) mit dem „M aster- 
plan Migration" änen wäteren ordnungspolitischen Rahmen für die Migration vor. In vier Hand¬ 
lungsfeldern werden 63 Maßnahmen formuliert, diesich auf vier regionale Ebenen beziehen: dieHer- 
kunftsländer von Migrantinnen und Migranten, dieTransitlander,dieEuropäischellnion und 
Deutschland. I n Bezug auf die Herkunftsländer zielt der Masterplan des BM I unter anderem auf die 
Bekämpfung von Fluchtursachen durch die Ausweitung der entwicklungspolitischen Zusammenar- 
bä t sowi e diverse Ei nzel maßnahmen zur Förderung von Beschäfti gung und Bi Idüng vor Ort, die zu- 
gleich enger an rückkehrpolitische Maßnahmen gekoppelt werden sollen. Hinsichtlich der Transit¬ 
länder wird ei ne Stabilisierung ihrer politischen Lage(insbesondereNordafrika und dieSahel-Region, 
Libyen, Ägypten, Jordanien, Libanon und Türkei) alsZiel formuliert, wozu unter anderem die Unter¬ 
stützung der Infrastruktur von Gemänden bä der kurzfristigen Aufnahme und Versorgung von 
Flüchtlingen dienen soll, aber auch dieSchaffung mittä- bis langfristiger Perspektiven vor Ort. Auf 
europäischer Ebene sieht der Masterplan des BM I die Stärkung und den Ausbau der Europäischen 
Grenz- und Küstenwache Frontex zu äner „Europäischen Grenzpolizä"sowiedie„Einforderungder 
konsequenten Einhaltung" der Dublin-Verordnungvor (inklusiveäner Erhöhung der Überstälungs¬ 
zahlen von Asylantragstälenden in diezuständigen Mitgliedstaaten). DieMehrhät der angekündig¬ 
ten Maßnahmen (38 von 63) beziehen sich jedoch auf das Bundesgebiet und die institutionälen Rah¬ 
menbedingungen der (Binnen-)Grenzkontrollen, des Asyl- und Aufenthaltsrechts, der Integration 
und Rückkehr. Darunter fallen u. a. auch Maßnahmen zur Verbesserung und Qualitätssicherung der 
Integrationskurse. 

I m Verlauf desj ah res 2018 wurden, basierend auf dem Koal itionsvertrag zahl rä che gesetzl iche M aß¬ 
nahmen in verschiedenen Berächen der Migrations- und Integrationspol iti kauf den Weg gebracht. 
Von besonderer Bedeutung war der Beräch Erwerbsmigration mit der Verabschiedung des Fachkräf- 
teä nWanderungsgesetzes i m Bundeskabi nett i m Dezember 2018. Das Gesetz wi rd am 1. M ärz 2020 i n 
Kraft treten. Aber auch in den Berächen Asyl, Integration und Rückkehr/Räntegration kam es zu 
neuen Entwicklungen. Auf internationaler Ebene ist die Annahme bzw. Indossierung der bä den „Glo¬ 
balen Pakte"zu Migration und zu Flüchtlingen (sieheAbschnitt 6.) im Dezember 2018hervorzuheben. 

2. Fluchtmigration 

Entwicklung der Asylzuwanderung 

I m Jahr 2018 fiä die Anzahl der Erstanträge erstmals wieder unter das Niveau von 2014. Die Nettozu¬ 
wanderung im Asyl beräch- d.h. unter Abzug der Rückführungen und der fräwilligen Rückkehr ¬ 
liegt 2018 deutlich unter dem im Koal itionsvertrag verän barten Korridor von 180.000 bis 220.000 
Personen jährlich. I nsgesamt wurden im Jahr 2018185.853 Asyl erst- und Fol gean träge gestält, was 
änen Rückgang imVergläch zum Vorjahr um 16,5%bedeutet (2017:222.683 Erst- und Folgeanträge). 
Davon waren 161.931 Asyl erstanträge, 18,3% weniger als noch im Jahr 2017. Zudem stammten 32.303 
der Asyl erstanträge von Kindern unter änem Jahr, die in Deutschland geboren wurden. Die Zahl der 
Asyl antragstä lenden ist somit im zwäten Jahr in Folge nach neun Jahren des Anstiegs gesunken (vgl. 
Abbildung 1). Dieimjahre2018am stärksten vertretenen Herkunftsländer waren Syrien, Irak und 
Iran. Nigeria und dieTürkä, die auf den Plätzen 4 und 5 der zugangsstärksten Herkunftsländer liegen, 
wäsen räativdeutlicheStä gerungen der Erstantragszahlen gegenüber dem Vorjahr auf (+30,2%bzw. 
+26,6%). 
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ln den ersten zehn Monaten desjahres2019wurden 122.225Asylerstanträgeund 19.664Folgeanträge 
in Deutschland gestellt. Die rückläufige Tendenz seit 2017 setzte sich damit fort, denn dieZahl der Er¬ 
stanträgehat sich gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 11,8%verringert, dieder Folgeanträge um 
1,0 % DieTürkä (PIatz 3) und Nigeria (PIatz 4) gewannen als Herkunftsländer von ErstantragstelIen¬ 
den weiter an Bedeutung, Syrien und der I rak blieben auf den Plätzen 1 und 2. 


Abbildung 1: Entwicklung der Asyl antragszahlen (Erst- und Folgeanträge) in Deutschland von 2000 


bis 2018 
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I nsgesamt wurden imjahr 2018 vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 216.873 Ent¬ 
scheidungen über Erst- und Folgeanträge getroffen. Parallel zum sinkenden Antragsvolumen ist dies 
ein deutlicher Rückgang gegenüber 2016 (695.733) und 2017 (603.428). Zugleich hat sich dieZahl der 
Entschei düngen in Widerrufsverfahren - dem aktuellen Arbeitsschwerpunkt des BAMF im Bereich 
Asyl - deutlich erhöht (siehe water unten). Zum Ende desjahres 2018 waren noch 58.325 Verfahren 
(53.533 Erst- und 4.792 Folgeverfahren) beim BAMF anhängig (Abbildung 2), ein Rückgang von 14,5% 
gegenüber demjahresende 2017. Ende Oktober 2019 ist dieZahl der anhängigen Asyl verfahren weiter 
auf 56.628 gesunken. 
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Abbildung 2: Entwicklung der anhängigen Asylverfahren imjahr2018 
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D i e Gesamtsch utzquote 1 f i ä 2018 gegen ü ber dem Vorj ah r von 43,4 % auf 35,0 % Bezogen auf al I e ge- 
troffenen Entschädungen wurden 41.368 bzw. 19,1 %der Antragstellenden alsasylberechtigt nach 
Art. 16a GG und/oder als Flüchtlinge gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) anerkannt. Sub¬ 
sidiären Schutz erhielten 25.055 Personen bzw. 11,6% nationaleAbschiebeverbote wurden in 9.548 
bzw.4,4%der Entscheidungen festgestellt. Ablehnungen erfolgten in 75.395 Fällen (34,8%),formelle 
Entschädungen 2 in 65.507 Fällen (30,2 %). Die Schutzquote lag bä Asyl antragstä lenden aus Syrien 
(81,9 %), Eritrea (70,2 %) und der Türkä (41,4 %) am höchsten. Von J anuar bis Oktober 2019 i st bä i ns- 
gesamt 159.087 Entschädungen des Bundesamtes über Asyl erst- und Fol geanträgeä ne Sch utzquote 
von 37,6% zu verzächnen. 

Gegen mehr als die Hälfte (53,6%) der Entschädungen des BAMF über Erst- oder Folgeanträge im 
Asyl verfahren wurde 2018 i m Anschi uss Kl age ä ngerä cht. I m ersten H al bjahr 20191 ag di e Kl age- 
quotebä 50,5 %und damit etwa auf dem Niveau der bä den Vorjahre. Ablehnende Entschädungen 
wurden in etwadrä von vier Fällen beklagt. Zurückzuführen ist diese Entwicklung vor allem auf die 
sät 2016 zurückgegangene Schutzquote. 3 

Bä den insgesamt 171.905 erstinstanzlichen Gerichtsentschä düngen zu Asyl verfahren in 2018 wurde 
in 29.573Fällen än Schutzstatus zugesprochen (17,2%). In 37,7% der Gerichtsentschädungen wurde 
die Kl age zurückgewiesen und in 45,1 %erfolgteä ne Entschä düng aus formalen Gründen (z. B. 
Rücknahmeder Klage). Am 31. Dezember 2018 waren insgesamt 328.584Asylgerichtsverfahren bä 
Verwaltungsgerichten, Oberverwaltungsgerichten bzw. Verwaltungsgerichtshöfen sowiedem Bun¬ 
desverwaltungsgericht anhängig. 

1 Di e Gesamtsch utzquote umfasst alle positiven Entscheidungen, bei denen eineAsylbereehtigungnach Art. 16a Abs. 1GG, 

Fl üchtl i ngsschutz nach § 3 Abs. 1 Asyl G, subsi di ärer Schutz nach § 4 Abs. 1 Asyl G oder ei n nati onal es Abschi ebungsverbot 
nach § 60 Abs. 5 oder 7 AufenthG zuerkannt wurde. 

2 Formelle Entschädungen sind u. a. Entschädungen nach dem Dublin-Verfahren, Verfahrensänstdlungen wegen Antrags¬ 
rücknahmen sätens der Antragstä lenden und Entschädungen im Folgeantragsverfahren, dasskän wäteres Asyl verfahren 
durchgeführt wird. 

3 http://www.bamf.de/ SharedDocs/ M ä düngen/ DE/ 2019/ 20190916- qeri chtsstati sti k- 01- bi s-06- 2019.html ?n n =1367522 

(11. November 2019). 


12 






Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-13- 


Drucksache 19/16475 


Die Entscheidungen desBAMF über Asylanträge werden von den Gerichten zunehmend bestätigt. 
Während 2017 noch 22%und im vergangenen Jahr 17%der Asylbescheide, gegen diegeklagt wurde, 
von den Gerichten aufgehoben wurden, sank der Anteil im ersten Halbjahr 2019auf 14,5 % Deutlich 
häufiger, nämlich in 41,3 %der Fälle wurden die Entscheidungen des Bundesamtes von den Gerich¬ 
ten bestätigt (2018:38%). Bä den restlichen 44,2 %handäte es sich um sogenannte .sonstige Verfah¬ 
renserledigungen", worunter etwa Ei nstälungen der Verfahren wegen Nicht-Beträbens durch die 
Schutzsuchenden oder aufgrund von Ausräsen in das Herkunftsland sowie klaglos-std lende Abhilfe- 
beschädedes BAM F summiert werden. 

Dublin- Verfahren: Übernahmeersuchen, Überstellungen und Entwicklungen beim Kirchenasyl 
Im Jahr 2018 stälte Deutschland im Rahmen des Dublin-Verfahrenszur Bestimmung der Zuständig- 
kät im Asyl verfahren 54.910 Übernahmeersuchen an andere Mitgliedstaaten, 17,0% weniger als im 
Vorjahr (2017:64.267). ÜberstdIt wurden 2018 9.209 Personen und damit 29,7 %mehr als im Vorjahr. 
Di e Ü berstd I ungsquote 4 1 ag 2018 bd 24,4 % 2017 bd 15,1 % und 2016 bd 13,6 % ist al so i n den I etzten 
Jahren stetig und deutlich gestiegen. 

Die masten Überstdl ungen erfolgten wie im Vorjahr nach Italien (2.848), Frankrdch (753) und Polen 
(691). DieZahl der Übernahmeersuchen anderer Mitgliedstaaten an Deutschland sank von 26.931 in 
2017auf 25.008Ersuchen in 2018.Tatsächlich nach Deutschland überstdlt wurden 7.580Personen 
(2017:8.754), am häufigsten Asyl antragstd lende mit vorherigem Aufenthalt in Griechenland (3.495 
Überstdl ungen), Frankrdch (978Überstdlungen)undden Niederlanden (875 Überstdlungen). 2019 
wurden vonJanuar bis September von Deutschland 37.576 Übernahmeersuchen an andere Mitglied¬ 
staaten gestdlt und 6.461 Personen überstdlt, umgekehrt waren es 17.800 Ersuchen an Deutschland 
und 4.468 Ü berstd I ungen. 

DasThema Kirchenasyl blieb auch imjahr 2018 von Rdevanz. Im Frühjahr 2015 dnigten sich das 
BAMF und diechristlichen Kirchen auf an Verfahren zu Kirchenasylfällen im Kontext von Dublin- 
Verfahren. Es wurde verdnbart, dass in begründeten Ausnahmefällen dne lösungsorientierte Einzd- 
fallprüfung zur Anwendung kommt. Sdt Anfang August 2018gdten aufgrund dner Entschddung 
derlnnenministerkonferenzneueVerfahrensregdn,fallsdasBAMF bd dner erneuten Überprüfung 
den Härtefall nicht anerkennt. Der Zdtraum, in dem versucht wird, d ne Asylbewerberin bzw. dnen 
Asylbewerberin den zuständigen EU- Mitgliedstaat zu überstdlen, wird in bestimmten Fallkonstdla- 
tionen von sechsauf 18 Monate erhöht. Während der Zdt der Prüfung müssen Betroffene prinzipi dl 
inden Räumlichkdten der Kirche verbldben. Sdt der Änderung derVerfahrensregdn und sdt dem 
Rückgang der Asyl anträge ist die Zahl der Kirchenasylein Deutschland gesunken. Während von Au¬ 
gust bis Dezember 2018341 Fällegemddet wurden, waren es 2017 im gldchen Zdtraum noch mehr 
alsdoppdtsovide. Der rückläufigeTrend hidtauch in den ersten neun Monaten desjahres2019an. 


4 Zahl der Überstellungen bezogen auf die Zahl der zustimmenden Entscheidungen der anderen Mitgliedstaaten. 
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Änderungen im Flüchtlingsmanagement - Einführung von AnkER-Einrichtungen 
Im Sommer 2018 wurden in drä Bundesländern (Bayern, Sachsen und Saarland) die ersten neun so 
genannten AnkER-Einrichtungen (Ankunfts-, Entschädungs- und Rückführungsanrichtungen) 5 er¬ 
öffnet, in denen alledirekt am Asyl verfahren betäligten Akteure unter einem Dach vertreten sind. 
Dezentralisierung und stärkere Verzahnung vor Ort soll zu äner wäteren Beschleunigung und Op¬ 
timierung der Verfahren führen, aufbauend auf dem Konzept der beräts vorhandenen Ankunftszen¬ 
tren. Neuerungen in den AnkER-Einrichtungen sind unter anderem änefrühzätigeldentitätsfest- 
stälung bä Registrierung, ä ne umfassende, unabhängige Asylverfahrensberatung, Erstorientierungs¬ 
und WegwäserkursesowiedieEinrichtungvon Rechtsantragstälen vor Ort. Bis zum Abschluss des 
Asyl Verfahrens werden Schutzsuchende grundsätzlich in den AnkER-Einrichtungen untergebracht. 
Die Höchstdauer für die Unterbringung ist grundsätzlich auf 18 Monate begrenzt, bä Familien mit 
minderjährigen Kindern auf 6 Monate. Ausgenommen davon sind unbegl ätete ausländische Minder¬ 
jährige, für diedas Primat der Kinder- und Jugendhilfe gilt. Diese werden von den zuständigen Ju¬ 
gendbehörden (vorläufig)in Obhut genommen (§§ 42a, 42 SGB VIII) und in Einrichtungen der Kin¬ 
der- und Jugendhilfe untergebracht. EinedezentraleVertälungin die Fläche erfolgt bä den in An¬ 
kER-Einrichtungen untergebrachten Schutzsuchenden vor Ablauf der Fristen erst bä änem anerken¬ 
nenden Beschädzu dem Asyl antrag. Im Falle äner ablehnenden Entschädung können Rückkehr¬ 
maßnahmen beräts aus der Einrichtung heraus ängäätet werden. In diesem Fall stehen den Antrag- 
stä lenden Informationen zu Rückkehr und Räntegrationsmaßnahmen im Herkunftsland zur Verfü¬ 
gung. 6 

Neben Bayern, Sachsen und dem Saarland planten 2018 kä ne wäteren Bundesländer die Einrichtung 
von AnkER-Einrichtungen, nahmen jedoch z.T. Gesprächezum Betrieb so genannter funktionsglä- 
cher Einrichtungen auf, die grundsätzlich nach den glächen Prinzipien arbäten. Abbildung 3 ver¬ 
deutlicht die Standorte des BAMF und die von AnkER-Einrichtungen zumJahresanfang2019.Aktuäl 
(Stand Oktober 2019) gibt es bundeswät 14AnkER- oder funktionsglächeEinrichtungen 7 in sechs 
Bundesländern (Bayern, Saarland, Schleswig-Holstän, Sachsen, Brandenburg und Mecklenburg-Vor¬ 
pommern). 


5 Konkret wurden die Städte Bamberg, Deggendorf, Donauwörth, Manching, Regensburg, Schweinfurt, Zirndorf, Dresden und 
Lebach Standorte entsprechender Einrichtungen. 

6 Für die AnkER-Einrichtungen soll bis Ende des ersten Quartals 2020 ä ne Evaluierung erfolgen. 

7 Dabei handelt es sich um Nostorf/Horst und Stern-Buchholz in Mecklenburg-Vorpommern, Neumünster/Boostedt in 
Schleswig-Holstän, Eisenhüttenstadt und Frankfurt/Oder in Brandenburg sowieChemnitz und Läpzigin Sachsen. 
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Abbildung 3: Standorte des BAMF und von AnkER-Einrichtungen imjanuar2019 
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Widerrufs- und Rücknahmeverfahren: deutlich gestiegene Zahl der Entscheidungen, neue Mitwir¬ 
kungspflichten 

Die gesetzl ich vorgeschriebene Ü berprüfung des Schutzanspruches i m Wi derrufsverfahren geschi eht 
im Regelfall nach drä Jahren, woba für Entschädungen zu Asylberechtigungen nach Art. 16a GG und 
Flüchtlingsstatus nach § 3 Asyl G, die in den Jahren 2015,2016 und 2017 getroffen wurden, längere 
Fristen gäten. 8 Aufgrund der hohen Zugangszahlen in 2015 und 2016 ist auch dieZahl der notwendi¬ 
gen Widerrufsverfahren stark angestiegen. Bis Ende2021 sind insgesamt rund 620.000 Regelüberprü¬ 
fungen von Asylberechtigungen sowie Flüchtlingsschutz der Jahre 2015 bis 2018 im Rahmen des Wi¬ 
derrufsverfahrens durchzuführen. Neben diesen Regel Überprüfungen gibt es auch anlassbezogene 
Widerrufsprüfungen, deren Anzahl nicht prognostizierbar ist. 

Bisher erhielten betroffene Personen im Widerrufsverfahren lediglich dieGäegenhat zur Stälung- 
nahme, waren aber nicht zur Tä Inahme an äner Anhörung verpflichtet. Dies wird durch eineÄnde- 
rung des Asyl gesetzes, dieder Bundestag am 8. November 2018 verabschiedete (sät 12. Dezem¬ 
ber 2018 i n Kraft), neu geregät. 9 Danach haben Schutzberechtigte i n Widerrufs- bzw. Rücknahmever¬ 
fahren verglächbareMitwirkungspflichten wieschon bislang im Asyl antragsverfahren. Einefehlende 
oder mangähafte Mitwirkung der Betroffenen kann zu ihren Lasten berücksichtigt werden. Damit 
soll äne Entlastung und Beschleunigung der Verfahren errächt werden. 

Von Januar bisNovember 2019 wurden insgesamt 156.301 Entschädungen über Widerrufsprüfver¬ 
fahren getroffen, gegenüber dem Vorjahreszäträum (78.869) verdoppätesich dieZahl der Entschä¬ 
dungen. Diemästen Entschädungen betrafen in diesem Zätraum syrische Staatsangehörige 
(106.352 Entschädungen) und irakische Staatsangehörige (15.935 Entschädungen). DieWiderrufs- 
quotelagbä 2,9% 

Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten 

Der Familiennachzug wurde für subsidiär Schutzberechtigte, denen nach dem 17. März 2016 äne 
Aufenthaltserl aubnis ertä It wurde, bis zum 31. J ul i 2018 ausgesetzt. Sät dem 1. August 2018 ist der 
Familiennachzug für diese Gruppe von Schutzsuchenden aus humanitären Gründen mitäner Kon¬ 
tingentierung auf maximal 1.000 Personen monatlich wieder gestattet. Humanitäre Gründe liegen 
insbesondere vor, wenn än minderjähriges lediges Kind betroffen ist. Auch bä der Auswahlentschä- 
dung ist das Kindeswohl besonders zu berücksichtigen. Bis Ende September 2019 wurden rund 11.600 
entsprechende Zustimmungen durch das Bundesverwaltungsamt und 11.350 Visa von Auslandsver¬ 
tretungen ertä It. 10 Die Neuregä ung umfasst den Nachzug zur subsidiär schutzberechtigen Referenz¬ 
person für Ehepartnerinnen und -partner sowie minderjährige Kinder und Eltern Minderjähriger. Im 
Unterschied zu Personen mit Flüchtlingsschutz (§ 3AsylG) haben solche mit subsidiärem Schutz (§ 4 
AsylG) nach dem Aufenthaltsgesetz känen Rechtsanspruch auf Familienzusammenführung, sondern 
der Nachzug kann aus humanitären Gründen gewährt werden. Humanitäre Gründeliegen zum Bä- 
spiä vor, wenn dieHerstälung der familiären Lebensgemänschaft sät langer Zät nicht möglich war 
oder än minderjähriges lediges Kind betroffen ist (§ 36a Abs. 2 Nr. lund Nr. 2AufenthG). Ein Nach¬ 
zug ist hingegen in der Regä dann ausgeschlossen, wenn Ausschlussgründe gern. § 36a Abs. 3 Auf- 
enthG vorliegen. Das ist z. B. dann der Fall, wenn äne Ehe nicht berätsvor der Flucht geschlossen 


8 Drittes Gesetz zur Änderung des Asyl gesetzes vom 4. Dezember 2018, BGBl. Tal I Nr. 43,2250. Entschädungen 2015: bis 
31. Dezember 2019,2016: bis 31. Dezember 2020,2017: bis 31. Dezember 2021. 

9 Drittes Gesetz zur Änderung des Asyl gesetzes vom 4. Dezember 2018, BGBl.'Tä 11 N r. 43,2250. 

10 https://www.bundesreqi erunq.de/ breq-de/themen/ bestandsauf nähme/Zuwanderung- und- i nteqrati on-fordern- 

und-unterstuetzen-1682732 (8 . November 2019). 
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wurde (§ 36a Abs 3 N r. 1 AufenthG), oder die Person, zu der der Fami I iennachzug erfolgen sol I, zu ei¬ 
ner Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt worden ist(§ 36a Abs 3 Nr. 2 a AufenthG). 

Zweites Datenaustausch verbesserungsgesetz 

Das 2019 verkündeteZwäte Datenaustauschverbesserungsgesetz 11 zielt u. a. auf die watere Verbesse¬ 
rung der Registrierung und des Datenaustausche zu aufenthalts- und asyl rechtlichen Zwecken ab. Mit 
dem Gesetz werden dieNutzungsmöglichkeiten des Ausl änderzentral regi sters (AZR) weiterentwi¬ 
ckelt, um die Aufgaben, die nach der Verteilung von Asyl- und Schutzsuchenden auf die Länder und 
Kommunen bestehen, effizienter organisieren und steuern zu können. Zusätzlich werden Regelungen 
zur Erhöhung der Sicherhät sowie zur besseren Steuerung der frä willigen Ausreise und Rückführung 
umgesetzt. Das Gesetz enthält auch Regelungen zur Verbesserung der Registrierung von unbegleite- 
ten ausländischen Minderjährigen, um dem Kindeswohl besser Rechnung zu tragen. 

Fachkommission Fluchtursachen 

Imjuli 2019 hat die Bundesregierung die Mitglieder der von unabhängigen Expertinnen und Exper¬ 
ten besetzten Fachkommission „Fluchtursachen" berufen, diewiedieFachkommission zu den Rah¬ 
menbedingungen der Integrationsfähigkät (sieheAbschnitt 4.)auf äneVeränbarungim Koalitions¬ 
vertragzurückgeht. Die Fachkommission „Fluchtursachen" soll Maßnahmen zur Minderung der Ur¬ 
sachen von Flucht und irregulärer Migration erarbeiten. In einem Abschlussbericht soll siedem Deut¬ 
schen Bundestag und der Bundesregierung konkrete Vorschläge für kurz-, mittel- und langfristig um¬ 
setzbare und wi rksame M aßnahmen für das zukünfti ge Engagement der Bundesregi erung und der 
EU unterbreiten. Der Bericht soll bis Ende2020 vorliegen. 

3. Erwerbsmigration 

Diemigrationspolitischen Diskussionen desjahres2018 waren stark durch dasim Koalitionsvertrag 
vorgesehene Fachkräfteeinwanderungsgesetz geprägt, das am 1. März 2020 in Kraft treten wird. Es soll 
einen Beitrag zur Sicherung der Fachkräftebasisfürdiedeutsche Wirtschaft leisten. 

Entwicklung der gesamten Erwerbsmigration 

Imjahr 2018 zogen i nsgesamt 60.857 Drittstaatsangehörige nach Deutschland zu, dieeinen Aufent¬ 
haltstitel zur Erwerbsmigration nach den §§ 18 bis 21 AufenthG erhielten. 38.682 (63,6 %) davon reis¬ 
ten für einequalifizierte oder hochqualifizierteTätigkat ein, dazu zählen u.a. Inhaberinnen und In¬ 
habereiner Blauen Karte EU, unternehmensintern transferierte Arbeitskräfte (I CT), Forschende und 
selbständig tätige Personen. Diegenannten Zahlen bewegen sich etwa auf dem gleichen Niveau wie 
2017 (60.882 i nsgesamt, 38.082 Fachkräfte und Hochqualifizierte). Die Entwicklung im ersten Halb¬ 
jahr 2019 deuten auf a ne vergleichbare Größenordnung hin (30.237 ei ngeräste Drittstaatsangehörige 
mit Titel zur Erwerbsmigration, davon 18.666 Fachkräfte und Hochqualifizierte). 

Anhaltende Popularität der Blauen Karte EU 

U m den Arbei tsmarktzugang f ür H ochqual i f i zi erte aus Dri ttstaaten zu erl ei chtern, wurde i m J ahr 
2012 im Rahmen der Umsetzung der Hochqual ifiziertenrichtlinieder Europäischen Union dieBlaue 
Karte EU in Deutschlang eingeführt. Dabei handelt es sich um einen eigenen Aufenthaltstitel,der bei 
erstmal iger Ertä Iung mit ei ner auf höchstens vier J ahre befristeten Aufenthaltserlaubnis ä nhergeht. 


11 Zweites Gesetz zur Verbesserung der Regi stri erung und des Datenaustausches zu aufenthalts- und asyl rechtl i chen Zwecken 
(Zweites Datenaustauschverbesserungsgesetz - 2. DAVG) vom 4. August 2019, BGBl. Tä 11 N r. 29,1131. 
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Voraussetzungen zur Ertälung einer Blauen Karte EU sind an deutscher oder hier anerkannter bzw. 
vergl ei chbarer ausl ändi scher H ochschul absch I uss, di e Vorl age ei nes Arbei tsvertrages oder ei nes ver- 
bi ndl i chen Arbeitspl atzangebotes sowi e grundsätzl i ch der N achwei s ei nes jährl ichen M i ndestbrutto- 
gehaltsvon 52.000 Euro in 2018 (2019:53.600 Euro). Bei Berufen, für diein Deutschland an besonde¬ 
rer Bedarf besteht (so genannte Mangel berufe), liegt die Gehaltsgrenze niedriger (2018:40.560 Euro, 
2019:41.808 Euro). Im Rahmen der Blauen Karte EU ist darüber hinausdieErtälungäner Niederlas¬ 
sungserlaubnis nach 33Monaten Beschäftigung, dem Nachweisvon Pflicht- oder frei willigen Beiträ¬ 
gen in ei ne Altersversorgung in diesem Zeitraum sowie von einfachen deutschen Sprachkenntnissen 
möglich. Bäm Vorliegen ausrächender Kenntnisse der deutschen Sprache verkürzt sich die Frist auf 
21 Monate 

Sät ihrer Einführung 2012 erfreut sich die Blaue Karte EU in Deutschland wachsender Bäiebthät mit 
jährlich stägenden Zuwanderungszahlen. 2018 sind 12.015 Drittstaatsangehörige nach Deutschland 
ängeräst, denen ä ne Blaue Karte EU ertält wurde. Im Verglächzu 2017 ist diesän Anstieg um 
24,5 % I m ersten Halbjahr 2019 lag dieseZahl bä 5.853 und damit über dem Wert des entsprechenden 
Vorjahreszätraums Ende Dezember 2018 kumulierte sich dieZahl der drittstaatsangehörigen Inha¬ 
berinnen und Inhaber von in Deutschland ausgestälten Blauen Karten EU auf 51.130 Personen, da¬ 
runter mehrhätlich Staatsangehörige aus I ndien (25,9%), China (8,5 %), der Russischen Föderation 
(6,9 %), der Türkä (4,8 %) sowi e der U krai ne (4,3 %). Deutschi and verzä chnet dabä unter allenEU- 
Mitgliedstaaten diemit Abstand höchsten Ertä lungszahlen der Blauen Karte EU. 

Entwicklung im Rahmen der Westbalkanregelung 

Sä t dem 1. J an uar 2016 kön nen, befri stet bi s Ende 2020, Staatsangehöri ge der Westbai kanstaaten AI - 
banien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Mazedonien 12 , Montenegro und Serbien aufgrund ihrer 
Staatsangehörigkätäne Aufenthaltserlaubniszum Zweck der Beschäftigung in Deutschland erhalten 
(§ 26 Abs. 2 BeschV). Mit Zustimmung der Bundesagentur für Arbät, di eä ne Vorrangprüfung vor¬ 
nimmt, kann nun in nicht reglementierten Berufen jede Beschäftigung aufgenommen werden, unab¬ 
hängig davon, ob die betreffenden Personen äne Berufsausbi Idung absolviert haben. Voraussetzung 
ist allerdingswäterhin, dass vor der Ertälung der Aufenthaltserl aubnisän konkretes Arbätsplatzan- 
gebot in Deutschland vorliegt und der Antrag bä der deutschen Auslandsvertretung im Herkunfts¬ 
staat gestält wird. Bä reglementierten Berufen mussdieBerufsausübungserlaubnisertält oder zuge¬ 
sagt sä n. Antragstä lende dürfen zudem in den 24 Monaten vor der Beantragung käne Lästungen 
nach dem Asylbewerberlästungsgesetzin Deutschland bezogen haben. 13 Di eseRegäung war äne Re¬ 
aktion auf die hohe Anzahl an Schutzsuchenden aus den Westbalkanstaaten in denjahren 2014und 
2015 bä glächzätig sehr geringer Schutzquote und sollte die Asyl- von der Erwerbsmigration ent- 
koppän. 

Imjahr 2018 wurden 21.078 Visa zur Arbätsaufnahme in Deutschland im Rahmen der Westbai kan re- 
gäung ertält. Die Bundesagentur für Arbät vergab im gl ä chen Zätraum 46.118 Zustimmungen und 
10.657 Ablehnungen für Staatsangehöri ge der Westbalkanstaaten. Die Regäung wird insgesamt stark 
in Anspruch genommen (vgl. Kapitä 3.2.1). Probleme werden auf der änen Säte bä den Antragstä- 
lenden (wiebäspiäswäsedurch fehlende oder nicht fristgerecht ängerächte Dokumente) und auf 
der anderen Säte bä den Arbätgebern in Deutschland gesehen (Arbätsplatzzusage wird bäspiäs- 


12 Im Februar 2019erfolgtedieoffizielleUmbennungMazedoniensin Republik Nordmazedonien. 

13 Ausnahmen gelten für Personen, diezwischen dem 1. Januar 2015 und dem 24. Oktober 2015 änen Asylantrag gestält ha¬ 
ben und nach Ablauf dieses Zätraums unverzüglich aus Deutschland ausgeräst sind. 
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wäse vor der Visaertä I ung zurückgezogen). Zudem gi bt es Kapazitätsengpässe auf Säten der betref¬ 
fenden Ausl andsvertretungen, wodurch tä I wä se I ange Wartezä ten i m Visum verfahren entstehen. 

Di e Westbai kanregä ung wird bis Ende 2019 vom Institut für Arbätsmarkt- und Beschäftigungsfor¬ 
schung (I AB) eval uiert. 

Ausblick: Fachkräfteeinwanderungsgesetz 

Am 1. M ärz 2020 wi rd das Fachkräfteä nwanderungsgesetz i n Kraft treten. 14 M it dem Gesetz werden 
dieVorschriften zur Ausbildungs- und zur Erwerbsmigration im bestehenden Rahmen (v. a. im Auf¬ 
enthaltsgesetz und der Beschäftigungsverordnung) bedarfsgerecht geöffnet, insgesamt neu geordnet 
und strukturiert. Zu den zentralen Neuerungen gehört dieFestlegungänesänhätlichen Fachkräf¬ 
tebegriffs, der Fachkräftemit qualifizierter Berufsausbildung und Fachkräfte mit akademischer Aus¬ 
bildung gl ächermaßen umfasst. Bä Fachkräften wird auf die Vorrangprüfung verzichtet. Qualifikati¬ 
onen müssen anerkannt sän. Bä Fachkräften mit qualifizierter Berufsausbi Idung entfällt die Begren¬ 
zung auf Mangä berufe. Wäterhin erforderlich istän konkretesArbätsplatzangebotfürän inländi¬ 
sches Beschäftigungsverhältnis in Deutschland. Bä reglementierten Berufen mussdieBerufsaus¬ 
übungserl aubnisertält oder zugesagt sän. Neu hinzu kommen insbesonderedieMöglichkätder Ein- 
räsezur Arbätsplatzsuchefür Fachkräftemit qualifizierter Berufsausbildung, verbesserte Möglich- 
käten zum Aufenthalt für Qualifizierungsmaßnahmen zur Anerkennung von beruflichen Qualifika¬ 
tionen und die Einführungänes beschleunigten Fachkräfteverfahrens (§ 81aAufenthG). Dabä ist 
sich die Bundesregierung der internationalen Prinzipien für äneethisch verantwortbare Gewinnung 
von Fachkräften bewusst, berücksichtigt diese und wird positive Effekte (z. B. Kapazitätsausbau, Stär¬ 
kung Iokal er wi rtschaftl i eher Entwi ekl ung) fördern. N i edri gqual if i zi erten bi etet das Gesetz hi ngegen 
kä ne neuen Möglichkäten zur Einräse für die Ausübung äner Beschäftigung in Deutschland. 

A usbiiek: Gesetz über Duldung bei A usbiidung und Beschäftigung 

Für Personen, diesich mit äner Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufgehalten haben oder mit 
äner Duldung im Bundesgebiet auf halten und aufgrund von Beschäftigung, Sprache und Rechtstreue 
gut integriert sind, wird es mit dem parallä zum Fachkräfteä nwanderungsgesetz beschlossenen „Ge¬ 
setz über Duldung bä Ausbildung und Beschäftigung" 15 , das am 1. Januar 2020 in Kraft tritt, mehr 
Rechtssicherhät geben. Neu ängeführt wird die Beschäftigungsduldung: Betroffene können änesol- 
chefür zunächst 30 Monate erhalten, wenn sie bestimmte Kriterien erfüllen, u.a. die Ausübung äner 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung von mindestens35 Wochenstunden über änen Zät- 
raum von mindestens 18 Monaten, di eä genständige Sicherung des Lebensunterhalts, das Vorhan¬ 
densä n von Deutsch kenn tnissen sowie den Besitz äner Duldung sät mindestens 12 Monaten. Eine 
Ausbildungsduldung können Personen erhalten, bä denen u.a. äneAusbildungszusage vorliegt oder 
die schon während des Asyl Verfahrens mit äner Ausbildung begonnen haben, die kä ne Bezüge zu 
extremistischen oder terroristischen Organisationen haben und deren Identität geklärt ist. Ausgewä- 
tet wird dieAusbildungsduldungmitdem Gesetz auf Ausbildungen in staatlich anerkannten oder 
verglächbar geregäten Assistenz- und Häferberufen, wenn im AnschlussänequalifizierteAusbil- 
dungin änem Mangä beruf absolviert werden soll und hierfür äneAusbildungszusage vorliegt. Im 
Anschluss an äneAusbildungs- oder Beschäftigungsduldung besteht bä Vorliegen der Voraussetzun¬ 
gen di e M ögl ichkät zur Ertä I ung ä ner Aufenthaltserlaubnis. 


14 Fachkräfteei nwanderungsgesetz vom 15. August 2019, BGBl. Tei 11 N r. 31,1307. 

15 Gesetz über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung vom 8. Juli 2019, BGBl. Täl I Nr. 26,1021. 
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4. Integration 

Integrationskurse 

Diel ntegrationskursesind nach wie vor das zentrale Instrument auf Bundesebene um den Spracher- 
werb und die Integration von (neu) zugewanderten Menschen in Deutschlandzu unterstützen. Von 
2005 bis Mitte 2019 haben rund 2,25 Millionen Personen einen Integrationskurs begonnen, im Jahr 
2018 waren es 202.933 Personen, im ersten Halbjahr 2019 92.600 Personen. 2018 war etwas weniger als 
zwei Drittel der Tal nehmenden zur Kurstälnahme verpflichtet, etwas mehr alsein Drittel nahmfre- 
willig teil. Im ersten Halbjahr 2019 waren 56,5 %zurTä Inahme verpflichtet und 43,5 %besuchten 
freiwillig änen Integrationskurs. Unter den neuen Kurstal nehmenden 2018 befanden sich 45%Män- 
ner und 55%Frauen (ersten Halbjahr 2019:44%Männer und 56%Frauen). Hauptherkunftsländer 
waren Syrien, Afghanistan, der I rak, Rumänien und dieTürkei. Durchgeführt wurden die Kurse 2018 
bundesweit von rund 1.700Trägern, v. a. von Volkshochschulen, privaten Sprach- und Fachschulen, 
Bildungsstätten, betrieblichen Fortbildungsstätten, Initiativgruppen und kirchlichen sowiefreien 
Trägern. 

Berufssprachkurse 

An den Berufssprachkursen nach der Deutschsprachförderverordnung, dieauf den Integrationskurs 
aufbauen, nahmen imersten Halbjahr 92.417 Personen teil. Der Frauenanteil lag bei 45 % 

Die Berufssprachkurse dienen dem arbeitsweltlich ausgerichteten Spracherwerb biszum Niveau 
C 2GER. Ferner werden Spezi alberufssprachkurse mit fachspezifischem Unterricht für einzelne Be¬ 
rufsgruppen oder im Zusammenhang mit Verfahren zur Berufsanerkennung angeboten. 

DieTeilnahmean den Berufssprachkursen ist für Zugewanderte aus Drittstaaten (einschließlich vieler 
Asylbewerberinnen und Asylbewerber und vieler Geduldeter), EU-Staatsangehörige sowie Deutsche 
mit Migrationshintergrund grundsätzlich möglich und darüber hinaus kostenfrei, wenn die oder der 
Teil nehmende ausbildungssuchend, arbeitsuchend oder arbeitslos gemeldet ist oder ei ne Ausbildung 
im Dualen System absolviert oder sich in einer Aus- oder Weiterbildungsmaßnahme befindet oder 
Leistungen nach demSGB II bezieht oder begleitend zur Anerkennungseinesausländischen Berufsab¬ 
schlusses oder für die Erteil ung einer Berufserlaubnis an bestimmtes Sprachniveau benötigt. 

Teilnahmeberechtigt sind darüber hinaus auch Beschäftigte, diejedoch einen Kostenbeitragzu leisten 
haben, wenn deren zu versteuerndes) ahreseinkommen den Betrag von 20.000 Euro oder bei gemän- 
sam Veranlagten 40.000 Euro übersteigt. 

Das BAM F koordiniert und steuert die Durchführung der I ntegrationskurse und der Berufssprach¬ 
kurse, diegemä nsam das „Gesamtprogramm Sprache" der Bundesregierung bi Iden. Es si nd verschie- 
dene Maßnahmen vorgesehen, um die Qualität der Integrationskurse und die Zuweisung von Teil¬ 
nehmenden zu verbessern sowie Verletzungen der Anwesenheitspfl icht stärker zu ahnden. 

Um die Verbesserung der Angebote des Gesamtprogramms Sprache weiter voranzubringen, arbeiten 
das BMI und das BM AS in fortwährender Abstimmung mit dem BAMF an der qualitativen Wäterent- 
wickl ung des gesamten Kurssystems. 

Das Engagement der Bundesregierung im Gesamtprogramm Sprache zahlt sich aus. Das zeigen zum 
Bespiel die Resultateder zweiten Wel leeiner Längsschnittbefragung von Geflüchteten, diedaslnstitut 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (I AB), das Forschungszentrum des Bundesamtes für M igration 
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und Flüchtlinge(BAMF-FZ) und dasSozio-oekonomische Panel (SOEP) gemeinsam durchführen. Ob¬ 
wohl beimZuzugnur ein verschwindend geringer Anteil der Geflüchteten überdeutscheSprachkennt- 
nisse verfügte, berichtete bereits im Jahr 2017 rund ein Drittel der Geflüchteten von guten oder sehr 
guten Deutschkenntnissen. Imjahr 2016 lag dieser Anteil noch bä 18% 

Integrationsförderung durch bundesfinanzierteSprachförderung wird auch künftigen zentralesZiä 
der Bundesregierung sä n. 

Sicherstellungeiner beschleunigten und passgenauen Integrationskursteilnahme 
Das BAM F erprobt in änem Pilotprojekt sät Frühjahr 2017 an derzät TI Pilotstandorten än neues 
Zusteuerungsverfahren. Ziä ist, denTälnehmenden im Rahmen änerfrühzätigen, zentralisierten 
Testung än passgenaues Kursangebot konkret aufzuzägen und den tatsächlichen Start des Kurses 
nachzuhalten. Dazu wurden zentraleTest- und Mädestälen ängerichtet, in denen Einstufungstests 
zentral durchgeführt und dietäl nehmenden Personen vom BAMF in passende Kurse zugewiesen 
(verpflichteteTälnehmende) bzw. verwiesen werden (fräwilligTälnehmende). DasBAMFarbätet 
diesbezüglich eng mit den Kursträgern vor Ort zusammen. Mitarbätendederjewälszuständigen Re¬ 
gional stäle halten den Kursbeginn nach, indem sie prüfen, ob sich diein derTest- und Mädestäle 
getesteten Personen innerhalb der vorgegebenen Frist bäm Träger mäden und tatsächlich änen 
Kurs beginnen. 

Das Pilotprojekt wurde zuletzt in Abstimmung mit den Kommunalen Spitzenverbänden um fünf 
Standorteerwätert, an denen berätskommunaleStrukturen bestehen, um äneVerzahnung mit 
dem Verfahren desBAMFzu erproben. Das Projekt wird zunächst biszum Abschluss der Ende 2020 
beginnenden Evaluation wätergeführt, um än umfassendes Bi Id zu erhalten. Schon jetzt ist statis¬ 
tisch erkennbar, dass di eTäl nehmenden im Rahmen desPilotprojektesim Verglächszätraum zu ä- 
nem signifikant höheren Antäl mit ihrem Kurs begonnen haben. 

Qualitätssicherung der Integrationskurse 

Durch diestarke Fluchtmigration in den Jahren 2015 und 2016ergaben sich neue Herausforderungen 
für die Durchführung von Integrationskursen. Insbesondere hat sich dieZusammensetzungderTäl- 
nehmenden erheblich verändert, so dass nun mehr Personen mit geringerem Bildungsstand und feh¬ 
lender AI phabetisierung (insgesamt oder auf daslatänische Schriftsystem bezogen) an den Kursen 
tälnehmen. Dementsprechend wurden dieRegäungen zur Kursgestaltungausgebaut. Beräts2017 
wurde die inhaltliche Grundlage der Integrationskurse das „Rahmencurriculum für Integrations¬ 
kurse - Deutsch alsZwätsprache" um zusätzl iche Lernziäeim Handlungsfäd Arbät sowie um äne 
Rähevon Ziäen im Beräch Wertevermittlung ergänzt. Darüber hinaus wurde der Orientierungskurs 
von 60 auf lOOUnterrichtsänhäten erwätert und in diesem Zuge das dazugehörige Curriculum 
überarbätet. M it dem Zwätschriftlernerkurs wurde ä ne wätere Kursart i n das beräts ausdifferen¬ 
zierte Kurssystem aufgenommen; er richtet sich an Personen, die vor dem ägentlichen Integrations¬ 
kurs zunächst das I atä ni sehe AI phabä: I ernen müssen. Das BAM F hat auf der Grundl age neuer Er- 
kenntnisseden Sprachkurstäl für diese Kursart ab dem 1. Mai 2019 um 300Unterrichtsänhäten er¬ 
höht. 

Wäterhin wurden 2018än Anräzsystem zur Durchführung von Alphabetisierungskursen ängeführt 
und das Projekt „Soziale Beglätung in I ntegrationskursen" bä rund 500 Kursträgern erfolgräch pilo- 
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tiert. Seit April 2019 läuft das Folge-Pilotprojekt „Lern- und Sozial beglätung", das in erster Linie lern¬ 
ungewohnte KurstäInehmende bei ihrem Lernprozess unterstützen solI. Zum 31. März 20191 ief die 
Ausnahmegenehmigung zum Unterrichten in den Alphabetisierungskursen für Leh rkräfte oh ne Zu¬ 
satzqualifizierung aus, so dassnunmehr für alle Lehrkräfte in den Integrationskursen hoheStandards 
gelten. Wäterhin wurdeimjuni 2019dieadditiveZusatzqualifizierung„Lernschwierigkäten im Un¬ 
terricht mit Schwerpunkt Trauma" für Lehrkräfte implementiert. 

Das Forschungszentrum des BAM F beglätetseit 2018 die Entwicklung der Integrationskurseim Rah¬ 
men des Projekts "Evaluation der Integrationskurse (EvI k)" # das insbesondere die Wirkungsweise der 
Kursehinsichtlich derTälnehmendengruppeder Geflüchteten erforscht. Erste Ergebnisse wurden im 
September 2019 in änem Zwischenbericht vorgelegt. 16 

A usbau der Regelungen zum Kursbesuch 

Für den Integrationskurs sind im Masterplan Migration des BMI äneVerschärfungder Anwesen- 
hätspfl icht für verpfI i chteteTä I nehmende (u. a. mit ä ner Koppä ung der Anwesenheit i m Orienti e- 
rungskursan die Zulassung zum Abschlusstest), verstärkte Sanktionen bä Nichttälnahme(in Koope¬ 
ration mitden Ländern sowieder Bundesagentur für Arbät) sowie ä ne Verschärfung der Pflicht zur 
Vorlage ärztlicher Atteste vorgesehen. Zudem wird ä ne Erhöhung der Kontroll dichte bä Trägern und 
in Kursen, in angemessenem Verhältniszum gewachsenen Umfang des Integrationskurssystems, als 
Ziä vorgegeben. Entsprechende Maßnahmen zur Erwäterungder Pflicht zur Vorlage ärztlicher At¬ 
teste wurden 2018ängäätet; sät August 2018 müssen verpf I i chteteTä I nehmende bä Krankhät be- 
rätsabdem zwäten krankhätsbedingten Abwesenhätstagän ärztlichesAttest vorlegen. Zur Erhö¬ 
hung der Kontroll dichte wurden imjahr 2019 bis Anfang Oktober beräts knapp drä Viertä der Kurs¬ 
träger kontrolliert. Der Ausbau der Regä ungen dient ä ner gestägerten Erfolgsrate von Integrations¬ 
kursen. Bessere Deutschkenntnisse sollen änen entschädenden Bätragzuäner nachhaltigen In¬ 
tegration in diedeutscheGesälschaft Iästen. 

Entlastung der Länder und Kommunen bei Integrationskosten im Kontext Fluchtmigration 
Um die Länder und Kommunen hinsichtlich ihrer Integrationskosten finanziäl zu entlasten, wurde 
beräts 2016 das "Gesetz zur Betäligung des Bundes an den Kosten der Integration und zur wäteren 
Entlastung von Ländern und Kommunen" beschlossen. Am 29. November 2018 hat der Bundestag 
über die Fortsetzung der Betäligung des Bundes an den Integrationskosten der Länder und Kommu¬ 
nen entschieden. 17 Danach wurden die beräts 2017/18zur Verfügung gestälten Entlastungen der 
Länder und Kommunen im Hinblick auf Flüchtlings- und Integrationskosten für än Jahr bis Ende 
2019 verlängert. Zudem wurde die Integrationspauschale für 2019 auf rund 2,4 Milliarden Euro aufge- 
stockt. Zusätzlich unterstützt der Bund dieLänder und Kommunen auch im Kontext von Integration 
und Fluchtmigration unter anderem in den Berächen Ausbau der Kinderbetreuung 18 , unbeglätete 
minderjährigeGeflüchtete, WohnraumförderungsowieWohnkosten von Geflüchteten. 


16 Tissotetal.2019. 

17 Gesetz zur fortgesetzten Betäligung des Bundes an den Integrationskosten der Länder und Kommunen und zur Regä ung 
der Folgen der Abfi nanzierung des Fonds "Deutsche Ei nhät" vom 17. Dezember 2018, BGBl. Tä 11 N r. 47,2522. 

18 Die Schaffung zusätzlicher Betreuungsplätze ist nicht auf geflüchtete Kinder begrenzt. 
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Förderprogramme „Integration durch Qualifizierung" und „Faire Integration" 

Das vom BMASund dem Europäischen Sozialfonds geförderte Programm J ntegration durch Qualifi¬ 
zierung (IQ)" zielt auf dieVerbesserung der Arbeitsmarktintegration von Menschen mit Migrations¬ 
hintergrund. Das i n Kooperation mit dem Bundesmi nisteri um für Bi Idüng und Forschung und der 
Bundesagentur für Arbeit durchgeführte Programm spricht die in Deutschland lebenden Menschen 
mit Migrationshintergrund statusunabhängig an: die Angebote richten sich an bereitslänger in 
Deutschland lebende Personen wie auch Neuzuwanderer oder Geflüchtete und können von diesen 
kostenfrä genutzt werden. 

Das Programm verfügt im Jahr 2019 über rund 70feste und wätere 100 mobile Anerkennungs- und 
Qualifizierungsberatungsstellen, die Personen bä der Anerkennung ihrer ausländischen Abschlüsse 
unterstützen. Ein zentraler Punkt ist die Unterstützung bä der Anerkennung ausländischer Berufsab¬ 
schlüsse sowie bä Anpassungsqualifizierungen, um änevolleGlächwertigkät ihres Berufsabschlus¬ 
ses mit dem deutschen Referenzberuf zu errächen. Neben Anpassungsmaßnahmen werden wätere 
Qualifizierungen vorgehalten, die den Zugang zum deutschen Arbätsmarkt auch dann verbessern, 
wenn kän formales Berufsanerkennungsverfahren erforderlich ist. Die Anerkennungs- und Qualifi- 
zierungsberatung bietet i n vi äen Fäl I en ä neVorkl ärung wi e bäspiäswäse die I dentifizierung des 
deutschen Referenzberufsund die Unterstützung bä dem Zugang zum Anerkennungsverfahren der 
zuständigen Stälen an. Wäterhin hilft das Förderprogramm, geägneteQualifizierungsangeboteauf- 
zuzägen,Zugangsvoraussetzungen zu klären und Informationen zu ausgewählten Finanzierungsin¬ 
strumenten zu vermittän. In der Förderrunde2015 bis2018wurden insgesamt 194.568Personen in 
der Anerkennungs- oder Qualifizierungsberatung betreut. 

I m Laufedesjahres 2017 wurde in IQ die neue Programml inie „Faire I ntegration“ aufgäegt. Ab Ende 
2017 wurde diese sukzessive lokal pilotiert und implementiert. Sät Mitte 2018 sind in allen Bundes¬ 
ländern Beratungsstälen „Fai re Integration“ aktiv. Sie bieten Beratung zu arbäts- und sozial rechtli¬ 
ches Fragestä I ungen. Das 2017 zunächst für Gefl üchtete aufgä egte Angebot wurde Anfang 2019 für 
alle Drittstaatsangehörigen geöffnet. In diesem Rahmen sind mehrere, zumTäl gewerkschaftsnahe 
Träger aktiv, dieberäts über Erfahrungin der arbätsrechtlichen Beratung verfügen. Begründet 
wurde die Einführung dieses Beratungsangebots mit dem Argument, dass Personen, die nur über be¬ 
grenztes Wissen über gätendearbätsrechtlicheBestimmungen und den Arbätsmarkt in Deutsch¬ 
land verfügen, häufiger Opfer von Ausbeutung und Benachtä ligung werden könnten. Ein nicht gesi¬ 
cherter Aufenthaltsstatus in Deutschland sowie prekärefinanziäle Situationen verstärken diese Ge¬ 
fahr noch zusätzlich. ImZätraum 1. Dezember 2017bis31. Dezember 2018konnten insgesamt 1.302 
Erst- und Folgeberatungen in diesem Beräch durchgeführt werden. 

10. integrationsgipfei und Weiterentwicklung des Nationalen Aktionsplans integration (NAP-i) 

Nach dem Nationalen Integrationsplan (2007) und dem ersten Nationalen Aktionsplan Integration 
(2012) wurde im Rahmen des 10.1 ntegrati onsgi pf äs am 13. Juni 2018 der Startschuss zur Fort- und 
Wäterentwicklung des Nationalen Aktionsplans Integration in den Jahren 2018 bis 2021 gegeben. Die 
Gesamtkoordination liegt bä der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration (IntB). Der Grundsatz von „Fordern und Fördern“ bläbtdabä erhalten, zusätzlich orien¬ 
tiertsich der NAP-I an änemzätlich gestaffäten Modäl, das die Integrationsbedarfein unterschied¬ 
lichen Phasen der Zuwanderung und des Zusammenlebensthematisiert. Diese sind: vorder Zuwan¬ 
derung (Phase I), Erstintegration (Phasell), Eingliederung (Phase III), Zusammen wachsen (Phase IV) 
und Zusammenhalt (PhaseV). Zugeordnet sind diesen Phasen insgesamt 24Themenforen, in denen 
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sich unter Federführung verschiedener Bundesressorts Vertreterinnen und Vertreter aus Wissen¬ 
schaft und Praxis (Länder, Kommunen, Zivil gesell Schaft, insbesondere Migranten - und Migrantin- 
nenorganisationen) mit verschiedenen Integrationsbereichen beschäftigen und bisAnfang 2021 ent¬ 
sprechende Berichte und „KernVorhaben" erarbeiten. 

Verbesserungen bei der Sprach-,Ausbi/dungs- und Beschäftigungsförderung ab 2019 
Mit dem am 1. August 2019 in Kraft getretenen Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz 19 wird ein 
deutlich erweiterter Zugang für bestimmte Asylbewerberinnen und Asylbewerber (Gestattete) sowie 
Geduldete zu den bundesgeförderten Sprachfördermaßnahmen geregelt. So können nicht nur weiter¬ 
hin Personen mit guter Bleibeperspektive (ab dem 1. August 2019 aus den Herkunftsländer Syrien 
und Eritrea) bereits während desAsylverfahrensan Integrations- und Berufssprachkursen teil neh¬ 
men, sondern auch arbeitsmarktnaheGestattetemit unklarer Bleibeperspektive(z. B. aus Afghanis¬ 
tan, I ran, Irak, Somalia), wenn sie vor dem 1. August 2019eingeräst sind, nicht ausänem sicheren 
Herkunftsstaat stammen und sich seit mindestens drei Monaten gestattet in Deutschland aufhalten. 
Zusätzlich zu den Geduldeten mit einer Duldung aus dringenden humanitären oder persönlichen 
Gründen oder erheblichen öffentlichen Interesse(§ 60aAbs.2Satz2und3AufenthG)können nun 
auch arbeitsmarktnahe Geduldete nach sechs Monaten geduldetem Aufenthalt an den Berufssprach¬ 
kursen teil nehmen. Weiterhin wird der Zugangzu den ausbildungsvorbereitenden und ausbildungs¬ 
begleitenden Förderinstrumenten weitgehend unabhängig von aufenthaltsrechtlichen Vorgaben ge¬ 
regelt und für Ausländerinnen und Ausländer deutlich geöffnet. 

Gestattete, bä denen an rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt in Deutschland zu erwarten ist, 
können bestimmte vermittlungsunterstützende La stungen der aktiven Arbätsförderung (z. B. Maß¬ 
nahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung, Förderung aus dem Vermittlungsbudget) 
berätsim Vorfäd änesArbätsmarktzugangserhalten. Diese bisher befristete Regäung wird entfris- 
tet und in dieallgemänen Regä ungen i ntegriert. Zudem wird ä ne gesetzliche Grundlage dafür ge¬ 
schaffen, dass das Arbatslosengäd bä Tälnahmean änem Integrationskursoderänem berufsbezo¬ 
genen Deutschsprachkurs fortgezahlt werden kann, sofern die Agentur für Arbätfestgestält hat, dass 
dieTä I nähme für ä ne dauerhafte beruf I i che Ei ngl i ederung notwendi g i st. 

M it I nkrafttreten des Dritten Gesetzes zur Änderung des Asyl bewerberlästungsgesetzes 20 zum 1. Sep¬ 
tember 2019 wurden zudem bi sher bestehende Förderl ücken bä gestatteten oder gedul deten Auszu- 
bildenden und Studierenden geschlossen, sodass nunmehr der Lebensunterhaitauch nach Ablauf ä- 
ner Dauer von 18 Monaten im Bundesgebiet sichergestält ist. 

Fachkommission der Bundesregierung zu den Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkeit 
Die Bundesregi erung hat i m J anuar 2019, auf Basi s ä ner Verä nbarung i m Koal i ti onsvertrag von 2018, 
äne unabhängige Fachkommission zu den Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkät ins Leben 
gerufen. Die 24 Mitglieder aus Wissenschaft und Praxis wurden durch das BMI,dasBMASunddie 
I ntB dem Bundeskabinett vorgeschlagen und haben im Februar 2019 ihreArbät aufgenommen. 

Ziä der Kommission istes,diewirtschaftlichen,arbätsmarktpolitischen,gesälschaftlichen und de¬ 
mografischen Rahmenbedingungen für die Integration zu beschräben und kurz- bismittäfristige 
Empfehlungen abzugeben. Dabä soll es sowohl umdieNeuzuwanderungderletztenJahre(u.a. EU- 


19 Gesetz zur Förderung der Ausbi I düng und Beschäfti gung von Ausl änderi n nen und Ausl ändern - Ausl änderbeschäfti gungs- 
förderungsgesetz vom 8. J ul i 2019, BGBl. Tei 11 N r. 26,1029. 

20 Drittes Gesetz zur Änderung des Asyl bewerberl ei stungsgesetzes vom 13. August 2019, BGBl. Ta 11 N r. 31,1290. 
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Staatsangehörige, Schutzsuchende) als auch bereits länger in Deutschland lebende Menschen mit und 
ohne Migrationshintergrund gehen. Der Bericht der Kommission wird Mitte 2020 der Bundesregie¬ 
rung und von dieser dem Deutschen Bundestag vorgelegt. 

5. Rückkehr und Reintegration 

Rückkehrpolitik ist ein wesentlicher Teil der Migrationspolitik. Sieziät darauf ab, dass Personen, die 
unter keinem Gesichtspunkt en Aufenthaltsrecht haben und vollziehbar ausräsepflichtigsind, das 
Bundesgebiet verlassen, und umfasst Maßnahmen zur Förderungfrä williger Rückkehr sowie zur 
zwangswesen Rückführung. Prinzipiell ist dabei der f re willigen Rückkehr Vorrang vor Zwangsmaß¬ 
nahmen einzuräumen. Die Bundesregierung engagiert sich im Bereich der Förderung von freiwilliger 
Rückkehr durch verschiedene Programme, mit dem Ziä, vollziehbar ausreisepflichtigen Personen 
eine Rückkehr in Würde und ihre nachhaltige Rentegration in den Herkunftsländern zu ermögli¬ 
chen. 

Entwicklung von freiwilliger (geförderter) Rückkehr und Abschiebungen 

Das seit 1979 existierende Bund-Länder-Rückkehrförderprogramm REAG - seit 1989 ergänzt durch 
GARP 21 - ist das quantitativ wichtigste Instrument der Rückkehrförderung in Deutschland. Das von 
der Internationalen Organisation für Migration (IOM)durchgeführteREAG/GARP-Programm bietet 
neben der Übernahme von Räsekosten und Räsebähilfen (REAG)jenach Staatsangehörigkät auch 
Starthilfen zur Wiederangliederung (GARP). Neben diesem sowiedem ergänzenden Bundesreinteg¬ 
rationsprogramm StarthilfePlus (siehe dazu im Folgenden) existiert ei ne Vielzahl von transnationa¬ 
len, europäischen, bundes- und landesweiten sowie kommunalen Projekten, diedie Rückkehr und 
Rä ntegrati on fördern sol I en. Si e konzentri eren si ch tä I s auf besti mmte (besonders vul nerabl e) Zi ä - 
gruppen, spezifische Herkunftsregionen oder besondere Förderleistungen und Rückkehrvorberä- 
tungsmaßnahmen. Bereits bä der Asylantragstälung werden an allen Standorten des BAM F standar¬ 
disierte Rückkehrinformationen angeboten. Dabä wird auch auf die Rückkehrberatung der Bundes¬ 
länder und der Wohlfahrtsverbände verwiesen. 

Imjahr 2018wurdediefräwilligeRückkehrvon 15.941 Personen über das Programm REAG/GARP 
gefördert. Di es entspricht änem Rückgang von 46,0%im Vergläch zum Vorjahr (2017:29.522), nach¬ 
dem dieZahlen berätsimjahr zuvor um 45,3%zurückgegangen waren (2016:54.006geförderteAus- 
räsen). AI lerdings war dieZahl der über REAG/GARP geförderten Ausräsen 2016 besonders hoch, da 
in diesem Zätraum besonders viäeAsylzugänge zu verzächnen waren. Zudem hat sich 2018 das Ver¬ 
hältnis von geförderter fräwilliger Rückkehr über das REAG/GARP-Programm zu Abschiebungen 
erstmalssät 2012 umgekehrt. Lag dieZahl der jährlich geförderten frä wi 11 i gen Ausräsen sät 2012 
stets über der Zahl der Abschiebungen, wurden imjahr 2018 deutlich mehr Abschiebungen vollzogen 
(23.617) al s f rä wi 11 i ge Ausrä sen gefördert. I m Zä träum 1. J an uar 2019 bi s 30. September 2019 wurden 
16.808 Abschiebungen und 10.201 geförderte frä willige Ausräsen im Rahmen von REAG/ GARP re¬ 
gistriert. 22 

Zu beachten ist, dass es zur Zahl der geförderten Ausräsen mit Programmen der Bundesländer und 
Kommunen kä ne bä astbaren Angaben gi bt, ebenso gi bt es kä ne bä astbaren Angaben zur Zahl der 
Personen, die ungefördert und fräwil lig ausräsen. 

21 REAG: Reintegration and Emigration Program for Asylum-Seekersin Germany; GARP: Government Assisted Reparation 
Program. 

22 BT-Plenarprotokoll 19/117, S. 14366. Hinsichtlich REAG/GARP vorläufige Zahlen. 
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StarthilfePlus 

Seit dem 1. Februar 2017 wird die bisherige REAG/GARP-Rückkehrförderung durch das Bundespro¬ 
gramm Starthi IfePI us ergänzt. Die Höhe der jewä ligen Förderung hängt vom Zätpunkt der Rückkeh¬ 
rentscheidung ab. 2018galten folgende Regelungen: Entschieden sich Schutzsuchende noch vor der 
Asyl entschei düng für ei ne freiwillige Rückkehr erhielten sie 1.200 Euro pro Person (Stufe 1). Nach Ab¬ 
schluss des Verfahrens, jedoch noch vor Ablauf der Ausreisen st betrug die ausgezahlte Prämie 800 
Euro (Stufe 2). Des Weiteren gab es ei ne zusätzl i che Fami I i enkomponente von 500 Euro für gemei n- 
samzurückkehrendeFamilien ab fünf Personen. 

I m Zeitraum vom 15. September bis 31. Dezember 2018 erweiterte die Bundesregierung das Rück¬ 
kehrförderprogramm Starthi IfePI us um dieAktion „Dein Land. DeineZukunft.Jetzt!" Diestufen- 
weise Förderung im Rahmen von StarthilfePlus für Personen ohne Blei beperspektive wurde im Zät- 
raum der Aktion um einen zwölfmonatigen Wohnkostenzuschussim Wert von biszu 3.000 Euro er¬ 
gänzt. So konnten Familien Sachleistungen zum Beispiel für Miete, Bau- und Renovierungsarbeiten 
oder die Grundausstattung für Kücheoder Bad im Wert von biszu 3.000 Euro bekommen, Einzelper¬ 
sonen im Wert von biszu 1.000 Euro. Förderbewilligungen wurden letztlich für mehr als600 Perso¬ 
nen ausgestellt, unter anderem an Rückkehrende aus dem Irak, der Russischen Föderation, Iran, Ar¬ 
menien, Afghanistan und Aserbaidschan. 

2019 wurde das StarthilfePlus-Fördersystem vereinfacht und Förderelemente der Aktion „Dein Land. 
Deine Zukunft. Jetzt!" dauerhaft in das Programm übernommen. Je nach Zielland erhalten rückkeh¬ 
rende Einzelpersonen nun 6-8Monatenach der Rückkehr einefinanzielleStarthilfein Höhe von 
1.000 EUR bzw. 2.000 EUR pro Familie, einen Wohnkostenzuschussoder im Falle von Langzeitgedul¬ 
deten zusätzl i che medi zi ni sehe U nterstützung. 

Über StarthilfePlus wurden imjahr 2018 5.184 Personen gefördert (2017:10.000 geförderte Ausräsen). 
Diese Zahlen sind in der Gesamtzahl der Förderungen durch das REAG/GARP- Programm inbegriffen, 
da die Förderung durch GARP eineVoraussetzung für die Unterstützung durch StarthilfePlus ist. Im 
Jahr 2019 hat sich dieZahl der Rückkehrenden, dieeineStarthilfePlus-Förderung erhalten, im Ver- 
glach zu 2018 erhöht. I m Zeitraum 1.J anuar bis 30. September 2019 haben bereits 5.693 Personen 
ei ne Förderbewilligung erhalten. Das Forschungszentrum des BAMF hat in Kooperation mit IOM eine 
begleitende Evaluation in Form einer Befragung von im Rahmen des Programms zurückgekehrten 
Personen durchgeführt. Die Ergebnisse wurden im November 2019 vorgelegt. 23 

Perspektive Heimat 

Seit 2017 führt das Bundesmi ni steri um f ür wi rtschaftl i che Zusammenarbeit und Entwickl ung (BM Z) 
das Programm „Perspektive Heimat" durch. Das Programm soll Bleibe- und Zukunftsperspektiven in 
13 Partnerländern schaffen, nachhaltige Reintegration fördern und irreguläre Migration mindern. 

Den Kern des Programms bi Iden „Beratungszentren für Jobs, Migration und Reintegration" in den 
Partnerländern, diedurch die Deutsche Gesell schaft für I nternationaleZusammenarbeit (GIZ) in en¬ 
ger Zusammenarbeit mit den jewäligen nationalen Arbeitsagenturen oder anderen Partnern aufge¬ 
baut wurden. Sie bieten u.a. Unterstützung bei derj obsuche und Existenzgründung, Fragen der Aus¬ 
bildung und beruflichen Weiterbildung, sowie Unterstützung bei sozialen Fragen (z. B. Wohnungssu- 


23 Schmitt et al. 2019. 
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che, Schul bei hi Ife) und psychosoziale Hilfe. Im Jahr 2018 hat das Programm rund 13.500 und bis Ok¬ 
tober 2019:38.200 indi viduel le Unterstützungsleistungen zur Reintegration von aus Deutschland Zu¬ 
rückgekehrten in den Partnerländern Albanien, Kosovo, Serbien,Tunesien, Marokko,Ägypten, Sene¬ 
gal, Ghana, Nigeria, Irak und Afghanistan umgesetzt. Zudem wurde auch die Lebens- und Beschäfti- 
gungssituati on von Ei nhei mi sehen, Bi nnenvertri ebenen sowi e Rückkehrenden aus Drittl ändern 
durch rund 132.600 M aßnahmen i n 2018 und 463.400 M aßnahmen bis Oktober 2019 verbessert. 24 

Zusammenarbeit mit Herkunftsstaaten zu Rückübernahme 

Die Bundesregierung führt regelmäßig bi laterale Gespräche mit wichtigen Herkunftsstaaten, um die 
Zusammenarbeit bei Rückführungen zu verbessern. I n diesem Zusammenhang Unterzeichneten 
Deutschland und Guinea am 15.Januar 2018 ein Rücknahmeübereinkommen. Am 26. Septem¬ 
ber 2018 wurde zudem ä ne Absprache zwischen Deutschland und der Republik Moldau über die An¬ 
wendung änes vereinfachten Verfahrens zur Rückübernahme moldauischer Staatsangehöriger un- 
terzeichnet. Das Kernstück der Absprache bi Idet die vereinfachte Ausstel Iung von EU-Laissez- Passer- 
Dokumenten durch dieAusländerbehörden bei fehlenden Passdokumenten der Rückkehrenden. 

ERRiN - European Return and Reintegration Network 

Seitjuni 2018 ersetzt das European Return and Reintegration Network (ERRIN) das Vorläuferprojekt 
European Reintegration Network (ERIN), wobei die Laufzeit des neuen Programms bis Mai 2020fest- 
gelegt wurde. Dabei handelt es sich um an europäisches Rückkehr- und Reintegrationsprogramm 
von 15 EU-Mitgliedstaaten und Schengen-Staaten unter Lätungder Niederlande,an dem sich 
Deutschland beteiligt. DieFörderung wurdeimjahr 2018 für Rückkehrende aus Deutschland in 13 
Herkunftsländerangeboten: Äthiopien, Afghanistan, Bangladesch, Gambia, Ghana, Indien, Irak, Ma¬ 
rokko, Nigeria, Pakistan, Russische Föderation, Sri Lanka und Ukraine Seit 1. Januar 2019wurdedie 
ERRIN-Rückkehrförderungauch für Armenien geöffnet. Bä änerfräwilligen Rückkehr können in 
Form von Sachlästungen Einzäpersonen in Höhe von biszu 2.000 Euro, Familien bä änerfräwilli¬ 
gen Ausräsemit biszu 3.300 Euro und bä änerfestgestälten Vulnerabilität änmalig mit zusätzli¬ 
chen 500 Euro gefördert werden. ZwangswäserückgäTihrte Personen können Sachlästungen in 
Höhe von biszu 1.000 Euro erhalten. 

Zweites Gesetz zur besseren Durchsetzung derA usrasepflicht 

Aufgrund der imjahr 2018gestiegenen Zahl von geschäterten Rückführungen vollziehbar ausräse- 
pflichtiger Personen verabschiedete der Bundestag auf Vorschlag der Bundesregierung än Zwätes 
Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausrä sepf I i cht 25 , das i m August 2019 i n Kraft trat. Das Gesetz 
betrifft vor allem bestandskräftigabgäehnteAsylbewerberinnen und Asylbewerber, bä denen fest¬ 
steht, dass sie nicht schutzbedürftig sind und die Bundesrepublik Deutschland verlassen müssen. Es 
setzt dieVeränbarungder Regierungspartäen im Koalitionsvertrag. 

Das Zwäte Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausrä sepfli cht sch ließt bestehende Lücken in den 
Rückführungsregäungen. Fehlanräzezum rechtswidrigen Verbläb im Bundesgebiet trotz vollzieh¬ 
barer Ausrä sepfli cht werden besätigt. Unter anderem wird vollziehbar ausrä sepflichti gen Auslände¬ 
rinnen und Ausländern die Duldung mit dem Zusatz „für Personen mit ungeklärter Identität" ertält, 
wenn dieAbschiebungausvon ihnen sä bst zu vertretenden Gründen nicht vollzogen werden kann, 


24 BMZ 2019a. 

25 Zwätes Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausrä sepfli cht vom 15. August 2019, BGBl. Täl I Nr. 31,1294. 
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weil siedas Abschiebungshindernis durch eigenen Täuschung über ihre Identität oder Staatsangehö¬ 
rigkeit selbst herbeiführen oder zumutbare Handlungen zur Erfüllung der besonderen Passbeschaf¬ 
fungspflicht nicht vornehmen. Der häufigste Grund dafür, dass die vol I zieh bare Ausräsepf licht nicht 
durchgesetzt werden kann, ist das Fehlen gültiger Reisedokumente. 

Da Rückführungen häufig am Flugtag z. B. wegen Untertauchens misslingen, werden mit dem Zwei¬ 
ten Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepfl icht die Voraussetzungen für Sicherungshaft 
systematischer gefasst und dieMöglichkäten zur Anordnung von Sicherungshaft ausgeweitet. Des 
Wäteren wird der Anwendungsbereich der Vorbereitungshaft dahingehend erweitert, dass auch die 
Vorbereitung ä ner Abschiebungsanordnung zur Abwehr ä ner besonderen Gefahr für die Sicherhät 
der Bundesrepublik Deutschland oder ä ner terroristischen Gefahr erfasst sowie der Ausreisegewahr¬ 
sam praktikabler gestaltet wird. Neu eingeführt wird mit dem Zwäten Gesetz zur besseren Durchset¬ 
zung der Ausrei sepf I i cht die sogenannte M i twi rkungshaft. Si e ermögl i cht ä ne Vorführung aus der 
Haft, wenn der Ausländer bestimmten Anordnungen zur Mitwirkung bä der Identitätsklärung käne 
Folgelästet. Wäterhin gilt daher, dass Minderjährige und Familien mit Minderjährigen nur in beson¬ 
deren Ausnahmefällen und nur so langein Haft genommen werden dürfen, wiees unter gebotener 
besonderer Berücksichtigung des Kindeswohl sangemessen ist. 

Um den Mangä an Abschiebungshaftplätzen zu begegnen, können Abschiebungsgefangenevorüber- 
gehend bis zum 30. Juni 2022 und begrenzt auf bis zu 500 Haftplätze in sämtlichen Hafte nrichtungen 
Deutschlands untergebracht werden. 26 Die getrennte Unterbringung von Strafgefangenen innerhalb 
dieser Haftanstalten blebt wäterhin vorgeschrieben. DasAuswäsungsrecht wurde dahingehend 
überarbätet, dass Personen, die wegen Soziallästungsbetrugs und Verstößen gegen das Betäubungs- 
mittägesetzzu äner Frähäts- oder Jugendstrafe von mindestensänemjahr rechtskräftig verurtält 
wurden, lächter ausgewiesen werden können. Auch der besondere Auswäsungsschutz wurde über¬ 
arbätet und ziägenauer für diejewäligezu schützende Personengruppe gefasst. Überwachungsmaß¬ 
nahmen gegen schwere Straftäter, die aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht abgeschoben 
werden können, werden ausgewätet. 

Werden mehrereAngehörigeäner Familie inhaftiert, dann sind diese getrennt von den übrigen Ab¬ 
schiebungsgefangenen unterzubringen und än angemessenes Maß an Privatsphäre zu gewährlästen. 
DiePrüfung, ob ä ne Unterbringung in äner Haftanstalt im konkreten Einzäfall, bäspiäswäse. bä 
vulnerablen Gruppen, zumutbar bzw. zulässig ist, muss wäterhin erfolgen. 

Zudem wurde mit dem Zwäten Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausräsepfl icht § 12a ,Asyl Ver¬ 
fahrensberatung''neu in das Asyl gesetzängefügt. Damit wurde die rechtliche Grundlage für ä ne für 
dieAsylsuchenden fräwillige, unabhängigestaatlicheAsylverfahrensberatungdurch das Bundesamt 
für M igration und Flüchtl ingeoder durch Wohlfahrtsverbände geschaffen. 


26 Die Regelung im Aufenthaltsgesetz beruht auf Art. 18 der EU-Rückführungsrichtlinie. Es gilt wäterhin, dass Strafge¬ 
fangene und Abschiebehäftlingegrundsätzlich getrennt vonänander untergebracht werden müssen. 
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6. Internationalezusammenarbeit 

Deutschland beteiligt sich weiterhin aktivder Lösung, gemeinsamer Herausforderungen bei Flucht 
und Migration auf internationaler Ebene. In diesem Zusammenhang leistet es Beiträgezu Resettle- 
ment- und Relocation-Programmen der EU sowiein anderen Bereichen, wiebeispielsweise der Auf¬ 
nahme von aus Seenot Geretteten oder der Visapolitik. 

Resett/ament und humanitäre A ufnähme für syrische Schutzbedürftige aus der Türkei im Rahmen 
der EU- Türke-Erklärung 

Das Resettlement-Verfahren ist ein international anerkanntes Instrument im Umgang mit langanhal¬ 
tenden Flüchtlingskrisen. Personen, bei denen der UNHCR die besondere Schutzbedürftigkeit festge¬ 
stellt hat und für diesowohl dieRückkehr ins Herkunftsland alsauch die Integration im (aktuellen) 
Zufluchtsstaat i n absehbarer Zät ausgeschlossen si nd, wi rd die M ögl ichkät gegeben, i n aufnahmebe¬ 
rate Staaten legal und mit dem Ziel einzurasen,dort dauerhaft Schutz zu erhalten. In denjahren 
2016 und 2017 beteiligte sich Deutschland mit insgesamt 1.600 Personen amEU-Resettlement-Pro- 
gramm mit EU-weit 22.504 Plätzen. 

DieEU-Kommission stellte im September 2017 ein neues europäisches Resettlement-Programm für 
diejahre 2018^2019 für mindestens 50.000 Schutzbedürftige vor. Neben der Fortsetzung der Neuan- 
siedlungvon Schutzbedürftigen aus der Türkei sollen zunehmend auch Menschen ausNord- und 
Ostafrika berücksichtigt werden. Dafür stehen 500 Mi Mionen Euro zur Verfügung. Das BMI kündigte 
nach der Regierungsbildung im März 2018 an, dass sich Deutschland mit 10.200 Plätzen am EU-Re- 
settlement- Programm 2018V 2019 beteiligen wird. Diese Gesamtzahl beinhaltet Plätzefür Aufnahmen 
im Rahmen von Resettlement des Bundes (biszu 3.200 Plätze), für humanitäre Aufnahmen aus der 
Türke (biszu 6.000 PI ätze), für an neues Aufnahmepilotprogramm des Bundes „Neustart im Team" 
(NesT), bei dem staatlicheund zivile Akteure Zusammenarbeiten (biszu 500 Plätze), sowiefür ein Auf¬ 
nahmeprogramm des Landes Schleswig-Hol stein (500 Plätze). In 2018 erfolgten die Einreisen von 276 
Personen aus dem Niger auf Grundlage einer Anordnung des BMI vom 6. Juli 2018 sowie 107 Perso¬ 
nen aus Ägypten auf Grundlage einer Anordnung des BMI vom4.April 2016. Am 11. Dezember 2018 
wurde vom BMI eineentsprechendeAufnahmeanordnungfürdieAufnahmevon biszu 2.900 beson¬ 
dersschutzbedürftigen Personen aus Ägypten, Äthiopien, Jordanien und dem Libanon erlassen. Die 
Ei nrei sen si nd für 2019 vorgesehen. 

Am lljanuar 2017 ordnete das BMI dietemporärehumanitäreAufnahmevon syrischen Schutzbe¬ 
dürftigen aus der Türkei bis zum 31. Dezember 2018 an. Mit der Aufnahmeanordnung vom 21. De¬ 
zember 2018 wurde entschieden, biszum 31. Dezember 2019 weiterhin ei ne Aufnahme von biszu 
500 Personen pro Monat zu ermöglichen. Über diehumanitäreAufnahmeausderTürkei, die im Rah¬ 
men des 1:1-Mechanismus der EU-Türkä-Erklärung erfolgt, konnten im Jahr 2018 insgesamt 2.557 
Personen änreisen. 
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Rdocation 

Im Rahmen des Rdocation-Verfahrens nahm Deutschland im Jahr 2018 insgesamt 573 Asyl suchende 
auf, davon 555 aus Italien und 18 aus Griechenland. Das Verfahren gehtauf die starke Fluchtzuwan¬ 
derung im Jahr 2015 zurück. Für dnegerechtereVertdlung der Asylsuchenden innerhalb Europas 
und vor allem zur Entlastung von Italien und Griechenland beschloss der Rat fürjustiz und Inneres 
der EU am 14. September 2015, zunächst 40.000 Asyl suchende aus Italien und Griechenland innerhalb 
von 24 Monaten umzuvertdlen. Deutschland verpflichtete sich, davon 10.500 Personen aufzuneh¬ 
men. Am 22. September 2015 fasste der Rat dnen wdteren Beschluss, der zur Entlastung von Italien 
und Griechenland dneUmsiedlung von 120.000 wdteren Schutzsuchenden in dieanderen Mitglied¬ 
staaten vorsah. Diese Zahl wurdein zwd Tranchen von 66.000 bzw. 54.000 PI ätzen getdlt. 

DieersteTranchesah d ne Aufnahmequote für Deutschland von 17.036 Asyl suchenden vor, für die 
sdt September 2016 an monatliches Kontingent von je 500 Plätzen berdtgehalten wird. Für jede um- 
gesieddte Person im Rdocation-Verfahren erhält Deutschland dnen Pauschal betrag von 6.000 Euro 
durch die EU. Mit Stand 31. Dezember 2018 hat Deutschland 10.840 Asylsuchende (5.449 aus Italien, 
5.391 aus Griechenland) über diesen Migrationskanal aufgenommen. DasVerfahren lief im Frühjahr 
2018 aus Für diezwdteTranchekonnten die Plätze unter anderem für die Aufnahme von syrischen 
Schutzbedürftigen ausderTürkd im Rahmen der EU-Türkd-Erklärung umgewidmet werden (siehe 
oben). 

Seenotrettung 

Die Frage, wie mit der Ausschiffung und Vertdlung von Schutzsuchenden, die insbesondere von zivi¬ 
len Hilfsorganisationen aus dem Mittdmeer gerettet werden, umgegangen wird, ist in den letzten 
Jahren immer wieder diskutiert worden. Ab dem Sommer 2018 kam es mehrfach zu Ausd nanderset- 
zungen um dieAusschiffunggeretteter Personen in EU-Anrainerstaaten imzentralen Mittdmeer. 

Um biszu mehreren Wochen langeWartezdten biszur Ausschiffung möglichst zu vermdden er¬ 
klärte sich Deutschland, wiednige andere EU-Mitgliedstaaten, sdt 2018 in Einzdfällen zu dner Über- 
nahmedner bestimmten Anzahl geretteter Asylantragstdlender berat. Bd der Auswahl der in 
Deutschland aufgenommenen Personen werden unter anderem solche aus Herkunftsstaaten mit ho¬ 
her Schutzquote im Asyl verfahren sowie vulnerable Personen prioritär berücksichtigt. In diesem Zu¬ 
sammenhang sagtedie Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2018 die Übernahmeder Zuständigkdt 
zur Bearbdtung der Asyl verfahren von biszu 744 Asyl suchenden ausMaltaund Italien zu (Stand: 

15. November 2019). Die Rechtsgrundlageder Aufnahme ergi bt sich aus Artikd 17 Absatz 2 der Ver¬ 
ordnung (EU) N r. 604/ 2013 des Europäi sehen Pari aments und des Rates vom 26. J un i 2013, der soge¬ 
nannten Dublin-111-Verordnung). Am 23. September 2019 hat sich Deutschland gernensam mit 
Frankrdch, Italien und Malta sowiein Anwesenhdt der finnischen EU-Ratspräsidentschaft und der 
Europäischen Kommission auf dne gemdnsame Absichtserklärung über dn temporäres und kon¬ 
trolliertes Notfall verfahren für aus Seenot Gerettete ged nigt. 

Zu entwicklungspolitischem Engagement im Bereich Flucht und Migration: 

Das BMZ engagiert sich bd der Minderung der Ursachen von Flucht und irregulärer Migration, Stabi¬ 
lisierung von Aufnahmeregionen durch Unterstützung von Flüchtlingen, Binnenvertriebenen und 
aufnehmenden Gernenden, (Re-Integration von Flüchtlingen und Binnenvertriebenen in ihren Her¬ 
kunftsregionen (s o. „PerspektiveHdmat") und Förderungvon friedlichem Zusammenleben. Die 
Umsetzung erfolgt durch d ne Kombination verschiedener entwicklungspolitischer Instrumente: ne- 
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ben der bilateralen, multilateralen und nichtstaatlichen Zusammenarbeit mit fluchtrelevanten Län¬ 
dern kommen Instrumente der Übergangshilfe/Krisenbewältigung sowie die im Laufe der letzten 
Jahre geschaffenen Sonderinitiativen zum Einsatz (insbesondere die Sonderinitiativen „Fluchtursa¬ 
chen bekämpfen, Flüchtlinge (re)integrieren“ sowie „Stabilisierung und Entwicklung in Nordafrika 
und Nahost“). 

Sonderinitiative Flucht und Beschäftigungsoffensive Nahost (Cash for Work) 

Die Minderung struktureller Fluchtursachen ist Kerngeschäft der deutschen Entwicklungspolitik. Mit 
der 2014 ins Leben gerufene Sonderinitiative „Fluchtursachen bekämpfen - Flüchtlinge (reintegrie¬ 
ren“ (SI Flucht) des BMZ kann die Bundesregierung darüber hinaus schnell und gezielt auf die Her¬ 
ausforderungen der globalen Flüchtlingskrisen reagieren und die Aufnahmeregionen unterstützen. 
Ziel ist es, die Lebenssituation der Menschen vor Ort in akuten wie auch in langanhaltenden Krisen zu 
verbessern und damit Bleibe- und Rückkehrperspektiven zu schaffen. Derzeit werden etwa 175 Pro¬ 
jekte in 50 Ländern weltweit gefördert sowie zusätzliche überregionale Maßnahmen, Forschungs¬ 
und Beratungsvorhaben. Im Haushaltsjahr 2019 standen hierfür über 500 Millionen Euro zur Verfü¬ 
gung. Maßnahmen zielen auf die Schaffung und Rehabilitation von Infrastruktur ab. Auch soll der 
Zugang zu Bildung, Gesundheit einschließlich psychosozialer Unterstützung und zum Arbeitsmarkt 
für Flüchtlinge und vulnerable Personen in aufnehmenden Gemeinden verbessert werden. Bis An¬ 
fang 2019 verbesserten Vorhaben der SI Flucht die Wasser- und Sanitärversorgung von rund 2,7 Milli¬ 
onen Menschen und sicherten in Jordanien mit dem Bau einer Solaranlage die Stromversorgung für 
80.000 Menschen im Zaatari Camp. In Tansania werden künftig über 200.000 Menschen Zugang zu 
nachhaltiger Energie erhalten. In mehr als 45 Projekten haben bereits 93.000 von Flucht und Vertrei¬ 
bung betroffene Menschen psychosoziale Unterstützung erhalten. 

Teil der Sonderinitiative Flucht ist die Beschäftigungsoffensive Nahost (Cash for Work) 

Im Rahmen der Beschäftigungsoffensive Nahost hat das BMZ 2019 318 Millionen Euro zur Verfügung 
gestellt. Aus diesen Mitteln wurden durch die Projekte der Beschäftigungsoffensive 75.000 Jobs ge¬ 
schaffen und durch die Finanzierung von Gehältern von Lehrenden und Assistenzkräften der Unter¬ 
richt für über 305.000 Kinder ermöglicht. In den Projekten zu Aus- und Fortbildungen nahmen über 
12.500 Jugendliche an Berufsbildungskursen teil. Durch die gezielte Aus- und Fortbildung von syri¬ 
schen Gesundheitsfachkräften in der Türkei wurden 370.000 Behandlungen von Geflüchteten ermög¬ 
licht. Zudem wurden 14.200 Tonnen Abfall zur Schaffung besserer Umweltbedingungen im Libanon 
und in Syrien gesammelt und entsorgt sowie Wertstoffhöfe in Libanon und Jordanien eingerichtet. 

EU-Treuhandfonds für Afrika (EUTF Afrika) 

Im November 2015 wurde zur Umsetzung des Valletta-Aktionsplans von 2015 sowie der EU-Migrati- 
onspartnerschaften in Afrika der „European Union Emergency Trust Fund for Stability and Addres- 
sing Root Causes of Irregulär Migration and Displaced Persons in Africa“ aufgelegt. Bislang wurden 
213 Maßnahmen mit einem Volumen von 4,04 Milliarden Euro beschlossen. Diese werden entlang 
der vier Schwerpunkte des EUTFs (Wirtschaftsprogramme zur Schaffung von Arbeitsplätzen; Stär¬ 
kung der Resilienzkräfte insbesondere im Bereich Ernährungssicherung; Verbesserung des Migrati¬ 
onsmanagements; Verbesserung der Regierungsführung in Herkunfts- und Transitländern) in drei 
Regionalfenstern (Nordafrika, Horn von Afrika, Sahel- und Tschadseeregion) umgesetzt. 

Deutschland bringt sich bei der Ausgestaltung und Finanzierung des Fonds maßgeblich mit ein: Mit 
bilateralen Beiträgen in Höhe von 225 Millionen Euro ist Deutschland der größte bilaterale Geber und 
hat damit unter anderem die EU-IOM Joint Initiative (JI) zur Unterstützung der freiwilligen Rückkehr 
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von Migranten aus afrikanischen Transit- und Zielländern sowie ihrer Reintegration im Herkunfts¬ 
land auf den Weg gebracht. Weiterhin kofinanziert die Bundesregierung 26 EU-Gemeinschaftsmaß- 
nahmen aus dem EUTF mit 83,0 Millionen Euro. 

Neufassung des Visakodex 

Mit den Änderungen der Verordnung zum Visakodex (VO (EU) 2009/810 vom 13. Juli 2009) hat das 
EU-Parlament und der Rat am 20. Juni 2019 (VO (EU) 2019/1155) die Bedingungen für legal Reisende 
in Europa verbessert und die Instrumente zur Verhinderung für die irreguläre Migration ausgeweitet. 
Die neue Verordnung gilt ab dem 2. Februar 2020. Für legal Reisende werden die Verfahrensregeln zur 
Visabeantragung und -erteilung vereinfacht und beschleunigt. Damit alle Mitgliedstaaten die Visabe¬ 
arbeitung besser bewältigen können, wird die Gebühr auf 80 Euro angehoben und alle drei Jahre eva¬ 
luiert. In Bezug auf die irreguläre Migration besteht mit den neuen Regelungen die Möglichkeit, dass 
über einen neuen Mechanismus („Visa-Hebel“) die Kooperationswilligkeit von Drittstaaten bei der 
Rückübernahme irregulärer Migranten berücksichtigt wird. So können beispielsweise Maßnahmen 
des Mechanismus für kooperative Drittstaaten darin bestehen, dass Visagebühren gesenkt oder Ent¬ 
scheidungsfristen bei der Erteilung verkürzt werden. Entsprechend können bei nicht-kooperativen 
Staaten restriktivere Maßnahmen angewendet werden. 

Globale Pakte 

Am 10. Dezember 2018 nahmen in Marrakesch (Marokko) 164 Staaten den „Globalen Pakt für sichere, 
geordnete und reguläre Migration“ (GCM) an. Bei der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
am 19. Dezember 2018 in New York stimmten insgesamt 152 Staaten, darunter Deutschland, stimm¬ 
ten dafür, zwölf Staaten enthielten sich bei der Abstimmung, fünf Staaten stimmten dagegen und 24 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen nahmen an der Abstimmung nicht teil. Der Pakt stellt die 
erste globale Übereinkunft für eine bessere, kooperative Steuerung von Migration dar und bezieht 
sich auf alle Aspekte von Migration. Es handelt sich nicht um ein rechtlich bindendes Vertragswerk, 
sondern um eine gemeinsame politische Absichtserklärung. Die Souveränitätsrechte der Staaten, ihre 
Migrationspolitik selbst zu bestimmen, werden ausdrücklich nicht angetastet. Der Globale Pakt für 
sichere, geordnete und reguläre Migration formuliert insgesamt 23 Ziele und Handlungsempfehlun¬ 
gen, die ein breites Themenspektrum behandeln, von der Bereitstellung korrekter, differenzierter und 
zeitnaher Daten zu Migrationsprozessen über Wege legaler Migration bis hin zur grenzüberschreiten¬ 
den Bekämpfung der Schleusungskriminalität sowie der multilateralen Zusammenarbeit bei Rück¬ 
kehr, Rückübernahme und Reintegration reichen. Neben anderen Ressorts trägt das BMZ zur Umset¬ 
zung der Ziele des Globalen Pakts für sichere, geordnete und reguläre Migration bei, z. B über das Pro¬ 
gramm Migration und Diaspora: hier werden positive Potenziale regulärer Migration und Diaspora 
Engagement genutzt, um die soziale und wirtschaftliche Entwicklung in Partnerländern voranzubrin¬ 
gen. 

Am 17. Dezember 2018 nahm Deutschland gemeinsam mit weiteren 180 Staaten der Generalver¬ 
sammlung der Vereinten Nationen den Globalen Pakt für Flüchtlinge an (bei zwei Gegenstimmen 
und drei Enthaltungen). Die maßgeblich durch den Hohen Flüchtlingskommissar (UNHCR) erarbei¬ 
tete sowie - ähnlich wie der Migrationspakt - rechtlich nicht bindende Erklärung enthält als wesent¬ 
liche Ziele, den Druck auf die Aufnahmeländer zu reduzieren, die Eigenständigkeit der Flüchtlinge zu 
erhöhen, den Zugang zu Drittstaatenlösungen zu erweitern sowie in den Herkunftsländern von 
Flüchtlingen die Bedingungen für eine Rückkehr in Sicherheit und Würde zu fördern. Insbesondere 
die im Globalen Flüchtlingspakt ausgedrückte Anerkennung, dass es sich bei Flucht und Vertreibung 
um internationale Aufgaben handelt, ist als Meilenstein zu interpretieren. Mit der Indossierung des 
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Globalen Pakts für Flüchtlinge (GCR) bekannte sich die VN-Generalversammlung (VN-GV) erstmals 
zu einem umfassenden und operativen Rahmenwerk für eine gerechtere internationale Verantwor¬ 
tungsteilung im Flüchtlingskontext Deutschland erfüllt die wesentlichen Ziele des Paktes bereits 
heute. Die Bundesregierung will mit einer aktiven Rolle auch bei der Umsetzung eine gerechtere in¬ 
ternationale Verteilung von Verantwortung und Lasten vorantreiben und bringt dies beim Globalen 
Flüchtlingsforum im Dezember 2019 in Genf ein. 
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1. Überblick über das Migrationsgeschehen in Deutschland 
LI Definitionen und Datenquellen 

Unter Migration versteht man im Allgemänen räumliche Veränderungen des Lebensmittelpunkts, 
von internationaler Migration spricht man, wenn die Verlegung des Wohnortes über Staatsgrenzen 
hinweg geschieht. I m Folgenden wird nur die international eM igration von und nach Deutschland (Au¬ 
ßenwanderung) betrachtet; auf die Binnenmigration innerhalb Deutschlands wird dagegen nicht an¬ 
gegangen. 

Grundlage der Wanderungszahlen istdieseit 1950 bestehende amtliche Zu- und Fortzugsstatistik. Bä 
änem Wohnungswechsä über die Grenzen Deutschlands hinweg besteht - wie auch sonst bä dem 
Beziehen äner Wohnung- diePflicht, sich bä der zuständigen kommunalen Mädebehördean- bzw. 
abzumäden. 27 Von dieser Pflicht grundsätzlich befrät sind Mitglieder der diplomatischen und konsu¬ 
larischen Vertretungen mit ihren Familienangehörigen sowie wätere im Rahmen von völkerrechtli¬ 
chen Überänkünften beträte Personen. 

Mit den von den Statistischen Landesämtern aufberäteten Daten erstält das Statistische Bundesamt 
äne Bundesstatistik. Personen, diemehrmalsprojahr zu- oder abwandern, gehen mehrfach in dieSta- 
tistik än, vorausgesetzt sie mäden sich ordnungsgemäß an oder ab. Es handät sich bä der Wande¬ 
rungsstatistik Deutschlands also um ä ne fall bezogene und nicht um änepersonenbezogeneStatistik. 
Insofern ist die Zahl der Wanderungsfälle stets etwas größer alsdieZahl der in dem Jahr tatsächlich 
gewanderten Personen. 

Auf der anderen Säte gehen Personen, dieäneMädung unterlassen, nicht in dieZu- und Fortzugssta¬ 
tistik än. So mäden sich nicht alle Personen, die aus Deutschland fortziehen, ordnungsgmäß ab. Die 
tatsächlichen Ab- und Rückwanderungszahlen werden daher von der amtlichen Fortzugsstatistik nicht 
vollständig abgebildet. Diesefehlenden Abmädungen werden zwar tälwäsedurch von den Mädebe- 
hörden durchgeführte Abmädungen von Amts wegen nachgeholt. Gl ächzätig muss jedoch auch fest- 
gestältwerden,dassdieZuzugsstatistikäneunbestimmteAnzahl von Personen,diesich ihrer Mäde- 
pflicht entziehen oder sich unerlaubt in Deutschland aufhalten, nicht enthält. 

Bä der An- und Abmädung werden unter anderem folgende personenbezogene Merkmale erfragt: 
Herkunfts- und Ziäort (alteund neueWohngemände),Geschlecht, Familienstand,Geburtsdatum,Ge¬ 
burtsort, Staatsangehörigkät, Geburtsstaat bä Geburt im Ausland und rechtlicheZugehörigkät bzw. 
Nichtzugehörigkät zu äner Räigionsgemänschaft. Bä Zuzug aus dem Ausland wird gegebenenfalls 


27 § 15 Abs. 2 des Melderechtsrahmengesetzes ermöglichte den Bundesländern Ausnahmen von der allgemeinen Meldepflicht 
vgl. BAMF/BMI 2012:12. Mit dem am 3. Mai 2013 verabschiedeten Gesetz zur Fortentwicklung des Meldewesens (MeldFortG) 
wurde mit dem neu geschaffenen Bundesmeldegesetz (BM G) a ne Verei nhätl ichung des deutschen Meldewesens mit bundes- 
wät geltenden Vorschriften für die Bürgerinnen und Bürger sowie für die mit dem Vollzug des Melderechts befassten Behör¬ 
den geschaffen (vgl. BGBl. 2013Teil I Nr. 22:1084). Nach § 27 Abs. 2 BMG gilt ä ne Ausnahme von der An meldepf licht für Auf¬ 
enthalte biszu drei Monaten für Personen, diesonst im Ausland wohnen, wenn nicht äneder in § 27 Abs. 3 BMG genannten 
Gegenausnahmen graft. 
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das Datum des dem Zuzug vorangegangenen Fortzugs vom Inland insAusland und sät 2014bä Fort¬ 
zug ins Ausl and das Datum des vorangegangenen Zuzugs aus dem Ausland erfasst. 28 Personen, die ne¬ 
ben der deutschen noch äne andere Staatsangehörigkät besitzen, gehen nur als Deutsche in die Sta- 
tistikän. 

Nach äner Empfehlung der Veränten Nationen 29 sollte von (Langzät-Zuwanderung dann gespro¬ 
chen werden, wenn äne Person ihren üblichen Aufenthaltsort für änen Zätraum von mindestensä- 
nemjahr bzw. voraussichtlich für mindestensän Jahr insZiäland verlegt. Dieser Zätraum fand auch 
Eingang in dieEG-Verordnung über Gemänschaftsstatistiken in den Berächen Migration und inter¬ 
nationaler Schutz vom 11 Juli 2007 (Verordnung (EG) Nr. 862/2007). 

Das entschädende Kriterium der Wanderungsstatistik Deutschlands stält die An- oder Abmädung 
dar, unabhängig davon, wie lange der Aufenthalt dauert. Daher ist in Deutschland der Bezug äner 
Wohnung für den Eingang in die Zu- und Fortzugsstatistik ausschlaggebend. Oft steht nicht von vorn- 
herä n fest, ob ä ne zugewanderte Person auf Dauer oder temporär i m Land bl ä bt; di es I ässt si ch häuf i g 
nur im Nachhinän feststä len. Ausänem ursprünglich kurzzätiggeplanten Aufenthalt kann änedau- 
erhafte N iederlassung i m Ziä Iand werden. Asylantragstä Iende wiederum werden grundsätzl ich alszu- 
gewanderte Personen betrachtet, auch wenn ihr Aufenthalt tälwäsenur vorübergehend ist. Lediglich 
bä den temporären Aufenthalten aus Beschäftigungsgründen, also durch än Anwerbeabkommen, 
Werkvertrag oder für saisonal Beschäftigte, ist die Befristung des Aufenthalts von Anfang an rechtlich 
vorgegeben. 

Zusätzlich zur Wanderungsstatistik kann auch das Ausl änderzentral register (AZR) als wätere Daten- 
quälezur Betrachtung des Migrationsgeschehens herangezogen werden. 30 SätAnfang2006 ist Anhand 
des AZR durch die Aufnahme neuer Spächersachverhalte (Erfassungskriterien) äne differenziertere 
Darstälung des Migrationsgeschehens möglich. Dies betrifft insbesondere die Erfassung der rechtli¬ 
chen Grundlagen für dieEinräseund den Aufenthalt von ausländischen Personen nach dem Aufent¬ 
haltsgesetz. 31 

Da das AZR äne Differenzierung der Einräseund des Aufenthalts nach Aufenthaltszwecken 32 und die 
Ermittlung der Dauer des Aufenthalts ermöglicht, können Aussagen über die Größenordnung der län¬ 
gerfristigen Zuwanderung getroffen werden. So handät es sich bä fast allen Formen der Arbätsmig- 
ration um zunächst temporäre und nicht um dauerhafte Zuwanderung, da die Dauer der Aufenthalts¬ 
erlaubnis an die Befristung des Arbätsverhältnisses gekoppät ist. Allerdings besteht die Möglichkät 
der Verlängerung des Aufenthaltstitäs zu Erwerbszwecken. Zudem ist auch der Wechsä desAufent- 
haltszwecks möglich (z. B. in den Aufenthalt aus familiären Gründen). 33 Da die Daten des AZR perso¬ 
nenbezogen sind und Personen regämäßig erst registriert werden, wenn siesich „nicht nur vorüber- 


28 § 4 des Gesetzes über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes (Bevölke- 
rungsstatisti kgesetz - BevStatG). 

29 Vgl. United Nations 1998:10. 

30 Durch das Zuwanderungsgesetz wurde dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge mit Wirkung zum l.Januar 2005 die 
Registerführung für das AZR übertragen. Das Bundesverwaltungsamt (BVA) in Köln ist technischer Dienstleister und nimmt 
das operative Geschäft wahr. Es verarbeitet und nutzt die Daten jedoch im Auftrag und nach Weisung des BAM F (§ 1 Abs. 1 
AZRG - Gesetz über das Ausl änderzentral register). 

31 Gesetz über den Aufenthalt, dieErwerbstätigkät und diel ntegration von ausländischen Personen im Bundesgebiet (Aufent¬ 
haltsgesetz- AufenthG). 

32 Eine Differenzierung nach Aufenthaltszwecken ist nur bei Drittstaatsangehörigen (Personen aus Staaten außerhalb der Eu¬ 
ropäischen Union) möglich. 

33 Vgl. Grote/Vollmer 2016. 
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gehend“ (§ 2 Abs. 1 und § 2 Abs. 2 Nr. 1AZRG) im Bundesgebiet aufhalten, sind die Zu- und Abwande¬ 
rungszahlen auf Basi s des AZR niedriger alsdieauf An- und Abmeldungen basierenden, fall bezogenen 
Zahlen der Wanderungsstatistik des Statistischen Bundesamtes. 

ImFolgenden wird zunächst ein Überblick über das Migrationsgeschehen in Deutschland anhand der 
amtlichen Wanderungsstatistik gegeben. In den wäteren Unterkapiteln wird dann eine Differenzie¬ 
rung der Zu- und Fortzüge nach verschiedenen Kriterien (Herkunfts- und Ziäland, Staatsangehörig- 
kat, Bundesländer, Alter, Geschlecht, Aufenthaltszweck) vorgenommen. Grundlage hierfür sind die 
Daten des Statistischen Bundesamtes so wi e des Ausl änderzentralregi sters (AZR). 


1.2 Migrationsgeschehen insgesamt 


Abbildung 1-1: Zu- und Fortzügeüber dieGrenzen Deutschlands von 1992 bis2018 1 



l)DieErgebnissede5 Berichtsjahres 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur bedingt 
mit den Vorjahreswerten vergleichbar. DieGenauigkeit der Ergebnisseist aufgrund von Unstimmigkeiten in Zusammenhang mit der 
melderechtlichen Behandlung von Schutzsuchenden engeschränkt. Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind aufgrund methodischer 
Änderungen und technischer Weiterentwicklungen nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar. Ausführliche Informationen 
dazu befinden sich auf der Internetseite des Statistischen Bundesamtes zu Wanderungen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 

Im Zeitraum von 1992 bis 2018 wurden rund 28,7 Millionen Zuzüge vom Ausland nach Deutschland 
registriert. Die Zuzugszahlen setzten sich aus verschiedenen Migrationsgruppen zusammen wie EU- 
Staatsangehörige, ausländischen Erwerbspersonen, Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern sowie 
Schutzsuchende mit je unterschiedlichen Anteilen im Zeitverlauf (vgl. Kapitel 3). 

Zwi sehen 1992 und 2018 waren 20,9 Milli onen Fortzüge aus dem Bundesgebi et i ns Ausl and zu ver¬ 
zeichnen. Damit ergab sich im betrachteten Zeitraum ein Wanderungsüberschuss von rund 7,8 Milli¬ 
onen. 
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Tabelle 1-1: Zu- und Fortzüge über die Grenzen Deutschlands von 1992bis2018 


Jahr 

Zuzüge 

Fortzüge 

Wanderungssaldo 

1 nsgesamt 

Ausländische 

Staatsangehö¬ 

rige 

Antel in% 

insgesamt 

Ausländische 

Staatsangehö¬ 

rige 

Antel in% 

Insgesamt 

Ausländische 

Staatsangehö¬ 

rige 

1992 

1.502.198 

1.211.348 

80, € 

720.127 

614.956 

85,4 

+782.071 

+596.392 

1993 

1.277.408 

989.847 

77,5 

815.312 

710.659 

87,2 

+462.096 

+279.188 

1994 

1.082.553 

777.516 

71,8 

767.555 

629.275 

82,0 

3314.998 

+148.241 

1995 

1.096.048 

792.701 

72,3 

698.113 

567.441 

81,3 

4397.935 

+225.260 

1996 

959.691 

707.954 

73,8 

677.494 

559.064 

82,5 

3282.197 

+148.890 

1997 

840.633 

615.298 

73,2 

746.969 

637.066 

85,3 

393.664 

-21.768 

1998 

802.456 

605.500 

75,5 

755.358 

638.955 

84,6 

347.098 

-33.455 

1999 

874.023 

673.873 

77,1 

672.048 

555.638 

82,7 

3201.975 

+118.235 

2000 

841.158 

649.249 

77,2 

674.038 

562.794 

83,5 

+167.120 

386.455 

2001 

879.217 

685.259 

77,9 

606.494 

496.987 

81,9 

3272.723 

+188.272 

2002 

842.543 

658.341 

78,1 

623.255 

505.572 

81,1 

3219.288 

+152.769 

2003 

768.975 

601.759 

78,3 

626.330 

499.063 

79,7 

+142.645 

+102.696 

2004 1 

780.175 

602.182 

77,2 

697.632 

546.965 

78,4 

382.543 

+55.217 

2005 

707.352 

579.301 

81,9 

628.399 

483.584 

77,0 

+78.953 

395.717 

2006 

661.855 

558.467 

84 ,4 

639.064 

483.774 

75,7 

322.791 

+74.693 

2007 

680.766 

574.752 

84,4 

636.854 

475.749 

74,7 

+43.912 

399.003 

2008 2 

682.146 

573.815 

84,1 

737.889 

563.130 

76,3 

-55.743 

+10.685 

2009 2 

721.014 

606.314 

84,1 

733.796 

578.808 

78,9 

-12.782 

+27.506 

2010 2 

798.282 

683.530 

85,e 

670.605 

529.605 

79,0 

+127.677 

+153.925 

2011 

958.299 

841.695 

87,8 

678.969 

538.837 

79,4 

3279.330 

3302.858 

2012 

1.080.936 

965.908 

89,4 

711.991 

578.759 

81,3 

3368.945 

3387.149 

2013 

1.226.493 

1.108.068 

90,3 

797.886 

657.604 

82,4 

3428.607 

3450.464 

2014 

1.464.724 

1.342.529 

91,7 

914.241 

765.605 

83,7 

3550.483 

+576.924 

2015 3 

2.136.954 

2.016.241 

94,4 

997.552 

859.279 

86,1 

+1.139.402 

+1.156.962 

2016 4 

1.865.122 

1.719.075 

92,2 

1.365.178 

1.083.767 

79,4 

3499.944 

3635.308 

2017 5 

1.550.721 

1.384.018 

89,2 

1.134.641 

885.460 

78,0 

3416.080 

3498.558 

2018 

1.585.112 

1.383.581 

87,3 

1.185.432 

923.581 

77,9 

3399.680 

3460.000 


1) Zahlen für 2004 überhöht, da Hessen zu hohe Wanderungszahlen von Deutschen gemeldet hat. 


2) Dieden Wanderungsdaten zugrundeliegenden Meldungen der Meldebehörden enthalten zahlreche Melderegisterbereinigungen, 
die infolge der Einführung der persönlichen Steuer- Identifikationsnummer durchgeführt worden sind. Die Ergebnisse sind mit dem 
jeweil igen Vorjahr ei ngeschrankt vergleichbar. 

3) 2015 i st von ei ner U ntererfassung nach Deutschi and gekommenen Schutzsuchenden auszugehen. Schutzsuchendesi nd mel depf I i ch- 
tigund grundsätzlich in den Wanderungszahlen enthal ten. 2015 dürfte es jedoch ei ne Untererfassung dieser Personengruppe gegeben 
haben, die nicht quantifiziert werden kann. 

4) Die Ergebnisse des Berichtsjahres 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur bedingt 
mit den Vorjahreswerten vergleichbar. DieGenauigket der Ergebnisseist aufgrund von Unstimmigkeiten in Zusammenhang mit der 
melderechtlichen Behandlung von Schutzsuchenden engeschränkt. 

5) Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur bedingt 
mit den Vorjahreswerten vergleichbar. Ausführlicheinformationen dazu befinden sich auf der Internetseite des Statistischen Bundes¬ 
amtes zu Wanderungen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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N ach dem bi sheri gen H öchstwert i m J ahr 2015 mit 2.136.954 Zuzügen sowi e ei nem Ansti eg von 45,9 % 
gegen über 2014 gingen die Zuzugszahlen in den drei Folgqahren aufgrund der gesunkenen Fluchtmig¬ 
ration wieder zurück. Im Jahr 2018 wurden insgesamt 1.585.112 Zuzüge und 1.185.432 Fortzüge über 
die Grenzen Deutschlands erfasst. Damit ergab sich im betrachteten Zätraum ein Wanderungssaldo 
von insgesamt 399.680 Personen. Unter den Zuziehenden waren 1.383.581 ausländischeStaatsangehö- 
ri ge (2017:1.384.018) (vgl. Tabel I e 1-1). 

Die Zahl der Zuzüge von Deutschen - dazu zählen Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler sowie aus 
dem Ausland zurückgekehrte deutsche Staatsangehörige- ist im Jahr 2018 mit 201.531 Personen ge¬ 
genüber dem Vorjahr angewachsen (-134.828). Zeitgleich ist dieZahl der Fortzüge von deutschen Staats¬ 
angehörigen auf 261.851 Personen angestiegen (+12.670). Daraus resultiert ein negativer Wanderungs¬ 
saldo von -60.320 Personen im Jahr 2018 (2017: -S2.478). 34 Der Anteil deutscher Staatsangehöriger an 
der Abwanderung Iag im J ahr 2018 bei 22,1 %(2017:22,0 %). 

Insgesamt wurden imZeitraumvon 1992bis2018rund4,8MillionenZuzügevon Deutschen registriert, 
darunter - insbesondere in der ersten Hälfte der 1990er-Jahre- viele Spätaussiedlerinnen und Spät¬ 
aussiedler. Im selben Zeitraum verließen jedoch auch rund 4,0Millionen deutsche Staatsangehörige 
das Bundesgebiet. 

Der Anteil ausländischer Staatsangehöriger am Zuwanderungsgeschehen betrug im Jahr 201887,3% 
damit ist ihr Antäl an der Gesamtzuwanderung in den letzten Jahren gesunken (2017: 89,2% 2016: 
92,2% 2015:94,4%) (vgl. Tabelle 1-1). Der Anteil von deutschen Staatsangehörigen an der Zuwande¬ 
rung lag 2018 dementsprechend bei 12,7%(2017:10,8%).ln längerfristiger Perspektive ist der Anteil 
von ausländischen Personen an der Zuwanderung seit Mitte der 1990er Jahre deutlich angestiegen. 
Grund hierfür ist änerseitsder Rückgang der Zuwanderung von Spätaussiedlerinnen und Spätaussied¬ 
lern und ihrer Familienangehörigen. Diese Personen gehen zum Großtäl als Deutsche in dieZuzugs- 
statistik ein (vgl. hierzu ausführlich Kapitel 3.7). Andererseits ist der Zuwachs bei ausländischen Staats¬ 
angehörigen auf den Anstieg der Fluchtmigration sowie - bereits zuvor - auf verstärkte europäische 
Wanderungen im Zuge der EU-Bätritte von insgesamt 13 Staaten in den Jahren 2004,2007 und 2013 
zurückzuführen. Diese machten aus Drittstaatsangehörigen frezügigkeitsberechtigte EU-Staatsange- 
hörige. 

Nachdem in den Jahren 2008 und 2009 mit -55.743 bzw. -12.782 - nicht zuletzt aufgrund der Bereini¬ 
gungen der Melderegister - jeweilsein negativer Gesamtwanderungssaldo (deutscheund ausländische 
Staatsangehörige) registriert wurde, 35 konnten in den Folgqahren deutliche Wanderungsüberschüsse 
verzeichnet werden. I m Jahr 2018 wurdeän Wanderungssaldo von 1399.680 Personen registriert, ins¬ 
gesamt fiel der positive Wanderungssaldo damit etwas geringer aus als im Vorjahr (2017: +416.080). 


34 An- und Abmeldungen von Deutschland von/ nach „Unbekannt" werden seit 2016 in der Wanderungsstatistik unter der Außen¬ 
wanderung verbucht. Daraus entstehen höhereZuzugs- und Fortzugszahlen von Deutschen im Vergleich mit den Vorjahren. Es kann 
daher nicht ausgeschlossen werden, dass der Rückgang der Wanderungssalden von 2017 und 2018 gegenüber 2016zumTei I auf die¬ 
sen methodischen Effekt zurückzuführen ist. 

35 Davor war zuletzt imjahr 1984an negativer Wanderungssaldo von -194.445 zu verzechnen. 
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1,3 Herkunfts- und Zielländer 

Das Migrationsgeschehen nach Deutschland ist seitJahren vor allem durch Zuwanderung aus bzw. Ab¬ 
wanderung in andere europäische Staaten gekennzeichnet (womit allerdings noch nichts über die 
Staatsangehörigkeit der wandernden Personen ausgesagt ist, vgl. Kapitel 1.4 und 2). So kamen imjahr 
2018 66,9 %al I er zugewanderten Personen (2017:67,0 %) aus ei nem anderen europäi sehen Land 36 nach 
Deutschland. Davon kamen 53,0% aus Staaten der EU und 13,9%aus übrigen europäischen Staaten. 
13,8% der Zugezogenen wanderten aus ei nem asiatischen Staat zu. Lediglich 4,2%zogen aus afrikani¬ 
schen Ländern nach Deutschland und 5,3% aus Amerika, Australien und Ozeanien. 

Bei den Fortzügen war EuropadieHauptzielregion. Etwa zwei Drittel zogen imjahr 2018 aus Deutsch¬ 
land in ein anderes europäisches Land (66,1% 2017: 64,8%). 54,3% wanderten in EU-Mitgliedstaaten 
(2017:51,8%). Der Anteil der Fortzügenach Asien betrug 8,4%derjenigenach Amerika, Australien und 
Ozeanien 5,3% Nach Afrika wanderten lediglich 3,2 %aus (vgl. Abbildung 1-2). 

2018 ergab sich der größte positive Wanderungssaldo mit +195.366 gegenüber EU-Staaten, im Vorjah¬ 
reszeitraum fiel dieser mit -(239.790 etwas höher aus Zum positiven Wanderungssaldo trug vor al lern 
Migration aus Rumänien (-(62.373), Kroatien (+25.126), Bulgarien (-125.090) und Italien (-(23.534) bei. Der 
Wanderungssaldo gegenüber Staaten der Europäischen Union lag damit erneut unter dem Niveau des 
Jahres 2015 (-(332.511). Gesunken ist der Saldo gegenüber asiatischen Herkunftsländern mit +118.686 
(2017: +142.790). Im Vergleich zum Vorjahr wurdegegenüber afrikanischen Herkunftsländern an rela¬ 
tiv konstanter Wanderungssaldo verzeichnet (2018: +28.767,2017: -128.310). Gegenüber Amerika, Aust¬ 
ralien und Ozeanien ergab sich ein Wanderungssaldo von -(21.606(2017: +21.214). 


36 Europäische Union und europäische Drittstaaten inklusive der Türke und der Russischen Föderation (beide werden in den 
amtlichen Statistiken zu Europa gezählt). 
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Abbildung 1-2: Zu- und Fortzüge nach und aus Deutschland imjahr 2018 



839.440 


*lnkl. Türkei und Russische Föderation 


Quäle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 


Einen detaillierten Überblick über dieHerkunfts- bzw. Zielländer der Zu- bzw. Fortzügevermittän die 
Abbildungen l-3bisl-6sowiedieTabälen l-7und l-8imAnhang. 
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Abbildung 1-3: Zuzüge nach den zehn häufigsten Herkunftsländern imjahr 2018 


Aiidrct 

Herkunftsland pt 
S-1,7% 
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Osnmtzahl: lüßft 112 


Bulgarien 

5 , 2 % 



GrlüclitJiglmidl 


Vereinigte Staaten 


Quäle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 


Imjahr 2018 stellte, wie bereits im Vorjahr, Rumänien mit 238.824 Zuzügen das Hauptherkunftsland 
von Zuwandernden (15,1 %aller Zuzüge) (vgl. Abbildung 1-3 und Tabelle 1-7 im Anhang). DieZuwan- 
derungaus Rumänien ist im Vergleich zum Vorjahr leicht angestiegen (2017:219.989 Zuzüge, -46,6%). 
Das zweitgrößte Herkunftsland bildete Polen mit 146.209 Zuzügen nach Deutschland. Im Vergleich 
zum Vorjahr bedeutet dies einen Rückgang um 4,1%(2017:152.522 Zuzüge). Drittstärkstes Herkunfts¬ 
land war Bulgarien mit 81.793 Zuzügen (5,2%). Im Verglech zum Vorjahr wurde imjahr 2018 an An¬ 
stieg der Zuzüge aus diesem Staat um 4,4%verzeichnet (2017:78.347 Zuzüge). 

Dieweiteren quantitativ wichtigen Herkunftsländer waren Italien (4,l%bzw. 64.852 Zuzüge), Kroatien 
(3,2 %bzw. 51.540 Zuzüge), dieTürkei (3,0%bzw. 47.449 Zuzüge), Ungarn (2,6%bzw. 41.925 Zuzüge), 
und die Vereinigten Staaten (2,0%bzw. 31.699 Zuzüge). 2018 sind insbesondere dieZuzüge aus Indien 
gegenüber dem Vorjahr gestiegen (4-14,0% von 26.946 auf 30.723 Zuzüge). Aus Griechenland wurden 
imjahr 201830.498Zuzüge(1,9%) nach Deutschland registriert. 

Deutlich rückläufige Zuwanderungszahlen wurden für Hauptherkunftsländer von Schutzsuchenden 
verzeichnet. Während imjahr 2017 Syrien in der Reihenfolge der zugangsstärksten Herkunftsländen 
noch den sechsten Rang bei egte, zählt es im Jahr 2018 nicht mehr zu den zehn quantitativ wichtigsten 
Herkunftsl ändern. I m J ahr 2018 machen Zuzüge aus Syri en 0 nen Ante I von 1,9 % an der Gesamtzu¬ 
wanderung aus, 2017 waren es noch 3,3 % Nachdem die Zuzüge aus Syrien bereits im Vorjahr stark 
zurückgegangen waren (um 67,5 %von 155.412 imjahr 2016 auf 50.551 imjahr 2017), sind sie im Jahr 
2018 erneut um 39,8 %gesunken (30.415 Zuzüge). Syri scheStaatsangehöri ge bi I deten 2015 noch die mit 
Abstand größte Gruppe an Zuwandernden. Dabei handelte es sich überwiegend um Schutzsuchende 
und deren Angehörige. 
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Rückläufige Zuwanderungszahlen weisen auch wätere Hauptherkunftsländer von Schutzsuchenden 
wieder I rak (-31,7 %) und Afghanistan (-9,1 %) auf. 


Abbildung 1-4: Fortzüge nach den zehn häufigsten Ziel ländern im Jahr 2018 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 


Bei den Fortzügen waren im Jahr 2018 Rumänien (14,9%bzw. 176.451 Fortzüge), Polen (10,7%bzw. 
127.041 Fortzüge) und Bulgarien (4,8%bzw. 56.703 Fortzüge) die wichtigsten Zielstaaten (vgl. Abbil¬ 
dung 1-4, Abbildung 1-5 und Tabelle 1-8 im Anhang). Bei diesen Ländern ist somit ein hohesWande- 
rungsvolumen feststellbar, d.h. es ziehen sowohl viele Menschen nach Deutschland zu als auch wieder 
fort. 

41.318 bzw. 3,5 %der Fortzüge im J ahr 2018 entfielen auf Italien, 37.396 bzw. 3,2 %auf Ungarn, 29.735 
bzw. 2,5 %auf dieTürkei und 28.143 bzw. 2,4%auf dieVereinigten Staaten. WeiterewichtigeZielländer 
bildeten mit Anteilen von 2,2%Kroatien, 2,0%Spanien und l,9%dieSchweiz. 
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Abbildung 1-5: Zu- und Fortzüge nach den häufigsten Herkunfts- und Zielländern imjahr 2018 
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Quäle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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Der höchste positive Wanderungssaldo wurde im Jahr 2018 gegenüber Rumänien verzeichnet 
(462.373). Mit deutlichem Abstand folgt Syrien mit 4-28.814 mehr Zu- als Abwanderung. Der positive 
Wanderungssaldo aus Syrien ist in den letzten Jahren kontinuierlich zurückgegangen (2017: 449.123, 
2016: 4-153.239). 

Deutlich mehr Zu- als Fortzüge wurden 2018 auch gegenüber Kroatien (4-25.126), Bulgarien (4-25.090) 
und Italien (4-23.534) verzächnet. Seit den EU-Beitritten 2007 bzw. 2013 von Rumänien und Bulgarien 
bzw. Kroatien sind die Wanderungsüberschüsse gegenüber diesen Staaten deutlich angestiegen. 37 
Nachdem zuletzt im Jahr 2009 für Polen ein nahezu ausgeglichener Wanderungssaldo zu verzeichnen 
war (4-168), ergaben sich in den Folgejahren wieder stägende Wanderungsüberschüsse, imjahr 2018 
betrug der Saldo 4-19.168. Einen positiven Wanderungssaldo weisen auch dieTürka (4-17.714) und In¬ 
dien auf (4-15.023). Im Falle Indiens hat insbesondere der Zuzug von Studierenden sowie Fachkräften 
und ihrer Familienangehörigen zu dem positiven Wanderungssaldo bägetragen (vgl. Kapitel 3.2.1). 38 
Die Zuwanderung aus China (48.314) ist ebenfalls durch die Zuwanderung von Fachkräften, aber ins¬ 
besondere auch durch den Zugang von Studierenden (vgl.dazu Kapitel 3.3.1) gekennzachnet. 


Abbildung 1-6: Wanderungssaldo gegenüber ausgewählten Flerkunfts- bzw. Zielländern imjahr 2018 


Rumänien 

Syrien 

Kruatim 

Bulgarien 

Italien 

L'üIl’ii 

Türkei 

Indien 

Bosnien und Hprae^nwin.i 
1 r.ik 
[ran 

Crierheriland 
Kosovo 
Schien 
Ruölsdieräderadon 
China 
Nigeria 
Marod euiieai 
Österreich 
Schweiz 


62.373 



-2.105 

r>.R4ß 


Quä le: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 


Bei den meisten Herkunftsländern wurdeimjahr 2018 ein Rückgang des positiven Wanderungssaldos 
im Vergleich zu 2017 festgestellt. Angestiegen ist der Wanderungsüberschuss gegenüber den Westbal¬ 
kanstaaten: Bosnien und Herzegowina(2017: +14.024), Kosovo (2017: -16.611), Serbien (2017: -16.973)und 
Mazedonien (2017: -15.173). Deutlich mehr Zu- als Fortzüge wurde auch für Albanien verzächnet 


37 Imjahr 2006, dem Jahr vor dem Beitritt, wurde für Rumänien ein Wanderungssaldo von +2.989 und für Bulgarien von +503 
registriert. Für Kroatien wurde vor dem Beitritt (2012) an Wanderungssaldo von +1.063 Personen registriert. 

38 Ausführliche Informationen zu Migrationspotenzialen aus Indien vgl. Schulze Pal string 2015. 
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(44.575), während dieses Herkunftsland im Vorjahr noch einen negativen Wanderungssaldo aufwies 
(2017: -4.344). Höher fiel der Wanderungssaldo im Jcfir 2018 gegenüber dem Iran aus (2017: 48.481), 
während der Wanderungssaldo für den Irak geringer war als im Vorjahr (2017: 420.800). 

Gegenüber den EU-Mitgliedstaaten Rumänien (2017: 468.179), Kroatien (2017: 4-29.095), Bulgarien 
(2017: 4-29.026), Polen (2017: 433.424), und Griechenland (2017: 4-13.171) wurden rückläufige positive 
Wanderungssalden registriert (vgl. Abbildung 1-6). Ein Wanderungsverlust wurde gegenüber Öster¬ 
reich verzeichnet, der höher ausfiel als im Vorjahr (2017: -703). Ein negativer Wanderungssaldo wurde 
auch gegenüber der Schwäz festgestellt (2018: -5.848,2017: -4.636). Im Falle der Schweiz ist der Wan¬ 
derungsverlust insbesondere auf die Abwanderung deutscher Staatsangehöriger zurückzuführen (vgl. 
dazu Kapitel 3.2). 

1.4 Zu- und Fortzüge nach Staatsangehörigkeit 

Neben der Differenzierung der Zu- und Fortzüge nach Herkunfts- und Zielländern (Kapitel 1.3) kann 
auch ane Unterscheidung nach der Staatsangehörigkät der wandernden Personen vorgenommen 
werden, da si ch di ese n i cht i n j edem Fal I mit der des H erkunfts- oder Zi el I ands deckt. So I ag 2018 etwa 
die Zahl der Zuzüge von rumänischen Staatsangehörigen (251.971) höher als die Zahl der Zuzüge aus 
dem Herkunftsland Rumänien (238.824). Bei Polen hingegen warimJahr2018dieZahl der Zuzüge von 
polnischen Staatsangehörigen (143.646) niedriger alsdieZahl der Zuzüge aus dem Herkunftsland Polen 
(146.209). I n der überwiegenden Zahl der Fällesind sich diejewäligen Daten jedoch sehr ähnl ich, sodass 
auf einedifferenzierte Darstellung der Zu- und Fortzüge nach Staatsangehörigkeit an dieser Stelle ver¬ 
zichtet werden kann. Es wird insoweitauf dieTabellen l-10bisl-13sowiedieAbbildungen l-16bisl- 
18 im Anhang verwiesen. DieMigration von EU-Staatsangehörigen wird gesondert und ausführlich im 
Kapitel 2 behandelt. 

1.5 Zu- und Fortzüge nach Bundesländern 

Bei einer Betrachtung des Migrationsgeschehens in Deutschland imjahr 2018 differenziert nach ein¬ 
zelnen Bundesländern 39 zagt sich, dass die höchsten Zuzugszahlen für Nordrhein-Westfalen mit 
306.232 Zuzügen (2017: 309.250,-1,0%) registriert wurden. Bayern hat 284.037 Zuzüge (2017: 282.563, 

40,5 %) verzeichnet. Danach folgen Baden-Württemberg mit 250.400 Zuzügen (2017: 252.211, -0,7 %), 
Niedersachsen mit 154.372 (2017: 145.901, 4-5,8%) und Hessen mit 143.303 Zuzügen (2017: 134.488, 
46,6%) (vgl. Tabelle 1-2). 


39 Berücksichtigt werden nur Wanderungen über dieAußengrenzen Deutschlands, d. h. Binnenwanderungen zwischen den 
Bundesländern bleiben unberücksichtigt. 
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Fortzüge pro 
1.000 der 
Bevölkerung 

17,5 

15,8 

19,4 

8,9 

15,6 

i—1 

17,6 

oo' 

13,7 

13,6 

13,8 

11,6 

CO 

00 

ö 

i—i 

o 

o 

1—1 

i—1 

cjT 

14,3 

Zuzüge pro 
1.000 der 
Bevölkerung 

22,6 

21,7 

29,8 

I'II 

24,2 

i—1 

PsI 

22,9 

11,3 

19,3 

i—1 

18,9 

15,6 

I—1 

Pf 

12,3 

13,4 

13,0 

19,1 

Gesamtbe¬ 

völkerung 

11.069.533 

13.076.721 

3.644.826 

2.511.917 

682.986 

£ 

1-j 

s 

I—1 

6.265.809 

1.609.675 

7.982.448 

17.932.651 

4.084.844 

990.509 

4.077.937 

i—1 

r\i 

2.896.712 

2.143.145 

83.019.213 

Wanderungssaldo 

Ausländische 

Staatsangehörige 

67.300 

86.576 

40.382 

7.258 

6.245 

9.842 

39.632 

5.390 

43.434 

86.201 

22.717 

4.457 

14.744 

5.352 

11.217 

9.253 

0000917 

Insgesamt 

56.745 

77.783 

i—1 

00 

6 

5.650 

5.834 

9.129 

33.239 

4.749 

45.009 

62.848 

20.798 

3.967 

13.520 

4.146 

9.962 

8.430 

399.680 

Fortzüge 

Anteil 

in% 

o 

i—i 

00 

83,3 

74,1 

00 

OT 

73,5 

76,0 

79,0 

73,0 

79,7 

no 

LO 

r-- 

74,3 

67,7 

r-- 

fN 

I-- 

75,8 

no 

i—i 

r-- 

77,9 

77,9 

Ausländische 

Staatsangehörige 

156.911 

171.719 

i—i 
i—i 

fN 

LT) 

15.549 

7.855 

22.990 

86.956 

9.821 

87.164 

183.159 

§ 
i—1 
<s|- 

7.801 

26.128 

17.456 

20.634 

15.184 

923.581 

Insgesamt 

193.655 

206.254 

70.761 

22.275 

10.687 

30.263 

110.064 

13.446 

109.363 

243.384 

56.339 

11.525 

35.953 

23.040 

28.929 

19.494 

1.185.432 

Zuzüge 

Antel 
in % 

89,5 

90,9 

85,4 

81,7 

85,3 

83,3 

88,3 

83,6 

84,6 

88,0 

83,7 

i—1 
£ 

82,6 

83,9 

81,9 

87,5 

87,3 

Ausländische 

Staatsangehörige 

224.211 

258.295 

92.793 

22.807 

14.100 

32.832 

126.588 

15.211 

130.598 

269.360 

64.560 

12.258 

£ 

00 

5 

22.808 

31.851 

24.437 

1.383.581 

Insgesamt 

250.400 

284.037 

108.632 

27.925 

i—1 

01 

39.392 

143.303 

18.195 

154.372 

306.232 

77.137 

15.492 

49.473 

27.186 

38.891 

27.924 

1.585.112 

Bundesland 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Brandenburg 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

M ecklen bürg-Vorpommern 

Niedersachsen 

Nordrhen-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Schleswig-Holsten 

Thüringen 

Deutschland 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik und Bevölkerungsfortschreibung 
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Bezogen auf diejeweilige Bevölkerungszahl hatte im Jahr 2018 Berlin den höchsten Pro-Kopf-Zuzug, 
vor Bremen und Hessen (vgl.Tabälel-2sowieTabälel-14und Abbildung l-19im Anhang). Dienied- 
rigsten Zuzugszahlen bezogen auf die Bevölkerung wiesen die Bundesländer Brandenburg, Mecklen¬ 
burg-Vorpommern und Sachsen auf. Diehöchsten Abwanderungsquoten imjahr 2018wurden in Ber¬ 
lin, Hessen und Baden-Württemberg, die niedrigsten in Brandenburg, Sachsen und Mecklenburg-Vor¬ 
pommern verzei chnet (vgl. T abel I e 1- 2, T abel I e 1-15 und Abbi I düng 1-19 i m Anhang). 

Alle Bundesländer weisen imjahr 2018a nen positiven Gesamtwanderungssaldo auf. Besonders deut¬ 
liche Wanderungsüberschüsse wurden in Bayern (2018: +77.783), Nordrhän-Westfalen (2018: 462.848) 
und Baden-Württemberg (2018: +56.745) registriert. 


L6 Altersstruktur 


Die Entwickl ung der Bevöl kerung a nes Landes resul ti ert zum ä nen ausder natürl ichen Bevöl kerungs- 
bewegung (Geburten mi nusSterbefäl le) und zum anderen ausder stattfindenden M igration. Dabei si nd 
in soziodemografischer Hinsicht nicht nur die absoluten Zahlen der Zu- und Fortgezogenen von Be¬ 
deutung, sondern insbesondere deren Alters- und Geschlechtsstruktur. Die folgende Abbildung zagt, 
wiesich dieZu- und Fortzüge imjahr 2018 nach Alter zusammensetzten. 


Abbildung 1-7: Altersstruktur der Zu- und Fortgezogenen imVergläch zur Gesamtbevölkerung in 
Prozent imjahr 2018 


100% T 


80% - 


60% -- 


40% - 


20 % -- 



21,5 



27,3 


40,6 



Im Jahr 2018 zugezogene Personen Bevölkerung zum 31. Dezember 2018 Im Jahr 2018 fortgezogene Personen 

■ von 25 bis unter 40 Jahre 


i unter 18 Jahren 
i von 40 bis unter 65 Jahre 


von 18 bis unter 25 Jahre 
65 Jahre und mehr 


Anmerkung: Werte unter 3% werden nicht ausgewiesen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik und Bevölkerungsfortschreibung 


Die Altersstruktur der Zuzüge unterscheidet sich deutlich von derjenigen der Gesamtbevölkerung 
(deutsche und ausländische Staatsangehörige) (vgl. Abbildung 1-7 und Tabelle 1-16 im Anhang). Die 
Zugezogenen sind durch einen hohen Anteil von Personen jüngeren und mittleren Alters (18 bis unter 
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40Jahre) gekennzeichnet: Im Jahr 2018 waren drei Viertel (74,5%) der Zuziehenden unter 40Jahre; bei 
der Gesamtbevölkerung lag dieser Anteil dagegen bei nur 43,1% 

Bei den älteren Personen stellt sich die Situation umgekehrt dar. Nur 1,5 %der Zugezogenen waren 65 
Jahre und älter gegenüber 21,5%der Gesamtbevölkerung. In der jüngsten Altersgruppe (bis 18Jahre) 
fallen die Unterschiede geringer aus. Zudem ist der Anteil dieser Altersgruppe an der Gesamtbevölke¬ 
rung höher al s bä den Zugezogenen: Ei nem Antä I von 13,4 % bä den Zugezogenen stehen 16,4 % der 
Wohnbevölkerung gegenüber. 

Bä den fortziehenden Personen zägt sich folgendes Bild: Etwas mehr als zwä Drittä (69,8%)derim 
Jahr 2018 Fortgezogenen waren jünger als40Jahre. Insgesamt ist der Antä I der jüngeren Personen bä 
den Fortziehenden etwas geringer alsbä den Zuziehenden. Die Altersstrukturen der wandernden Per¬ 
sonen ähnän sich jedoch insgesamt stark und Unterschäden sich zugläch deutlich von Bestandsbe¬ 
völkerung, in der es höhere Antä le älterer Menschen gibt. 

1.7 Geschlechtsstruktur 

Der Antäl der wä blichen Personen ist sowohl bä den Zuzügen alsauch bä den Fortzügen geringeres 
der Antäl der männlichen Personen und hat sich über dieZät hinweg auf änem räativ konstanten 
Niveau gehalten. Der Frauenantäl bä den Zuzügen, der fast immer höher ist als bä den Fortzügen, 
bewegt sich sät 2000zwischen 36%und 43%und bä den Fortzügen zwischen 34%und 39% Der 
Antäl der wä blichen Personen bä den Zuzügen war zwischen 2002 bis2015 rückläufig (von 42,9%im 
J ahr 2002 auf 36,1 % i m J ahr 2015), nahm aber 2017 und 2018 wi eder etwas zu (39,2 % bzw. 38,7 %). Der 
Antäl der wä blichen Personen bä den Fortzügen nimmt sät 2009 kontinuierlich ab und beträgt ak- 
tuäI 34,2 %(vgl. AbbiIdung 1-8 und Tabäle 1-17 im Anhang). 

Abbildung 1-8: Geschlechtervertälung bä den Zu- und Fortzügen imjahr 2018 



Quel le: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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Abbildung 1-9: Zuzüge von ausländischen Staatsangehörigen nach Geschlecht und ausgewählten 
Herkunftsländern im Jahr 2018 


RiLHunim 
Vit Im 
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Seihten 
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Virii'iruj^lr'b KficLi^irirh 

RusiHcbe roderaiiön 
Ukraine 
Litauen 
Tschechien 
A^ham-d an 
Thailand 

Ausländische Sisaasangehörige Lns-gesam 



■ Weltlich Mlnnlldi 


Quäle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 


Abbildung 1-10: Fortzüge von ausländischen Staatsangehörigen nach Geschlecht und ausgewählten 
Zielländern imjahr2018 



Ausländische Staatsangehörige insgesamt 


■ Weiblich 


37,3% 


Männlich 

Quäle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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Betrachtet man di eGeschl echterverhältnisseei nzel ner H erkunftsl ander i m J ahr 2018, so zei gt si ch, dass 
änige Länder durch änen über proportional hohen wä blichen- bzw. männlichen Antäl an den Zuzü¬ 
gen gekennza'chnet sind. Herkunftsländer, diea'nen hohen Antäl an wä blichen Personen an den aus¬ 
ländischen Zugezogenen aufwäsen, sind Thailand (69,5 %), die Russische Föderation (59,4%) und Sy¬ 
rien (57,1%). 

Ein überproportional hoher Antäl an männlichen Personen an den ausländischen Zugezogenen ist für 
die Herkunftsländer Guinea (78,2%), Slowenien (69,6%) und Tunesien (67,6%) festzustälen (vgl. die 
Abbildungen l-9und 1-10sowieTabälel-9imAnhang). 

LS Wanderungen auf Basis des Ausl änderzentral regi sters 

In diesem Kapitä wird das Migrationsgeschehen auf der Basisder Daten des Ausl änderzentral regi sters 
(AZR) dargestä lt. 40 1 m AZR werden - i m Gegensatz zur Wanderungsstati stik- neben personenbezoge¬ 
nen Angaben auch die rechtlichen Grundlagen für dieEinräseund den Aufenthalt von Drittstaatsan¬ 
gehörigen (Aufenthaltszwecke) nach dem Aufenthaltsgesetz (AufenthG) erfasst, erfasst werden zudem 
EU ^-Staatsangehörige. Entsprechend den Erfassungskriterien im Aufenthaltsgesetz ist bä Drittstaats¬ 
angehörigen die Differenzierung nach Aufenthaltszwecken (z. B. humanitäre oder familiäre Gründe) 
möglich. 

Nach ä ner räativ konstanten Zahl der Zuzüge von 2006 bis 2009 war in den Folgejahren än deutlicher 
Anstieg zu verzeichnen. Nachdem im Jahr 2015 mit 1,8 Millionen Zuzügen der bisherige Höchststand 
verzächnet wurde, konnte in den Folgejahren än kontinuierlicher Rückgang registriert werden. Im 
Jahr 2018 wurden 1.161.866Zuzüge verzächnet,än lächtesMinusum l,5%imVergläch zum Vorjahr. 
Der Zugang lag damit jedoch wäterhin über den Zuwanderungszahlen der Jahre vor 2015. Der Rück¬ 
gang ist insbesondere auf diegesunkene Fluchtmigration zurückzuführen. DieZahl der Fortzüge sank 
im Jahr 2018 im Vergläch zum Vorjahr von 644.613 nur minimal auf 640.227 (-0,7 %). I nsgesamt bäief 
sich der Wanderungsüberschuss auf etwa 522.000 und fiä damit etwas geringer aus als im Vorjahr 
(2017: +534.980). 


^Fürdiein diesem Kapitä enthaltenen Daten wurde das Ausl änderzentral regi ster zum Abfragezätpunkt 31 März 2019 aus¬ 
gewertet. Daher sind auch Drittstaatsangehörige enthalten, die noch im Jahr 2018 än gerast sind, aber erst im ersten Quar¬ 
tal 2019 im AZR registriert wurden. In der BAMF-Publikation „Wanderungsmonitoring: Erwerbsmigration nach Deutschland 
-Jahresbericht 2018" steht dagegen der Zätpunkt der ErtälungdesAufenthaltstitäs im Vordergrund, weswegen dieseFälle 
in denen der Betreffende im Jahr 2018ängerästist, aber erst im ersten Quartal 2019äneAufenthaltserlaubniserhalten ha¬ 
ben, nicht in der angeführten BAMF-Publikation nicht berücksichtigt werden und die genannten Daten somit nicht ver- 
glächbarsind. 

41 Personen bezogene Daten von EU-Staatsangehörigen, dienicht Staatsangehörige der Bundesrepublik Deutschland 
sind, dürfen nur dann im Register gespächert und genutzt werden, wenn diese Daten für die Anwendung aufenthalts¬ 
rechtlicher Vorschriften durch die hierfür zuständigen Behörden erforderlich sind, vgl. auch Urtäl desEuGFi, Rs. C- 
524/ 06, s. § 2 Ab. 3 AZRG. 
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Tabelle 1-3: Zuzüge und Fortzüge von ausländischen Personen von 2Q06bis2018 1 



Zuzüge 

Fortzüge 

Wanderungssaldo 

2006 

361.562 

257.659 

+103.903 

2007 

393.885 

267.553 

+126.332 

2008 

394.596 

311.536 

483.060 

2009 

396.983 

294.383 

+102.600 

2010 

475.840 

295.042 

+180.798 

2011 

622.506 

302.171 

4320.335 

2012 

738.735 

317.594 

+421.141 

2013 

884.493 

366.833 

+517.660 

2014 

1.149.045 

472.315 

4676.730 

2015 

1.810.904 

568.639 

+1.242.265 

2016 

1.307.253 

664.356 

4642.897 

2017 

1.179.593 

644.613 

+534.980 

2018 

1.161.866 

640.227 

+521.639 


1) Zuzüge oh neim Inland geborene ausländische Kinder. Fortzüge ohne Sterbefälle. 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 

1.8.1 Zuwanderu ng nach Aufenthal tszwecken 

Im AZR werden seit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes auch die Rechtsgrundlagen fürdieEin- 
reise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen erfasst. Dadurch können die erteilten Aufent¬ 
haltstitel für zugewanderte Drittstaatsangehörige differenziert nach dem Aufenthaltszweck dargestellt 
werden, wasim Rahmen der Wanderungsstatistik des Statistischen Bundesamtes nicht möglich ist. 
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Von den 1.161.866 im Jahr 2018 neu im AZR registrierten ausländischen Staatsangehörigen waren 
526.329 Drittstaatsangehörige (45,3 %), also Personen, die nicht dieStaatsangehörigkät ei nes EU-Staa- 
tes besaßen (vgl. Tabelle 1-4). Im Jahr 2017 waren es 1.179.593 Personen, darunter 544.757 Drittstaats¬ 
angehörige (46,2 %). Damit sank die Zahl der Zuzüge von Drittstaatsangehörigen gegenüber 2017 um 
3,4% Dies ist insbesondere auf die niedrigeren Zugangszahlen von Schutzsuchenden zurückzuführen. 

Die Zuwanderungszahlen des AZR I i egen in der Regel etwa 15 % bis 20 % unter denen i n der Wande¬ 
rungsstatistik des Statistischen Bundesamtes. Imjahr 2018 wurden dort rund 1,4 Millionen Zuzüge von 
ausländischen Staatsangehörigen registriert (vgl. Kapitel 1.2). Der Grund für diese unterschiedlichen 
Zahlen ist, dass Personen im AZR grundsätzlich erst registriert werden, wenn sie sich nicht nur vo¬ 
rübergehend (meist länger alsdrä Monate) im Bundesgebiet aufhalten. Zudem werden Daten von Per¬ 
sonen, diemehrfach imjahr zu- und fortziehen, nur einmal im AZR erfasst (Personenstatistik). 

Abbildung 1-11: Zuzüge von Drittstaatsangehörigen imjahr 2018 nach ausgewählten Aufenthaltszwe¬ 
cken 



1) Darunter fallen unter anderem Personen, dieeinen Aufenthaltstitel beantragt haben oder vom Erfordernis ei nes Aufenthaltstitels 
befreit sind. 

Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 

I m Vergl ä ch zum Vorjahr war ei n Ansti eg der Zuwanderung zum Zweck des Studi ums um 8,4 %fest- 
zustel len. Di eZuwanderung zum Zweck ä nes Sprachkurse^ Schul besuchssowiezum Zweck der sons- 
tigen Ausbildung stieg deutlicher um 16,8% bzw. 13,6% Nahezu konstant gegenüber dem Vorjahr 
blieb der Zuzug zum Zweck der Erwerbstätigkeit (vgl. auch Kapitel 3.2). 

Nachdem der Familiennachzug in den Vorjahren aufgrund des Nachzugs insbesondere syrischer und 
irakischer Familienangehöriger deutlich gestiegen ist, war imjahr 2018 ein Rückgang zu verzeichnen 
(-15,4%im Vergleich zu 2017). Ebenfalls rückläufig war die Zuwanderung aus humanitären Gründen 
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(-28,5 %) und dieZahl der ausgestellten Aufenthaltsgestattungen zur Durchführung eines Asyl Verfah¬ 
rens (-2,5%) (vgl.hierzu ausführlich Kapitel 3.4). 

18,5%der Drittstaatsangehörigen zogen 2018ausfamiliären Gründen nach Deutschland (2017:21,1%). 
Bei diesem Aufenthaltszweck handelt es sich überwiegend um auf Dauer angelegte Zuwanderung. 11,6 
%der Drittstaatsangehörigen,dieimjahr2018eingerästsind, erhielten eineAufenthaltserlaubniszum 
Zweck der Erwerbstätigkeit (2017:11,2%). 11,1% zogen zum Zweck des Studiums, des Besuchseiner 
Schuleoder eines Sprachkursesund zu sonstigen Ausbildungszwecken nach Deutschland (2017:9,8%). 
Aufenthalte zum Zweck der Beschäftigung, des Studiums und der Ausbildung sind in der Regel zu¬ 
nächst befristet. DieVerlängerung einer Aufenthaltserlaubniszum Zweck der Erwerbstätigkeit ist je¬ 
doch n i cht ausgesch I ossen ,dieseMöglichkeitwirdauchhäufig gen utzt. Zudem besteht f ü r H ochsch u I - 
absolventinnen und Hochschulabsolventen die Möglichkeit, nach der Beendigung ihres Studiums an 
einerdeutschen Hochschule, innerhalb von 18Monaten in Deutschland eineihrer Ausbildung entspre¬ 
chende Beschäftigung zu suchen (§ 16Abs 4AufenthG) (vgl. ausführl icher Kapitel 3.3.2). 

11,5% der Zugewanderten desjahres 2018 erhielten ei ne Aufenthaltsgestattung (2017:11,4%). Zudem 
wurde an 4,9%der Drittstaatsangehörigen eineAufenthaltserlaubnisaushumanitären Gründen (2017: 
6,6 %) und an 3,9 %ei ne Duldung ertei It (2017:3,8 %). 
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Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 
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Im Jahr 2018 zog ein Drittel der syrischen Staatsangehörigen aus familiären Gründen und 25,2% aus 
humanitären Gründen nach Deutschland, 17,4% erhielten ei ne Aufenthaltsgestattung oder Duldung. 
Auch be türkischen Staatsangehörigen überwog mit 25,6 %der Familiennachzug (2017:27,0%), gestie¬ 
gen ist der Anteil der türkischen Staatsangehörigen,dieaneAufenthaltsgestattung oder ene Duldung 
erhielten (von 17,1% auf 21,6%). US amerikanische und indische sowie Staatsangehörige aus den 
Westbalkanstaaten sind durch einen hohen Anteil an Zuzügen zum Zweck der Beschäftigung gekenn- 
zachnet. Im Falle der Westbalkanstaaten ist di es auf die im Oktober 2015 in die Beschäftigungsverord¬ 
nung aufgenommene Regäung zurückzuführen, wonach für Staatsangehörige von Albanien, Bosnien 
und Herzegowina, Kosovo, Mazedonien 42 , Montenegro und Serbien in denjahren 2016bis2020 unter 
bestimmten Bedingungen ane Zustimmung zur Ausübung jeder Beschäftigung erteilt werden kann 
(§ 26 Abs. 2 BeschV). Diese neue Möglichkeit der Erwerbsmigration wird häufig in Anspruch genom¬ 
men.Zudem ist im Falledes Kosovo sowie Bosnien und Herzegowinas auch der Anteil desFamilien- 
nachzugshoch. 

36,5 %der chinesischen Staatsangehörigen reisten zum Zweck des Studiums oder der Ausbildung an. 
Unter den Staatsangehörigen aus dem Iran und dem Irakerhiätän hoher Antäl an Personen entwe¬ 
der ane Aufenthaltsgestattung oder eine Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen. 

1.8.2 Längerfristige Zuwanderung 

Auf Basis des AZR lassen sich Aussagen über die Aufenthaltsdauer treffen. Im Folgenden werden die 
ausländischen Staatsangehörigen betrachtet, die in den Jahren 2008 bis 2017 ängeräst sind und sich 
mi ndestens ä n J ahr i m Bundesgebiet aufhielten 43 


42 1 m Februar 2019 erfolgte di e offizi el I e U mbennung M azedoniens i n Republ i k Nordmazedoni en. 

43 Die Mindestaufenthaltsdauer von einem Jahr entspricht der Definition von Zuwanderung in der „Verordnung (EG) Nr. 
862/2007 des Europäischen Parlamentsund des Rates vom 11. Juli 2007 zu Gemeinschaftsstatistiken überWanderung und in¬ 
ternationalen Schutz und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 311/ 76 des Rates über die Erstei I ung von Statistiken über 
ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer" (vgl. Kapitel 1.1). Zahlen zur längerfristigen Zuwanderung für dasjahr 
20171 i egen erst 2019 vor, da erst zu m J ah resen de 2018 f ü r al I e Person en, di e 2017 zugewan dert si n d, f estgestel 11 werden kan n, 
ob diese sich mindestens an Jahr in Deutschland aufgehalten haben. 
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Tabel le 1-5: Ausl ändische Staatsangehörige, die von 2008 bis 2017 zugewandert sind, mit ei ner Aufent- 
haltsdauervon mindestens einem Jahr _______ 


Staatsangehöri gkei t 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

Rumänien 

16.560 

19.185 

29.194 

41.131 

54.806 

65.902 

102.704 

115.224 

123.137 

108.930 

Polen 

39.621 

37.414 

43.457 

74.094 

83.220 

94.967 

99.317 

102.376 

83.464 

76.074 

Syrien 

1.401 

1.750 

2.510 

3.780 

8.317 

17.228 

67.772 

380.908 

68.949 

68.116 

Bulgarien 

10.122 

12.216 

17.370 

23.890 

29.345 

31.524 

45.506 

52.562 

50.655 

46.379 

Kroatien 

2.380 

2.333 

2.610 

3.163 

4.188 

14.701 

30.195 

42.169 

42.159 

40.265 

Italien 

8.735 

9.546 

11.322 

13.289 

19.489 

26.947 

32.815 

35.135 

33.519 

30.692 

Ungarn 

8.157 

8.785 

12.458 

20.411 

30.580 

33.335 

33.122 

32.829 

28.667 

25.416 

Türkei 

14.536 

14.749 

15.140 

16.535 

15.168 

15.282 

16.444 

18.019 

24.962 

23.725 

Irak 

6.928 

10.419 

7.741 

6.070 

5.379 

4.243 

7.115 

94.180 

23.939 

22.759 

Indien 

6.051 

6.493 

7.695 

9.190 

11.238 

12.364 

14.712 

17.548 

22.359 

20.580 

China 

9.221 

9.905 

10.912 

12.649 

13.761 

14.850 

16.917 

18.420 

21.312 

18.987 

Griechenland 

4.110 

4.139 

6.783 

14.300 

21.759 

21.596 

19.256 

19.214 

18.419 

17.337 

Bosnien und Herzegowina 

2.086 

1.865 

2.097 

2.661 

4.314 

6.318 

9.638 

10.611 

16.595 

15.408 

Kosovo 

_ 

4.159 

4.666 

4.836 

5.704 

8.602 

19.944 

21.435 

14.682 

14.400 

Serbien 1 

6.568 

3.094 

6.067 

5.821 

7.617 

12.285 

19.072 

18.573 

14.787 

13.116 

Russische Föderation 

8.270 

8.487 

9.523 

11.114 

13.072 

18.371 

14.785 

17.902 

13.806 

12.622 

Sonstige 

127.368 

132.210 

150.758 

178.525 

202.458 

241.582 

302.004 

557.655 

324.570 

294.206 

Gesamt 

270.028 

284.884 

340.303 

441.459 

530.415 

640.097 

851.318 

1.554.760 

925.981 

849.012 


1) Inkl. ehern. Serbien und Montenegro. Bis 2008 inklusive des Kosovo, der sich erst 2008 für unabhängig erklärt hat. 

Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 


2017 verzeichnte das AZR 849.012 Zuzüge ausländischer Staatsangehöriger für ei ne Aufenthaltsdauer 
von mindestens einem Jahr nach Deutschland (vgl. Tabelle 1-5). DieZahl der Jong-term mi grants" ist 
damit im Verglech zum Vorjahr, in dem 925.981 Personen gezählt wurden, um 8,3 %gesunken. Insge¬ 
samt liegt dieZahl der ausländischen Staatsangehörigen, die2017eingereist sind und sich länger alsän 
Jahr im Bundesgebiet aufhielten, 39%unter der in der Wanderungsstatistik des Statistischen Bundes¬ 
amtes ausgewiesenen Zahl von rund 1,4Millionen Zuzügen von ausländischen Staatsangehörigen für 
dasjahr 2017. Bei der Differenz handelt es sich zum Teil um ausländische Staatsangehörige, die sich 
nur kurzfristig, d. h. weniger alsän Jahr, in Deutschland aufhielten. Zum anderen können in der Zuzu¬ 
gsstatistik des Statistischen Bundesamtes auch zwei oder mehr Zuzüge derselben Person registriert 
sä n, da es sich hi erbe - im Gegensatz zum AZR - um kä ne Personenstatistik, sondern umäne(wan- 
derungs- )fal I basi erte Stati sti k handä t. 

Der Verglech von AZR-Zahlen mit den Zuzugszahlen aus der Wanderungsstatistik zägt, dass sich der 
Antel der ausländischen Staatsangehörigen,diesich nach der Einresemindestensenjahr in Deutsch- 
Iand aufhalten, von 53,9 %i mJ ahr 2016auf 61,3 %imJ ahr 2017erhöht hat. AI Ierdingskönnen sich auch 
dahinter bef r i stete Auf enthalte verbergen. Viä fach werden Aufenthaltserlaubnisse zwar für länger als 
än Jahr, aber nur für die Dauer des bestimmten Aufenthaltszwecks ausgestä It (z. B. Arbätnehmerin- 
nen und Arbätnehmer mit änem Werkvertrag, Studierende). 
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Abbildung 1-13: Zugewanderte ausländischeStaatsangehöri ge im Jahr 2017 mit ener Aufenthalts¬ 
dauer von mindestensenemjahr 



Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 


Von den im Jahr 2017 für länger als an Jahr zugewanderten ausländischen Staatsangehörigen besaßen 
12,8 %(108.930 Personen) die rumänische Staatsangehörigkeit. Dies bedeutet änen Rückgang um 11,5 
% im Vergleich zu 2016. Die Zahl der längerfristigen Zuzüge polnischer Staatsangehöriger sank um 
8,9%von 83.464auf 76.074Zuzüge(Antäl der polnischen Staatsangehörigen: 9,0%). DieZahl der län¬ 
gerfristigen Zuzüge syrischer Staatsangehöriger lag mit 68.116 Zuzügen (8,0%der längerfristigen Zu¬ 
wanderung) fast auf dem Niveau des Vorjahres. 5,5%(46.379 Personen) besaßen die bulgarische und 
4,7% (40.265 Personen) die kroatische Staatsangehörigkeit. Weitere Hauptstaatsangehörigkeiten im 
Jahr 2017 waren Italien (3,6%), Ungarn (3,0%)unddieTürkei (2,8%)(vgl. Abbildung 1-13). 
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2. EU-Binnenmigration 

Unter EU-Binnenmigration versteht man die Zu- und Abwanderung von EU-Staatsangehörigen 44 . 
Entscheidend ist also die Staatsangehörigkeit und nicht das Herkunfts- oder Zielland der wandernden 
Personen. 45 Dagegen zählt die Zu- bzw. Abwanderung von Drittstaatsangehörigen aus einem bzw. in 
einen anderen Mitgliedstaat der EU nicht zur EU-Binnenmigration im oben genannten Sinne 46 

Das Unionsrecht gewährt EU-Staatsangehörigen und ihren Familienangehörigen - unabhängig davon, 
ob diese ebenfalls Staatsangehörige der EU sind oder nicht - grundsätzlich Personenfreizügigkeit 
(§ 2 Abs. 1 FreizügG/EU) 47 , d. h sie können sich innerhalb der Mitgliedstaaten der EU frei bewegen und 
arbeiten. Freizügigkeitsberechtigt sind Arbeitnehmer, selbständige Erwerbstätige und EU-Staatsange- 
hörige die sich zur Berufsausbildung aufhalten wollen, Arbeitssuchende sowie Erbringer von Dienst¬ 
leistungen, die (unter Umständen einem Drittstaat angehörenden) Familienangehörigen dieser Perso¬ 
nen sowie EU-Staatsangehörige und ihre Familienangehörigen, die ein Daueraufenthaltsrecht erwor¬ 
ben haben (§ 2 Abs. 2 FreizügG/EU). Nichterwerbstätige Unionsbürger, wie Personen in Ruhestand o- 
der Studierende, sind dann freizügigkeitsberechtigt, wenn sie über ausreichenden Krankenversiche¬ 
rungsschutz und ausreichende Existenzmittel (§ 4 FreizügG/EU). Familienangehörige von EU-Staats- 
angehörigen im Sinne des Freizügigkeitsrechts sind die Ehepartnerin oder der Ehepartner, die Lebens¬ 
partnerin oder der Lebenspartner, Kinder bis zum 21. Lebensjahr sowie Verwandte in direkter aufstei¬ 
gender und absteigender Linie, sofern ihnen Unterhalt gewährt wird (§ 3 Abs. 2 FreizügG/EU). 

Staatsangehörige aus den Mitgliedstaaten der EU benötigen für ihre Einreise und für ihren Aufenthalt 
im Bundesgebiet kein Visum bzw. Aufenthaltstitel (§ 2 Abs. 4 S. 1 FreizügG/EU). Drittstaatsangehörige 
Familienangehörige benötigen ein Einreisevisum, sofern sie nicht im Besitz einer Aufenthaltskarte im 
Sinne von Artikel 5 Abs. 2 i. V. m. Artikel 10 Freizügigkeitsrichtlinie (Richtlinie 2004/38/EG) sind 
(§ 2 Abs. 4 S. 2, 3 FreizügG/EU). EU-Staatsangehörige, die im Besitz eines gültigen Personalausweises o- 
der Reisepasses sind, haben ein dreimonatiges voraussetzungsloses Aufenthaltsrecht 
(§ 2 Abs. 5 S. 1 FreizügG/EU). Drittstaatsangehörige Familienangehörige haben das gleiche Recht, wenn 
sie im Besitz eines anerkannten Passes oder Passersatzes sind und sie den EU-Staatsangehörigen be¬ 
gleiten oder ihm nachziehen (§ 2 Abs. 5 S. 2 FreizügG/EU). Freizügigkeitsberechtigten Familienangehö¬ 
rigen, die Drittstaatsangehörige sind, wird im Falle eines längeren Aufenthalts (länger als drei Monate) 
eine Aufenthaltskarte für Familienangehörige von EU-Staatsangehörigen ausgestellt (§ 5 Abs. 1 Frei¬ 
zügG/EU). 

Die EU-Binnenmigration kann der allgemeinen Zu- und Fortzugsstatistik entnommen werden, indem 
sie nach den entsprechenden EU-Staatsangehörigkeiten der Personen differenziert wird. 48 Die Zu- und 
Fortzüge deutscher Staatsangehöriger werden dabei nicht berücksichtigt. 


44 EU-Staatsangehöriger ist, wer die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzt. 

45 Ein Staatsangehöriger eines EU-Staates kann demnach auch aus einem Nicht-EU-Staat zuziehen, um in die EU-Binnenwan- 
derungsstatistik einzugehen, da er unter die Freizügigkeitsregelungen für EU-Staatsangehörige fällt. 

46 Siehe hierzu Müller 2013. 

47 Freizügigkeit besteht grundsätzlich auch für Staatsangehörige aus den EWR-Staaten Norwegen, Island und Liechtenstein so¬ 
wie der Schweiz. Zur Rechtslage vgl. BMI/BMAS 2014: 44ff. 

48 Drittstaatsangehörige Familienangehörige von Unionsbürgern lassen sich in der Zu- und Fortzugsstatistik nicht identifizie¬ 
ren und sind in den Daten deshalb nicht berücksichtigt. 
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LautMikrozensus' 19 , der seitdemJahr 2017Personen mit eigener Migrationserfahrung nach ihren Mig¬ 
rationsmotiven befragt, sind imjahr 2018 familiäre Aspekte bei EU-Staatsangehörigen für die Wände 
rungnach Deutschland ausschlaggebend (rund 46%). Etwa30%der EU-Staatsangehörigen, dieimjahr 
2018nach Deutschland zugezogen sind, gaben alsMotivfür ihreMigrationsentschädung,Arbeit/Be 
schäftigung" an. 50 

Abbildung2-1: Zu- und Fortzüge von EU-Staatsangehörigen nach und aus Deutschland in imjahr 
2018(ohneZypern und Malta) 



Quäle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 


49 Der M ikrozensus ist dieamtliche Repräsentativstatistik über die Bevölkerung und den Arbätsmarkt, in deren Rahmen jähr¬ 
lich rund 1 %alIer Haushaltein Deutschland befragt wird. 

50 Vgl. Mi krozensus 2019. 
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Betrachtet man dieZu- und Fortzüge von EU-Staatsangehöri gen (ohne Deutsche) i mj ahr 2018, so zagt 
sich, dassdieZahl der Zuzüge mit 792.796 im Vergleich zum Vorjahr fast konstant geblieben ist (2017: 
777.750 Zuzüge) (vgl. Abbi ldung2-lundT abel I e 2-1 i m Anhang). Ei n Ansti eg der Zuzugszahl en i m J ahr 
2018 konnte insbesondere bei Staatsangehörigen aus Litauen (+17,6%) und Rumänien (-19,3%) ver¬ 
zeichnet werden. Der Anteil der EU-Binnenmigration an der Gesamtzuwanderung betrug damit 50,0% 
(2017:50,2%). 

Die Zahl der Fortzüge von EU-Staatsangehörigen im Jahr 2018 summierte sich auf 590.443 (-19,6% 
2017: 538.959 Fortzüge). Der Anteil der EU-Binnenmigration an der Gesamtabwanderung stieg von 
47,5 % i m J ahr 2017 auf 49,8 % i m J ahr 2018. 

Abbildung 2-2: Zuzüge von EU-Staatsangehörigen nach Deutschland imjahr 2018 (ohne Deutsche) 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 


31,8 %der Zuzüge von EU-Staatsangehörigen entfielen auf rumänische (2017:29,7%) und 18,1 %auf 
polnischeStaatsangehörige(2017:19,2%). Damitstellten Staatsangehörige aus diesen beiden Mit- 
gl iedstaaten i m J ahr 2018 die Hälfteal ler Zuzüge im Rahmen der EU- Bi nnenmigration. Weitere be¬ 
deutende Gruppen sind Staatsangehörige aus Bulgarien mit 10,8% (2017:10,5%), Kroatien mit 7,3% 
(2017:7,5%), Italien mit6,7%(2017:6,6%) und Ungarn mit5,5%(2017:6,2%) (vgl. Abbildung 2-2 und 
T abel I e 2-1 i m Anhang). 
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Abbildung2-3: Fortzüge von EU-Staatsangehörigen aus Deutschland imjahr 2018 (ohne Deutsche) 



Quel le: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 


Bei den Fortzügen entfielen im Jahr 2018 31,1 % auf Staatsangehörige aus Rumänien (2017: 29,2 %), 
20,9 %auf polnische Staatsangehörige (2017:21,4%). Damit stellten Staatsangehörige ausdiesen beiden 
Mitgliedstaaten auch bei den Fortzügen die Hälfte der Gesamtabwanderung im Rahmen der EU-Bin- 
nenmigration. 10,0%der Fortzüge waren bulgarische (2017:9,5%), 6,5% ungarische (2017: 7,0%) und 
6,4 %i tal i enische (2017:6,6 %) Staatsangehöri ge (vgl. Abbi I düng 2- 3 und Tabel I e 2-1 i m Anhang). 

Ein positiver Wanderungssaldo konnteimjahr 2018 gegenüber allen EU-Staatsangehörigen verzeich¬ 
net werden. Insgesamt zogen imjahr 2018 202.353 Staatsangehöri ge aus den anderen EU-Staaten mehr 
nach Deutschland aisfortzogen. Der positiveWanderungssaldo ist im Vergläch zum Vorjahr gesunken 
(2017: -1238.791) (vgl. Abbildung 2-4). Imjahr 2015 wurde noch an Wanderungssaldo von 327.578 Per¬ 
sonen registriert. Deutlich fiel dieser Überschuss in den letzten beidenjahren insbesondere bei Staats¬ 
angehörigen aus Rumänien (2018: -168.144,2017: +73.188), Kroatien (2018: +28.855,2017: -(32.803), Bul¬ 
garien (2018: 426.837, 2017: 430.337), Polen (2018: 420.228, 2017: 434.244) und Italien (2018: +15.549, 
2017: +16.107) aus 
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Abbildung 2-4: Wanderungssaldo von EU-Staatsangehörigen in denjahren 2007 bis 2018 (ohne Deut¬ 
sche) 



Quel I e: Stati sti sches Bundesamt, Wanderungsstati sti k 
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3. Die ei nzel nen Zuwanderergruppen 
3.1 Überblick 

In Kapitel 3 werden die verschiedenen Formen der Zuwanderung nach Deutschland differenziert be¬ 
trachtet. Diejeweiligen Migrationsarten unterscheiden sich rechtlich hinsichtlich der Einreise(z. B. Vi¬ 
sumfreiheit bzw. -pflicht) und des Aufenthaltsstatus der betreffenden Personen. Diefolgenden Arten 
der Zuwanderung werden voneinander unterschieden: 

- Erwerbsmigration (Kapitel 3.2), 

- Bildungsmigration (Kapitel 3.3), 

- H uman i täre M i grati on (Kapi tel 3.4), 

- M igration ausfamiliären Gründen (Kapitel 3.5), 

- Migration ausweiteren aufenthaltsrechtlichen Gründen (Kapitel 3.6), 

- Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler (Kapitel 3.7). 

Kapitel 3.8 widmet sich ergänzend der Rückwanderung von deutschen Staatsangehörigen aus dem 
Ausland. 

Es ist darauf hinzuweisen, dass sich bei einem Vergleich der Gesamtmigration aus der Wanderungssta¬ 
tistik mit der kumulierten Zahl der verschiedenen Zuwanderergruppen auf Basisder unterschiedlichen 
statistischen Datenquellen eine Differenz ergibt. Dies ist vor allem auf die unterschiedlichen Erhe¬ 
bungsgrundlagen (z. B. fall- vs. personenbezogene Erfassung) der einzelnen Statistiken, aber auch auf 
Erfassungsunterschiede zurückzuführen. 51 

Das Zuwanderungsgeschehen nach Deutschland ist vor allem durch Migration aus anderen europäi¬ 
schen Ländern gekennzeichnet: 2018 sind 792.796 EU-Staatsangehörige nach Deutschland eingereist 
(2017: 777.750). Die Migration aus humanitären Gründen hat sich zwischen 2017 und 2018 deutlich 
verringert- während 2017198.317Asylerstanträgeentgegengenommen wurden,gingdieZahl imjahr 
2018 auf 161.931 zurück (-18,3%). Zudem wurden imjahr 2018 97.129 Aufenthaltserlaubnisse aus fa¬ 
miliären Gründen ertält (2017:114.861). 109.995 ausländische Studierende (Bildungsausländerinnen 
und Bildungsausländer) haben ein Studium an einer deutschen Hochschuleaufgenommen. 60.857 im 
Jahr 2018 eingereiste Personen haben einen Aufenthaltstitel für eine Erwerbstätigkeit erhalten (2017: 
60.882) (vgl. Abbildung 3-1). 


51 Vgl. dazu Lederer 2004:102ff. 
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Abbildung 3-1: Überblick über die wichtigsten Zuwanderungsgruppen nach Deutschland in den Jah¬ 
ren 2017 und 2018 

QOfl jOOÖ 
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Ei ne Addition der Zu wanderergruppen zu einer Gesamtsumme ist aufgrund unterschiedlicher Erhebungskriterien (z. B. Fall- vs. Per¬ 
sonenstatistik) und Doppel zähl ungen (z. B. EU-Binnenmigration und saisonaleArbeitskräfteausEU-Staaten) nicht möglich. 

Quel le: Statistisches Bundesamt, BAM F, Ausländerzentral register 


Tabelle3-1 gibt einen Überblick über diejährlicheGrößenordnung der einzelnen Zuwanderungsarten 
seit Beginn der 1990er Jahre. Daran anschließend werden in den einzelnen Unterkapiteln sowohl die 
rechtlichen Grundlagen ausgeführt als auch die quantitative Entwicklung der Migrationsarten darge¬ 
stellt. 
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Tabelle3-1: Zuwanderungsgruppen seit 1991 1 



EU-Bin- 

nenmigra- 

tion 2 

Familien¬ 
nachzug 
von Dritt¬ 
staatsan¬ 
gehörigen 

Spätaussi ed¬ 
lerinnen und 
Spätaussi ed¬ 
ler ein¬ 
schließlich 
Familienan¬ 
gehörige 

Jüdische 

Zuwande¬ 

rung 

Asyl an¬ 
tragszahlen 
(Erstan¬ 
träge) 

Humani¬ 
täre Auf¬ 
nah me 4 

Erwerbs¬ 
migration 
nach 
§§18-21 
AufenthG 

Bildungsaus¬ 
länderinnen 
und Bildungs¬ 
ausländerim 
ersten Hoch¬ 
schul semester 3 

1991 

128.142 

_ 

221.995 


256.112 




1992 

120.445 

_ 

230.565 


438.191 




1993 

117.115 

_ 

218.888 

16.597 

322.599 



26.171 

1994 

139.382 

_ 

222.591 

8.811 

127.210 



27.928 

1995 

175.977 

_ 

217.898 

15.184 

127.937 



28.223 

1996 

171.804 

_ 

177.751 

15.959 

116.367 



29.423 

1997 

150.583 

_ 

134.419 

19.437 

104.353 



31.125 

1998 

135.908 

_ 

103.080 

17.788 

98.644 



34.775 

1999 

135.268 

_ 

104.916 

18.205 

95.113 



39.905 

2000 

130.683 

_ 

95.615 

16.538 

78.564 



45.149 

2001 

120.590 

_ 

98.484 

16.711 

88.278 



53.175 

2002 

110.610 

_ 

91.416 

19.262 

71.124 



58.480 

2003 

98.709 

_ 

72.885 

15.442 

50.563 



60.113 

2004 

266.355 

_ 

59.093 

11.208 

35.607 



58.247 

2005 

286.047 

_ 

35.522 

5.968 

28.914 


18.415 

55.773 

2006 

289.235 

56.302 

7.747 

1.079 

21.029 


30.188 

53.554 

2007 

343.851 

55.194 

5.792 

2.502 

19.164 


29.803 

53.759 

2008 

335.914 

51.244 

4.362 

1.436 

22.085 


30.601 

58.350 

2009 

348.909 

48.235 

3.360 

1.088 

27.649 


26.386 

60.910 

2010 

398.451 

54.865 

2.350 

1.015 

41.332 


29.768 

66.413 

2011 

532.395 

54.031 

2.148 

986 

45.741 


38.083 

72.886 

2012 

623.407 

54.816 

1.817 

458 

64.539 

4.596 

38.745 

79.537 

2013 

707.771 

56.046 

2.427 

246 

109.580 

4.999 

33.648 

86.170 

2014 

809.807 

63.677 

5.649 

237 

173.072 

7.324 

37.283 

92.916 

2015 

846.039 

82.440 

6.118 

378 

441.899 

7.806 

38.836 

99.087 

2016 

796.522 

105.551 

6.588 

688 

722.370 

6.577 

50.964 

101.294 

2017 

777.750 

114.861 

7.059 

873 

198.317 

4.716 

60.882 

104.940 

2018 

792.796 

97.129 

7.126 

1.038 

161.931 

4.072 

60.857 

109.995 


1) Ei ne Addition der Zuwanderergruppen zu einer Gesamtsumme ist aufgrund unterschiedlicher Erhebungskriterien (z. B. Fall- vs. Per¬ 
sonenstatistik) und Doppelzählungen (z. B. EU-Binnenmigration und Saisonarbeitnehmerinnen und Saisonarbeitnehmer ausEU-Staa- 
ten) n i cht mögl i ch. Vgl. dazu j ewei I s d i e f ol genden U nter kapi tel. 


2) Bis 2003: EU-14; 2004bis2006: EU-24; ab 2007 bis2012: EU-26; ab 2013: EU-27; jeweils ohne Deutsche. 

3) Hierbei handelt es sich um Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer (siehe Kapitel 3.3.1), die sich im jeweiligen Berichtsjahr 
erstmal i g an ei ner deutschen H ochschule i mmatrikuliert haben. 

4) Nach § 22 AufenthG und § 25 Abs. 4AufenthG bzw. Resettlement-Programm. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, BAMF, Bundesverwaltungsamt, Ausl änderzentral register 
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3.2 Erwerbsmigration 

Die rechtlichen Grundlagen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zum 
Zweck der Erwerbstätigkeit 52 waren im Berichtszä träum in den §§ 18 bis 21 Aufenthaltsgesetz (Auf- 
enthG) und in der Beschäftigungsverordnung (BeschV) geregät. Das Aufenthaltsgesetz differenziert 
den Aufenthalt zum Zweck der Erwerbstätigkeit vom Grundsatz her nach Beschäftigung (mit qualifi¬ 
zierter Berufsausbildung, § 18 Abs. 4 AufenthG, bzw. ohne qualifizierte Berufsausbildung, § 18 Abs. 3 
AufenthG), hochqualifizierter Beschäftigung (§ 19AufenthG bzw.§ 19aAufenthG), Forschungstätigkeit 
(§ 20AufenthG) und Selbständigkeit (§ 21 AufenthG). 

Bern Zugang zum Arbeitsmarkt gelten jeweils unterschiedliche Regä ungen für Drittstaatsangehörige 
sowie für EU-Staatsangehörige und Angehörige der übrigen Staaten des Europäischen Wirtschafts¬ 
raums 53 und der Schwäz. Frazügigkeitsberechtigte EU-Staatsangehörige sowie Staatsangehörige aus 
den Staaten Island, Liechtenstän, Norwegen und der Schweiz und grundsätzlich auch ihre beraten¬ 
den oder nachziehenden Familienangehörige benötigen für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit kä- 
nen Aufenthaltstitä nach dem Aufenthaltsgesetz (vgl. Kapitä 2). 

Drittstaatsangehörige dürfen äneErwerbstätigkät nur ausüben, wenn dies nach den Bestimmungen 
des Aufenthaltsgesetzes erlaubt ist, die Erlaubnis zur Ausübung äner Erwerbstätigkät muss im Auf¬ 
enthaltstitä ängetragen werden. (§ 4Abs. 2 und 3 AufenthG). Dieser wird in der Regä nur ertält, wenn 
än konkretes Arbätsplatzan gebot vorliegt. EineAufenthaltserlaubniswird dann für dieDauer der Be¬ 
schäftigung ertält. Für die Ei nrä seist in der Regä än national es Visum erforderlich. 54 , sofern der Auf¬ 
enthalt 90Tage nicht überschrätet, kann für kürzere Beschäftigungen auch än Schengen-Visum er¬ 
tält werden. 

DieZulassung ausländischer Beschäftigter orientiert sich an den Erfordernissen des Wirtschaftsstan¬ 
dortes Deutschland unter Berücksichtigung der Verhältnisse auf dem Arbätsmarkt (§§ 1 Abs. 1,18 
Abs. 1 AufenthG). Drittstaatsangehörigen kann än Aufenthaltstitä nach § 18 Abs. 2 AufenthG zur Aus¬ 
übung äner Erwerbstätigkät ertält werden, wenn die Bundesagentur für Arbät (BA) zugestimmt hat 
oder wenn durch Rechtsverordnung oder durch zwischenstaatlich getroffene Veränbarungen be- 
sti mmt ist, dass di e Ausübung der Beschäfti gung ohne ä ne Zusti mmung der BA zul ässi g ist 55 

DieErtälung der Zustimmung durch dieBA hängt unter anderem davon ab, dass sich die Beschäfti¬ 
gung von Drittstaatsangehörigen nicht nachtälig auf den Arbätsmarkt auswirkt und känezu berück¬ 
sichtigenden deutschen und ausländischen Arbätskräfte, die hinsichtlich der Ar bä tsauf nah me recht¬ 
lich glächgestältsind oder nach EU-Recht änen Anspruch auf vorrangigen Zugang zum Arbätsmarkt 


52 Der Migrationsbericht betrachtet dasZuwanderungsgeschehen Deutschlands in 2018, weshalb sich diein diesem Kapitel aus¬ 
gewiesenen Zuwanderungszahlen auf diesen Zeitraum beziehen. Hierfür wurden dieDaten des Ausl änderzentral regi sters zum 
Abfragezeitpunkt 31. März 2019 ausgewertet. Daher sind auch Drittstaatsangehörigeenthalten, die noch imjahr2018eingereist 
sind, aber erst im ersten Quartal desjahres2019einen Aufenthaltstitel zum Zweck der Erwerbstätigkät erhalten haben. I n der 
BAMF-Publikation „Wanderungsmonitoring: Erwerbsmigration nach Deutschland - Jahresbericht 2018“ (vgl. BAMF 2018c) 
steht dagegen der Zätpunkt der Ertälung des Aufenthaltstitäs im Vordergrund, weswegen die Fälle mit Aufenthaltstitäertä- 
I u n g erst i n 2109 dort n i ch t auf gef ü h rt u n d d i e gen an n ten Daten som i t n i ch t vergl ä ch bar si n d. 

53 Island, Liechtenstän und Norwegen. 

^Durch dieReformen desletzten Jahrzehnts sieht dieOECD Deutschland alsänesder Länder mit den geringsten Beschrän¬ 
kungen für die beschäftigungsorientierte Zuwanderung hochqualifizierter Fachkräfte. Vgl. OECD 2013, vgl. auch Sachverstän¬ 
digenrat deutscher Stiftungen für I ntegration und Migration 2014:45ff. Einen Vergläch bietet auch Humpert 2015. 

55 Käner Zustimmung der BA zu einem Aufenthaltstitä zum Zweck der Beschäftigung benötigen etwa Führungskräfte nach 
§ 3 BeschV sowieWissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Forschende und Lehrkräfte nach § 5 BeschV. 
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haben, zur Verfügung stehen (§ 39 Abs. 2S. INr. lAufenthG, sog. Vorrangprüfung). Zudem dürfen aus¬ 
ländische Arbeitskräfte nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare deutsche Ar- 
bätskräfte beschäftigt werden (§ 39 Abs. 2 S. 1 letzter Halbsatz AufenthG, sog. Verglächbarkätsprü- 
fung). Die individuelle Vorrangprüfung entfällt, wenn für einzelne Berufsgruppen oder Wirtschafts- 
zwägefestgestältwird,dasseineBesetzung der offenen Stälen mit ausländischen Bewerbern arbäts- 
markt- und integrationspolitisch verantwortbar ist (§ 39 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 AufenthG). DieZustimmung 
zur Aufenthaltserl au bnis kann die Dauer und dieberuflicheTätigkätfestl egen sowiedieBeschäftigung 
auf bestimmte Betriebe oder Bezi rke beschränken (§ 39 Abs. 4 AufenthG). DieVerglächbarkät der Be¬ 
schäftigungsbedingungen wird auch dann geprüft, wenn ä ne gesetzliche Ausnahme von der Vorrang¬ 
prüfunggilt, wiez. B. bä äner Beschäftigung in Ausbildungsberufen (§ 6 BeschV). 

DieZustimmung der BA zur Ausübung äner Beschäftigung wird durch die zuständige Ausländerbe¬ 
hörde bzw. durch die zuständige Auslandsvertretung in änem behördeninternen Verfahren („one- 
stop-government") ängeholt. 56 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen im Beräch Erwerbsmigration wurden angesichts des stägenden 
Fachkräftebedarfs in den letzten Jahren deutlich liberalisiert. Studierende, die in Deutschland än 
Hochschulstudium absolviert und sich mitänemAufenthaltstitä nach§ 16Abs.lin Deutschland auf¬ 
gehalten haben,können imAnschlussl8MonatezurArbätsplatzsuchein Deutschland verbläben (§ 16 
Abs. 5 AufenthG). Währenddessen verfügen sie über änen unängeschränkten Arbätsmarktzugang 
(vgl. Kapitä 3.3.2). Absolventinnen und Absolventen ausländischer Hochschulen können bä entspre¬ 
chender Qualifikation änen Aufenthaltstitä für bis zu sechs Monate erhalten, um änen ihrer Qualifi¬ 
kation angemessenen Arbätsplatz zu suchen (§ 18c Abs. 1 AufenthG). In dieser Zät dürfen siekäne 
Erwerbstätigkä tauf nehmen und müssen ihren Lebensunterhalt ägenständig sicherstälen. Dadiebe- 
troffenen Personen überwiegend mit nationalen Visa änräsen, die mit äner Gültigkätsdauer von bis 
zu sechs Monaten ertält werden, erfolgt regämäßig käne Eintragung im allgemänen Datenbestand 
desAZR. 57 In den deutschen Auslandsvertretungen wurden 2018insgesamt 2.977 D-Visa 58 zur Arbäts- 
platzsucheertä It (2017:2.108). 59 Nach § 18c Abs. 3AufenthG haben auch Drittstaatsangehörige, diesich 
beräts in Deutschland aufhalten und im Besitz änes Aufenthaltstitäszur Erwerbstätigkät sind, im 
Fall der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses die Möglichkät, ä ne Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 18c Abs. 1 AufenthG zur Arbätsplatzsuchezu erhalten. 60 Auch sie unterliegen in dieser Zät änem 
Arbätsverbot und müssen ihren und den Lebensunterhalt von Familienangehörigen sä bst sichern. Es 
wurden aber bisher nur wenige solche Aufenthaltserlaubnisse ertält; im Jahr 2018 waren es laut Aus¬ 
länderzentralregister (AZR) 151 (2017:120). 

Mit dem Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union zur Ar- 
bätsmigration,dasam 1. August 2017in Kraft getreten ist, wurden dieRichtliniezum Aufenthalt von 
Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder Studienzwecken (REST-RichtlinieRL 2016/801/EU)sowie 
dieRichtliniezum unternehmensinternen Transfer (ICT-RichtlinieRL 2014/66/EU) umgesetzt. Damit 


56 Für die Ei n rase zur Arbätsaufnahme benötigen ausländische Arbeitnehmer! nnen und Arbätnehmer aus ei nem Drittstaat i n 
der Regel ein Visum, das von der deutschen Auslandsvertretung für längstens 90 Tage erteilt wird. Voraussetzung für die Vi¬ 
saerteilung ist dieZusageüber dieZustimmungzu einem Aufenthaltstitel zur Ausübung einer Beschäftigung durch diezustän- 
dige Arbeitsagentur. I n Deutschland muss die ausländische Arbeitnehmerin bzw. der der ausländische Arbeitnehmer dann vor 
Ablauf des Visums änen Aufenthaltstitä bä der zuständigen Ausländerbehörde beantragen. 

57 Vgl.BAMF 2018c. 

58 Bä änem D-Visum handätessich umän national es Visum, das in der Regä für änen Zätraumvon mehr als 90 Tagen (bis 
max.än Jahr) ertält wird, Art. 18 SDÜ. 

59 Vgl. BT- Drs. 19/ 2035 und Graf 2019:22. 

60 Bis dahin galt diese Regä ung nur für Personen, die zur Arbätsplatzsucheausdem Ausland ängerä st sind. 
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wurden wätereAufenthaltstitel unter anderem für kurzfristigeMobilität dieser Personengruppen ge¬ 
schaffen. Drittstaatsangehörige, diesich zum Zweck der Forschung in der EU aufhalten, und einen ent¬ 
sprechenden Aufenthaltstitel eines anderen EU-Mitgliedstaates (mit Ausnahme von Dänemark, dem 
Vereinigtem Königreich und Irland) im Sinne der REST-Richtlinie besitzen, können sich nach §20a 
AufenthG ohnedeutschen Aufenthaltstitel in Deutschland aufhalten und forschen, sofern sie maxi mal 
180Tageinnerhalbvon 360Tagen in einer deutschen Forschungseinrichtungarbeiten. Sofern sieeinen 
Forschungsaufenthalt von mehr als 180Tagen in Deutschland planen, können sieeine Aufenthaltser¬ 
laubnis für mobile Forschende beantragen (§ 20b AufenthG). Daneben wird auch Führungskräften, 
Spezialistinnen und Spezialisten sowie Trainees, die sich zum Zweck eines unternehmensinternen 
T ransfers i n ei nem anderen EU- M itgl iedstaat auf halten, nach § 19c AufenthG di e kurzfri sti ge M obi I i tät 
nach Deutschland für einen Zeitraum von biszu 90Tagen ohnedeutschen Aufenthaltstitel ermöglicht. 
Füränen Aufenthaltvon mehr als 90 Tagen kann ihnen ä ne,M obi I er-1 CT-Karte'erteilt werden (§ 19d 
AufenthG). Mit § 19b AufenthG wurde zudem die ICT-Karte als befristeter Aufenthaltstitel für unter¬ 
nehmensintern transferierte Drittstaatsangehörige geschaffen (für Führungskräfteund Spezial istinnen 
bzw. Spezialisten für maximal drei Jahre, für Traineesfür maxi mal einjahr). 

Seitdem 1. Januar 2016können, befristet bis Ende 2020, Staatsangehörige der Westbalkanstaaten Alba¬ 
nien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Mazedonien 61 , Montenegro und Serbien zum Zweck der Be¬ 
schäftigung ei ne Aufenthaltserl aubniserhalten (§ 18 Abs. 3 oder 4 AufenthG i.V. m.§ 26 Abs 2 BeschV). 
Voraussetzungen sind ein verbindliches Arbeitsplatzangebot, die Zustimmung der BA, die ggf. äne 
Vorrangprüfung vornimmt, und 0 ne Antragstellung vom Herkunftsland aus. Zudem dürfen die Be¬ 
werben nnen und Bewerber i nnerhal b der letzten 24 M onate vor Antragstel I ung kei ne Lei stungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz bezogen haben. 62 Für die Beschäftigungsaufnähme in nicht regle¬ 
mentierten Berufen ist eine Anerkennung der ausländischen beruflichen Qualifikationen nicht erfor¬ 
derlich. 

I m Dezember 2018 brachte das Bundeskabi nett das i m Koal itionsvertrag angekündigte Fachkräfteei n- 
wanderungsgesetz auf den Weg, der Deutsche Bundestag imjuni 2019 verabschiedet hat und das in 
wesentlichen Talen am 1. März2020 in Kraft treten wird. Durch das Fachkräfteeinwanderungsge¬ 
setzwerden die Regel ungen für den Aufenthalt und die Einwanderung von Fachkräften aus Drittstaa¬ 
ten- insbesondere auch für solchemit nicht-akademischer, aber qualifizierter Berufsausbildung- dem 
wirtschaftlichen Bedarf entsprechend gezielt geöffnet sowie neu systematisiert, (vgl. Eingangskapitel: 
2018: Konsol idierung des M igrationsgeschehens). 

3.2.1 Beschäftigte mit und ohne Qualifikation 

An Drittstaatstaatsangehörige, die im Jahr 2018 eingereist sind, wurden insgesamt 44.752 Aufenthalts¬ 
erlaubnisse zum Zweck der Beschäftigung nach § 18AufenthG erteilt (vgl. Tabelle 3-2). Damit ist die 
Zahl im Vergleich zum Vorjahr um 7,8 %gesunken (2017:48.523 ertei Ite Aufenthaltserlaubnisse). 

Die wichtigsten Gruppen ausländischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer waren Staatsangehö¬ 
rige aus den Westbalkanstaaten Serbien (inkl. ehern. Serbien und Montenegro), Bosnien und Herzego- 


61 Im Februar 2019erfolgtedieoffizielleUmbennung Mazedoniensin Republik Nordmazedonien. 

62 Ausnahmen hierfür galten durch ei ne Übergangsregel ung für Personen aus den Westbalkanstaaten, diezwischen dem 1. Ja¬ 
nuar 2015 und dem 24. Oktober 2015 einen Asylantrag gestellt haben und nach dem 24. Oktober 2015 unverzüglich aus 
Deutschland ausgereist sind. 
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wi na, Kosovo, M azedonien und Albanien. Bereits i m J ahr 2017 stel Iten diese Staaten diegrößten Grup¬ 
pen der Erwerbsmigration nach Deutschland, diese Entwicklung ist unter anderem auf diesogenannte 
Westbalkanregelung zurückzuführen. Weitere große Gruppen bilden Staatsangehörige aus den Verei¬ 
nigten Staaten sowi e I ndi en (vgl. Tabel le 3-2, Abbi I düng 3- 2 und Karte 3-1). 
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Abbildung 3-2: Erwerbsmigration nach § 18AufenthG imjahr 2018 nach den häufigsten Staatsangehörig¬ 
keiten (Einreiseimjeweiligen Berichtsjahr) 
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1) Inkl.ehern. Serbien und Montenegro. 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 
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Karte3-1: Erwerbsmigration von Drittstaatsangehörigen imjahr 2018 



Betrachtet man dieStruktur der Erwerbsmigration nach § 18AufenthG imjahr 2018, zagt sich, dass 
etwas mehr als die Hälfte der ängereisten Personen äne qualifizierte Beschäftigung nach 
§ 18Abs4AufenthG in Deutschland aufnahm (2018:50,4 % 2017:53,0%). Dieser Anteil ist trotz eines 
Anstiegs der absoluten Zahlen im Vergleich zu den Jahren vor 2017 gesunken, in denen jeweils etwa 
zwä Drittel der Einreisen mit qualifizierter Beschäftigung verbunden waren. Dies liegt daran, dass die 
Zahl der ängereisten Staatsangehörigen, die äne Beschäftigung aufgenommen haben, die ausländer¬ 
rechtlich käne qualifizierte Berufsausbildung (§ 18 Abs. 3 AufenthG) erfordert, überproportional ge¬ 
stiegen ist. Dieser Anstieg ist insbesondere bä Staatsangehörigen aus den Westbalkanstaaten festzu- 
stälen. Auch bä Staatsangehörigen aus Kanada und der Ukraine ist än überproportional hoher Antäl 
an Personen zu verzächnen, denen äneAufenthaltserlaubnisnach § 18Abs. 3AufenthGertäIt wurde 
Dagegen erhiäten überproportional viäe Staatsangehörige aus China, Indien, Korea, derTürkä und 
J apan ä ne Aufenthaltserl aubnis zur Ausübung ä ner quäl ifi zi erten Beschäfti gung (vgl. T abä I e 3- 3). 
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Tabelle 3-3: Erwerbsmigration von Drittstaatsangehörigen nach § 18AufenthG im Jahr 2018 nach Qualifi- 
kation und den häufigsten Staatsangehörigkäten (Einräseim jewäligen Berichtsjahr) __ 
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63,8% 

779 

Russische Föderation 

343 

45,9% 

405 

54,1% 

748 

Korea, Republik 

106 

14,7% 

617 

85,3% 

723 

Sonsti ge Staatsangehöri gkei ten 

5.781 

63,4% 

3.339 

36,6% 

9.120 

Insgesamt 

22.175 

49,6% 

22.577 

50,4% 

44.752 


1) Inkl. ehern. Serbien und Montenegro. 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 

Fast ein Drittä (30,2 %) aller Aufenthaltserlaubnissezum Zweck der Beschäftigung nach § 18AufenthG 
wurde2018an Arbeitnehmerinnen erteiIt (2017:28,5%). Bei Drittstaatsangehörigen ausder Russischen 
Föderation stellten Arbeitnehmerinnen etwa drä Fünftel (61,0%) aller im Jahr 2018 ängereisten Be¬ 
schäftigten, im Falleder Ukraine betrug der Anteil an wäblichen Beschäftigten 59,7%und bei brasili¬ 
anischen Staatsangehörigen waren es 45,7% Im Unterschied dazu sind weibliche Erwerbstätige aus 
Serbien, dem Kosovo sowie der Türkei deutlich unterrepräsentiert (vgl. Tabelle 3-4). 

Bä Beschäftigungen, die ausländerrechtlich ka'ne qualifizierte Berufsausbildung voraussetzen, ist im 
Vergleich zur Gesamthätder Beschäftigten ein höherer Frauenantäl festzustälen (37,7%)(vgl.Tabelle 
3-4). Dagegen ist ihr Anteil bä qualifizierten Beschäftigungen mit etwaänem Fünftä (22,9%) geringer 
als bä der gesamten Erwerbsmigration nach § 18AufenthG. 
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Tabelle3-4: Erwerbsmigration nach § 18AufenthG imjahr 2018nach Qualifikation, den häufigsten 
Staatsangehörigkeiten und Geschlecht (Einreise im jeweiligen Berichtsjahr) _ 


Staatsangehörigkeit 

Kei ne quäl if i zi erte Beschäfti - 

gung 

(§18 Abs. 3 AufenthG) 

Qual i f i zi erte Beschäfti gung nach 

Rechtsverordnung 

(§ 18 Abs. 4 AufenthG) 

Beschäftigung nach § 18 AufenthG 

insgesamt 

absolut 

darunter: 

wei blich 

in % 

absolut 

darunter: 

wei blich 

in% 

absolut 

darunter: 

wei blich 

in % 

Serbien 1 

2.259 

317 

14,0 

2.884 

355 

12,3 

5.143 

672 

13,1 

Bosnien und Herzegowina 

2.383 

492 

20,6 

2.606 

397 

15,2 

4.989 

889 

17,8 

Vereinigte Staaten 

1.443 

669 

46,4 

2.263 

797 

35,2 

3.706 

1.466 

39,6 

Kosovo 

2.703 

201 

7,4 

971 

34 

3,5 

3.674 

235 

6,4 

Mazedonien 

2.794 

539 

19,3 

858 

67 

7,8 

3.652 

606 

16,6 

Albanien 

2.047 

482 

23,5 

1.017 

340 

33,4 

3.064 

822 

26,8 

Indien 

117 

56 

47,9 

2.500 

506 

20,2 

2.617 

562 

21,5 

Japan 

358 

182 

50,8 

1.477 

201 

13,6 

1.835 

383 

20,9 

Türke 

257 

40 

15,6 

1.306 

168 

12,9 

1.563 

208 

13,3 

China 

238 

195 

81,9 

1.182 

375 

31,7 

1.420 

570 

40,1 

Kanada 

590 

273 

46,3 

333 

117 

35,1 

923 

390 

42,3 

Ukraine 

474 

357 

75,3 

322 

118 

36,6 

796 

475 

59,7 

Brasilien 

282 

208 

73,8 

497 

148 

29,8 

779 

356 

45,7 

Russische Föderation 

343 

291 

84,8 

405 

165 

40,7 

748 

456 

61,0 

Korea, Republik 

106 

65 

61,3 

617 

163 

26,4 

723 

228 

31,5 

Sonsti ge Staatsangehöri gkei ten 

5.781 

3.996 

69,1 

3.339 

1.210 

36,2 

9.120 

5.206 

57,1 

1 nsgesamt 

22.175 

8.363 

37,7 

22.577 

5.161 

22,9 

44.752 

13.524 

30,2 


1) Inkl. ehern. Serbien und Montenegro. 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 

I nsgesamt lebten am 31. Dezember 2018 in Deutschland 161.973 ausländische Staatsangehörige mit ei¬ 
nem Aufenthaltstitel nach § 18AufenthG (Ende 2017:136.009), darunter 100.778 Personen mit einem 
Aufenthaltstitel nach § 18 Abs. 4AufenthG. 


3.2.2 Hochqualifiziertemit Niederlassungserlaubnis 

Hochqualifizierten Drittstaatsangehörigen 63 kann in besonderen Fällen nach der Einreise ohne Vo¬ 
raufenthaltszeit ei ne N i ederl assungserl aubn is ertei It werden - vorausgesetzt di e I ntegrati on i n di e bun¬ 
desdeutschen Lebensverhältnisse und die Sicherung des Lebensunterhalts ohne staatliche Hilfe sind 
gewährleistet (§ 19 Abs 1 AufenthG). Eine weitere Voraussetzung ist, dass ein konkretes Arbeitsplatz¬ 
angebot vorliegen muss(§ 18 Abs. 5 AufenthG). 


63 Nach § 19 Ab& 2 AufenthG handelt es sich insbesondere um Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit besonderen 
fachlichen Kenntnissen und Lehrpersonen sowiewissenschaftlichesPersonal in herausgehobener Position. 
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Tabäle3-5: ErtelteNiederlassungserlaubnissenach § 19AufenthG an Hochqualifizierte von 2011 bis 
2018 (mit Ei nre se i m sei ben J ahr) ______ 


Jahr 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 

1 nsgesamt 

370 

244 

27 

31 

31 

25 

33 

19 


Quä I e: Ausl änderzentral regi ster 


ln Tabelle 3-5 sind nur die Personen ausgewiesen, diein den jeweiligen Berichtsjahren ängerästsind. 
Eine große Zahl von Niederlassungserlaubnissen nach dieser Regelung wurde Hochqualifizierten er¬ 
teilt,diesich bereits vor dem Erteilungsjahr in Deutschland aufhielten und somitindieserTabellenicht 
enthalten sind. 

I nsgesamt besaßen Ende 2018 2.561 Drittstaatsangehörige äne Niederlassungserlaubnis als Hochqua- 
lifizierte nach § 19AufenthG (Ende 2017:2.622). Davon sind 19 Hochqualifizierte im Jahr 2018 einge¬ 
reist (2017: 33). Damit ist dieZahl der neu eingereisten Personen mit einer solchen Niederlassungser- 
laubnisseit 2012 (3.445) deutlich gesunken. Der Rückgang der letzten Jahre im Vergleich zu den Jahren 
2011 und 2012 ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass viele Hochqualifizierte nun eine Blaue 
Karte EU und bei Erfüllung der Voraussetzungen eine Niederlassungserlaubnis nach § 19a Abs. 6Auf- 
enthG erhalten. Insofern ist ein Vergleich mit den Vorjahren nur eingeschränkt möglich. 

3.2.3 Inhaberinnen und Inhaber einer Blauen Karte EU 

Zum 1. August 2012 wurdedie Blaue Karte EU alszentraler Aufenthaltstitel für Fachkräfte mit akade¬ 
mischer Ausbildung angeführt (§ 19a AufenthG). Diese erhalten Drittstaatsangehörige, die über einen 
anerkannten akademischen Abschluss sowie ein konkretes Arbeitsplatzangebot verfügen. Dabei muss 
ein bestimmtes jährliches Bruttomindestgehalt erreicht werden, dasjährlich angepasst wird und 2018 
lag dieser für sogenannte Regel berufe bä 52.000 Euro lag (2019:53.600 Euro) 64 . Bä Regä berufen, also 
Berufen mit diesem jährlichen Bruttomindestgehalt, erfolgt die Ertälungäner Blauen Karte EU ohne 
ä ne Zustimmung der BA. Bä Berufen, für die in Deutschland än besonderer Bedarf besteht (Mangä- 
berufe), genügte 2018 än M indestgehalt von 40.560 Euro, 2019:41.808 Euro 65 . Mangä berufe si nd vor 
allem Beschäftigungen in der Humanmedizin, der Informationstechnik, den Ingenieurberufen, der 
M athemati k oder den N aturwi ssenschaften. H i er i st grundsätzl i ch di eZusti mmung der BA - al I erdi ngs 
ohne Vorrangprüfung - erforderlich, sowät nicht än inländischer Hochschulabschluss vorliegt (§ 2 
Abs. 1 Nr. 2b BeschV). 

Die Blaue Karte EU ist zunächst auf höchstens Verjähre befristet (§ 19a Abs 3 AufenthG). Falls än Ar- 
bätsvertrag unter vier Jahren abgeschlossen wird, wird die Blaue Karte EU für die Dauer des Arbäts- 
vertrageszuzüglich dräer Monateausgestält. Nach 33 Monaten hochqualifizierter Beschäftigung und 
bä Vorliegen wäterer Voraussetzungen istäner Inhaberin oder änem Inhaber äner Blauen Karte EU 
äne unbefristete Niederlassungserlaubnis zu ertälen. Diese Frist verkürzt sich auf 21 Monate, wenn 
die Person über ausrächende Kenntnisse (Niveau Bl Abständige Sprachverwendung" des Gemän- 
samen Europäischen Referenzrahmens) der deutschen Sprache verfügt (§ 19a Abs. 6 AufenthG). 


64 Nach § 19a AufenthG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 2a BeschV. Die Gehaltsgrenzen orientieren sich an den von der Hochqualifizier¬ 
ten-Richtlinie festgelegten Untergrenzen. 

65 Nach § 19a AufenthG i. V. m. § 2 Abs. 2 BeschV. 
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Tabelle3-6: Erwerbsmigration nach § 19aAufenthG (BlaueKarte EU) nach den häufigsten Staatsange¬ 


hörigkeiten von 2013 bis 2018 


Einreiseimjeweiligen Berichtsjahr) 


Staatsangehörigkeit 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 

Indien 

1.019 

1.116 

1.387 

1.750 

2.339 

3.549 

Russische Föderation 

447 

512 

772 

780 

794 

859 

Türke 

134 

184 

266 

439 

670 

824 

China 

243 

307 

439 

628 

810 

649 

Brasilien 

96 

128 

244 

359 

473 

626 

Sonsti ge Staatsangehöri gkei ten 

2.712 

3.131 

3.684 

4.082 

4.566 

5.508 

Insgesamt 

4.651 

5.378 

6.792 

8.038 

9.652 

12.015 


Quä I e: Ausl änderzentral regi ster 


Set der Einführung der Blauen Karte EU konnteein kontinuierlicher Anstieg der Einreisen von Hoch¬ 
qual ifizierten, denen ei ne Aufenthaltserlaubnis nach § 19a AufenthG ertä It wurde festgestel It werden. 
Im Jahr 2018 sind 12.015 Drittstaatsangehörige nach Deutschland gekommen, denen ä ne Blaue Karte 
EU ertei It wurde. Dies bedeutet ei nen Anstieg um 24,5 %gegenüber dem Vorjahr (2017:9.652 Ei nrei sen) 
(vgl. Tabelle 3-6). Daneben haben im Jahr 2018 Drittstaatsangehörige in großer Zahl eine Blaue Karte 
EU erhalten, nachdem sie in Deutschland ein Studium oder ä ne Aus- und Wäterbildung abgeschlos¬ 
sen hatten und somit wie Neueinräsende erstmals als Hochqualifizierte ane Beschäftigung aufnah- 
men. Diese werden in einerweiteren Publikation des BAMF (Wanderungsmonitoring) behandelt. 66 


Tabelle3-7: Erwerbsmigration nach § 19a AufenthG (BlaueKarte EU) nach den häufigsten Staatsange¬ 
hörigkeiten und Art der BeschäftigungimJahr2018(Einraseimjewäligen Berichtsjahr) _ 


Staatsangehörigkeit 

Regel berufe nach § 19a 

AufenthG i. V. m. § 2 Abs. 1 

Nr. 2 Bst. a) BeschV 

M angel berufe nach § 19a 

AufenthG i. V. m. § 2 Abs. 1 

Nr. 2 Bst. b) oder §2 Abs. 2 

BeschV 

Beschäftigung nach 

§ 19a AufenthG insge¬ 
samt 

absolut 

in % 

absolut 

in % 

Indien 

2.089 

58,9 

1.460 

41,1 

3.549 

Russische Föderation 

505 

58,8 

354 

41,2 

859 

Türke 

553 

67,1 

271 

32,9 

824 

China 

448 

69,0 

201 

31,0 

649 

Brasilien 

376 

60,1 

250 

39,9 

626 

Vereinigte Staaten 

466 

76,5 

143 

23,5 

609 

Ukraine 

259 

56,1 

203 

43,9 

462 

Ägypten 

232 

55,2 

188 

44,8 

420 

Iran 

165 

44,4 

207 

55,6 

372 

Serbien 1 

137 

46,6 

157 

53,4 

294 

Sonsti ge Staatsangeh öri gkei ten 

1.800 

53,7 

1.551 

46,3 

3.351 

Insgesamt 

7.030 

58.5 

4.985 

41,5 

12.015 


1) Inkl. ehern. Serbien und Montenegro. 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 


66 Vgl. Graf 2019. 
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Abbildung 3-3: Erwerbsmigration nach § 19a AufenthG (Blaue Karte EU) nach den häufigsten Staats- 
angehörigketen imjahr 2018(EinreiseimjewQligen Berichtsjahr) 



* Inkl.ehern.Serbien und Montenegro. 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 


58,5 %der 2018 ei ngerästen Inhaberinnen und Inhaber einer Blauen Karte EU arbeiten inanem soge¬ 
nannten Regel beruf. 41,5 %erhielten die Blaue Karte EU für die Beschäftigung in änem Mangelberuf. 
Diemästen Blauen Karten EU wurden an Staatsangehörige aus Indien (3.549 bzw. 29,5%) erteilt. Wei¬ 
tere Hauptstaatsangehörigkeiten waren die Russische Föderation (859 bzw. 7,l%),dieTürkei (824 bzw. 
6,9 %), Chi na (649 bzw. 5,4 %) sowi e Brasi I i en (626 bzw. 5,2 %). 

Insgesamt lebten am 31. Dezember 201851.293 Personen in Deutschi and, di eei ne Blaue Karte EU (nach 
§ 19a Abs 1 AufenthG) besaßen (Ende 2017:40.942). Zusätzlich hatten 28.220 ausländische Staatsange¬ 
hörige i m Anschi uss an ä ne Bl aue Karte EU ei ne N i ederl assungserl aubnis nach § 19a Abs. 6 AufenthG 
(Ende 2017:20.043) erhalten. 

Im Rahmen einer repräsentativen, 2014 durchgeführten Befragung von Inhaberinnen und Inhabern 
einer Blauen Karte EU 67 zägtesich,dasszwä Drittel der Befragten in änem MINT-Beruf (Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaft undTechnik)tätigwaren und an Fünftä als Humanmediziner. Knapp 
an Drittä der Befragten war berätsvor der Berufstätigkätfüränen Studienaufenthalt in Deutschland 
gewesen und hatteSprachkenntnisseerworben. Von den Personen, diebäm Beginn der Berufstätigkät 
über käne Deutschkenntnisse verfügten, konnten 90%ihr Sprachniveau erhöhen - wöbe 7%auf an 
mindestens gutes Sprachniveau entfallen. Als Grund für die Zuwanderung nach Deutschland wurden 
am häufigsten der Wunsch nach internationaler Erfahrung und mangände Perspektiven im Her¬ 
kunftsland angegeben. Etwa an Drittä derTälnehmerplantedauerhaftin Deutschlandzu bläben,vor 
allem bä den Humanmedizinern waren dieBläbeabsichten überdurchschnittlich hoch. 


67 Vgl.Hanganu/Heß 2016. 
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Bezogen auf diegesamteErwerbsmigration besitzt mittlerweilefast jedefünfteErwerbsmigrantin bzw. 
jeder fünfte Erwerbsmi grant i n Deutschi and ei ne Bl aue Karte EU. I nsgesamt wurden i n dem Zeitraum 
August 2012 bis Dezember 2018 rund 103.936solcher Aufenthaltstitel erteilt. 


3.2.4 Forschende aus Drittstaaten 

Wissenschaft!erinnen und Wissenschaftler erhalten äne Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der For¬ 
schung, wenn sieeine Aufnahmeveränbarung oder änen entsprechenden Vertrag zur Durchführung 
eines Forschungsvorhabens mit einer Forschungseinrichtung, die für die Durchführung des besonde¬ 
ren Zulassungsverfahrens für Forschende im Bundesgebiet anerkannt ist (§ 20 Abs. IS. 1 Nr. lb Auf- 
enthG),oder mit einer sonstigen Forschungseinrichtungnach § 20Abs. IS. INr. IbAufenthG wirksam 
abgeschlossen haben (§ 20Abs. INr. lAufenthG i. V.m.§ 38f AufenthV). 

Di ese Aufenthal tserlaubni s berechti gt zur Aufnahmeder Erwerbstäti gkeit für das i n der Aufnahmever- 
einbarung bezeichnete Forschungsvorhaben und zur Ausübung von Tätigkeiten in der Lehre (§ 20 
Abs. 6S. lAufenthG). Ei ne Zustimmung der BA ist nicht erforderlich. Unter § 20 AufenthG fallen auch 
Forschende, diealsSti pendi aten oder aufgrund ä nes sonsti gen Rechtsverhäl tni sses i n Deutschi and tä¬ 
tig werden. 


Tabelle 3-8: Zugewanderte Forschende mit äner Aufenthaltserlaubnis nach § 20 AufenthG nach den 
häufigsten Staatsangehörigkäten in den Jahren 2012 bis2018(erteilteAufenthaltserlaubnissemit Ein- 
reise im gl eichen Jahr) _______ 


Staatsangehöri gkei t 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 


darunter: 

wäblich 

China 

67 

89 

86 

64 

67 

149 

228 

82 

Vereinigte Staaten 

38 

55 

53 

61 

62 

121 

158 

55 

Indien 

43 

61 

41 

47 

43 

71 

144 

36 

Brasilien 

11 

18 

23 

18 

13 

46 

86 

35 

Iran 

13 

12 

11 

13 

16 

50 

79 

33 

Sonstige Staatsangehörig¬ 
käten 

194 

209 

183 

206 

221 

440 

578 

193 

1 nsgesamt 

366 

444 

397 

409 

422 

877 

1.273 

434 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 


Im Jahr 2018 sind 1.273 Forschende aus Drittstaaten ins Bundesgebiet eingereist, denen eineAufent- 
haltserlaubnisnach§ 20AufenthGerteiltwurde.lmVerglächzumVorjahristdieZahl damit um 45,2% 
gestiegen (2017:877 Personen). An Staatsangehörige aus China wurden 228 Aufenthaltserl aubnisse er¬ 
teilt. 158 Forscherinnen und Forscher stammten aus den Vereinigten Staaten, 144 aus Indien, 86 aus 
Brasilien und 79 aus dem Iran. 

Insgesamt hielten sich Ende 2018 2.906 Forscherinnen und Forscher aus Drittstaaten mit einer Aufent¬ 
haltserlaubnis nach § 20 AufenthG in Deutschland auf (Ende2017:1.768 Personen). 
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3.2.5 Selbständige aus Drittstaaten 

Für änesäbständigeTätigkät kann äne Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn dieTätigkät po¬ 
sitive Auswirkungen auf die Wirtschaft erwarten lässt, die Finanzierung der Umsetzung durch Eigen¬ 
kapital oder ei ne Kreditzusage gesichert ist und ein wirtschaftliches Interesse oder ein regionales Be 
dürfnisbesteht (§ 21 Abs. IS. 1 AufenthG).Zudem kann eineAufenthaltserlaubniserteilt werden, wenn 
völkerrechtliche Vergünstigungen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit bestehen (§ 21 Abs. 2 Auf- 
enthG). Auch Fräberuflerinnen und Freiberuflern kann 0 ne Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, 
wenn ei ne Erl aubnis zur Ausübung des Berufes ertei It bzw. zugesagt wurde (§ 21 Abs. 5 AufenthG). 

Die Beurteilung der Voraussetzungen der wirtschaftlichen Bedeutung richtet sich nachfolgenden Kri¬ 
terien: 

- der Tragfähigkät der zu Grunde I iegenden Geschäftsidee, 

- den unternehmerischen Erfahrungen, 

- der HöhedesKapitaleinsatzes, 

- den Auswirkungen auf dieBeschäftigungs- und Ausbildungssituation und 

- dem Betrag für Innovation und Forschung (§ 21 Abs. IS. 2 AufenthG). 

OhnedieVoraussetzungen nach § 21 Abs. IS. 1 AufenthG erfüllen zu müssen, kann ausländischen Per¬ 
sonen, dieän Studium an äner Hochschulein Deutschland erfolgräch abgeschlossen haben oder als 
Forschende bzw. wissenschaftliches Personal äne Aufenthaltserl aubnis nach § 18 oder § 20 AufenthG 
besitzen, än Aufenthaltstitä zur Ausübung äner säbständigenTätigkätertält werden. Diebeabsich- 
tigtesäbständigeTätigkätmussänen Zusammenhang mit den in der Hochschulausbildung erworbe¬ 
nen Kenntnissen oder der Tätigkät als Wissenschaftlerin oder Wissenschaftler erkennen lassen (§ 21 
Abs. 2a AufenthG). 

Nach drä Jahren kann äne Niederlassungserlaubnis ertält werden, wenn die geplante Sä bstständig- 
kät erfolgräch verwirklicht wurde und der Lebensunterhalt der säbständigen Personen und der Fa¬ 
milienangehörigen gesichert ist (§ 21 Abs 4 AufenthG). 68 


Vgl. Vollmer 2015. 
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Tabelle3-9: Selbständige nach § 21 AufenthG nach den häufigsten Staatsangehörigkeiten von 2012 bis 
2018 (ertei I te Auf enthal tserl aubnissemitEinreiseimsel ben J ah r) __ 


Staatsangehöri gkei t 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 








insgesamt 

darunter: 

frei beruflich 

darunter: 

weiblich 

Vereinigte Staaten 

540 

621 

633 

662 

633 

598 

639 

605 

302 

China 

125 

152 

209 

230 

209 

203 

152 

15 

67 

Türke 

19 

33 

39 

31 

65 

112 

98 

32 

22 

Iran 

30 

24 

30 

41 

71 

83 

98 

5 

10 

Kanada 

78 

102 

110 

105 

94 

113 

83 

74 

38 

Australien 

77 

134 

86 

92 

94 

96 

73 

70 

42 

Japan 

57 

62 

63 

52 

59 

65 

68 

64 

38 

Ukraine 

72 

77 

107 

112 

70 

79 

55 

45 

16 

Russische Föderation 

100 

77 

83 

87 

64 

65 

55 

33 

23 

Israel 

45 

57 

86 

63 

66 

63 

43 

39 

14 

Sonsti ge Staatsangehöri gkei ten 

215 

351 

335 

307 

308 

311 

354 

221 

143 

1 nsgesamt 

1.358 

1.690 

1.781 

1.782 

1.733 

1.788 

1.718 

1.203 

715 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 


Im Jahr 2018 sind 1.718 Selbständige aus Drittstaaten neu eingereist und damit etwas weniger (-3,9%) 
alsim Vorjahr (2017:1.788 Selbständige). 37,2 %der 2018 zugewanderten Selbständigen kamen aus den 
Verei ni gten Staaten, 8,8 % aus Ch i na, 5,7 % j ewei I s aus der Türkei und dem I ran. 

Mehr als zwei Drittel (70,0%) der Selbständigen, die im Jahr 2018 eingereist sind, wurde ei ne Aufent¬ 
haltserlaubnis zur Ausübung einer frei beruflichen Tätigkät nach § 21 Abs. 5 AufenthG ertält (2016: 
66,6% 2015: 68,4%). Bä Säbständigen aus den Veränigten Staaten, Australien japan und Israä war 
derAntäl der Fräberuflermitjewälsmehrals90%überproportional hoch. 

Ende 2018 besaßen i nsgesamt 11.398 Dri ttstaatsangehöri ge ä ne Aufenthal tserl aubn i s al s Sä bständi ge 
nach § 21 Abs 1,2,2a und 5 AufenthG (Ende 2017:11.001). Zusätzlich verfügten 1.959 Personen über 
äneNiederlassungserlaubnisnach§ 21 Abs.4AufenthG (Ende 2017:1.719). 

3.2.6 Erwerbsmigration insgesamt 

Betrachtet man die Erwerbsmigration von Drittstaatsangehörigen (nach den §§ 18bis21 AufenthG) 
insgesamt, so zägt sich än fast kontinuierlicher Anstieg von Zuzügen zum Zweck der Beschäftigung 
von etwa 26.000 Zuwandernden im Jahr 2009 auf rund 61.000 Zuwandernde im Jahr 2018. Bä Fach¬ 
kräften und Hochqualifizierten wurdeim glächen Zätraum än Anstieg von ca. 16.000 Zuwandernden 
auf rund 39.000 verzächnet. Der Rückgang der Zuzüge auf 24.000 Fachkräfte im Jahr 2013 ist unter 
anderem auf den Bätritt Kroatiens zur EU zurückzuführen, da kroatische Staatsangehörige sät 
l.Juli 2013alsEU-Staatsangehörigekänen Aufenthaltstitä mehr benötigen. Bä der Fachkräftezuwan¬ 
derung hat i nsbesondere die Blaue Karte EU als Aufenthal tstitä für Hochqualifizierte stark an Bedeu¬ 
tung gewonnen. Sät 2015 ist auch die Zuwanderung von Drittstaatsangehörigen, die äne Beschäfti¬ 
gung aufgenommen haben, die käne qualifizierte Berufsausbildung erfordert (§ 18 Abs. 3 AufenthG), 
deutl i ch angesti egen (vgl. Tabä I e 3-10). 
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T abel I e 3-10: Erwerbsmi grati on aus Dri ttstaaten von 2010 bi s 2018 (Ei n rei se i m j ewei I i gen Beri chtsj ahr) 


Erwerbsmigration nach 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 

§ 18 Abs. 3 AufenthG (keine quäl ifi- 

zi erte Beschäfti gung) 

9.941 

11.291 

11.050 

9.481 

9.995 

10.697 

18.208 

22.80C 

22.175 

§ 18 AufenthG (Beschäftigung all ge¬ 
rne n) 

468 

846 

346 

170 

186 

131 

151 

- 

- 

Fachkräfte und Hochqualifizierte 

§ 18Abs.4AufenthG (qualifizierte 

Beschäftigung) 

17.889 

23.912 

23.191 

17.185 

19.515 

18.994 

22.387 

25.723 

22.577 

§ 19AufenthG (Hochqualifizierte) 

219 

370 

244 

27 

31 

31 

25 

33 

19 

§ 19a AufenthG (i. V. m. § 2 Abs. 1 

N r. 2 Bst. a) BeschV (Bl aue Karte EU, 

Regel berufe) 

- 

- 

1.387 

2.786 

3.099 

3.786 

4.729 

5.725 

7.030 

§ 19a AufenthG (i. V. m. § 2 Abs. 1 

N r. 2 Bst. b) oder § 2 Abs. 2 BeschV 

(Bl aue Karte EU, M angel berufe) 

- 

- 

803 

1.865 

2.279 

3.006 

3.309 

3.927 

4.985 

§ 19b Abs. 1 und § 19c AufenthG 

(1 CT- Karte) 1 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

g 

1.080 

§ 20AufenthG (Forscherinnen und 

Forscher) 

211 

317 

366 

444 

397 

409 

422 

877 

1.273 

§ 21 AufenthG (selbständigeTätig- 

keit) 

1.040 

1.347 

1.358 

1.690 

1.781 

1.782 

1.733 

1.788 

1.718 

Fachkräfte i nsgesamt 

19.359 

25.946 

27.349 

23.997 

27.102 

28.008 

32.605 

38.082 

38.682 

Erwerbsmigration insgesamt 

29.768 

38.083 

38.745 

33.648 

37.283 

38.836 

50.964 

60.882 

60.857 


1) Das „Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union zur Arbeitsmigration", mit dem auch die 
sog. I CT- Richtl i nie umgesetzt wurde, trat am 1. August 2017 i n Kraft. Dietechnisehe Umsetzung zur statistisehen Erfassung i m AZR 
wurde Ende November 2017 abgeschlossen. 

Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 

3.2.7 Ausländische Wissenschaft! erinnen und Wissenschaftler in Deutschland 

Neben den Daten zu Personen mit Aufenthaltstiteln alsForschendegemäß dem Aufenthaltsgesetz wer¬ 
den auch jährliche Daten zu ausländischen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in Deutsch¬ 
land sowohl vom Statistischen Bundesamt (Daten zu wissenschaftlichem und künstlerischem Personal 
an Hochschulen) als auch vom Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) veröffentlicht. 

Nach Angaben des Stati sti sehen Bundesamtes arbeitet an deutschen Hochschulen im Jahr 2018 insge¬ 
samt 49.154 wissenschaftliches und künstlerisches Personal mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
(2017:46.553), darunter 3.415 hauptberufliche Professorinnen und Professoren (2017:3.244). Seit dem 
Jahr 2006 kann ein kontinuierlicher Anstieg der Zahl des ausländischen wissenschaftlichen und künst¬ 
lerischen Personals an deutschen Hochschulen verzeichnet werden (vgl. Abbildung 3-4). 2018 wurde 
ein Anstieg um 5,6 %im Vergleich zum Vorjahr registriert. Hauptherkunftsländer waren im Jahr 2018 
Italien (3.582 Personen), China (3.084), Indien (2.932), Österreich (2.649) und die Vereinigten Staaten 
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(2319). Der Antel des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals mit ausländischer Staatsange¬ 
hörigkeit an deutschen Hochschulen beträgt 12,2% Ausländisches wissenschaftliches und künstleri¬ 
sches Personal ist insbesondere in den Fächergruppen Mathematik und Naturwissenschaften (10.467 
Personen), in den Ingenieurwissenschaften (9.456) und Humanmedizin und Gesundheitswissenschaf¬ 
ten (9.278) tätig. 

Abbildung 3-4: Wissenschaftliches und künstlerisches Personal mit ausländischer Staatsangehörigkat 
an deutschen Hochschulen von 2006 bis 2018 

60.000 
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40.000 


30.000 


20.000 


10.000 
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2006 2007 2003 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Hochschul personal 


Als watereQuellen können Daten des DAAD zu geförderten ausländischen Gastwissenschaftlerinnen 
und Gastwissenschaftlern in Deutschland herangezogen werden. 69 

Nachdem 2013 die Förderinstitutionen DAAD, DFG und Max-Planck-Gesellschaft die Qualität ihrer 
statistischen Angaben deutlich verbessert haben, ist aufgrund der eingeschränkten Vergleichbarkeit 
eine Fortsetzung der bisherigen Zätreihen zur Mobilitätsentwicklung ausländischer Wissenschaft! e- 
rinnen und Wissenschaftler nicht mehr möglich. 70 Rückwirkend konnten die betroffenen Förderinsti- 
tuti onen jedoch Angaben f ür di ej ahre2011 und 2012 unter den neuen Voraussetzungen zur Verfügung 
stellen. Mit der genaueren Auswertung ist nun besser gewährleistet, dass ausschließlich Forschende 
erfasst werden, dieänen geförderten temporären Aufenthalt in Deutschland absolvieren. Zudem wur¬ 
den mehr Förderprogrammein dieErhebungeinbezogen. Imjahr2014hat sich die Erhebungsmethode 
erneut geändert, da nunmehr die vertraglich angestellten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
an den vier größten deutschen außeruniversitären Forschungseinrichtungen (der Helmholtz-Gemein- 
schaft, der Max-Planck-Gesellschaft, der Leibniz-Gemeinschaft und der Max Weber Stiftung) nicht 


®Vgl. dazu ausführlich DAAD/DZHW 2019:110ff. 
70 Vgl. bis 2012 BAM F/ BMI 2015:63. 
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mehr mitgezählt werden. Insofern sind die Zahlen für 2014 nicht mehr verglächbar mit denen der 
Vorjahre 


Tabelle 3-11: Ausländische Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler in Deutschland nach 
den wichtigsten Staatsangehörigkeiten seit 2012 1 _ 


Staatsangehöri gkei t 

2012 

2013 

2014 2 

2015 

2016 

2017 

Russi sehe Föderati on 

2.015 

2.319 

2.087 

2.243 

1.939 

1.687 

China 

1.417 

1.772 

1.739 

1.878 

1.914 

1.497 

Polen 

962 

1.105 

979 

1.012 

1.005 

1.440 

Veränigte Staaten 

1.832 

1.677 

1.326 

1.644 

1.589 

1.382 

Indien 

1.364 

1.684 

1.539 

1.631 

1.774 

1.294 

Italien 

1.045 

1.420 

1.276 

1.512 

1.670 

1.059 

Japan 

332 

340 

303 

496 

769 

775 

Ägypten 

884 

1.409 

1.137 

1.072 

723 

709 

Iran 

594 

679 

756 

797 

818 

703 

Brasilien 

673 

1.060 

830 

1.080 

874 

681 

Sonstige 

Staatsangehöri gkä ten 

19.309 

21.684 

20.819 

22.271 

19.063 

21.829 

1 nsgesamt 

30.427 

35.149 

32.791 

35.636 

32.138 

33.056 


1) Erfasst werden nur ausländische Wissenschaftler! nnen und Wissenschaftler, deren Forschungsaufenthalt in Deutschland durch die 
befragten Organisationen gefördert wurde Auf andere Art finanzierte Forschungsaufenthalte, etwa aus Drittmitteln, sind nicht be 
rücksichtigt,dadiesein Deutschland nicht erfasst werden. DieDaten dokumentieren deshalb nur einen Teil der Aufenthalte ausländi¬ 
scher Wissenschaftleri nnen und Wissenschaftler. Die GesamtzahI dürfte höher I iegen. 

2) DieZahl von 2014 bä n haltet im Gegensatz zu den Jahren zuvor nicht solche Personen, diean den vier größten deutschen außeruni¬ 
versitären Forschungsänrichtungen (der Hämholtz-Gemänschaft, der Max-Planck-GesälSchaft, der Läbniz-Gemänschaft oder der 
MaxWeber Stiftung) arbäten, da es sich bä ihnen um vertraglich angestälteWissenschaftlerinnen und Wissenschaftler handät. 

Quäle: Deutscher Akademischer Austauschdienst (DAAD) 

I mjahr 2017 wurde der Aufenthalt von 33.056 ausländischen Gastwissenschaftlerinnen und Gastwis¬ 
senschaftlern in Deutschland gefördert (2016: 32.138). Die wichtigsten Staatsangehörigkeiten bilden 
dabei die Russische Föderation, China und die Vereinigten Staaten. Wichtigste Herkunftsländer inner- 
halbder EU waren wieim Vorjahr Polen und Italien (vgl. Tabelle 3-11). Der größte Anteil der geförder¬ 
ten ausländischen Wissenschaft!erinnen und Wissenschaftlern entfallen auf die Fächergruppe Mathe- 
matik und Naturwissenschaften (43 %). 

Betrachtet man die Aufenthaltsdauer der ausländischen Wissenschaft! erinnen und Wissenschaftler in 
Deutschland, so ergeben sich je nach Förderorganisation Unterschiede Bei rund 24%dieser Aufent¬ 
halte handelt es sich um kurze Aufenthalte mit einer Dauer von bis zu einem Monat. 71 Der DAAD ist 
die einzige Förderorganisation, die mehrheitlich kurzfristigere Aufenthalte finanziell unterstützt 
(54%). Rund 13%der Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler bleiben biszu einem Jahr in 
Deutschland und in der Alexander von Humboldt-Stiftung werden sowohl Aufenthalte von einem bis 
zu sechs Monaten (27%)alsauch längere Aufenthalte von 13 bis zu 24 Monaten (45 %) unterstützt. 


71 Die Aussagen über Aufenthaltsdauer sind für das Berichtsjahr 2017 än geschränkt, da die DFG und wätere Förderorganisa¬ 
tionen (EU M arie-Sklodowska-Curie-M aßnahmen )kä ne Informationen über die Aufenthaltsdauer zur Verfügung stälen 
konnten. 
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33 Bildungsmigration 
3.3.1 Ausländische Studierende 

Bei den ausländischen Studierenden wird zwischen zwei Kategorien unterschieden: Zumeinen dieBil- 
dungsinländerinnen und Bildungsinländer, die eine Hochschulzugangsberechtigung in Deutschland 
erworben haben. Zu ihnen zählen auch ausländische Staatsangehörige, die auf deutschen Auslands¬ 
schulen ihre Hochschulzugangsberechtigung erlangt haben. Zum anderen die sogenannten Bildungs¬ 
ausländerinnen und Bildungsausländer, die über eine ausländische Hochschulzugangsberechtigung 
verfügen. Unter diese Kategorie fallen auch Personen, die aus familiären Gründen nach Deutschland 
einreisen und dann ein Studium aufnehmen. Während ein Großteil der Bildungsinländerinnen und 
Bildungsinländer vor ihrem Studium in Deutschland gelebt und einedeutsche Schule besucht hat, sind 
Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer zum Großteil zum Studium nach Deutschland einge¬ 
reist. Im Folgenden wird überwiegend auf die letztere Gruppe eingegangen. 

Vor der Ein reise benötigen ausländischeStudierende aus Drittstaaten ein Visum 72 , daneben gibt es mit 
einigen Ländern, die von der Visumspflicht ausgenommen sind, bilaterale Vereinbarungen. 73 Für ein 
Visum zu Studienzwecken ist in der Regel äneanerkannteHochschulzugangsberechtigung notwendig. 
Darüber hinaus mussdieFinanzierungdes ersten Studienjahres gesichert sein sowieän Nachwäsüber 
den Krankenversicherungsschutz vorliegen. Für ein Studium in Deutschland müssen darüber hinaus 
ausreichendeSprachkenntnisse nachgewiesen werden. In der Regel ist bereits bei Antragstellung ein 
Nachweis über vorhandene Kenntnisse in der Unterrichtssprache Voraussetzung. Der Kenntnisstand 
muss überwiegend der Stufe B 2 („Seibständige Sprachverwendung") des Gemeinsamen Europäischen 
Referenzrahmens (GER) für Sprachen entsprechen. 

Die Aufenthaltserlaubnis wird nach der Einreise erteilt. Der Studienzweck umfasstauch studienvorbe¬ 
reitende Sprachkurse oder sonstige Maßnahmen. Dabei gilt die Aufenthaltserlaubnis bei der Erstertei¬ 
lung und bei der Verlängerung mindestens ein Jahr und soll zwei Jahre nicht überschräten 
(§ 16 Abs. lAufenthG). Für eineStudienbewerbung wird der Aufenthalt auf maximal neun Monate be¬ 
schränkt® 16 Abs 7 AufenthG). Zusätzlich regelt§ 16Abs. 9 AufenthG die Erteilung einer Aufenthalts- 
erlaubniszu Studienzwecken an ausländische Personen, denen von einem anderen Mitgliedstaat der 
EU ein Aufenthaltstitel zum Zweck des Studiums erteilt wurde, der in den Anwendungsbereich der 
sogenannten Studentenrichtlinie 74 fällt. 

Die Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums berechtigt zur Ausübung einer Beschäftigung, die 
insgesamt 120Tagebzw. 240halbeTageimjahr nicht überschräten darf, sowiezur Ausübungäner 
studentischen Nebentätigkät (§ 16Abs 3 AufenthG). 


72 DieVisafür ausländische Studierende werden in einem beschleunigten Verfahren erteilt (Schweigefristverfahren), vgl. dazu 
BAMF/BMI 2013:53. 

73 Studierende aus den EWR-Staaten Island, Norwegen und Liechtenstän sowie Studierende aus der Schwäz aufgrund bilate¬ 
raler Vereinbarungen mit der EU; Studierende aus Australien, Israeljapan, Kanada, der Republik Korea, Neuseeland und den 
Vereinigten Staaten sowieAndorra, Brasilien, El Salvador, Honduras, Monaco und San Marino gemäß § 41 Aufenthaltsverord¬ 
nung (Auf enthV). 

74 Richtlinie EU 2016/801 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über die Bedingungen für die Ein reise 
und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur 
Teilnahme an änem Fräwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben und zur Ausübung äner Au- 
Pair-Tätigkät (Studentenrichtlinie"ABI. EU Nr. L132/21). 
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Der Anteil der Bildungsausländerinnen und Bildungsausländern lag bis zum Wintersemester 
2001/ 2002 relativ konstant bei etwa zwei Drittä aller Studierenden mit ausländischer Staatsangehörig- 
kat, sti eg seitdem auf etwa drei Viertel an und lagim Wintersemester 2018/2019 bä 76,6% (vgl.Tabelle 
3-12). 75 


T abel I e 3-12: Deutsche und ausl ändi sehe Studi er ende an deutschen H ochschul en vom Wi nter semester 
2000/ 2001 bi s zum Wi nter semester 2018/ 2019 


Semester 

Deutsche und 

ausl ändi sehe Studi erende 

insgesamt 

Ausl ändi sehe Studi erende 

davon 

Bi Idungsausländeri nnen 

und Bildungsausländer 

Anteil der Bildungsauslän¬ 
derinnen und Bildungs¬ 
ausländer an ausländi¬ 
schen Studierenden in % 

WS 2000/2001 

1.799.338 

187.027 

125.714 

67,2 

WS 2001/2002 

1.868.666 

206.141 

142.786 

69,3 

WS 2002/2003 

1.939.233 

227.026 

163.213 

71,9 

WS 2003/2004 

2.019.831 

246.136 

180.306 

73,3 

WS 2004/ 2005 

1.963.598 

246.334 

186.656 

75,8 

WS 2005/2006 

1.986.106 

248.357 

189.450 

76,3 

WS 2006/2007 

1.979.445 

246.369 

188.436 

76,5 

WS 2007/2008 

1.941.763 

233.606 

177.852 

76,1 

WS 2008/2009 

2.025.742 

239.143 

180.222 

75,4 

WS 2009/2010 

2.121.190 

244.776 

181.249 

74,0 

WS 2010/2011 

2.217.604 

252.032 

184.960 

73,4 

WS 2011/ 2012 

2.380.974 

265.292 

192.853 

72,7 

WS 2012/2013 

2.499.409 

282.201 

204.644 

72,5 

WS 2013/2014 

2.616.881 

301.350 

218.848 

72,6 

WS 2014/2015 

2.698.910 

321.569 

235.858 

73,3 

WS 2015/2016 

2.757.799 

340.305 

251.542 

73,9 

WS 2016/2017 

2.807.010 

358.895 

265.484 

74,0 

WS 2017/2018 

2.844.978 

374.583 

282.002 

75,3 

WS 2018/2019 

2.868.222 

394.665 

302.157 

76,6 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Hauptherkunftsland der im Wintersemester 2018/2019 eingeschriebenen Bildungsausländerinnen 
und Bildungsausländer war China (39.871) vor Indien (20.562), Syrien (13.032) und Österreich (11.495) 
(vgl. Tabel I e 3- 35 i m An hang). 

Vom Wintersemester 2000/2001 bis zum Wintersemester 2018/2019 sti eg die Zahl der Bildungsauslän¬ 
derinnen und Bildungsausländer von 125.714 um 140,4%auf 302.157 Personen an. Im glächen Zeit¬ 
raum stieg dieZahl der Studierenden mit ausländischer Staatsangehörigkat von 187.027 um 111,0% 
auf 394.665 an. 


75 Al sZi eil and für ausl ändi sehe Studierende nahm Deutschland imjahr 2017 wätweit gesehen den vierten Rang ein. Von allen 
Personen, die außerhalb ihres Heimatlandes studieren, waren rund 7%an deutschen Hochschulen eingeschrieben. Die Länder 
USA (22 %), Großbritannien (10%), Australien (9%) wiesen höhereAntäleauf, vgl. OECD 2019:286 (berücksichtigt sind OECD- 
Länder, die Zahlen gemeldet haben, Spalte 6). 
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Tabelle 3-13: Deutsche und ausländische Studienanfängerinnen und Studienanfänger an deutschen 
Hochschulen vom Sommersemester 2000 bis zum Wintersemester 2010/2019 


Semester 

Deutsche und ausländi¬ 
sche Studienanfänger! n- 

nen und Studienanfän¬ 
ger 

insgesamt 

Ausländische 

Studienanfängerinnen und 

Studienanfänger 

Davon 

Bi Idungsausl änderi nnen 

und Bildungsausländer 

Anteil der Bildungsausländerin¬ 
nen und Bildungsausländer 

an ausländischen 

Studienanfängerinnen und Stu¬ 
dienanfängern in % 

SS 2000 

47.470 

14.131 

12.553 

88,8 

WS 2000/2001 

267.486 

40.757 

32.596 

80,0 

SS 2001 

52.177 

16.562 

14.925 

90,1 

WS 2001/2002 

292.653 

46.963 

38.268 

81,5 

SS 2002 

59.143 

18.970 

17.153 

90,4 

WS 2002/2003 

299.803 

49.596 

41.327 

83,3 

SS 2003 

60.739 

19.549 

17.793 

91,0 

WS 2003/2004 

316.765 

51.341 

42.320 

82,4 

SS 2004 

57.911 

19.093 

17.434 

91,3 

WS 2004/2005 

300.959 

49.142 

40.813 

83,1 

SS 2005 

56.122 

17.929 

16.391 

91,4 

WS 2005/2006 

299.954 

47.840 

39.382 

82,3 

SS 2006 

49.876 

15.509 

14.086 

90,8 

WS 2006/2007 

295.091 

47.904 

39.468 

82,4 

SS 2007 

47.820 

15.664 

14.263 

91,1 

WS 2007/2008 

313.639 

48.364 

39.496 

81,7 

SS 2008 

50.985 

17.134 

15.680 

91,5 

WS 2008/2009 

345.815 

52.675 

42.670 

81,0 

SS 2009 

55.000 

18.053 

16.435 

91,0 

WS 2009/2010 

369.273 

55.971 

44.475 

79,5 

SS 2010 

57.687 

19.616 

17.817 

90,8 

WS 2010/2011 

387.032 

60.514 

48.596 

80,3 

SS 2011 

73.428 

21.455 

19.501 

90,9 

WS 2011/2012 

445.320 

66.664 

53.385 

80,1 

SS 2012 

67.263 

23.068 

21.112 

91,5 

WS 2012/2013 

427.825 

72.399 

58.425 

80,7 

SS 2013 

69.708 

25.450 

23.345 

91,7 

WS 2013/2014 

438.913 

77.030 

62.825 

81,6 

SS 2014 

72.602 

27.470 

25.327 

92,2 

WS 2014/2015 

432.280 

81.753 

67.589 

82,7 

SS 2015 

73.991 

30.356 

28.212 

92,9 

WS 2015/2016 

432.589 

85.117 

70.875 

83,3 

SS 2016 

74.333 

31.077 

28.964 

93,2 

WS 2016/2017 

435.427 

87.287 

72.330 

82,9 

SS 2017 

75.398 

31.992 

29.917 

93,5 

WS 2017/2018 

437.737 

89.816 

75.023 

83,5 

SS 2018 

76.266 

33.532 

31.582 

94,2 

WS 2018/2019 

435.731 

92.060 

78.413 

85,2 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Der Anteil der Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer an den ausländischen Personen, dieein 
Studi um an einer deutschen Hochschulebegannen (85,2 %im Wintersemester 2018/2019), ist höher als 
der Anteil der Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer an allen ausländischen Studierenden 
(76,6 % i m Wi ntersemester 2018/ 2019) (vgl. T abel I e 3-13 zusammen mi t T abel I e 3-12). 

Bei Bildungsausländerinnen und Bildungsausländern handelt es sich zumTeil auch um ausländische 
Studierende, die nur für ein vorübergehendes Teil studi um nach Deutschland kommen (Auslandsse¬ 
mester). In der Regel werden diese ausländischen Studierenden in Deutschland imersten Hochschuls¬ 
emestereingeschrieben und nicht anhand der bereits absolvierten Hochschulsemester zugeordnet. 

Im Wintersemester 2018/2019 waren von den 92.060 ausländischen Studierenden imersten Hoch¬ 
schulsemester 78.413 Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer (85,1 %). Von den 33.532 aus¬ 
ländischen Studienanfängerinnen und Studienanfänger im Sommersemester 2018 waren 31.582 Bil¬ 
dungsausländerinnen und Bildungsausländer, was änem Antäl von 94,2% entspricht. Das bedeutet, 
dassinsgesamt mehr als sieben Achtel (87,6%bzw. in absoluten Zahlen 109.995 von 125.592) aller Stu¬ 
dierenden mit ausländischer Staatsangehörigkeit, dieimjahr 2018 ihr Studium an einer deutschen 
Hochschule begonnen haben, Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer waren. 48,1 %dieser 
Studi erenden waren wei bl i ch (vgl. T abel Ien3-33und3-34im Anhang). U nter di eser Gruppe war ei n 
überproportional hoher Anteil an weiblichen Personen insbesondere bei Staatsangehörigen aus den 
mittel- und osteuropäischen Staaten sowieausder Republik Korea,Taiwan undjapan zu verzeichnen. 
Durch einen geringen weiblichen Anteil zeichnen sich vor allem Studierende aus Syrien und Pakistan 
aus. 

Insgesamt hat sich dieZahl der Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer, die 2018 (Sommerse¬ 
mester 2018 und Wintersemester 2018/2019) ihr Studium an äner deutschen Hochschule begonnen 
haben, gegenüber 2017 um 4,8%von 104.940 auf 109.995 erhöht (vgl.Tabelle3-35 im Anhang). Damit 
wurde imjahr 2018die bislang höchsteZahl an Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer unter 
den Erstsemestern verzeichnet. 
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Abbildung 3-5: Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer im ersten Hochschulsemester nach 
den zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten 


Sonstige 

Staatsangehörigkeiten 

51 , 8 % 



Gesamtzahl: 

109.995 


Korea, 

Republik 

2 , 6 % 


Syrien 

5 , 3 % 



Quäle: Statistisches Bundesamt 


Die größte Gruppe der Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer, die imjahr 2018 ihr Studium 
an einer deutschen Hochschule begonnen haben, waren - wieseit demjahr 2006 - Studierende mit 
chinesischer Staatsangehörigkät (11,1 %bzw. 12.254) (vgl. Abbi Idung 3-5 und Tabelle3-35 im Anhang). 
Diezweitstärkste Gruppe stellten Studierende aus Indien (7,2%bzw. 7.920) dar, die Zunahme der Stu¬ 
dierendenzahlen aus I ndien hat sich von im Jahr 2018 weiter fortgesetzt (-(31,4%). Seit 2017 ist auch 
Syrien als Herkunftsland vertreten, 2018 stellten die 5.783 Studierenden aus Syrien mit 5,3%diedritt- 
größte Gruppe der Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer im 1. Hochschul semester. Im Ver- 
gläch zum Vorjahreszeitraum ist die Anzahl von syrischen Studienanfängern um 31,5% gestiegen 
(2017:4.398). Zu den weiteren Hauptherkunftsländern imjahr 2018zählten Italien (4,5%bzw. 4.916), 
dieVereinigten Staaten (4,2 %bzw. 4.623), Frankreich (4,0%bzw. 4.359) und Spanien (3,3%bzw. 3.640). 
Beinahe kontinuierlich gestiegen ist die Zahl der Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer aus 
der Türke, die an Studium in Deutschland aufgenommen haben, von 747 imjahr 1999 auf 3.635 im 
Jahr 2018. Weitere quantitativ relevanteStaatsangehörigkeiten waren Österreich und die Republik Ko¬ 
rea (vgl. Abbildung 3-6). Insgesamt kamen imjahr 2018 72,2%der Bildungsausländerinnen und Bil¬ 
dungsausländer, dieen Studium in Deutschland aufgenommen haben, ausenemNicht-EU-Staat und 
27,8%ausder EU. 
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Abbildung 3-6: Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer innersten Hochschul Semester aus 
Drittstaaten nach den zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten imjahr 2018 



2,8% Föderation 
3,6% 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Abbildung 3-7: AusländischeStudierendenach ausgewählten Staatsangehörigkeiten und Fächergrup¬ 
pen i m Wi ntersemester 2018/ 2019 
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Die Vertälung der ausländischen Studierenden auf die einzelnen Fächergruppen unterschiedet sich 
zum Teil deutlich nach Herkunftsländern. So belegten im Wintersemester 2018/2019 87,0%der Stu¬ 
dierende ausTunesien, 80,1 %der Studierenden aus Indien und 76,5 %der Studierenden aus Kamerun 
ingenieurwissenschaftliche und mathematische bzw. naturwissenschaftliche Fächer (vgl. Abbildung 
3-7 und Tabelle 3-36 im Anhang). Bei russischen (36,4%) Studierenden standen die Rechts-, Wirt¬ 
schafts- und Sozial Wissenschaften an erster Stelle. Unter den Studierenden der Kunst und Kunstwis¬ 
senschaften fallen insbesondereStudierendeausder Republik Korea auf. 37,0 %al ler koreanischen Stu¬ 
dierenden bei egen diese Fächer, vor allem in den Bereichen Musik und Musikwissenschaft. 

M ithi Ifedes AZR können zusätzl ich Personen aus Drittstaaten quantifiziert werden, diezum Zweck der 
Studienbewerbung nach § 16Ab& 7 AufenthG 76 eingereist sind.Diesbetraf imjahr 2018 219 Drittstaats¬ 
angehörige, darunter 148 Frauen. Hauptherkunftsländer waren die Vereinigten Staaten, der Iran und 
China. 


3.3.2 Ausländische Hochschulabsolventinnen und Hochschulabsolventen 

Seit Ende der 1990er Jahre hat sich dieZahl der Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer, die 
anen Hochschulabschluss in Deutschland erworben haben, mehr als verfünffacht. Während 1999ins- 
gesamt 8.306 Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer änen Hochschulabschluss in Deutsch¬ 
land erworben hatten, waren es i m J ahr 2018 bereits43.981.1 m Vergleich zum Vorjahr (41.736) bedeutet 
dies einen Anstieg um 5,4% Die Geschlechterverteilung ist ausgeglichen, 2018 erwarben 21.408 Bil¬ 
dungsausländerinnen anen Hochschulabschluss(48,7%). 


76 Bi sj ul i 2017 § 16 Abs la AufenthG. 
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Tabelle3-14: AusländischeAbsolventinnen und Absolventen nach Fächergruppen und den häufigsten 
Herkunftsländern 2018 


Herkunftsland 

Ausländische 

darunter: Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer in der Fächergruppe 


Absolventin- 

1 nsgesamt 

Geisteswis- 

Rechts-, Wirt¬ 

Mathema¬ 

Ingenieur¬ 

Human- 

Kunst, 

Sonstige 


nen und Ab- 


sen schäften 

schafts- und 

tik, 

wissen¬ 

Medizin/ 

Kunstwis¬ 



solventen ins- 



Sozial Wissen¬ 

Naturwis¬ 

schaften 

Gesund¬ 

senschaft 



gesamt 



schaften 

sen¬ 


heitswis¬ 








schaften 


senschaften 



Bulgarien 

952 

901 

69 

417 

48 

236 

76 

41 

14 

Frankreich 

1.573 

1.401 

207 

607 

114 

310 

29 

112 

21 

Griechenland 

1.066 

567 

69 

142 

104 

139 

65 

31 

16 

Italien 

2.274 

1.500 

287 

442 

275 

270 

63 

106 

56 

Luxemburg 

738 

701 

119 

168 

81 

164 

74 

59 

36 

Österreich 

2.183 

1.866 

136 

788 

183 

400 

182 

113 

64 

Polen 

1.275 

858 

140 

316 

93 

188 

43 

62 

16 

Spanien 

1.022 

846 

87 

175 

171 

219 

36 

141 

17 

Rumänien 

489 

445 

43 

160 

55 

128 

30 

22 

7 

EU - Staaten i nsgesamt 

15.467 

11.626 

1.523 

4.050 

1.478 

2.491 

760 

993 

327 

Ägypten 

564 

560 

43 

109 

75 

272 

38 

8 

15 

Brasilien 

603 

572 

57 

231 

59 

144 

15 

46 

20 

China 

7.496 

7.096 

565 

1.593 

727 

3.519 

141 

419 

132 

Indien 

3.640 

3.590 

42 

463 

402 

2.562 

48 

14 

59 

Indonesien 

766 

744 

21 

198 

60 

384 

31 

19 

31 

Iran 

1.169 

1.063 

65 

114 

204 

528 

43 

65 

44 

Japan 

283 

229 

20 

35 

10 

18 

6 

134 

6 

Kamerun 

833 

815 

18 

146 

71 

538 

30 

0 

12 

Kolumbien 

706 

687 

51 

207 

82 

242 

13 

59 

33 

Korea, Republik 

1.157 

947 

38 

123 

33 

106 

31 

592 

24 

Marokko 

399 

352 

18 

59 

21 

244 

6 

2 

2 

Mexiko 

592 

574 

23 

173 

82 

224 

18 

24 

30 

Pakistan 

880 

850 

14 

164 

91 

539 

11 

5 

26 

Russi sehe Föderati on 

2.479 

1.992 

346 

806 

178 

430 

58 

141 

33 

Schweiz 

547 

433 

49 

186 

33 

61 

26 

56 

22 

Syrien 

564 

534 

22 

76 

81 

297 

40 

8 

10 

Tunesien 

418 

403 

8 

21 

25 

332 

6 

3 

8 

Türke 

4.013 

891 

61 

230 

132 

374 

34 

50 

10 

Ukraine 

1.507 

1.196 

202 

546 

105 

233 

31 

57 

22 

Vereinigte Staaten 

994 

894 

170 

349 

113 

118 

41 

52 

50 

Vietnam 

881 

590 

22 

266 

48 

230 

3 

3 

18 

Nicht-EU-Staaten ins¬ 










gesamt 

39.533 

32.355 

2.537 

8.301 

3.436 

13.778 

1.108 

2.191 

1.002 

1 nsgesamt 

55.000 

43.981 

4.060 

12.351 

4.914 

16.269 

1.868 

3.184 

1.329 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Die größte Gruppe der Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer, die in Deutschland änen 
Hochschulabschluss erworben haben, stellten Staatsangehörige aus China (7.096), vor Indien (3.590), 
der Russi sehen Föderati on (1.992) und Österrei ch (1.866) (vgl. Tabel I e 3-14). Aus den EU - Staaten stamm¬ 
ten insgesamt 11.626 Absolventinnen und Absolventen. Aus Drittstaaten kamen 32.355 Bildungsaus¬ 
länderinnen und Bildungsausländer,dieeinen Hochschulabschluss erworben haben. Ihr Anteil an allen 
Absolventinnen und Absolventen betrug imj ahr 2018 somit 73,6 %und liegt damit auf dem Ni veau der 
Vorjahre (2017:73,0%). 

Das Potenzial an Studierenden, die unter § 16 Abs. 5 AufenthG 77 fallen könnten, lag bei rund 43.500 
Personen (ohne Studierende aus EFTA-Staaten 78 ). Nach § 16 Abs 5 AufenthG wird Studienabsolventin¬ 
nen und Studienabsolventen aus Drittstaaten eine Aufenthaltserlaubnis zur Suche einer ihrem Ab¬ 
schluss angemessenen Erwerbstätigkeit für bis zu 18 Monate im Anschluss an das Studium erteilt. 79 
Während dieser Zeit dürfen sie uneingeschränkt arbeiten, um ihren Lebensunterhalt aus eigener Er¬ 
werbstätigkeit zu sichern. 


77 Bisjuli 2017§ 16Abs4AufenthG. 

78 EFTA =EuropäischeFrähandelsassoziation. DieMitgliedstaaten sind Island, Liechtenstsn, Norwegen und dieSchweiz. 

79 Biszum Inkrafttreten des Gesetzes zur Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinieder Europäischen Union (HQRLUmsG) 
zum 1. August 2012 konntedieAufenthaltserlaubnisbei erfolgreichen Studienabsolventinnen und Studienabsolventen zur Su¬ 
che eines dem Abschluss angemessenen Arbeitsplatzes für 12 Monate verlängert werden. Während dieser Zeit galt eine Be 
Schränkung der Arbeitstage auf maxi mal 90Tage i m J ahr. 
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Tabäle3-15: BestehendeAufenthaltserlaubnissefür dieArbeitsplatzsuchenach abgeschlossenem Stu- 
dium nach ausgewählten Staatsangehöri gkä ten (§ 16Abs. 5 AufenthG, Stand 31 Dezember 2018) 


Staatsangehörigkeit 

1 nsgesamt 

Darunter: weiblich 

absolut 

Anteil in% 

China 

2.062 

1.158 

56,2 

Indien 

1.241 

267 

21,5 

Russische Föderation 

538 

410 

76,2 

Ukraine 

320 

240 

75,0 

Iran 

311 

159 

51,1 

Türke 

299 

132 

44,1 

Pakistan 

291 

34 

11,7 

Kolumbien 

259 

142 

54,8 

Korea, Republik 

248 

168 

67,7 

Vereinigte Staaten 

245 

144 

58,8 

Mexico 

213 

86 

40,4 

Vietnam 

189 

110 

58,2 

Indonesien 

165 

75 

45,5 

Ägypten 

158 

43 

27,2 

Bangladesch 

157 

23 

14,6 

Brasilien 

146 

92 

63,0 

Kamerun 

140 

51 

36,4 

Taiwan 

121 

90 

74,4 

Nigeria 

109 

22 

20,2 

Nepal 

102 

25 

24,5 

Syrien 

70 

26 

37,1 

Sonsti ge Staatsangehöri gkei ten 

2.030 

1.011 

49,8 

AI 1 e Staatsangehöri gkei ten 

9.414 

4.508 

47,9 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 

Zum 31. Dezember 2018 waren 9.414 Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Abs 5 Auf- 
enthG im AZR registriert (2017: 7.826 Personen). Dies bedeutet einen Anstieg um 20,3%im Vergleich 
zu 2017. Knapp die Hälfte davon war weiblich (47,9%). 2.062 bzw. 21,9%der Aufenthaltserlaubnisse 
nach § 16 Abs. 5AufenthG wurden an chinesische Staatsangehörige erteilt, 1.241 an indische (13,2%), 
538an russische(5,7%) Absolventinnen und Absolventen (vgl. Tabelle3-15). Durch einen überpropor¬ 
tionalen weiblichen Anteil sind insbesondere die Gruppen ausder Ukraine, der Russischen Föderation 
und ausTai wan gekennzächnet. Ein sehr geringer Frauenantei I ist bei Absolventen ausPakistan, Bang¬ 
ladesch und Indien festzustellen. Insgesamt spiegelt sich hierin etwa der jeweiligeFrauenantäl an den 
Studierenden der einzelnen Nationalitäten wider. 

Nach § 2 Abs 1 Nr. 3 BeschV ist für ausländische Absolventinnen und Absolventen deutscher Hoch¬ 
schulen der Zugang zum Arbeitsmarkt ohne Zustimmung der BA möglich. 80 Sobald die entsprechen¬ 
den Personen ei ne ihrer Qualifikation entsprechende Beschäftigung gefunden haben, kann ihnen eine 


80 Seit dem l.Januar 2009 kann auch Absolventinnen und Absolventen deutscher Auslandsschulen mit änem anerkannten o- 
der anem deutschen Hochschulabschluss verglächbaren ausländischen Hochschulabschluss ohne Zustimmung ein Aufent¬ 
haltstitel zur Ausübung äner der beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung ertält werden (§ 7 BeschV). 
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Aufenthaltserlaubnis nach den Bestimmungen der §§ 18,19,19a, 20 oder 21 AufenthG ertäIt werden, 
wenn die entsprechenden Voraussetzungen vorliegen. 

Zudem können Absolventinnen und Absolventen einer deutschen Hochschule, dieseit zwei Jahren ei¬ 
nen Aufenthaltstitel nach den §§ 18,18a, 19a oder 21 AufenthG besitzen und zum Zätpunkt der An¬ 
tragstellung einen ihrem Abschluss angemessenen Arbeitsplatz innehaben, eineNiederl assungserlaub- 
nisnach§ 18b AufenthG erteilt werden. Sie müssen neben weiteren Bedingungen dafür mindestens 24 
M onate Pf I i chtbei träge oder freiwillige Beiträge zur gesetzl i chen Rentenversi cherung gel ä stet bzw. ä - 
nen Anspruch auf eine vergleichbare Leistung haben. Zum 31. Dezember 2018 waren bereits 13.071 
Personen im Besitz einer Niederlassungserlaubnisnach § 18b AufenthG (2017:10.949). 

3.3.3 Sprachkurse und Schul besuch 

Nach § 16b Abs 1 AufenthG 81 kann einer ausländischen Person eine Aufenthaltserlaubnis zur Teil¬ 
nahme an einem Sprachkurs, der nicht der Studienvorbereitung dient, sowie in Ausnahmefällen für 
den Schul besuch ertält werden. Dient der Schul besuch einer qualifizierten Berufsausbildung (im Sinne 
des§ 6 Abs IBeschV), berechtigt die Aufenthaltserl aubniszurAusübungäner von der Ausbildung un¬ 
abhängigen Beschäftigung biszu zehn Stunden pro Woche(§ 16b Abs. 2 AufenthG). Nach erfolgreichem 
Abschluss der qualifizierten Berufsausbildung kann die Aufenthaltserl aubnis biszu einemjahr zur Su¬ 
che eines diesem Abschi uss angemessenen Arbeitsplatzes verlängert werden (§ 16b Abs 3 AufenthG). 
Ausländische Staatsangehörige sind während dieses Zeitraums zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
berechtigt. Zum 31. Dezember 2018 hatten 73 Personen eine Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitsplatzsu¬ 
che nach § 16b Abs. 3 AufenthG inne (31. Dezember 2017:42). 

I m Jahr 2018 sind 5.521 Drittstaatsangehörige zum Zweck der Absolvierung eines Sprachkurses bzw. 
zum Schulbesuch nach Deutschland eingereist, 16,8%mehr als imjahr zuvor (2017:4.728). Etwa die 
Hälftedavon war wä blich (53,7%). Die Hauptherkunftsländer waren dieVereinigten Staaten, Brasilien, 
China, die Republik Korea und Japan (vgl. Tabelle 3-16). Insgesamt besaßen am Ende des Jahres 2018 
13.126 Drittstaatsangehörige eine entsprechende Aufenthaltserlaubnis nach § 16b Abs. 1 AufenthG 
(Ende 2017:11.385), darunter 6.990 wä bliche Drittstaatsangehörige. 


81 Bi s 31. J ul i 2017 § 16 Abs. 5 AufenthG. 
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Tabelle 3-16: Einräsen zum Zweck der Teil nähme an enem Sprachkurs sowie des Schulbesuchs von 
2011 bis2018 nach ausgewählten Staatsangehörigketen ____ 


Staatsangehörigkeit 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 


darunter 

weiblich 

Vereinigte Staaten 

889 

854 

881 

868 

1.009 

944 

801 

831 

455 

Brasilien 

743 

686 

736 

656 

719 

755 

676 

794 

502 

China 

396 

435 

447 

518 

595 

629 

493 

494 

239 

Korea, Republik 

213 

263 

267 

271 

358 

342 

341 

361 

191 

Japan 

293 

341 

328 

310 

335 

314 

278 

304 

181 

Vietnam 

11 

21 

50 

81 

61 

62 

97 

207 

124 

Kolumbien 

228 

196 

177 

181 

263 

205 

142 

184 

103 

Mexiko 

419 

413 

411 

409 

472 

372 

151 

168 

97 

Russische Föderation 

212 

255 

266 

257 

228 

171 

103 

116 

67 

Türke 

108 

140 

98 

115 

131 

98 

90 

104 

50 

Syrien 

15 

35 

80 

163 

203 

90 

34 

94 

22 

Indien 

36 

46 

49 

38 

70 

51 

48 

87 

29 

Chile 

58 

85 

73 

86 

79 

77 

56 

84 

45 

Peru 

43 

55 

49 

60 

70 

68 

81 

82 

53 

Thailand 

158 

154 

91 

33 

70 

89 

79 

78 

57 

Ukraine 

66 

96 

92 

153 

122 

83 

61 

72 

37 

Sonsti ge Staatsangehöri gkei ten 

1.369 

1.648 

1.702 

1.913 

1.943 

1.529 

1.197 

1.461 

711 

1 nsgesamt 

5.257 

5.723 

5.797 

6.112 

6.728 

5.879 

4.728 

5.521 

2.963 


Quel le: Ausländerzentral register, eigene Berechnungen BAM F 
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Abbildung 3-8: Einrasen zum Zweck derTeilnahme an ei nemSprachkurssowiedesSchulbesuchsnach 
den zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten im Jahr 2018 



Quä I e: Ausl änderzentral regi ster, ei gene Berech nungen BAM F 


3.3.4 Sonstige Ausbildungszwecke 

Drittstaatsangehörigen kann nach § 17 Abs. lAufenthGeneAufenthaltserlaubnisfür q ne betriebliche 
Aus- und Wäterbi Idung ertä It werden. 82 Die Ertei I ung ist von der Zusti mmung der BA abhängig ((§ 17 
Abs. IS. lAufenthG i.V.m. § 8 Abs. 1 BeschV), soweit dieAus- und Wäterbildung nicht durch die Be¬ 
schäftigungsverordnungoder durch zwischenstaatliche Veranbarungzustimmungsfra ist (§ 17 Abs. 1 
AufenthG i.V.m. § 1 BeschV). 83 Während der Berufsausbildung dürfen diebetreffenden Personen äner 
Nebenbeschäftigung von maximal zehn Stunden pro Woche nachgehen (§ 17 Abs. 2 AufenthG). 

Nach änem erfolgreichen Abschluss der qualifizierten Berufsausbildung kann der Aufenthalt bis zu 
ä nem J ahr zur Suche ei nes di esem Abschi uss angemessenen Arbätspl atzes verl ängert werden, sofern 
er nach den Bestimmungen der §§ 18 und 21 AufenthG von ausländischen Personen besetzt werden 
darf (§ 17 Abs. 3 AufenthG). Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt während dieses Zätraums zur Aus- 
übungäner Erwerbstätigkät. Ende 2018 besaßen 109 Personen eineAufenthaltserlaubniszur Arbeits¬ 
platzsuche nach § 17 Abs. 3 AufenthG (Ende 2017:82 Personen). 


82 § 17 Abs. 1 AufenthG setzt kä ne Mindestdauer der Ausbildung voraus. Dagegen setzen die Regel ungen der Abs. 2 und 3 voraus, 
dass es sich um ä ne qualifizierte Ausbildung mit äner Mindestausbildungsdauer von zwä Jahren handän muss. 

83 Die Zusti mmung der Bundesagentur für Arbät setzt unter anderem voraus, dass bä Ausbildungen kä ne inländischen Aus¬ 
bildungssuchenden zur Verfügung stehen und sich bä den betrieblichen WäterbiIdüngen känenachtäligen Auswirkungen 
auf dieBeschäftigungsmöglichkäten inländischer Arbätnehmerinnen und Arbätnehmer ergeben (§ 39 Abs. 2 AufenthG). Ei ne 
zwisehenstaatl iche Verä nbarung i m Si nne des § 17 AufenthG wurde bislang nicht abgeschlossen. 
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Durch das am 1. August 2015 in Kraft getretene Gesetz zur Neubestimmung des Bläberechts und der 
Aufenthaltsbeendigung 84 wurde § 17a in das Aufenthaltsgesetz eingefügt. Danach kann eine Aufent- 
haltserlaubnisfürdieAnerkennung einer im Ausland erworbenen Berufsqualifikation erteilt werden. 85 
Dieser Aufenthaltstitel dient der Durchführung von Bildungsmaßnahmen, diegeeignet sind, fachliche 
praktische und/oder sprachliche Defizite, die der Anerkennung des ausländischen Berufsabschlusses 
bzw. dem Berufszugang entgegenstehen, auszugleichen. Dadurch sol I dieZuwanderung von Fachkräf¬ 
ten insbesonderein Mangelberufen, etwa in der Krankenpflege, erleichtert werden 86 1 mJahr 2018si nd 
nach § 17a Abs 1 AufenthG 596 Drittstaatsangehörige nach Deutschland eingereist. 87 

Sofern für eine qualifizierte Beschäftigung die Feststellung der Gleichwertigkeit eines im Ausland er¬ 
worbenen Berufsabschlusses oder, bei ei nemimlnland reglementierten Beruf,dieBefugniszur Berufs¬ 
ausübung notwendig ist und hierfür einevorherige befristetepraktischeTätigkät im Inland erforder¬ 
lich ist, kann mit Zustimmung der BA auch ein Aufenthaltstitel nach § 18 Abs 2 AufenthG zur Aus¬ 
übung äner befri steten Beschäftigungertalt werden. DieZusümmung wird ohne Vorrangprüfung er- 
tält (§ 8 Abs. 3 BeschV). 

Tabelle3-17: Zum Zweck der betrieblichen Aus- und Weiterbildung eingereiste Drittstaatsangehörige 
von 2011 bis2018 nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten ___ 


Staatsangehörigkät 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 


wäblich 

Vietnam 

45 

43 

119 

70 

415 

338 

484 

767 

493 

Bosni en-H erzegowi na 

48 

80 

117 

330 

724 

706 

603 

421 

206 

China 

483 

408 

373 

266 

176 

202 

233 

298 

149 

Vereinigte Staaten 

596 

447 

523 

505 

569 

411 

386 

296 

132 

Kosovo 

28 

22 

69 

71 

144 

156 

169 

236 

74 

Georgien 

50 

33 

28 

37 

79 

125 

133 

187 

103 

Ukraine 

158 

86 

95 

85 

106 

154 

163 

183 

107 

Indonesien 

61 

39 

25 

29 

28 

33 

30 

178 

84 

Albanien 

24 

22 

25 

21 

31 

109 

153 

167 

69 

Brasilien 

323 

309 

246 

218 

176 

152 

144 

166 

70 

Marokko 

13 

15 

19 

29 

18 

11 

100 

116 

36 

Serbien 1 

74 

52 

59 

49 

128 

82 

89 

108 

51 

Indien 

389 

351 

284 

241 

133 

104 

88 

93 

28 

Sonsti ge Staatsangehöri gkä ten 

2.581 

2.148 

1.933 

1.827 

1.527 

1.330 

1.265 

1.373 

511 

1 nsgesamt 

4.873 

4.055 

3.915 

3.778 

4.254 

3.913 

4.040 

4.589 

2.113 


1) Inkl. ehern. Serbien und Montenegro. Quelle: Ausl änderzentral register, eigene Berechn ungen BAMF 


84 BGBl.2015Teil I Nr.32:1386. 

85 Für die rechtlichen Rahmenbedingungen vgl. BAMF/BMI 2016:83. 

86 Vgl. dazu die Begründung zum Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung (BT-Drs. 
18/4097). 

87 Für diein diesem Kapitel enthaltenen Daten wurde das Ausl änderzentral register zum Abfragezeitpunkt 31. März 2019 aus¬ 
gewertet. Daher sind auch Drittstaatsangehörige enthalten, dienoch imjahr 2018 ein gereist sind, aber erst im ersten Quar¬ 
tal 2019 im AZR registriert wurden. In der BAMF-Publikation „Wanderungsmonitoring: Erwerbsmigration nach Deutschland 
- Jahresbericht 2018“ steht dagegen der Zätpunkt der Ertälung des Auf enthaltstitels im Vordergrund, weswegen die Fälle, in 
denen der Betreffende imjahr 2018 eingereist ist, aber erst im ersten Quartal 2019äneAufenthaltserlaubniserhalten hat, 
nicht in der angeführten BAMF-Publikation berücksichtigt werden und die genannten Daten somit nicht vergleichbar sind. 
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Abbildung 3-9: Zu sonstigen Ausbildungszwecken eingereiste Drittstaatsangehörige nach den zehn 
häufigsten Staatsangehörigkeiten im Jahr 2018 



Quelle: Ausl änderzentral register, ägene Berechnungen BAMF 

Im Jahr 2018 sind 4.589 Drittstaatsangehörige zu betrieblichen Aus- und Weiterbildungen nach 
Deutschi and ei ngerei st. Di es i st ei n Ansti eg um 13,6 %i m Vergl ei ch zum Vorjahr (2017:4.040 Personen). 
Der Anteil von weiblichen Drittstaatsangehörigen betrug 46,0% Die Hauptherkunftsländer im Jahr 
2018 waren Vietnam, Bosnien und Herzegowina, China und dieVereinigten Staaten (vgl.Tabelle3-17 
und Abbildung 3-9). Am Ende desjahres 2018 besaßen insgesamt 20.841 Drittstaatsangehörige eine 
Aufenthaltserlaubniszum Zweck der betrieblichen Aus- und Weiterbildung nach§ 17 Abs lAufenthG, 
darunter 10.819 Frauen 
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3.4 Humanitäre Migration 
3.4.1 Asyl 

Nach Art. 16a Abs. 1 Grundgesetz (GG) genießen politisch Verfolgte Asyl. Damit ist das Asylrecht in 
Deutschland als individueller Rechtsanspruch mit Verfassungsrang ausgestaltet. Für die Prüfung der 
Asylanträge ist das Bundesamt für Migration und Fl üchtlinge(BAMF) zuständig. 

Jeder Asylantrag umfasst sowohl die Prüfung der Asylberechtigung (Art. 16a Abs. 1 GG) als auch die 
Berechtigung auf internationalen Schutz (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 AsylG 88 ). Der internationale Schutz umfasst 
den Flüchtlingsschutz (§ 3Abs. 1 AsylG) und den subsidiären Schutz (§ 4Abs 1 AsylG 89 ). Werden die 
Voraussetzungen der Asylberechtigung und des internationalen Schutzes abgelehnt, erfolgt von Amts 
wegen die Prüfung der Abschiebungsverbote(§ 24Ab&2AsylGi.V.m.§ 60Abs.5und 7AufenthG). 

Ein Asyl antragsteiler bzw. ei neAsyl antragstell erin kann eineabl ehnende Entscheidung des BAMF ver¬ 
waltungsgerichtlich überprüfen lassen. 

Asylberechtigung und Flüchtlingseigenschaft 

Rechtliche Grundlagen und Folgen 

H Aufenthaltserlaubnis für drei Jahre 

■ NiederlasBungsertaubnis nach drei oder fünf Jahren möglich, wenn 
weitere Voraussetzungen, wie etwa die Sicherung des Lebensunterhalts 
sowie ausreichende Deutschkenntnisse, erfüllt sind. 

■ unbesc h rä n kter Arbe its ma rktz u g ang - Erwerbstätig keil gestattet 

■ Anspruch auf privilegierten Familiennachzug 

Das Grundrecht auf Asyl gilt all ein für politisch Verfolgte, d. h. für Personen, dieeinean asyl erhebliche 
MerkmaleanknüpfendestaatlicheVerfolgung erlitten haben bzw. denen einesolche nach einer Rück¬ 
kehr in das Herkunftsland konkret droht. Dem Staat stehen dabä solchestaatsähnlichen Organisatio¬ 
nen glQch,dieden jeweiligen Staat verdrängt haben oder denen dieser das Fäd überlassen hat und die 
ihn daher insoweit ersetzen (staatliche, mittelbar staatliche und quasi-staatliche Verfolgung). Zur Be- 
griffsbesti mmung der pol i tisehen Verfol gung wi rd dabo auf di e M erkmal e der Genfer Fl üchtl i ngskon- 
vention (GFK) zurückgegriffen. Entscheidend für die Asyl gewährung ist danach, ob anePerson „wegen 
ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu aner bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ih¬ 
rer politischen Überzeugung" 90 (Art. 1A Nr. 2 GFK) Verfolgungsmaßnahmen mit Gefahr für Leib und 
Leben oder Beschränkungen ihrer persönlichen Freiheit ausgesetzt sein wird oder solche Verfolgungs¬ 
maßnahmen begründet befürchtet. 

Nach §3Abs. 1 AsylG wird aner ausländischen Person in Deutschland die Flüchtlingseigenschaft zu¬ 
erkannt, wenn siesich aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen Rasse (der Begriff „Rasse" wird in 


88 Durch das am 24. Oktober 2015 in Kraft getreteneAsylverfahrensbeschleunigungsgesetz (BGBl. 2015 Teil I Nr. 40:1722-1735) 
wurde das Asyl Verfahrensgesetz (AsylVfG) in Asylgesetz (AsylG) umbenannt. 

89 Bis 30. November 2013 auch unter den Begriffen „internationaleAbschiebungsverbote" und „europarechtlicher subsidiärer 
Schutz" bekannt. 

90 Der Begriff „Rasse" wi rd i n Anlehnung an den Vertragstext der GFK verwendet. 
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Anlehnung an den Vertragstext der GFK verwendet), Religion, Nationalität, politischen Überzeugung 
oder ihrer Zugehörigkätzu einer bestimmten sozialen Gruppe außerhalb ihres Herkunftslandes befin¬ 
det und dessen Schutz nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch 
nehmen will. Dabei kann eine Verfolgung vom Staat oder von staatsähnlichen Akteuren wieetwa Par¬ 
teien und Organisationen, die den Staat oder wesentliche Tale des Staatsgebietes beherrschen (quasi¬ 
staatliche Verfolgung), ausgehen. Zudem kann die Verfolgung durch nichtstaatliche Akteure bedingt 
sein, sofern staatliche oder staatsähnliche Akteure (einschließlich internationaler Organisationen) er¬ 
wiesenermaßen nicht in der Lage oder willens sind, Schutz vor der Verfolgung zu bieten 
(§ 3c Nr. 3 AsylG). Ei ne Schutzgewährung erfolgt nur dann, soweit keineinterneSchutzmöglichkeit be¬ 
steht (§ 3eAsylG). § 3b Abs lNr.4AsylG stellt ausdrücklich klar, dass eine Verfolgung wegen der Zu¬ 
gehörigkätzu äner bestimmten sozialen Gruppe auch dann vorliegen kann, wenn die Bedrohung al¬ 
len an das Geschlecht anknüpft (geschlechtsspezifische Verfolgung). Der Anwendungsberäch für die 
Zuerkennung der Flüchtlingsägenschaft ist somit tälwäsewäter alsbäm Grundrecht auf Asyl, die 
Rechtsfolgen bä der Entschä düngen dagegen sind inzwischen gläch. Der Flüchtlingsschutz hat in der 
Praxis in den letztenjahren erheblich an Bedeutung gewonnen. 

Durch das am 1. Januar 2005 in Kraft geträeneZuwanderungsgesetz wurdeäneAnglächung desAuf- 
enthaltsstatus von Asyl berechtigten und GFK-Flüchtlingen vorgenommen 
(§25Abs.lundAbs.2S. 1 Alt.lAufenthG). Sowohl asylberechtigte Personen als auch ausländische 
Personen, denen dieFlüchtlingsägenschaft zuerkannt worden ist, erhalten hiernach zunächst äne(be- 
fristäe) Aufenthaltserlaubnis Die Aufenthaltserlaubnisfür diese bä den Gruppen berechtigt zur Aus- 
übungäner Erwerbstätigkät. Aufgrund der durch das am 6. August 2016 in Kraft gäräene Integrati¬ 
onsgesetz erfolgten Gesetzesänderung ist in der Regä nach fünfjährigem Besitz (bis zum 5.Au- 
gust2016: nach dräjährigem Besitz) äner Aufenthaltserlaubnisäne Niederlassungserlaubniszuertä- 
len, sofern dasBAMF mitgäält hat, dass die Voraussetzungen für den Widerruf oder die Rücknahme 
der Anerkennung nicht vorliegen (§ 26 Abs 3AufenthG).Zudem muss die Sicherung des Lebensunter¬ 
halts überwiegend gewährlästä sä n und hinrächende Kenntnisse der deutschen Sprache (Niveau A2 
desGemänsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen) vorliegen. Die Frist von fünf Jahren 
wird auf drä Jahre verkürzt, wenn die ausländische Person die deutsche Sprache beherrscht (Ni¬ 
veau Cldes Gemänsamen Europäischen Räerenzrahmens für Sprachen) und ihr Lebensunterhalt 
wät überwiegend gesichert ist (§ 26 Abs 3S 3 AufenthG). 

Subsidiärer Schutz 


Rechtliche Grundlagen und Folgen 

■ Aufenthaltserlaubnis für ein Jahr 

■ bei Verlängerung: jeweils zwei weitere Jahre 

■ Niederlassungserlaubnis nach fünf Jahren (die Asylverfahrensdauer wird 
eingerechnet) möglich, wenn weitere Voraussetzungen, wie etwa die 
Sicherung des Lebensunterhalts sowie ausreichende 
Deutschkenntnisse, erfüllt sind. 

■ unbeschränkter Arbeitsmarktzugang - Erwerbstätigkeit gestattet 

■ kein Anspruch auf privilegierten Familiennachzug 



Der subsidiäre Schutz gräft, wenn weder Flüchtlingsschutz nach der GFK noch dieAsylberechtigung 
gewährt werden können. Subsidiär Schutzberechtigt sind Menschen, die stichhaltige Gründe für die 
Annahme Vorbringen, dass ihnen in ihrem Herkunftsland än ernsthafter Schaden droht 
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(§ 4 Abs. 1 Asyl G). Als ernsthafter Schaden gilt dieVerhängung oder Voll Streckung der Todesstrafe, Fol¬ 
ter, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung oder äneernsthafte individuelle 
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson i nfol ge will kürli eher Gewalt im Rah¬ 
men eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts. Ein ernsthafter Schaden im 
Sinne des§4Ab& lAsylG kann vom Staat, von quasi-staatlichen oder von nichtstaatlichen Akteuren 
drohen (§3cAsylGi.V.m.§4Abs.3S.lAsylG). Schutz vor einem ernsthaften Schaden durch nicht¬ 
staatliche Akteuren kann nur vom Staat oder quasi-staatlichen Akteuren (einschließlich internationa¬ 
ler Organisationen) geboten werden, sofern sie hierzu willens und in der Lage sind 
(§ 3d AsylG i.V.m. § 4 Abs. 3 S. lAsylG). Besteht interner Schutz, wird der subsidiäre Schutz nicht zuer¬ 
kannt (§ 3e AsylG i .V.m. § 4 Abs. 3 S. lAsylG). 

Ausländische Personen, bei denen ein subsidiärer Schutzbedarf nach §4 Abs lAsylG festgestellt wird, 
erhalten äneAufenthaltserlaubnisnach Maßgabe des§ 25 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 AufenthG. DieAufenthalts- 
erlaubnis wird für ein Jahr, bei Verlängerung für zwei weitereJahre erteilt (§ 26 Abs. 1S. 3 AufenthG) 
und berechti gt ebenfal I s zur Ausübung ei ner Erwerbstäti gkeit (§ 25 Abs. 2 S. 2 AufenthG). N ach fünf 
Jahren kann eine Niederlassungserlaubnis erteilt werden, sofern weitere Voraussetzungen, wie etwa 
die Sicherung des Lebensunterhalts und ausrächende deutsche Sprachkenntnisse, erfüllt sind. Eine 
vorherige Prüfung durch dasBAM F, ob der subsidiäre Schutz zu widerrufen oder zurückzunehmen ist, 
muss nicht generäl erfolgen, ist aber bä Vorliegen entsprechender Anhaltspunkte möglich 
(§ 26 Abs. 4 AufenthG). 91 Die Neufassung der Qualifikationsrichtlinie hat die Rechte von Flüchtlingen 
nach der GFK und subsidiär Schutzberechtigten anänander angenähert. 92 


Abschiebungsverbote 

Rechtliche Grundlagen und Folgen 


c 


■ Aufenthaltserlaubnis für mind. ein Jahr 

■ wiederholte Verlängerung möglich 

■ Niederlassungserlaubnis nach fünf Jahren (die Asylverfahrensdauer wird 
eingerechnet) möglich, wenn weitere Voraussetzungen, wie etwa die 
Sicherung des Lebensunterhalts sowie ausreichende 
Deutschkenntnisse, erfüllt sind. 

■ Beschäftigung möglich - Erlaubnis der Ausländerbehörde erforderlich 


Erfüllt ä ne schutzsuchende Person weder die Voraussetzungen für ä ne Anerkennung als Asyl berech¬ 
tigter noch für äne Zuerkennung internationalen Schutzes, prüft das BAMF, ob nationale Abschie¬ 
bungsverbote nach § 60 Abs 5 oder Abs 7 AufenthG vorliegen. Diese nationalen Abschiebungsverbote 
si nd nicht i n der Qual ifi kationsrichtl inie geregät und gäten ausschl ießl ich bä Gefahren, die dem An- 
tragstälenden imZiäland der Abschiebung drohen (ziästaatsbezogeneAbschiebungsverbote). DieGe- 
fahren können dabä von staatlichen wie nichtstaatlichen Akteuren ausgehen. Ein Verbot der Abschie¬ 
bung nach § 60 Abs 7 S. 1 AufenthG kann auch vorliegen, wenn sich äne vorhandene Erkrankung bä 
Rückkehr in das Herkunftsland wesentlich verschlechtern würde 93 


91 Zusätzlich müssen auch die Voraussetzungen des§ 9 Abs. 2 Satz 1 AufenthG erfüllt sein. 

92 Ri chtl i n i e 2011 J 95/ EU. Vor der U msetzung di eser Ri chtl i n i e i n nati onal es Recht zum 1. Dezember 2013 wurde bei Feststel - 
lungvon „internationalen Abschiebungsverboten"äneAufenthaltserlaubnisnach § 25Abs. 3 AufenthG ertält. 

93 Dies trifft etwa zu, wenn sich der Gesundhätszustand aufgrund des rückführungsbedingten Abbruchs äner notwendigen 
und auch in Anspruch genommenen medizinischen Behandlung wegen äner unzurächenden oder nicht zugänglichen Be- 
handlungsmöglichkät im Herkunftsland wesentlich oder gar lebensbedrohlich verschlechtern würde. Vgl. dazu Nr. 60.7.1.3.1 
der AI Igemä nen Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz. 
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Zudem hat die Ausländerbehörde bei äner beabsichtigten Abschiebungauch Gefahren, diedurch Ver¬ 
lassen des Bundesgebietes drohen (inländische Vollstreckungshindernisse), wie z. B. krankheitsbe¬ 
dingte Reiseunfähigkeit, zu berücksichtigen. 

Personen, bei denen ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5oder 7 AufenthG festgestellt wurde, soll 
eineAufenthaltserlaubnisnach § 25 Abs. 3 AufenthG für mindestensein Jahr (§ 26Abs.lS. 4AufenthG) 
erteilt werden. 

Asyl antragstel I ung 

Im Asyl verfahren werden zwei Arten von Asylanträgen unterschieden. Ein Asylerstantrag liegt vor, 
wenn eineausländischePerson erstmalsAsyl beantragt. Ein Asyl folgeantrag liegt vor, wenn nach Rück¬ 
nahme oder unanfechtbarer Ablehnung eines früheren Asylantrags erneut einen Asylantrag gestellt 
wird (§ 71 AsylG). Sowohl der Asylerstantrag als auch der Asylfolgeantrag können auf dieZuerkennung 
internationalen Schutzes (Flüchtlingseigenschaft und subsidiärer Schutz) beschränkt werden 
(§ 13 Abs. 2 S. 2 AsylG). 

Typischerwäsewird an Asylerstantrag nach der Einreise in das Bundesgebiet gestellt, sodassän Zu¬ 
zugstatbestand vorliegt. Asylfolgeanträge wurden in der Vergangenheit in der Regel von Personen ge¬ 
stellt, diesich nach Durchführung des Erstverfahrens weiter in Deutschland aufgehalten haben. 

Seit dem Inkrafttreten des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzesam 24.Oktober 2015 gilt mit der 
Asyl antragstel lungein Asyl antrag auch für jedesin Deutschland aufhältige minderjährige und ledige 
Kind des Antragstellenden als gestellt, das noch keinen Aufenthaltstitel besitzt (§ 14aAb& 1 AsylG). 
Reistein minderjährigeslediges Kind einer schutzsuchenden Person nach deren Asyl antragstel lungein 
oder wird es im Bundesgebiet geboren, gilt ebenfalls ein Asylantrag als gestellt, wenn das Kind beim 
Bundesamt unverzüglich angezägt wird (§ 14a Abs. 2 AsylG). Biszum 23. Oktober 2015 galt diese Rege¬ 
lungen lediglich für ledige Kinder, diedasl6. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten (§ 14a AsylG). 

3.4.1.1 Asylgesuche und Asylanträge 

Hauptdatenquellefürden Bereich Asyl sind die Geschäftsstatistiken des BAMF. Es erfasst alle Asyl an¬ 
tragstel I eri nnen und Asyl antragstel I er i n sei nen Ankunftszentren und Außenstel len und erstel 11 so ei ne 
Personen bezogene Asyl bewerberzugangsstati sti k. 

Von 1992 bis Ende2018 haben 3,83Millionen Menschen Schutz in Deutschland gesucht (Asylerstan- 
tragszahlen). 94 Nachdem die Zugangszahlen in den 1980er Jahren angestiegen waren und 1992 einen 
Höhepunkt erreicht hatten (438.191 Asylanträge), waren dieZahlen biszumjahr 2007 stark rückläufig 
(19.164). Danach stiegen dieZahlen zunächst allmählich und 2014sowie2015 dann erheblich an und 


94 Das BAMF führte erst im Jahr 1995 die statistische Differenzierung zwischen Erst- und Folgeanträgen ein. Insofern sind die 
Asyl zugangszahlen für den Zeitraum von 1992 bis 1994 lacht überhöht. Ab 1995 wurden i n den vorl i egenden Statisti ken jewäls 
dieZahlen der Erstanträge verwendet. 
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erreichten 2016 den höchsten bisher registrierten Jahreswert (722.370) in Deutschland. I n den folgen¬ 
den Jahren ging dieZahl dann wieder deutlich zurück (2017:198.317 bzw. -72,5 % 2018:161.931 95 bzw. 
-18,3%) (vgl. Abbildung 3-10 und Tabelle 3-37 im Anhang). Stammte bis Mitte der 1990er-Jahre der 
größteTal der Asylsuchenden aus europäischen Staaten, so stellten seit 2000 vermehrt Personen aus 
asiatischen Herkunftsstaaten einen Asylantrag in Deutschland (mit Ausnahme des Jahres 2013). Der 
Anteil der Antragstellenden aus Europa lag im Jahr 2018 bei 13,9% (2017:13,2%). Die Antragszahlen 
aus den asiatischen Staaten sind imjahr 2018 im Vergleich zumJahr 2016 deutlich zurückgegangen: 
während 2016 78,l%der Schutzsuchende aus Asien stammten, reduzierte sich dieser Anteil imjahr 
2018 auf 59,2% (2017:58,9%). Die Erstantragszahlen ausAfrika nahmen imjahr 2018 in absoluten Zah- 
I en ab (2018:37.330,2017:49.195, - 24,1 %), al I erdi ngs i st der Antei I von afri kanischen Asyl bewerbern an 
allen Asylbewerbern wegen des Rückgangs von Asylanträgen aus Asien ab demjahr 2016 gestiegen. So 
betrug er i m J ahr 2018 23,1 % (2017:24,8 % 2016:11,1 %). 96 

Abbi I düng 3-10: Asyl antragstel I ende (Asyl erstanträge) i n Deutschi and nach H erkunftskonti nenten von 
1992 bis 2018 1 

eoojtra R 



■ T:urnp.3 :: AIlik.i ■ Asien ■ Amerika. Australien sowie Sr;latenlo&e und -^nd^rf 

1) Ab 1995 nur Erstanträge. Quel le: BAM F 


Imjahr 2015 war die Zuwanderung nach Deutschland durch eine überproportionale Fluchtmigration 
geprägt - dieZahl der Personen, die an Asylgesuch äußerten (Asyl suchende) errächte in jenem Jahr 
mit ca. 890.000 97 Personen einen historischen Höchststand. Glächzeitig war es aufgrund dieses starken 
Anstiegs nicht in allen Fällen möglich, dieStellungdesförmlichen Asylantragszätnah zur erstmaligen 
Registrierung als Asyl suchender zu ermöglichen. Daher fiä dieAnzahl der förmlich gestellten Asylan- 
trägeim Vergläch zu den erstmals als Asyl suchende erfassten ausländischen Personen im Jahr 2015 
deutlich niedriger aus (2015:441.899 Asyl erstanträge). DieförmlicheAntragstellung von Personen, die 


95 Darunter sind die in Deutschland geborenen Kinder der Asyl erstantragsteil enden enthalten, imjahr 2018 wurden rund 
20%der Asylerstantragstellenden im Inland geboren. 

96 Zur Entwicklung der Asylbewerberzahlen vgl. ausführlich BAMF 2019a. 

97 Vgl. dazu di e Pressemittei I ung des Bundesmi ni steri ums des I nnern (BM l) vom 30. September 2016. 
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2015 bereits alsAsylsuchende erstmals erfasst worden waren,jedoch (noch)känen Asyl antrag stellen 
konnten, wurde in 2016 nachgeholt. So wurden 2016 722.370 Asylanträge entgegengenommen, wäh¬ 
rend 280.000 Menschen alsasyl suchend registriert wurden. 98 Dies stellte den höchsten Jahreswert seit 
Bestehen des Bundesamtes. I n den Folgejahren ist dieZahl die Asyl erstantragszahlen wieder stark zu¬ 
rückgegangen: Von 2016 auf 2017 gingen die Erstantragszahlen von 722.370 auf 198.317 zurück (- 
72,5%), imjahr 2018 verringerte sich dieZahl der erstmaligen Asyl anträge erneut um 18,3 % (161.931 
Erstanträge) (vgl. Tabelle 3-37 im Anhang) 99 . Auch dieZahl der Asyl gesuche 100 ging zurück: In Deutsch¬ 
land wurden im Jahr 2018 164.963 asylsuchende Personen registriert (2017:186.644 Asylgesuche, - 
11,8%). DieZahl der Asyl antragstell enden fiel nach neun Jahren des Anstiegsin Folge auf das Niveau 
von 2014 (173.072 Erstanträge). 

Seit dem Jahr 2014 belegt Syrien in der Reihenfolge der Hauptherkunftsstaaten von Asyl antragsstel¬ 
lenden den ersten Rang. Im Jahr 2018 wurden 44.167 Asyl erstanträge von syrischen Staatsangehörigen 
gestellt (vgl. AbbiIdung 3-12, Karte3-2 und Tabel le 3-38 im Anhang). Dies entspricht einem AntäI von 
27,3 % all er Asyl erstanträge desjahres 2018. Im Vergleich zum Vorjahr zächnet sich an Rückgang der 
Erstanträge von syrischen Staatsangehörigen um 9,8% (2017: 48.974 Erstanträge). Mit 16.333 Asyler- 
stanträgen war der I rak das zwei tstärkste H erkunftsl and i m J ahr 2018. Dies entspricht ei nem Antei I von 
10,l%aller Asylerstanträge, sowie änem Rückgang zum Vorjahr um 25,5% (2017:21.930 Asyl erstan¬ 
träge). Drittstärkstes Herkunftsland war der Iran mit 10.857 Asylerstanträgen, wasanem Anstieg von 
26,1% im Vergleich zum Vorjahr entspricht (2017: 8.608 Erstanträge). Der Anteil der Erstanträge von 
nigerianischen Staatsangehörigen an allen Asylbewerbern lag bei 6,3 %(10.168 Erstanträge). 10.160 An¬ 
träge bzw. 6,3 %al I er Asyl erstantragstel I ende entf i el en auf di eTürkei, 9.942 Erstanträge bzw. 6,1 %ent- 
fielen auf Staatsangehörige ausAfghanistan sowie 5.571 Anträge bzw. 3,4%auf Eritrea. Somal ia war mit 
5.073 Erstanträgen unter den zehn zugangsstärksten Herkunftsländern zu finden (Antäl: 3,1%). Dazu 
gehörte auch die Russisches Föderation mit 0 nem Antei I von 2,4 % (3.938 Erstanträge). M it der Türkei 
und der Russischen Föderation sind zwei europäische Staaten in der Liste der zehn Hauptstaatsange¬ 
hörigkeiten (vgl. Abbildung 3-11 und Tabelle 3-38 im Anhang). 


98 Vgl. dazu di e BMI Pressemittä I ung vom 11. J anuar 2017. 

99 Zur wätergehenden Differenzierung der Asyl anträge, etwa nach ethnischer Herkunft oder Religion, vgl. BAM F 2019b: 27ff. 

100 Seitjanuar 2017 können genaueAussagen zum monatlichen Zugang von Asylsuchenden getroffen werden. Dem Bundes¬ 
amt für Migration und Flüchtlingen stehen dafür auf Personendaten basierende, der Antragserfassungzeitlich vorgelagerte 
Asyl gesuch-Statistik zur Verfügung. Diese Daten werden zur Darstellung der Entwicklung der Asylgesuch-Statistik anstelle 
der bisherigen EASv'-Statistik (Erstvertälung von Asyl begehrenden) herangezogen. 
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Abbildung 3-11: Asyl antragstell ende (Erstanträge) nach den zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten 
im Jahr 2018 


Russische 

Föderation 

2,4% 



Andere 

Staatsangeh örigkeiten 
25,6% 


2018 

Gesamtzahl: 161.931 


Ungeklärt 


Eritrea 

3,4%^ 


Nigeria 

6,3% 


Türkei 

6,3% 


Quäle: BAMF 


Die Zusammensetzung der zehn zugangsstärksten Staatsangehörigkeiten hat sich imjahr 2018 im Ver¬ 
gleich zum Jahr 2017 nicht verändert. Nigeria zogt im Vergleich zum Vorjahr den größten Zuwachs 
(430,2 %), den größten Rückgang weist Eritrea mit -45,5 %aus. 
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Karte 3-2: Asyl antragstellende (Erstanträge) imjahr 2018 nach Staatsangehörigkaten 



Anzahl der Asylerstant rage im JahrZQiy 
nach Staa tsa ng ehöri g ke i te n 
(Angaben in Personen) 

Asy 1 erstantrS g e de r Tg p-Te n -Staat s a n g e h q rig keiten 

imJahrZOiS 

(An g a ben 1 n Persone n) 

0 

von 1 bis unter 500 

von 500 bis unter 1.000 

von 1,000 bis unter2.Ü0Ü 

von 2.000 bis unter3,938 
| Zehn häufigster Staatsangehörigkeiten 

Qu d Ic: BAU F, Stand; 31 

©E5RI Data SrMapiZOiu. Kartographie und Layout: bamf 

1*Syrien,Arabische Republik (44367) 

2, Irak (16.333) 

3r Iran, Islamische Republik (10.857) 

4. Nigeria (10.168) 

5. Türkei (10,160) 

6. Afghanistan (9,942) 

7 r Eritrea (5,571) 

8, Somalia (5,073) 

9, Ungeklärt (4.220) 

10, Russische Federation (3,938) 


Quelle: BAMF 

Bei äner Betrachtung der Asylzugangszahlen der letzten fünf Jahre von 2014 bis 2018 hi nächtlich der 
Herkunftäänderstruktur zeigt ach, dass aus Syrien mit 32,8%die meisten Asylerstantragstellenden 
stammten, gefolgt von Afghanistan mit 11,4% dem 1 rak mit 10,0 %und AI banien mit 4,8 %sowie Erit¬ 
rea mit 3,5 % (vgl. Abbi 1 düng 3-12). 
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Abbildung 3-12: Asyl antragstell ende (Erstanträge) nach den fünf häufigsten Staatsangehörigkaten 
von 2014-2018 



Andere 

Staatsangehörigkeite n 
37,5% 


Gesamtzahl: 1.697. 



Quelle: BAMF 


Das Profil der Asylantragstellenden im Jahr 2018 stellt sich wie folgt dar: Zwar wurden die meisten 
Asylerstanträge von männlichen Asylantragstellern gestellt (56,7%), aber der Anteil von Asylerstan- 
tragstellerinnen hat sich im Vergleich zum Vorjahr (2017: 39,5%) erhöht und betrug mehr als zwei 
Fünftel (43,3%). Dabei sind unter den Hauptherkunftsländern deutliche Unterschiede in der Ge 
schlechtsstruktur der Asylbewerber zu erkennen. Besonders stark hat sich der Anteil der syrischen 
Asyl antragstellerinnen erhöht, während ihr Antäl im Jahr 2015 noch bei 21,2 %betrug er im Jahr 2018 
51,1% Auch aus der Russischen Föderation (48,0%), dem Irak (46,7%) sowie Nigeria (46,7%) lag der 
Anteil der Asyl antragstellerinnen imjahr 2018 über dem Durchschnitt, der Anteil bei türkischen An¬ 
tragstellerinnen lag bei 37,0% 

Der Bl ick auf die Altersstruktur der Asyl antragstel lenden imjahr 2018 zeigt, dass fast drei Viertel 
(74,1 %) jünger alsdreißigJahrealt waren. Fast dieHälftealler AntragsstelIenden (48,4 %) war minder- 
jährig. Imjahr 2018 waren 32.303 Asyl erstanträge (19,9%) von in Deutschland geborenen Kindern im 
Alter von unter änem Jahr. 

Im Jahr 2018 haben mit 4.087 Asylanträgen deutlich weniger unbegleitete Minderjährige Schutz in 
Deutschland gesucht (2017:9.084,-55,0%). UnbegläteteM inderjährige sind Personen, dieohneBegla- 
tung eines Personensorge- oder Erziehungsberechtigten in einen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union änreisen. Dazu zählen auch minderjährigePersonen, dienach der Einrase ohne entsprechende 
Beglätungzurückgelassen werden. 

I nsgesamt haben i m J ahr 2018 78.298 Personen unter 18J ahren ei nen Erstantrag gestellt, der Antei I von 
unbegläteten minderjährigen an allen minderjährigen Asyl antragstel lenden betrug damit 5,2% Die 
Hauptherkunftsländer imjahr 2018 waren Afghanistan (717), Somalia (576), Guinea (524), Eritrea (478) 
und Syrien (355). 
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Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass die Zahl der unbegleiteten minderjährigen Antragstellenden 
nur äneTeil gruppe der minderjährigen Asylantragstellenden abbildet. 101 DieZahl der von der Kinder- 
und Jugendhilfe in Obhut genommenen unbegleiteten minderjährigen Schutzsuchenden betrug im 
J ahr 2018 5.817 undhatsichim Vergl ei ch zum Vorjahr nahezu hal bi ert (2017:11.391) (vgl. T abel I e 3-18). 

Tabelle3-18: Inobhutnahmen (§ 42SGB VIII)von unbegleiteteingereisten Minderjährigen und Asyler- 
stanträgevon unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten 2010bis2018 _ 


Jahr 

Inobhutnahmen 

Asylerstanträgeunbegleiteter Minderjähriger 

2010 

2.822 

1.948 

2011 

3.482 

2.126 

2012 

4.767 

2.096 

2013 

6.584 

2.486 

2014 

11.642 

4.399 

2015 

42.309 

22.255 

2016 

44.935 

35.939 

2017 

11.391 

9.084 

2018 

5.817 

4.087 


Quel le: Statistisches Bundesamt, BAM F 

Von den im Jahr 2018185.853 gestellten Asylanträgen (Erst- und Folgeanträge) (2017:222.683), waren 
23.922 Folgeanträge (2017:24.366). 102 Damit wurden in den Jahren 2017 und 2018 Folgeantragszahlen 
auf nahezu gleichbleibendem Niveau verzeichnet. Der Anteil der neben den Asylerstanträgen gestell¬ 
ten Folgeanträgeschwankt seit dem Beginn der getrennten Erfassung von Erst- und Folgeanträgen im 
Jahr 1995 zwischen 36,8%und 3,1%, Mit 36,8% erreichte der Antäl der Folgeanträge an der Gesamt¬ 
zahlzugangszahl imj ahr 2007 seinen bisherigen Höchststand. 103 Seither zagt sich mitleichten Schwan¬ 
kungen ein Rückgang des Anteilswertes Mit 3,1 %lag der Anteil der Folgeanträgeimjahr2016auf dem 
niedrigsten Stand seit dem Beginn der getrennten Erfassung im Jahr 1995.2018 stieg di esa Anteil wie¬ 
der an 12,9 %der Gesamtanträge. Diemeisten Folgeanträge stellten imjahr 2018 Staatsangehörige aus 
Serbien (57,8% 1.505 Folgeanträge- gegenüber 1.101 Erstanträgen), Mazedonien (49,6% 1.225 Folge¬ 
anträge gegenüber 1.247 Erstanträgen) und Albanien (36,2%1.064 Folgeanträge gegenüber 1.877 Er¬ 
stanträgen). 


101 Vgl. auch Müller 2014. 

102 1 m Asyl verfahren werden zwei Arten von Asylanträgen unterschieden. Ein Asyl erstantrag liegt vor, wenn Personen erstmals 
einen Asylantrag stellen, ein Asylfolgeantrag, wenn nach Rücknahme oder unanfechtbarer Ablehnung eines früheren Asylan- 
tragsän weiterer Asylantrag gestellt wird (vgl.§ 71AsylG). 

103 Zur weitergehenden Differenzierung der Asylfolgeanträge vgl. BAMF 2019b: 51ff. 
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3.4.1.2 Entscheidungen 

Neben der Asyl Zugangsstatistik wird beim BAMF eineAsyl Verfahrensstatistik geführt, dieden Verfah¬ 
rensstand der jährlichen Entscheidungen aufzägt (vgl. Tabelle 3-19). Diese Statistik ist nicht unmittel¬ 
bar vergleichbar mit der Asyl Zugangsstatistik, da dieZugänge nicht zwangsläufig im gleichen Jahr be¬ 
arbeitet bzw. entschieden werden (z. B. Zugang 2017, Verfahrensabschluss 2018). 104 

Das BAMF hatzwischen Anfang 2009 und Ende 2018 über 2,19Millionen Asyl anträge entschieden (vgl. 
Tabelle 3-19). 


Tabelle 3-19: Entscheidungen und Entscheidungsquoten des Bundesamtes für Migration und Flücht- 
lingevon 2009bis2018(Erst- und Folgeanträge) _ 


Jahr 

Insge- 

samt 

Sach entschd düng 

Formdle 

Entschddungen 1 

davon Rechtstd 1 ung als Flüchtl i ng (§ 3 
Abs. 1 Asyl G, Art. 16 a GG) 

Gewährung von 
subsidiärem 
Schutz gern. 

§ 4 Abs. lAsylG 

Feststdlungdnes 

Abschiebungsver¬ 

botes 

gern. §60 Abs. 5 o. 

7 AufentG 

davon Ablehnun¬ 
gen 


darunter Aner¬ 
kennung als 

Asyl berechtigte 
nach Art. 16a GG 
und 

Familienasyl 

absolut 

in % 

absolut 

in % 

absolut 

in % 

absolut 

in % 

absolut 

in% 

absolut 

in % 

2009 

28.816 

8.115 

28,2 

452 

1,6 

395 

1,4 

1.216 

4,2 

11.360 

39,4 

7.730 

26,8 

2010 

48.187 

7.704 

16,0 

643 

1,3 

548 

1,1 

2.143 

4,4 

27.255 

56,6 

10.537 

21,9 

2011 

43.362 

7.098 

16,4 

652 

1,5 

666 

1,5 

1.911 

4,4 

23.717 

54,7 

9.970 

23,0 

2012 

61.826 

8.764 

14,2 

740 

1,2 

6.974 

11,3 

1.402 

2,3 

30.700 

49,7 

13.986 

22,6 

2013 

80.978 

10.915 

13,5 

919 

1,1 

7.005 

8,7 

2.208 

2,7 

31.145 

38,5 

29.705 

36,7 

2014 

128.911 

33.310 

25,8 

2.285 

1,8 

5.174 

4,0 

2.079 

1,6 

43.018 

33,4 

45.330 

35,2 

2015 

282.726 

137.136 

48,5 

2.029 

0,7 

1.707 

0,6 

2.072 

0,7 

91.514 

32,4 

50.297 

17,8 

2016 

695.733 

256.136 

36,8 

2.120 

0,3 

153.700 

22,1 

24.084 

3,5 

173.846 

25,0 

87.967 

12,6 

2017 

603.428 

123.909 

20,5 

4.359 

0,7 

98.074 

16,3 

39.659 

6,6 

232.307 

38,5 

109.479 

18,1 

2018 

216.873 

41.368 

19,1 

2.841 

1,3 

25.055 

11,6 

9.548 

4,4 

75.395 

34,8 

65.507 

30,2 


1) Rubrik beinhaltet unter anderem Entscheidungen nach dem Dublin-Verfahren und Rücknahmen des Antrags (z. B. wegen Rück¬ 
oder Wei terra se). 

Quelle: BAMF 


Die Anerkennungsquote nach Art. 16a Abs 1GG und § 3 Abs. lAsylG 105 (gemäß GFK) ist in den letzten 
J ahren rückl äufi g. I m J ahr 2018 gi ng di ese i m Vergl ach zum Vorjahr von 20,5 %auf 19,1 %zurück, 2016 
betrug si e noch 36,8 % 106 


104 Zum 31 Dezember 2018 waren beim BAMF 58.325 Verfahren (Erst- und Folgeanträge) anhängig. Die Zahl der anhängigen 
Verfahren ging in den letzten Jahren deutlich zurück und liegt nun wieder unter dem Niveau des Jahres 2013 (2017: 68.245, 
2016: 433.719) (vgl. 2018: Konsolidierung des Migrationsgeschehens). Bä den Verwaltungsgerichten waren zum 31. Dezem¬ 
ber 2018 328.584 Klageverfahren anhängig. Ende2017 waren es372.443. 

105 Die Anerkennungsquote ergibt sich aus dem Verhältnis dieser Anerkennungen zu sämtlichen inhaltlichen und formdien 
Entschddungen des Bundesamtes über Asyl anträge. 

106 Nach Herkunftsländern betrachtet, ergeben sich jedoch sehr unterschiedliche Asyl anerkenn ungsquoten für Asyl antragstd- 
I ende (si ehe dazu Abbi I düng 3-14 sowie di eTabd I e 3- 39 i m Anhang). 
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Wenn weder Asyl noch Flüchtlingsschutz gewährt wird, ist über die Zuerkennung von subsidiärem 
Schutz gemäß § 4 Abs. 1 AsylG zu entschäden. Wird auch der subsidiäre Schutz nicht gewährt, wird 
geprüft, ob ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs 5 oder Abs 7 AufenthG festzustellen ist. Auch der 
subsidiäre Schutz nach § 4 Abs. 1 AsylG ist im Jahr 2018 gegenüber dem Vorjahr rückläufig: So haben 
ll,6%der Asylantragsstellenden einen subsidiären Schutz erhalten, 2017 waren es noch 16,3% Bei 
4,4%wurde ein Abschiebungsverbot festgestellt (2017:6,6 %). 107 

Die Quote der positiv beschiedenen Asylanträge (Gesamtschutzquote) betrug im Jahr 2018 35,0% 
(75.971 Personen), 2017 lag sie bei 43,4% (261.642 Personen). Die Gesamtschutzquote berechnet sich 
aus der Anzahl der Asylanerkennungen, der Flüchtlingsanerkennungen, der Gewährungen von sub¬ 
sidiärem Schutz und der Feststellungen änes Abschiebungsverbotes bezogen auf die Gesamtzahl der 
Entscheidungen im betreffenden Zeitraum. 

30,2% der Anträge wurden 2018 anderweitig erledigt (2017:18,1%). Diese Erledigungen beruhen auf 
Verfahrenseinstellungen, wenn Asylsuchende ihre Anträge zurückziehen, oder wenn nach dem soge¬ 
nannten Dublin-Verfahren ein anderer europäischer Staat für den Asylsuchenden zuständig ist oder 
auf der Entscheidung im Folgeantragsverfahren, dass kein weiteres Asyl verfahren durchgeführt wird. 
Der Antei I abgel ehnter Anträge an der Gesamtzahl der Entschä düngen des BAM FI ag i m J ahr 2018 bei 
34,8% (2017:38,5 %) 108 . 

Betrachtet man die Entscheidungen differenziert nach Staatsangehörigkät der Asylsuchenden (vgl. 
Abbildung 3-13 undTabelle3- 39 im Anhang), so zagt sich, dass Entschä dungsquoten für Personen aus 
Syrien und Eritrea im Jahr 2018 über dem Durchschnitt liegende Gesamtschutzquoten aufweisen. Die 
GesamtschutzquoteAsylsuchender ausSyrien betrug 81,9 %(2017:91,5 %). 1,5 %der Staatsangehörigen 
aus diesem Land wurde Asyl nach § 16a GG gewährt, 40,1% erhielten die Rechtstellung als Flüchtling 
gemäß § 31 AsylG zugesprochen, 39,7% erhielten subsidiären Schutz und bei 0,6%der Fälle wurden 
Abschiebungsverbote festgestellt. Für Schutzsuchende aus Eritrea lag die Gesamtschutzquote bei 
70,2%(2017:82,9%). Dabei erhielten neben 2,8% diealsasyl berechtigt anerkannt wurden, 26,6 %den 
Flüchtlingsstatus nach § 3Abs. lAsylG und 37,l%den subsidiären Schutz. Bei 3,6%wurden Abschi e 
beverbote festgestel 11. 

Asylsuchende aus der Türkei wiesen im Jahr 2018 mit 7,5 %eine über dem Durchschnitt liegende An¬ 
erkennungsquote nach Art. 16a GG auf. Die Gesamtschutzquote für türkische Schutzsuchende lag im 
J ahr 2018 mit 41,4 %höher als im Vorjahr (2017:28,1 %). 


107 Zur Entwicklung der Entscheidungen vgl. BAMF 2019b: 51ff. 

108 Vgl. dazu ausführlich BAMF 2019b: 54ff. 


111 




Drucksache 19/16475 


— 112 — 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Abbildung 3-13: Entscheidungsquoten über Erst- und Folgeanträge nach den zehn zugangsstärksten 
Staatsangehörigkeiten desjahres2018 
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Quelle: BAMF 


Gegen eine negative Entscheidung des BAM F steht dem Asylbewerber der Rechtsweg zu den Verwal¬ 
tungsgerichten offen. 75,8%der durch das BAMF im Jahr 2018 abgelehnten Asylanträge wurden vor 
den Verwaltungsgerichten angefochten (2017: 73,4%). In diesen Fällen werden betroffene Personen 
mit der behördlichen Ablehnung durch das BAMF nicht vollziehbar ausreisepflichtig, wenn die Klage 
aufschiebende Wirkung hat oder die aufschiebende Wirkung der Klage im ei nstwei ligen Rechtsschutz 
angeordnet wird. Im Jahr 2018 waren 29.573 Klagen gegen Ablehnungen bei Erst- und Folgeanträgen 
in erster I nstanz vor den Verwaltungsgerichten erfolgreich (17,2 %), 64.738 wurden abgewiesen (37,7 %) 
und 77.594anderweitig erledigt (45,1%). 109 

Ist das Asyl verfahren rechtskräftig negativ abgeschlossen, so ist der ehemalige Asyl suchende zur Aus¬ 
reiseverpflichtet. Reist die betroffene Person nicht freiwillig aus, kann sie grundsätzlich abgeschoben 
(§ 58AufenthG). Teilweise entziehen sich die vollziehbar Ausreisepflichtigen dem Zugriff der staatli¬ 
chen Stellen, indem sie untertauchen. Unter bestimmten Voraussetzungen können vollziehbar ausrei¬ 
sepflichtige Ausländer zur Sicherung der Abschiebung in Abschiebungshaft (§§ 62,62a AufenthG) ge¬ 
nommen werden. 110 Kann die Abschiebung wegen Krankheit oder aus anderen Gründen nicht vollzo¬ 
gen werden, wi rd 0 ne Duldung ertei It. EndedesJ ahres 2018 waren i m AZR i nsgesamt 235.957 Personen 
als vollziehbar ausreisepflichtig registriert. Darunter befanden sich 131.995 (55,9%) Personen mit ei¬ 
nem abgelehnten Asylantrag, dieals vollziehbar ausreispflichtig erfasst waren, davon besaßen 106.999 
Personen 0 ne Duldung (81,1 %) und 24.996 Personen keine Duldung (18,9 %). m 


109 Si die dazu BAM F 2019b: 65. 

110 Zur Regel ung von Abschiebungshaft vgl. Grote 2014. 
m Vgl.BT-Drs. 19/8021:33. 
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3.4.1.3 Dubl i n-Verfahren 

Im Dublin-Verfahren wird bestimmt, welcher europäische Staat für die Prüfung eines Asylantrags auf 
internationalen Schutz zuständig ist. Rechtsgrundlage hierfür bildet die Dublin-Ill-Verordnung. 112 
Diese Verordnung legt die Kriterien und Verfahren fest, die bä der Bestimmung des für die Prüfung 
des Asyl antrags zuständi gen M i tgl i edstaatszur Anwendung gä angen. Ergi bt di e Prüfung der Kriteri en, 
dass an anderer Mitgliedstaat zuständig ist, wird an diesen an Aufnahmeersuchen gestdlt. Hält der 
ersuchte M itgl iedstaat di esfür begründet, sti mmt er i nnerhal b der Antwortfri st zu bzw. wi rd mit Abi auf 
der Antwortfrist zuständig, wenn käne Antwort ertält wurde. 

Zid des Verfahrens ist es, dass jeder in dnem Mitgliedstaat der EU sowie in Norwegen, Island, der 
Schwdzund Liechtenstan gestdlte Antrag auf internationalen Schutz nur durch dnen dieser Staaten 
i nhal tl i ch geprüft werden sol I. Dadurch soll für den Asyl suchenden si chergestd 11 werden, dass ei n Staat 
für die Prüfung zuständig ist und die irreguläre Sekundärwanderung innerhalb Europas begrenzt wird. 

Die Kriterien der Dublin-Ill-Verordnung sind in ihrer Rahenfolgezu prüfen. Vorrangig zu beachten 
sind ggf. bd Minderjährigkat des Schutzsuchenden bestehende familiäre Bindungen (Art. 8) und die 
Frage, ob sich berdts Familienangehörige in dnem Mitgliedstaat auf halten (Art. 9-11). Für den Nach- 
wasder Einrdseausdnem Drittstaat in das Dublin-Gebi et sowiefür die Stdlunganes Asyl antrags in 
dnem Dublin-Staat (Art. 13) dient unter anderem das zentrale automatisierte Fingerabdruckidentifi¬ 
zierungssystem EURODAC. 

Deutschland wendet das Dublin-Verfahren aktuell grundsätzlich für alleHerkunftsländer und alleM it¬ 
gl iedstaaten an. Deutschland führt sat Mai 2017 kd ne Überstdl ungen im Dubl in-Verfahren nach Un¬ 
garn mehr durch, nachdem die EU-Kommission zuvor an asyl rechtsbezogenes Vertragsverletzungs¬ 
verfahren gegen Ungarn angdatet hatte und Ungarn kdne individudlen Zusicherungen über dne 
EU-rechtskonforme Behandlung überstd Iter Asyl suchender vornimmt. 113 

Der Antal der deutschen Übernahmeersuchen an andere Mitgliedsstaaten ist in Bezug auf die gestdl- 
ten AsylanträgeAb 2016 gestiegen. Imjahr 2016 betrug der Antal der Übernahmeersuchen imVerhält- 
niszu den gestdlten Asylerstanträgen 7,7% imjahr 2018 konnte der Antal auf 33,9 %gestdgert wer¬ 
den. Der Antal der auf EURODAC-Treffern beruhenden Übernahmeersuchen ist mit 65,4 %gegenüber 
dem Vorjahr um 0,3 %gesti egen. In absoluten Zahlen verzeichnete die Anzahl der deutschen Übernah¬ 
meersuchen an andere Mitgliedstaaten imjahr 2018 dnen lachten Abwärtstrend undfid imjahr 2018 
gegenüber dem Vorjahr von 64.267 auf 54.910 Übernahmeersuchen. 

Im Jahr 2018 erhidt Deutschland 25.008 Übernahmeersuche von anderen Mitgliedstaaten (2017: 
26.931, -7,1%). Der Antal der auf EURODAC-Treffern beruhenden Übernahmeersuchen an Deutsch¬ 
land bdief sich auf 71,8 %und ist im Verglach zum Vorjahr um 10,7 Prozentpunktegestiegen. Deutsch- 


112 Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlamentsund des Rates vom 26.Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien 
und Verfahren zur Besti mmung des M itgl iedstaats, der für die Prüfung ei nes von ei nem Drittstaatsangehörigen oder Staaten¬ 
losen in einem Mitgliedstaat gestellten Antragsauf internationalen Schutz zuständig ist (Neufassung) (sog. Dublin Ill-Verord- 
nung),dieseitdeml9.Juli 2013 in Kraft ist und dieVerordnung(EG)Nr. 343/2003 vom 18. Februar 2003(sog. Dublin II-Verord¬ 
nung) abgelöst hat und für alleab dem 1. Januar 2014 gestellten Anträge gilt. 

113 Vgl. BT- Drs 19/ 8340:34f. 
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I and stellte mit 54910Auf nahmeersuchen 2018 mehr al s doppel t so viele Ersuchen an andere Mitgli ed- 
staaten,alsesvon diesen erhiät. Deutschland stältediemasten Übernahmeersuchean Italien (17.286), 
Griechenland (7.079), Frankräch (4445), Spanien (3.790) und Schweden (3.476). 

In 37.738 Fällen stimmten andere Mitgliedstaaten 2018 einem Übernahmeersuchen Deutschlands zu 
(2017: 46.873). DieZustimmungsquotefiel im Vergleich zum Vorjahr von 72,9%auf 68,7% Deutsch¬ 
land stimmte 16.087 Übernahmeersuchen änes anderen Mitgliedstaates zu (2017:21.716). DieZustim- 
mungsquote Deutschlands betrug damit 64,3 %und ist gegenüber dem Vorjahr (80,6 %) gesunken. 

Deutschland überstälte im Jahr 2018 insgesamt 9.209 Personen -im Vergläch zum Vorjahr (2017: 
7.102) ä ne Stägerung um 29,7% Die meisten Überstell ungen erfolgten nach Italien (2.848), Frankräch 
(753), Polen (691), Schweden (681) und Österräch (586). DieÜberstälungsquote Deutschlands in Bezug 
auf die gegebenen Zustimmungen stieg im Vergläch zum Vorjahr von 15,2 %auf 24,4% 

Nach Deutschland wurden imjahr 2018insgesamt 7.580 Personen überstält (2017:8.754). DasVerhält- 
niszu den gegebenen Zustimmungen betrug47,1 %(2017: 40,3%). Diemästen Personen wurden aus 
Griechenland (3.495), Frankräch (978), den Niederlanden (875), Österräch (667) und der Schwäz (477) 
nach Deutschland überstält. 

Sofern äne Überstälung schätert und aus diesem Grund die Zuständigkät an die Bundesrepublik 
Deutschland übergeht, entschädet das Bundesamt im nationalen Verfahren (sieheAbschnitt 3.4.1).Je¬ 
der Mitgliedstaat kann darüber hinaus, auch wenn er nicht zuständig wäre, entschäden, dieZustän- 
digkät für das Asyl verfahren zu übernehmen (sog. Sä bstän trittsrecht). 


3.4.2 Jüdische Zuwanderung aus der ehemaligen Sowjetunion 

Sät 1990 nimmt Deutschland jüdische Personen und ihre Familienangehörigen aus den Nachfolge¬ 
staaten der ehemaligen Sowjetunion auf. 114 DieAnzahl der jüdischen Bevölkerung in Deutschland wird 
auf etwa 225.000 Personen geschätzt. 115 DiejüdischeGemänschaft in Deutschland ist mit 96.195 Mit¬ 
gliedern und 104Gemänden die drittgrößte in Europa. Ein Großtäl der Mitglieder sind jüdische Zu¬ 
wanderer aus der ehemaligen Sowjetunion. 116 

Sätdemjahr 1991 ist die Auf nahmei n änem Verfahren geregät. 117 Di eAntragstä lenden dürfen nicht 
zuvor schon in änem Drittstaat ihren Wohnsitz genommen haben (d. h. nicht zuvor z. B. nach Israä 
oder in diellSA oder andere Staaten ausgewandert sä n). Für diese Personen kommt äne Übersiedlung 


114 Vgl. Beschluss des Mini sterrats der DDR vom 11 Juli 1990, Beschluss der Mini sterpräsi den tenkonferenz vom 9. Januar 1991. 

115 Die Anzahl der jüdischen Bevölkerung in Deutschland erfasst neben den praktizierenden und bekennenden jüdischen Per¬ 
sonen auch deren Familienangehörige sowie Personen, die sich nicht als jüdisch bezeichnen, aber jüdische Vorfahren haben. 
Zudem beinhaltet di eseSchätzung auch Personen, die sich sei bst als jüdisch definieren, jedoch nicht zum Judentum konvertiert 
sind (vgl. Instituteforjewish Policy Research, abrufbar unter: http://www.jpr.org.uk/map). 

116 Vgl. dazu di e M itgl i ederstati sti k der Zentral wohIfahrtsstel I e der J uden i n DeutschI and (ZWST) für dasJ ahr 2018, die über di e 
Homepage des ZWST abrufbar ist: https://www.zwst.org/medialibrary/service-information/ZWST-Mitgliederstatistik- 
2018.pdf 

117 Zu den rechtlichen Grundlagen der jüdischen Zuwanderung und Aufnahmevoraussetzungen vgl. BAMF/BMI 2010: Kapi- 
tel2.6.1., BAMF/BMI 2014: 82f, Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2012: 561ff. und 
Anordnung des Bundesministeriums des Innern gemäß § 23 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes über die Aufnahme jüdischer Zu¬ 
wanderer aus der ehemaligen Sowjetunion mit Ausnahme der Baltischen Staaten vom 24. Mai 2007 in der Fassung vom 
21. Mai 2015. 
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nur nach den allgemänen Regeln des Aufenthaltsgesetzes infrage. Diein Deutschland angenomme¬ 
nen jüdischen Zuwanderer erhalten eine Niederlassungserlaubnis In das Verfahren können Eheleute 
und minderjährige ledige Kinder, dienicht sei bst antragsberechtigt sind, aufgenommen werden. Nicht 
sei bst antragsberechtigte Fami I i enangehöri ge erhalten eine Aufenthaltserlaubnis. 

Tabelle 3-20: Jüdische Zuwanderung einschließlich Familienangehöriger aus Nachfolgestaaten der 
ehemaligen Sowjetunion seit 1993 


Jahr 

Zuzüge 

1993 

16.597 

1994 

8.811 

1995 

15.184 

1996 

15.959 

1997 

19.437 

1998 

17.788 

1999 

18.205 

2000 

16.538 

2001 

16.711 

2002 

19.262 

2003 

15.442 

2004 

11.208 

2005 

5.968 

2006 

1.079 

2007 

2.502 

2008 

1.436 

2009 

1.088 

2010 

1.015 

2011 

986 

2012 

458 

2013 

246 

2014 1 

237 

2015 1 

378 

2016 

688 

2017 

873 

2018 

1.038 


1) Für dasjahr 2014 und 2015 ist dieZahl der Einreisen aufgrund unzureichender Meldungen durch die Bundesländer etwas zu niedrig 
ausgewiesen. 

Quelle: Bundesverwaltungsamt, BAMF 


Zwischen 1993 und 2018 sind 209.134 jüdische Zuwanderer einschließlich ihrer Familienangehörigen 
aus der ehemaligen Sowjetunion nach Deutschland zugewandert. Hinzu kommen 8.535 Personen, die 
bis Ende 1992 eingereist waren. Nachdem sich der Zuzug im Zeitraum von 1995 bis 2003 auf 15.000 bis 
20.000Zuwanderer proJahr anpendelte, sank dieZahl der ängereisten Personen in den Folgejahren 
deutlich ab (vgl. 
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Tabelle3-20). Diellrsachen für diesen Rückgang sind heterogen. Das Interesse der noch in den Nach¬ 
folgestaaten der ehemaligen Sowjetunion lebenden jüdischen Menschen an einer Einwanderung nach 
Deutschland hat nachgelassen, was nicht zuletzt mit den im Laufe der Zeit verbesserten Lebensbedin¬ 
gungen in den Herkunftsländern Zusammenhängen dürfte. Auch die seit 2005 veränderten Zugangs¬ 
bedingungen tragen mit zu dieser Entwicklung bei. Hauptherkunftsländer der jüdischen Zuwanderer 
si nd di e U krai ne sowi e di e Russi sehe Föderati on. 

Aufgrund der politischen Entwicklungen in der Ukraine haben, wieschon im Vorjahr, die Antragszah¬ 
len ukrainischer Staatsangehöriger 2018 weiter zugenommen. Die Bearbeitung von Aufnahmeanträ¬ 
gen aus der Ukrai neerfolgt vorrangig und beschl eunigt. Die Lageentwiekl ung wi rd seitensder Bundes- 
regierung water aufmerksam beobachtet. 


3.4.3 Migration aus weiteren völkerrechtlichen, humanitären und politischen Grün¬ 
den 

Zusätzlich zu der in den vorherigen Kapiteln dargestellten Zuwanderung von Schutzsuchenden und 
der jüdischen Zuwanderung aus dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion werden im Folgenden die 
Einreise und der Aufenthalt von ausländischen Personen aus völkerrechtlichen, humanitären und po¬ 
litischen Gründen aufgeführt. 118 

So kann einer ausländischen Person nach § 22 S. 1 AufenthG für die Aufnahme aus dem Ausland aus 
völkerrechtlichen oder dringenden humanitären Gründen ei ne Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. 
Die Ertei I ung ei nes Vi sums nach § 22 S. 1 AufenthG obl i egt dem Aua/värti gen Amt, das auch di e Bewer¬ 
tung der dringenden humanitären bzw. völkerrechtlichen Gründe vorn immt. EineAufenthaltserlaub- 
nis nach § 22 S. 2 AufenthG ist zu ertei len, wenn das Bundesmi nisterium des I nnern die Aufnahme von 
ausländischen Personen zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland erklärt 
hat. § 23 Abs 2 AufenthG ermöglicht humanitäre Kontingentaufnahmen durch den Bund. Auf dieser 
Basis wurde die Aufnahme von Resettlement-Flüchtlingen und die humanitäre Aufnahme von syri¬ 
schen Geflüchteten durchgeführt (siehe Kapitel 3.4.5). Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Neubestim¬ 
mung des Bleiberechtsund der Aufenthaltsbeendigung wurde am 1. August 2015 mit § 23 Abs 4 Auf¬ 
enthG eine ei genständige Rechtsgrundlage für Resettlement-Flüchtlinge geschaffen. Die jüdische Zu¬ 
wanderung aus der ehemaligen Sowjetunion wird durch § 23 Abs. 2 AufenthG abgedeckt (siehe hierzu 
Kapitel 3.4.2). DieKontingentefürdiehumanitäreAufnahmevon ausländischen Personen aus Krisen¬ 
situationen (z. B. aus Syrien) erfolgt darüber hinaus auf der Grundlage von Aufnahmeanordnungen der 
Länder nach § 23 Abs. 1 AufenthG (siehe Kapitel 3.4.5). 

Zusätzlich zu diesen Aufnahmeverfahren gibt es noch weitere Möglichkeiten der Erteilung von Auf¬ 
enthaltstiteln aus humanitären Gründen, bei denen kan Visumverfahren durchlaufen werden muss. 
Hierbei handelt es sich um reine I nlandssachverhalte, bei denen in der Regel ein Voraufenthalt (z. B. 
Aufenthaltsgestattung oder Duldung) vorliegt. 


118 Zu den einzel nen Formen der Schutzgewährung vgl. ausführl ich Parusel 2010 sowie BAM F/ BMI 2013:95. 
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Nach § 25 Abs.4AufenthG kann einer nicht vollziehbar ausreisepflichtigen ausländischen Person für 
anen vorübergehenden Aufenthalt im Inland ä ne Aufenthaltserl aubnisertält werden, solange drin¬ 
gende humanitäre oder persönliche Gründe 119 oder ein erhebliches öffentliches Interesse 120 ihre vo¬ 
rübergehende wätereAnwesenhät im Bundesgebiet erfordern. 

§ 25 Abs. 4a AufenthG ermögl icht die Ertei I ung einer Aufenthaltserl aubnisfür änen vorübergehenden 
Aufenthalt an eine ausländische Person, die Opfer von Menschenhandel wurde, auch wenn sie voll¬ 
ziehbar ausrei sepf I i chti g i st. 121 Zum 31. Dezember 2018 h i eiten si ch i nsgesamt 89 Dri ttstaatsangehöri ge 
(31. Dezember 2017: ebenfalls 89), darunter 71 weibliche Personen, mit änem Aufenthaltstitel nach 
§ 25 Abs 4a AufenthG in Deutschland auf. 122 

Nach § 25 Abs 5 AufenthG kann einer ausländischen Person, die vollziehbar ausreisepflichtig ist, im 
Inlandä ne Aufenthaltserl aubnisertält werden, wenn ihreAusreise aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen nicht möglich ist und mit dem Wegfall der Ausreisehindernisse in absehbarer Zeit nicht zu 
rechnen ist. Die Aufenthaltserlaubnis soll erteilt werden, wenn die Abschiebung seit 18 Monaten aus¬ 
gesetzt ist. DieAufenthaltserlaubnisdarf jedoch nur erteilt werden, wenn die ausländische Person un¬ 
verschuldet an der Ausrase gehindert ist. 123 


Tabelle3-21: Nach § 22 AufenthG aufgenommene ausländische Personen in den Jahren 2011 bis2018 
(Ein reise im gl eichen Jahr) _______ 


Jahr 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 

Aufnahmen 

insgesamt 

69 

103 

183 

985 

1.165 

806 

507 

279 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 


I nsgesamt hatten zum 31. Dezember 2018 3.807 Drittstaatsangehörige e ne Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 22 AufenthG i nne (Ende 2017:4.010). 


119 Dringende persönliche Gründe im Sinne dieser Vorschrift sind bäspiäswäse die Durchführung äner medizinischen Ope¬ 
ration, die im Herkunftsland nicht gewährleistet ist oder der unmittelbar bevorstehende Abschluss einer Schul- oder Berufs¬ 
ausbildung. 

120 Ei n erhebl iches öffentl iches I nteresse kann vorl iegen, wenn ä ne ausländisehe Person als Zeuge i n ä nem Gerichtsverfahren 
benötigt wird. 

121 Nach Angaben des Bundeskri minalamts (BKA) wurden i m J ahr 2018 430 Opfer des M enschenhandels zum Zweck der sexu¬ 
ellen Ausbeutung ermittelt. Darunter befanden sich 351 Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit. DieOpfer von Men- 
schenhandä zum Zweck der sexuellen Ausbeutung waren größtentälswäblich (96%). Etwa 82 %der Opfer stammte, wie auch 
in den Vorjahren, aus Europa; insbesondere aus Deutschland, Bulgarien, Rumänien und Ungarn. Zudem wurden 63 Opfer des 
M enschenhandelszum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft ermittelt (vgl. dazu BKA 2019b: 9f.). Zum Thema M enschenhan¬ 
del vgl. auch Hoff mann 2013: Die Identifizierung von Opfern von Menschenhandel im Asyl verfahren und im Fall der erzwun¬ 
genen Rückkehr. Working Paper 56 des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge. 

122 Zum 31. Dezember 2018 hiäten sich 8 Personen mit änem Aufenthaltstitä nach § 25 Abs. 4b AufenthG (Opfer von Arbäts- 
ausbeutung) in Deutschland auf. 

123 Ein Verschulden der ausländischen Person liegt etwa vor, wenn die ausländischen Personen falsche Angaben machen oder 
über ihre Identität oder Staatsangehörigkät täuschen oder zumutbare Anforderungen zur BesätigungderAusräsehindernisse 
nicht erfüllen. 
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Tabäle3-22: Nach§ 25Abs.4AufenthG aufgenommene ausländische Personen in denjahren 2011 bis 
2018 (Einreise im gleichen Jahr) _______ 










2018 

Staatsangehörigkeit 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 


darunter: 

weiblich 

Kuwait 

148 

171 

374 

772 

1.283 

1.046 

581 

669 

300 

Katar 

59 

104 

131 

238 

298 

219 

327 

413 

169 

Libyen 

413 

1.443 

1.359 

1.119 

411 

300 

279 

368 

90 

Verei n i gte Arabi sehe E mi rate 

338 

409 

373 

721 

786 

811 

869 

322 

126 

Saudi-Arabien 

189 

183 

264 

721 

1.414 

553 

283 

256 

96 

Russische Föderation 

416 

552 

567 

639 

348 

240 

232 

175 

110 

Afghanistan 

119 

88 

90 

116 

112 

129 

66 

152 

48 

Angola 

86 

65 

127 

147 

91 

114 

102 

73 

24 

Serbien 1 

18 

30 

30 

38 

44 

34 

67 

71 

30 

Ukraine 

73 

87 

116 

209 

117 

74 

52 

54 

34 

Sonstige 

802 

1.054 

1.092 

1.298 

1.256 

1.012 

988 

857 

468 

1 nsgesamt 

2.661 

4.186 

4.523 

6.018 

6.160 

4.532 

3.846 

3.410 

1.495 


1) Inkl. ehern. Serbien und Montenegro. 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 


Zum 31. Dezember 2018 hielten sich insgesamt 22.295 Drittstaatsangehörige mit einer Aufenthaltser¬ 
laubnis nach § 25Abs4AufenthGin Deutschland auf (Ende 2017:22.902). Bei den in der Tabelle 3-22 
aufgeführten Drittstaatsangehörigen (2018:3.410) handelt es sich um Personen, die in der Regel nach 
ihrer Einräse zunächst einen anderen Aufenthaltstitel oder äne Aufenthaltsgestattung als Asylsu¬ 
chende erhalten hatten, aber denen noch im Berichtsjahr äne Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs 4 
AufenthG erteilt wurde. 


Tabelle 3-23: Vorliegen von Ausreisehindernissen nach § 25 Abs. 5 AufenthG in den Jahren 2011 bis 
2018 (Ei n ra se i m gl e chen J ah r) _ 


Staatsangehöri gkei t 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 


darunter: 

weiblich 

Serbien 1 

25 

49 

54 

84 

129 

156 

140 

139 

44 

Syrien 

6 

4 

4 

15 

30 

43 

69 

89 

44 

Nigeria 

16 

17 

20 

37 

43 

33 

47 

54 

15 

Ghana 

11 

17 

28 

63 

57 

51 

62 

52 

7 

Türke 

27 

36 

47 

38 

32 

35 

31 

40 

19 

Sonstige 

221 

268 

283 

371 

497 

379 

414 

456 

180 

1 nsgesamt 

306 

391 

436 

608 

788 

697 

763 

830 

309 


1)1 nkl. ehern. Serbien und Montenegro. 


Quel le: Ausländerzentral regi ster 


Zum 31. Dezember 2018 lebten insgesamt 53.919 Drittstaatsangehörige (Ende 2017: 51.725) mit einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs 5 AufenthG in Deutschland. 32.385 Personen lebten seit mehr als 
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sechsJahren in Dattschland, 21.529 Personen sechsJahre oder weniger. 124 Bei den in der Tabelle 3-23 
aufgeführten Drittstaatsangehörigen (2018: 830) handelt es sich um Personen, die in der Regel nach 
ihrer Einreise zunächst ei ne Duldung (oder in seltenen Ausnahmefällen ei ne Aufenthaltsgestattung als 
Asylbewerber) erhalten hatten, aber denen noch im Berichtsjahr eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 5 AufenthG ertei It wurde 


3.4.4 Aufenthaltsgewährungin Härtefällen 

Nach § 23a Abs 1 AufenthG kann die oberste Landesbehörde anordnen, dass einer ausländischen Per¬ 
son, di e vol Izi eh bar ausrei sepf I i chti g i st, abwei chend von den i n di esem Gesetz festgel egten Ertei I ungs- 
und Verlängerungsvoraussetzungen für einen Aufenthaltstitel eine Aufenthaltserlaubnis ertält wird, 
wenn eine von der Landesregierung durch Rechtsverordnung ei ngerichtete Härtefallkommission da¬ 
rumersucht. Voraussetzung für ein Härtefall ersuchen ist, dass nach den Feststellungen der Härtefall¬ 
kommission dringendehumanitäre oder persönliche Gründedie wätereAnwesenhät äner ausländi¬ 
schen Person im Bundesgebiet rechtfertigen (§ 23a Abs. 2 AufenthG). Mittlerwalesind in allen Bundes¬ 
ländern solcheHärtefallkommissionen eingerichtet worden. 

Tabelle3-24:ErtälteAufenthaltserlaubnissenach derHärtefallregelungdes§ 23a AufenthG nach Bun- 


desl ändern (Stand zum 31. Dezember) 1 


Bundesland 

2018 

Baden-Württemberg 

478 

Bayern 

353 

Berlin 

1.748 

Brandenburg 

91 

Bremen 

100 

Hamburg 

160 

Hessen 

320 

M eckl enburg-Vorpommern 

22 

Niedersachsen 

971 

Nordrhen-Westfalen 

1.700 

Rheni and-Pfalz 

577 

Saarland 

85 

Sachsen 

209 

Sachsen-An halt 

141 

Schleswig-Holsten 

199 

Thüringen 

944 

Insgesamt 

8.098 


1) Hierbei handelt es sich um ei ne Bestandszahl jeweils zum 31. Dezember. Die überwiegende Zahl der Personen, die zum 
31. Dezember 2018 0 ne Aufenthaltserlaubnis nach § 23aAufenthG innehatten, lebte seit mehr als sechs Jahren in Deutsch¬ 
land (4.541 Personen oder 56,1 %). 

Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 


124 Vgl. BT- Drs. 19/ 8258 vom 12. M ärz 2019:28. 
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Im Jahr 2018 wurden 15,l%der Aufenthaltserlaubnisse auf der Grundlage von § 23a AufenthG an 
Staatsangehörige aus dem Kosovo ertält (1.221 Aufenthaltserlaubnisse), weitere 14,2% der Aufent¬ 
haltserlaubnisseerhielten Personen aus Serbien (1.146 Aufenthaltserlaubnisse). An albanische Staats¬ 
angehörigewurden 949Aufenthaltserlaubnisse(ll,7 %) und an türkischeStaatsangehörige581 Aufent¬ 
haltserlaubnisse erteilt (7,2 %). 


3.4.5 Resettlement und humanitäreAufnahmeverfahren 
Resettlement 

Deutschland hat sich im Interesse einer Fortentwicklung und Verbesserung des Flüchtlingsschutzes 
für 0 ne Beta I igung an der Aufnahme und N euansi edl ung besondersschutzbedürfti ger Fl üchtl i ngeaus 
Drittstaaten in Zusammenarbeit mit dem UNHCR (Resettlement) ausgesprochen. Ziel des Resettle- 
ments ist es, besonders schutzbedürftigen Personen, die aus ihrer Herkunftsregionen in einen Dritt¬ 
staat geflohen sind, jedoch weder ei ne Chance auf Integration dort noch eine Aussicht auf Rückkehr in 
ihr Herkunftsland haben, im Aufnahmestaat eine neue Perspektive zu eröffnen. Der sogenannte Re- 
settlementbedarf wird jährlich vom UNHCR festgestellt. DieResettlement-Flüchtlinge erhalten einen 
Aufenthaltstitel nach § 23 Abs. 4 AufenthG und müssen kan Asylverfahren durchlaufen. Das Aufnah¬ 
mekontingent umfasste in den Jahren 2012 bis 2014jewals 300 Personen. 125 Im Dezember 2014 be¬ 
schloss dielMK, das Kontingent von Resettlement-Flüchtlingen ab 2015 auf jährlich 500 Personen zu 
erhöhen und das deutsche Resettlement-Programm zu versteh gen. 126 

Resettlement soll ei ne dauerhafte Aufnahme von Flüchtlingen aus Drittsaaten ermöglichen. DieAuf- 
nahmen im Rahmen der Neuansiedlung von Schutzsuchenden werden vom BMI im Benehmen mit 
den obersten Landesbehörden angeordnet. Die gesetzliche Grundlage für die Aufnahmeverfahren im 
Rahmen des Resettlement-Programms bildete bis zum 31.Juli 2015 § 23 Abs 2 AufenthG. Am 1. Au¬ 
gust 2015 trat ,/las Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechtsund der Aufenthaltsbeendigung" 127 in 
Kraft, mit dem unter anderem äne eigenständige Rechtsgrundlage für das Resettlement-Programm 
geschaffen wurde Seither gilt§ 23 Abs 4 AufenthG für Aufnahmen im Rahmen von Resettlement-Pro¬ 
grammen, während § 23 Abs. 2 AufenthG Aufnahmen im Rahmen sonstiger humanitärer Kontingente 
regelt. Für die Durchführung der Aufnahmeverfahren ist nach § 75 Nr. 8 AufenthG das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge zuständig. 

In der Pilotphase von 2012 bis 2014 wurden pro Jahr etwa 300 Schutzbedürftige aufgenommen, diese 
wurden grundsätzlich vom UNHCR vorgeschlagen: Im Jahr 2012 wurden im Rahmen des Resettle- 
ment-Programms202FlüchtlingeausTunesien und 105 schutzbedürftige Personen ausderTürkei auf¬ 
genommen. 2013 kamen 293 Flüchtlinge aus der Türkei. Im Folggahr wurden 207 Flüchtlinge aus Sy¬ 
rien (Drittstaatsangehörige) und 114 Flüchtlinge aus Indonesien aufgenommen. 

DieResettlementquotefürdasjahr 2015 wurdein Einvernehmen zwischen Bund und Ländern auf 500 
Personen angehoben, im Jahr 2015 nahm Deutschland 301 Flüchtlinge aus Ägypten und 180 Schutzsu¬ 
chende aus dem Sudan auf. 


125 Vgl. Ständige Konferenz der Innenminister und-Senatoren der Länder 2011: Beschluss Nr. 19. 

126 Vgl. Ständige Konferenz der I nnen minister und - Senatoren der Länder 2014: Beschluss Nr. 28. 
127 BGBl. 2015Tal I Nr.32:1386ff. 
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Im Rahmen des EU-Resettlement-Programms (Ratsbeschluss vom 20.07.2015) wurden in den Jahren 
2016/2017 EU-weit 22.504 Resettlement-PI ätze bereitgestellt. In den Jahren 2016 und 2017 beteiligte 
sich Deutschland mit insgesamt 1.600 Personen an dieser Quote. Das nationale Kontingent von 500 
Schutzbedürftigen wurde in den Jahren 2016/2017 mit dem Resettlement-Programm der EU-KOM 
(Migrationsagenda) verrechnet. 2016 wurde diese Quote für den l:l-MechanismusdesEU-Türkei Er¬ 
klärung für die Aufnahme von syrischen Flüchtlingen genutzt (1.060 Personen). 128 Zudem wurden im 
Jahr 2016/2017 177 Flüchtlinge aus dem Libanon aufgenommen. Die verbleibenden Resettlement- 
pl ätze wurden vor al I em f ür di e Aufnahme Schutzbedürfti ger aus Ägypten genutzt. 

Für 2018/2019 hat Deutschland im Rahmen des EU-Resettlement-Programms 10.200 Plätzefür die 
Aufnahme besondersschutzbedürftiger Personen zugesagt. Die Gesamtzahl von 10.200 Plätzen bein¬ 
haltet Aufnahmeplätze für Resettlement des Bundes (3.200 Plätze), für humanitäre Aufnahmen aus 
derTürkä (6.000 PI ätze), für ein privates Sponsorenprogramm des Bundes namens Neustart im 
Team/ „N esT" (500 PI ätze) sowi e für ei n Aufnahmeprogramm des Landes Schl eswi g- H ol stei n (500 
Plätze). 

Mit Anordnung vom 6.Juli 2018 hat das BMI in Abstimmung mit den Ländern zudem die Grundlage 
für ei ne Aufnahme von 300 Personen mit syrischer, irakischer, eritrei scher oder somalischer Staatsan¬ 
gehörigkeit oder Palästinensern aus Libyen über einen Evakuierungsmechanismus im Niger (gemäß 
§ 23 Abs 4 AufenthG) geschaffen. Im Jahr 2018 sind zunächst 276 Personen nach Deutschland einge¬ 
reist, das Konti ngent von 300 Personen wi rd mit weiteren Aufnahmen i m J ahr 2019 erfüllt (vgl .Tabel le 
3-25). 

In Abstimmung mit den Ländern hat das BMI mitderAnordnungvom 11. Dezember 2018den Rahmen 
für di eAuf nähme von 2.900 Resettlement-Flüchtlingen in denjahren 2018 und 2019 ausÄgypten,Äthi¬ 
opien, Jordanien und Libanon gemäß § 23 Abs 4AufenthG geschaffen. 


128 Zu den Hintergründen der EU-Türkei Erklärung vgl. BAMF/BMI 2016:103. 
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Tabel le3-25:1 m Resettlement- Programm aufgenommene Personen nach Staatsangehörigkät und letz¬ 
tem Aufenthaltsstaat von 2012 bis 2018 



2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 

Geschlecht 

Männlich 

205 

153 

166 

243 

578 

175 

224 

Weiblich 

102 

140 

155 

238 

661 

188 

159 

Staatsangehörigkät 

Afghanistan 

- 

- 

21 

- 

- 

- 

- 

Ägypten 







1 

Äthiopien 

27 

- 

1 

45 

4 

17 

- 

Eritrea 

36 

- 

- 

200 

20 

14 

240 

Irak 

132 

175 

117 

26 

- 

9 

- 

Iran 

- 

116 

- 

- 

- 

4 

- 

Somalia 

45 

- 

41 

45 

- 

8 

36 

Sudan/Südsudan 

59 

- 

3 

122 

- 

131 

- 

Syrien 

- 

2 

- 

9 

1.188 

177 

106 

Staatenlose 

Palästinenser 

- 

- 

31 

33 

27 

- 

- 

Sonsti ge Staaten 1 ose 

- 

- 

34 

- 

- 

- 

- 

Sonstige 

8 

- 

73 

1 

- 

3 

- 

Aufenthaltsstaat vor der Ausräse nach Deutschland 

Ägypten 

- 

- 

- 

301 

- 

256 1 

107 3 

Indonesien 

- 

- 

114 

- 

- 

- 

- 

Libanon 

- 

- 

- 

- 

155 

22 2 

- 

Niger 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

276 4 

Tunesien 

202 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Türke 

105 

293 

- 

- 

1.060 

- 

- 

Sudan 

- 

- 

- 

180 

24 

- 

- 

Syrien 

- 

- 

207 

- 

- 

- 

- 

Sonstige 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


1) Das Konti ngent von 363 Personen wurde für dasjahr 2017 nachträglich Anfang 2018 mit der Einreise von 107 Personen aus 
Ägypten, die aus gesundhätlichen Gründen Ende 2017 noch nicht ausreisen konnten, erfüllt. 

2) Dabei handät es sich um Personen, die im Jahr 2017 ein gerast sind, aber im Rahmen des Kontingents für dasjahr 2016 
aufgenommen wurden. 

3) Dabei handät es sich um Personen, die im Jahr 2018 ängerä st sind, aber zum Kontingent des Jahres 2017 gezählt werden. 

4) Das Konti ngent von 300 Personen konnte imjahr 2018 nicht erfüllt werden. Die wäteren Ein rasen werden im Jahr 2019 
erfolgen. 

Quäle: BAMF 


Humarntäre Abnahmeverfahren - EU-Relocation 

Neben dem Resettl ement stellt die gerechtere Verte lung von Asyl antragstell enden innerhalbder EU 
anen Schwerpunkt der EU-Migrationspolitikdar. Am 14. September 2015 beschloss der Ratfürjustiz 
und Inneres der EU formell dieUmverteilungvon 40.000 Asyl suchenden aus Italien und Griechenland 
(Beschluss EU 2015/1523, am 16. September 2015 in Kraft getreten). Zur Entlastung des griechischen 
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und italienischen Asyl Systems sollten von September 2015 bis 2017 biszu 160.000 Schutzsuchende auf 
dieEU-Mitgliedstaaten umverteilt werden. DieQuotefür Deutschland betrug 27.536. 

Es wurden ausschließlich Asyl suchende umvertält, diemit hoher Wahrscheinlichkeit internationalen 
Schutz benötigten. Für die Regelung kamen nur Staatsangehörige aus Ländern infrage, bei denen die 
durchschnittliche Anerkennungsquote in der EU aktuell mindestens 75% betrug (unter anderem Sy¬ 
rien, Eritrea). DieQuotewird quartalsweise neu berechnet. Nach einer anfänglichen Pilotphase mit 40 
Personen Ende 2015 wurde seitens BMI der Fokus zunächst auf die Aufnahme syrischer Flüchtlinge 
aus der Türkei im Rahmen des 1:1 Mechanismus des EU-Türkei-Abkommens gelegt. Seit Septem¬ 
ber 2016bietet Deutschland Griechenland und Italien monatlich 1.000 Relocation-Plätze(jeweilsin 500 
Relocation-Plätzefür Griechenland und Italien) an. 

BisEnde2018hat Deutschland 10.840Asylsuchendeim Rahmen desRelocation-VerfahrensausItalien 
(5.449) und Griechenland (5.391)aufgenommen (vgl.Tabelle3-26). 


Tabelle3-26: Aufnahmeim Rahmen desRelocation-Verfahrens2015bis2018 



2015 

2016 

2017 

2018 

Insgesamt 

Relocation aus Italien 

11 

444 

4.439 

555 

5.449 

Relocation aus Griechenland 

10 

634 

4.729 

18 

5.391 


Quelle: BAMF 


Mit EU-Ratsbeschlussvom 29. September 2016wurdedieOption geschaffen, dieQuoteauch durch die 
Aufnahme von syrischen Schutzsuchenden ausderTürkä zu erfüllen. Die Entscheidung über dieVer¬ 
teilung der restlichen 54.000 Antragstellenden fiel am 29. September 2016. Die Aufnahmequote für 
Deutschland betrug D.694Personen. 129 

Am ll.Januar 2017 wurde mit der Aufnahmeanordnung des BMI diehumanitäreUmsiedlungvon sy¬ 
rischen Flüchtlingen ausderTürkei gemäß § 23 Abs 2 AufenthG begonnen und mit Erlass vom 29. De¬ 
zember 2017 die Fortführung der Aufnahmen bis zum 31. Dezember 2018 durch das BM I angeordnet. 
Über diese Aufnahmeanordnung, dieebenfallsim Rahmen des l:l-Mechanismusläuft, wurden imjahr 
20182.557 Personen aufgenommen (Ende 2017:2.997). Mit Erlass vom 21. Dezember 2018 ordnete das 
BMI erneut die Fortführung der Aufnahmen von biszu 500 Personen pro Monat bis zum 31. Dezem¬ 
ber 2019 an. 

H umanitäre Aufnahme syrischer Fl üchtl i nge 

In den Jahren 2013 bis 2015 hat der Bundesminister des Innern im Einvernehmen mit den Innenmi¬ 
nistern und -Senatoren der Länder entschieden, neben den Kontingenten im Resettlement-Programm 
insgesamt weitere20.000besondersschutzbedürftigesyrischeFlüchtlingeim Rahmen von drei huma¬ 
nitären Aufnahmeprogrammen aufzunehmen. Diesyri sehen Flüchtlinge wurden vorwiegend aus dem 
Libanon, aber auch aus anderen Anrainerstaaten Wiejordanien und derTürkei sowie ausÄgypten und 
vereinzelt auch aus Libyen aufgenommen. 130 Neben besonders schutzbedürftigen Flüchtlingen wurde 


129 Beschl uss (EU) 2016/1754 des Rates vom 29. September 2016 zur Änderung des Beschl usses (EU) 2015/1601 zur Ei nführung 
von vorläufigen Maßnahmen im Beräch des internationalen Schutzes zugunsten von Italien und Griechenland. 

130 Vgl. auch https:// resettl ement.d^ aktuel le-aufnahmen/ 
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insbesondere auch Personen mit familiären Bezügen nach Deutschland die Möglichkeit zur vorüber¬ 
gehenden Aufnahme geboten. Darüber hinaus ermöglichten ab 2013 die meisten Bundesländer die vo- 
rübergehendeAufnahme von syrischen Verwandten in Deutschland lebender Syrer bzw. syrischstäm¬ 
miger Bürger, sofern diese oder Dritteane Verpflichtungserklärung (Bürgschaft) nach § 68 AufenthG 
abgaben, in der sie erklärten und nachwäsen konnten, jegliche Kosten des Aufenthalts der Familien¬ 
angehörigen zu tragen. Als Verpflichtungsgebende kamen in erster Li nie deutsche und syrische Staats¬ 
angehörige in Deutschland infrage, die sich schon länger als an Jahr in der Bundesrepublik auf halten 
und bestrebt sind, ihreschutzsuchenden syrischen Angehörigen nach Deutschlandzu holen und bereit 
sind, die entstehenden Kosten der Einräseund des Aufenthalts zu tragen. I n fünf wäteren Bundeslän¬ 
dern wurden siebisinsjahr 2018 verlängert (Berlin, Brandenburg, Hamburg, Schleswig-Hol stein und 
Thüringen). Bis Endedesjahres 2016 konnten insgesamt 19.048 Einräsen im Rahmen der Bundesauf¬ 
nahmeprogramme verzeichnet werden. Auch wenn das Programm offiziell als abgeschlossen gilt, wer¬ 
den noch nachgemeldete Einräsen water gezählt und statistisch erfasst. 

Bootsaufnahmen 

Bä den auch als„Bootsaufnahmen" bezächneten Umvertälungsmaßnahmen, werden aus Seenot ge¬ 
rettete Personen, die in änem anderen EU-Mitgliedstaat (aktuäl Malta und Italien) ankommen, auf 
änen oder mehrere EU-Mitgliedstaaten vertält. Die Maßnahmen werden nach Einzäfallentschädung 
des BMI per Erlass angewi esen und sät M itte 2018 auf Grundlage von Art. 17 Absatz 2 der EU-Verord¬ 
nung N r. 604 M 2013 (Dublin-111-VO) durchgeführt. Bä dieser Personengruppehandät essich ebenfalIs 
um Asyl suchende. Deutschi and überni mmt di e Zuständi gkä t zur Durchführung des nati onal en Asyl - 
Verfahrens. 
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3,5 Migration ausfamiliären Gründen 

DieEinreiseund der Aufenthalt im Ausl and lebender Familienangehöriger zu in Deutschland lebenden 
Personen ist in den §§ 27 bis 36a des Aufenthaltsgesetzes geregelt. Der Familiennachzug wird mit Blick 
auf Art. 6 Abs 1 des Grundgesetzes zum Schutz von Ehe und Familie gewährt (§ 27 Abs. 1 AufenthG). 
Diese Regelungen finden Anwendung auf den Zuzug zu Personen, die keine EU-Staatsangehörigen 
bzw. Familienangehörige von EU-Staatsangehörigen sind. 131 

Grundsätze des Fami I i ennachzugs 

Der Familiennachzug bezeichnet den Nachzug im Ausland lebender Familienangehöriger und ist 
grundsätzlich begrenzt auf die Kernfamilie, d. h. die Ehe- bzw. Lebenspartnerin oder, den Ehe- bzw. 
Lebenspartner und minderjährige Kinder, bzw. Eltern von minderjährigen Kindern. Sonstige Famili¬ 
enmitglieder können nur in Ausnahmefällen nachziehen. Zudem setzt dieFamilienzusammenführung 
in der Regel voraus, dass der Lebensunterhalt für nachziehende Familienangehörige ohne Inanspruch¬ 
nahme öffentlicher M ittel gesichert ist (§ 27 Abs. 3 AufenthG; § 5 Abs 1 Nr. 1 AufenthG; Ausnahme 
etwa in § 29 Abs 2). Der Aufenthaltstitel aus familiären Gründen berechtigtauch zur Ausübung dner 
Erwerbstätigkät (§ 27 Abs. 5 AufenthG). 

Voraussetzung für den Familiennachzug zu einem Drittstaatsangehörigen ist grundsätzlich, dass die 
beräts hier lebende ausländische Person eine Niederlassungserlaubnis, eine Erlaubnis zum Dauer¬ 
aufenthalt-EU, eine Aufenthaltserlaubnis, eine Blaue Karte EU, eine (Mobile) ICT-Karte besitzt oder 
sich gemäß § 20a AufenthG berechtigt im Bundesgebiet aufhält und ausreichender Wohnraum zur 
Verfügung steht (§ 29 Abs. 1 AufenthG). 

Familiennachzug zu ausländischen Staatsangehörigen 

Bei verheirateten Paaren müssen in der Regel bei de das 18. Lebensjahr vollendet haben (§ 30 Abs. 1S. 1 
Nr. 1 AufenthG) und die nachziehende Ehe- bzw. Lebenspartnerin oder der Ehe bzw. Lebenspartner 
muss vor der Einräseänfache Deutschkenntnissenachweisen (§ 30 Abs. IS. 1 Nr. 2 AufenthG). Hierzu 
gibtesjedocheineReihevon Ausnahmen. Volljährigkät und Sprachnachwäs sind bei spiel swäsedann 
nicht erforderlich, wenn Drittstaatsangehörige, die bereits im Land leben, eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 38a AufenthG (Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten aus einem anderen EU 
Mitgliedstaat) besitzen und die Ehe bzw. Lebenspartnerschaft bereitsin dem anderen EU Mitgliedstaat 
bestand (§ 30 Abs 1S. 2 Nr. 3 AufenthG). Die Aufenthaltserlaubnis kann bei fehlender Volljährigkeit 
ansonsten zur Vermeidung einer besonderen Härte abweichend von § 30 Abs. Satz 1 Nr. 1 AufenthG 
ertält werden (§ 30 Abs. 2 AufenthG). 


131 Für diesegi It das EU-Fräzügigkätsrecht. 
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Zudem ist der Nachwäsvon Sprachkenntnissen nicht erforderlich, wenn 

- Drittstaatsangehörige änen Aufenthaltstitel als Resettlement-Flüchtling (nach § 23 Abs. 4 Auf- 
enthG neu) 132 besitzen, asylberechtigt sind, änen Schutzstatus als GFK-Flüchtling oder änen sub¬ 
sidiären Schutzstatus innehaben 133 und dieEhebzw. Lebenspartnerschaft berätsvor der Einräse 
nach Deutschland bestand (§ 30Abs. 1S. 3 Nr. 1 AufenthG), 

- die nachziehende Ehe- bzw. Lebenspartnerin oder der nachziehende Ehe- bzw. Lebenspartner auf¬ 
grund äner körperlichen, gästi gen oder seäi sehen Behinderung oder Krankhät nicht in der Lage 
ist, änfache deutsche Sprachkenntnissenachzuwäsen (§ 30 Abs. IS. 3 Nr. 2 AufenthG), 

- bä der nachziehenden Ehe- bzw. Lebenspartnerin oder dem Ehe- bzw. Lebenspartner än erkenn¬ 
bar geringer I ntegrationsbedarf besteht (§ 30 Abs. 1S. 3 Nr. 3 AufenthG), 

- dieEhe- bzw. Lebenspartnerin oder der Ehe- bzw. Lebenspartner äneStaatsangehörigkät besitzt, 
dieauch für änen Aufenthalt, der kän Kurzaufenthalt ist, die visumfräe Einräse und den visum- 
fräen Aufenthalt im Bundesgebiet gestattet (§ 30 Abs. 1S. 3 Nr. 4AufenthG i. V. m. § 41 Abs. 1 und 
2 Auf enthV), 

- Drittstaatsangehörige im Besitzäner Blauen Karte EU sind (§ 30 Abs. IS. 3Nr. 5 AufenthG) oder 

- es der Ehe- bzw. Lebenspartnerin oder dem Ehe-bzw. Lebenspartner aufgrund besonderer Um¬ 
stände des Einzäfalles nicht möglich oder nicht zumutbar ist, vor der Einräse änfache deutsche 
Sprachkenntnissezu erwerben (§ 30Abs. 1S. 3 Nr. 6AufenthG). 

- änen Aufenthaltstitä nach § 19 AufenthG als Hochqualifizierte, nach § 20 AufenthG als For¬ 
schende oder nach § 21 AufenthG als Säbständige besitzen und die Ehe beräts bestand, als sie 
ihren Lebensmittä punkt in das Bundesgebiet verlegten (§ 30 Abs. IS. 3 Nr. 7 AufenthG), 

- änen unmittä bar vor der Ertälung äner Niederlassungserlaubnisoder äner Erlaubniszum Dau¬ 
eraufenthalt- EU Inhaberinnen und InhaberänerAufenthaltserlaubnisnach§ 20AufenthGwaren 
(§ 30 Abs. 1S. 2 N r. 2 AufenthG), 


Die Härtefall klausä des§ 30 Abs. IS. 3 Nr. 6 AufenthG wurde mit dem „Gesetz zur Neubestimmung 
desBläberechtsund der Aufenthaltsbeendigung" in das Aufenthaltsgesetz aufgenommen. DasVor- 
liegen änesHärtefallsist im Rahmen des Visumverfahrens durch diezuständigeAuslandsvertretung 
zu beurtälen. Ein Härtefall kann gegeben sän, wenn es dem ausländischen Ehe- bzw. Lebenspartner 
oder der ausländischen Ehe- bzw. Lebenspartnerin nicht zugemutet werden kann, vor der Einräse 
Bemühungen zum Erwerb ä nfacher deutscher Sprachkenntnissezu unternehmen, oder es ihr oder 
ihm trotz ernsthafter Bemühungen von etwa änemJahr Dauer nicht gäungen ist, daserforderliche 
Sprachniveau zu errächen. 


132 M it dem durch das am 1. August 2015 in Kraft getretene „Gesetz zur Neubesti mmung des Blä berechts und der Aufenthalts¬ 
beendigung" in das Aufenthaltsgesetz neu eingefügten § 23 Abs. 4 (BGBl. 2015Teil I Nr. 32:1386ff.) kann das BMI im Rahmen 
der Neuansiedlung von Schutzsuchenden im Benehmen mit den obersten Landesbehörden anordnen, dass das BAMF be¬ 
stimmten, für äne Neuansiedlung ausgewählten Schutzsuchenden (Resettlement-Flüchtlinge) äne Aufnahmezusage ertält. 
Vgl. hierzu Kapitel 3.4.5. 

133 Der Fami I i en nachzug wurdef ür subsi di är Schutzberechti gte, di e nach dem 17. M ärz 2016 ei ne Aufenthaltserl aubn i s erhalten 
haben, bis zum 16. März 2018 ausgesetzt (§ 104 Abs. 13 AufenthG). Diese Regelung wurde anschließend bis zum 31.Juli 2018 
verlängert. Seit dem 1. August 2018 ist die Familienzusammenführung zu subsidiär Schutzberechtigten wieder gestattet, aller¬ 
dings konti ngenti ert auf monatl i ch 1.000 Fami I i enangehöri ge von subsi di är Schutzberechti gten. 
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Diese Rechtsänderung di ent i nsbesondere der U msetzung des U rtä I s des Geri chtshofs der Europäi - 
sehen Union (EuGH) vom lO.Juli 2014 (Urteil in der RechtssacheC-138/13). 134 Dort wurdeentschie- 
den, dass das 2007 ei ngeführte ausnahmsl ose Spracherforderni s n i cht mit der sog. Sti 11 haltekl ausel 
desAssoziierungsabkommensmitderTürkä veränbar ist. DerSprachnachwäsim Herkunftsland 
erschwere die Fami I i enzusammenf ührung und stel I e deshal b ei ne neue Beschränkung der Ausübung 
der Niederlassungsfrei heit durch türkische Staatsangehörige im 3 nnedieser Klausel dar. Der EuGH 
hielt jedoch auch fest, dassdie Einführung einer neuen Beschränkung zugelassen werden könne, so¬ 
fern siedurch einen zwingenden Grund des Allgemeininteresses gerechtfertigt und geeignet ist, „die 
Erreichung des angestrebten legitimen Ziel es zu erreichen", und nicht über das hierfür Erforderliche 
hinausgehe. DaderVerhältnismäßigkeitsgrundsatz generell gilt, ist die Möglichkeit der Berücksichti¬ 
gung besonderer Umstände des Einzelfalls von grundsätzlicher Bedeutung, so dass zur Klarstellung 
für den Nachzug von Eheleuten bzw. Lebenspartnerin oder Lebenspartner äneal Igemäne Härtefall¬ 
klausel in das Aufenthaltsgesetz eingeführt wurde (§ 30 Abs 1S. 3 Nr. 6 AufenthG). 135 

Nach änem Urteil des EuGH vom9.Juli 2015 (Rechtssache C-153/14, „K und A")sinddieMitgliedstaa- 
ten der EU durch die Familiennachzugsrichtlinie (Richtlinie 2003/80/EG) nicht daran gehindert, bei 
Familienzusammenführungen, die nicht Flüchtlinge und deren Familienangehörigebetreffen, die Er¬ 
teilung einer Aufenthaltserl aubniszum Zweck des Familiennachzugs davon abhängigzu machen, dass 
vor Einreise eine bestimmte Integrationsmaßnahme oder Integrationsprüfung erfolgreich abgelegt 
wurde 136 Der EuGH betont in seiner Entscheidung die Bedeutung, dieder Sprache für die Integration 
in dieAufnahmegesellschaft zukommt, ausdrücklich. Das Ziel der Richtlinie, die Familienzusammen¬ 
führung zu erleichtern, sei durch eine Prüfung vor Einreise grundsätzlich nicht beeinträchtigt. 137 Je¬ 
doch seien nur solche Integrationsmaßnahmen - etwa der Erwerb von Grundkenntnissen der Sprache 
und der Gesellschaft des Aufnahmestaates- zulässig, diedie Integration der Familienangehörigen des 
Zusammenführenden erleichtern. Dabei dürfe die Ausübung des Rechts auf Familienzusammenfüh¬ 
rung nicht unmöglich gemacht oder übermäßig erschwert werden. Insofern sei enjeweilsdie individu¬ 
ellen Umstände wie Alter, Bildungsniveau, finanzielle Lage und Gesundheitszustand zu berücksichti¬ 
gen, um die Familienangehörigen von dem Erfordernis der erfolgrächen Ablegung äner Integration¬ 
sprüfung zu befräen, falls sie aufgrund dieser Umständenicht in der Lage sind, ä ne solche Prüfung 
abzulegen oder zu bestehen. 138 


Bä Asyl berechtigten und anerkannten sog. GFK-Flüchtlingen (Konventionsflüchtlingen) sowie Re- 
settlement-Flüchtlingen ist zur Wahrung der Familienänhätvom Nachwä sausrächenden Wohn- 
raumsund ägenständiger Lebensunterhaltssicherung abzusehen, wenn der Antrag innerhalb von 
drä Monaten nach der unanfechtbaren Anerkennung bzw. nach der Aufnahmeanordnung gestält 
wi rd und di e H erstä I ung der fami I i ären Lebensgemä nschaft i n ä nem Staat, der n i cht M itgl i ed der 
EU i st und zu dem di e ausl ändische Person oder i hre Fami I i enangehöri gen ä ne besondere Bindung 
haben, grundsätzlich nicht möglich ist (§ 29 Abs 2 AufenthG). Der Familiennachzug für subsidiär 
Schutzberechtigte im 3nnedes§ 4 Abs. 1 Asylgesetz, denen nach dem 17. März 2016 ä ne Aufent- 
haltserlaubnisertält wurde, wurdezwischenzätlich biszum 16. März 2018 ausgesetzt (§ 104 Abs D 
AufenthG). Diese zwäjähri ge Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten 


134 Vgl. dazu di e Pressemi ttä I ung N r. 95/14 des EuGH s vom 10. J ul i 2014. 

135 Vgl. die Begründung dazu i n der BT- DrslQ/ 5420:25. 

“Zu bisherigen Gerichtsurteilen auf nationaler Ebene vgl. BAMF/BMI 2015:89. 
137 Vgl. EuGH, Urteil vom9.Juli 2015(C-153/14), Rn. 53und54. 

138 Vgl. dazu di e Pressemi ttä I ung N r. 78 des EuGH s vom 9. J ul i 2015. 
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wurde biszum31.Juli 2018 verlängert. Seit dem 1. August 2018 kann aus humanitären Gründen mo¬ 
natlich biszu 1.000 Familienangehörigen von subsidiär schutzberechtigten Personen ein Visum ertält 
werden (§ 36aAufenthG). HumanitäreGründeliegen bei spielsweise nach § 36aAbs. 2 Nr. 2AufenthG 
insbesondere dann vor, wenn an minderjähriges lediges Kind betroffen ist. Auch bei der Auswahl ent¬ 
scheidungist das Kindeswohl besonders zu berücksichtigen. Die§§ 22,23AufenthGbläben unbe¬ 
rührt. 

Der Fami I iennachzug zu Personen, die über besti mmte humanitäre Aufnahmeprogramme nach 
Deutschland gekommen sind oder für die ein (national es) Abschiebungsverbot festgestellt worden ist, 
darf nur aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder zur Wahrung politischer I nteressen 
der Bundesrepublik Deutschland erlaubt werden (§ 29 Abs. 3AufenthG). 

DerNachzugvon Kindern zu ausländischen Eltern bzw.änem ausländischen Elternteil richtet sich 
nach § 32 AufenthG. Einem minderjährigen ledigen Kind isteineAufenthaltserlaubniszu erteilen, 
wenn beide Eltern oder der allein personensorgeberechtigte Elternteil einen der in § 32 Abs. lAuf- 
enthG genannten Aufenthaltstitel besitzen oder sich gemäß § 20a AufenthG berechtigt im Bundesge- 
bi et aufhal ten (§ 32 Abs. 5 AufenthG). Fl at das mi nderj äh ri ge I edi ge Ki nd das 16. Lebensj ah r berä ts 
vollendet und verlegt esseinen Lebensmittelpunkt nicht zusammen mit den Eltern oder dem sorge¬ 
berechtigten Elternteil in das Bundesgebiet, ist der Nachzug grundsätzlich nur gestattet, wenn esdie 
deutsche Sprache beherrscht oder gewährl ästet ersehe nt, dass es sich aufgrund seiner bisherigen 
Ausbildung in dieLebensverhältnissein Deutschland änfügen kann. Diese letztgenannten besonde¬ 
ren Voraussetzungen entfallen jedoch, wenn beide Eltern oder der allein sorgeberechtigte Elternteil 
ei ne Aufenthaltserl au bni s aufgrund sei ner Asyl berechti gung oder sei nes Status al s GFK-Fl üchtl i ng 
oder Resettlement-Flüchtling oder im Anschluss daran äne Niederlassungserlaubnis besitzen (§ 32 
Abs. 2 Satz 2 N r. 1 AufenthG) oder I nhaber besti mmter, i n § 32 Abs2 Satz 2 N r. 2 AufenthG enumera- 
tiv aufgeführter Aufenthaltstitel sind. Im Übrigen kann dem minderjährigen ledigen Kind einer aus¬ 
ländischen Person äne Aufenthaltserl aubnisertält werden, wenn es aufgrund der Umstände des Ein¬ 
zelfalls unter Berücksichtigung des Kindeswohls und der familiären Situation zur Vermeidung ei ner 
besonderen Härte erforderlich ist (§ 32 Abs. 4 AufenthG). Der Kindernachzugzu Eltern, denen subsidi¬ 
ärer Schutz zuerkannt wurde, richtet sich seit dem 1. August 2018 nach § 36a AufenthG; die Möglich- 
kät ei ner Aufnahme nach den §§ 22,23 AufenthG bleibtjedoch unberührt. 

DerNachzug Familienangehöriger,dienicht zur sogenannten Kernfamilie zählen kann in Ausnahme¬ 
fällen gewährt werden, wenn es zur Vermeidung einer außergewöhnlichen Härte erforderlich ist (§ 36 
Abs 2 AufenthG). Zudem ist den Eltern eines minderjährigen Asyl berechtigten oder anerkannten 
GFK-Flüchtlings oder Resettlement-Flüchtlings äne Aufenthaltserlaubnis zu ertälen, wenn sich kan 
sorgeberechtigter Elterntäl im Bundesgebiet aufhält (§ 36 Abs 1 AufenthG für die Eltern änes min¬ 
derjährigen Asyl berechtigten/anerkannten GFK-Flüchtling^Resettlement-Flüchtlings). Den Eltern 
eines subsidiär Schutzberechtigten kann gemäß § 36aAbs IS. 2 AufenthG ei neAufenthaltserlaubnis 
ertält werden. 

Der Familiennachzug von Drittstaatsangehörigen zu ausländischen EU-Staatsangehörigen richtet 
sich nach dem Fräzügigkätsgesetz/EU (§§ 2ff. FräzügG/EU). 
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Familiennachzug zu deutschen Staatsangehörigen 

Ehe bzw. Lebenspartnerinnen oder Ehe bzw. Lebenspartnern, minderjährigen ledigen Kindern so- 
wiedem Elternteil eines minderjährigen Kindes zur Ausübung der Personensorge wird nach § 28 Abs. 
1 AufenthG ei ne Aufenthaltserl aubni s ertei It, wenn das Fami I i enmitgl i ed, zu dem ei n N achzug erfol - 
gen soll, die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt und seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutsch¬ 
land hat. Dem minderjährigen ledigen Kindsowiedem Elterntäl anes minderjährigen ledigen Kin- 
desistauch abweichend von der Regel ertälungsvoraussetzung des gesicherten Lebensunterhalts 
nach § 5Abs 1 Nr. 1 AufenthG eineAufenthaltserlaubniszu erteilen (§ 28Abs. 1S. 2 AufenthG). Dem 
Ehe- bzw. Lebenspartner oder der Ehe- bzw. Lebenspartnerin von deutschen Staatsangehörigen soll 
die Aufenthaltserlaubnis in der Regel abweichend von § 5 Abs. IN r. 1 AufenthG erteilt werden. Auch 
hi er gilt, dass der Ehe bzw. Lebenspartner oder der Ehe bzw. Lebenspartnerin sich zumindest auf 
einfache Art in deutscher Sprache verständigen können muss(§ 28 Abs. IS 5i.V.m§ 30 Abs. IS. 1 
Nr. 2 AufenthG). 

Datengrundlage 

Ei ne Grundl age für di e Erfassu ng des Fami I i en nachzugs i st di e Vi sastati sti k des Auswärti gen Amtes. 
Sie weist diqenigen Fälleaus, in denen in einer deutschen Vertretung im Ausland ein Visum auf 
Nachzug einer Ehepartnerin bzw. eines Ehepartners oder Familienangehörigen erteilt worden ist. Da¬ 
bei kann nicht automatisch auf die Staatsangehörigkeit der Antragstellerinnen und Antragsteller ge¬ 
schlossen werden. 139 Ob das ertei Ite Visum i m Anschi uss auch tatsächl ich zur Ei nreise nach Deutsch¬ 
land genutzt wurde, lässt sich aus diesen Zahlen nicht darstellen. 

Seit demjahr 2005 kann neben der Visastatistik des Auswärti gen Amtes auch dasAusl änderzentral re- 
gister (AZR) als Datenquellefür den Ehe- bzw. Lebenspartnerinnen oder Ehe- bzw. Lebenspartner so¬ 
wie sonstigen Fami I i ennachzug genutzt werden. Das AZR liefert ei n umfassenderes Bild, da es die 
Fälleerfasst, in denen Drittstaatsangehörige nach Einreise in Deutschland im selben Jahr einen Auf¬ 
enthaltstitel ausfamiliären Gründen nach Antragstellung in Deutschland erhalten haben. 

Darüber hinaus können ausländische Personen, die mit einem anderen Aufenthaltstitel (z. B. zur Er¬ 
werbstätigkeit, Ausbildung) nach Deutschland eingereist sind, als Statuswechsler eine Aufenthaltser- 
laubnisausfamiliären Gründen erhalten, etwa aufgrund äner Eheschließung im Inland. Di eseFälleder 
Familienzusammenführung gehen nicht'm die Visastatistik des Auswärtigen Amtesein. 

Der Familiennachzugunterteiltsich in den Nachzug von Eheleuten,den Nachzug von minderjährigen 
Kindern sowieden von sonstigen Familienangehörigen zu ausländischen oder deutschen Personen. Ab 
dem Berichtsjahr 2018 wird der Nachzug zu minderjährigen Kindern in der Visastatistik getrennt aus¬ 
gewiesen, zuvor wurde di ese Gruppe unter der Kategori e „sonsti ge Fami I i enangehöri ge" erfasst. 

Im Folgenden wird zunächst die Entwicklung des Familiennachzugs seit 1998 anhand der Visastatistik 
des Auswärti gen Amtes nachgezeichnet. Im Anschi uss daran wird der Familiennachzug auf der Basis 
des AZR dargestellt. 

139 Die Visastatistik weist nicht die Staatsangehörigkeit der Antragstellenden aus, sondern bezieht sich auf den jeweiligen Ort 
der Antragstellung (z. B. im Falle der Türkei die Botschaft in Ankara und die Generalkonsulate in Istanbul und Izmir). Es ist 
anzunehmen, dasstürkischeStaatsangehörigein der Regel bä den deutschen Vertretungen in derTürkä vorstälig werden, um 
än Visum für die Familienzusammenführung zu erhalten. Allerdings ist verstärkt zu beobachten, dass auch Staatsangehörige 
aus anderen Staaten (z. B. Syrien) in den deutschen Auslandsvertretungen in derTürkä Visa zum Zweck desFamiliennachzugs 
beantragen. So werden Visumanträge zum Familiennachzug von Antragsstälenden mit gewöhnlichem Aufenthalt in Syrien 
gegenwärtig vorrangig von den Auslandsvertretungen in Bärut, Ankara, Istanbul, Izmir, Amman, Karo und Erbil entgegenge¬ 
nommen. Vgl. BT-Drs. 18/9133:4. 
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3.5.1 Familiennachzug nach der Visastatistik 

Im Regelfall ist es für den Familiennachzug erforderlich, dass von der deutschen Auslandsvertretung 
nach Zustimmung der örtlichen Ausländerbehörde vor der Einräseän Visum zum Zwecke der Fami¬ 
lienzusammenführung erteilt wird. Staatsangehörige von Australien, Israä,Japan, Kanada, der Re¬ 
publik Korea, Neuseeland und den USA benötigen kan entsprechendes Visum. 140 Ebensowenig 
Staatsangehörige von Andorra, Brasilien, El Salvador, Honduras, Monaco und San Marino, unter den 
wäteren genannten Voraussetzungen des§ 41 Abs. 2 AufenthV. EU- Staatsangehörige sind fräzügig- 
kätsberechtigt und können daher visumfrä änreisen, ebenso wie Staatsangehörige aus den anderen 
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraumsund der Schweiz. Zudem geben die ausländer- bzw. auf¬ 
enthaltsrechtlichen Regelungen den örtlichen Ausländerbehörden in Einzelfällen die Möglichkeit, im 
Inland einen Aufenthaltstitel zu ertälen, auch wenn anePerson ursprünglich mit änemTouristen¬ 
visum oder zu änem Kurzaufenthalt ängeräst ist (§ 5 Abs. 2 AufenthG). Die Erta lung von Visa an 
sonstige Familienangehörige wird in der Visastatistik des Auswärtigen Amtes erst sät dem Jahr 2012 
separat ausgewi esen. 


Abbildung 3-14: Ertälte Visa für den Familiennachzug von 2000bis2018 
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Illli. 

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 



■ Ehepartner/-in zu ausländischen Staatsangehörigen Ehepartner/-in zu deutschen Staatsangehörigen 

■ Kinder unter 18 Jahren ■ Nachzug zu minderjährigen Kindern 1 

Sonstige Familienangehörige 

1) Der Nachzug zu minderjährigen Kindern wurde im Berichtsjahr 2018 erstmalig getrennt ausgewiesen, zuvor war diese Gruppe un¬ 
ter der Kategori e „sonsti ge Fami I i enangehöri ge" erfasst. 

Quel I e: Auswärti ges Amt 


140 Staatsangehörige dieser Länder können anen erforderlichen Aufenthaltstitel auch nach der Einrase änholen (§41 Abs. 1 
AufenthV). 
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Nach änem vorläufigen Höchststand im Jahr 2002 (85.305) ging dieZahl der erteilten Visa zum Zweck 
desFamiliennachzugskontinuierlich zurück. In den Jahren 2008 bis 2012 blieb die Zahl der Visumser¬ 
teilungen zur Familienzusammenführung relativ konstant. Seit 2013/2014stiegen dieZahlen jedoch 
wieder deutlich an. Nachdem dieZahl der Erteilungen zwischen 2015 und 2016 um 43,0 %gesti egen ist, 
wurdeimjahr 2017 erneuten Zuwachs um 13,6% verzeichnet. DieerheblicheZunahmeimJahr 2015 
hängt wesentlich mit den Staatsangehörigen Syriens zusammen, die, in die Anrainerstaaten (v. a.Tür- 
kei, Libanon, Jordanien) flüchteten. Im Jahr 2018 ging dieZahl der Erteilung um 9,0 Prozentpunkte zu¬ 
rück, insgesamt wurden 107.354Visaerteilt (vgl. Abbildung3-14undTabelIe3-40im Anhang). 

Be der Betrachtung der Zahl der erteilten Visa zum Zuzugvon Ehe-bzw. Lebenspartnerinnen oder Ehe- 
bzw. Lebenspartnern zeigt sich, dass der Zuzug von ausländischen zu deutschen Staatsangehörigen 
zwischen 2000 und 2013 über der Zahl der erteilten Visa zum Nachzug zu ausländischen Staatsangehö¬ 
rigen lag. 2018 wurden (wieschon 2017) mehr Visa für den Nachzug zu ausländischen Ehe- bzw. Leben¬ 
spartnerinnen oder Ehe bzw. Lebenspartnern erteilt (39.464) als zu deutschen Staatsangehörigen 
(19.099). Während der Familiennachzug zu deutschen Ehe bzw. Lebenspartnerinnen oder Ehe bzw. 
Lebenspartnern auf relativ konstantem Niveau blieb, ging dieZahl der erteilten Visa für den Nachzug 
zu einem ausländischen Ehe bzw. Lebenspartner oder einer Ehe bzw. Lebenspartnerin imjahr 2018 
Ieicht zurück (-7,1 %) (vgl. Tabel Ie 3-40 i m Anhang). 

Trotz dieses Rückgangs gegenüber 2017 bildeten die Visa für den Nachzug von Ehepartnerinnen und 
Ehepartnern zu ausländischen Staatsangehörigen 2018 die zahlenmäßig stärkste Gruppe mit einem 
Anteil von 36,8%an allen ertälten Visa zum Familiennachzug. Der Anteil der Visa für Eheleute bzw. 
Lebenspartnerinnen und Lebenspartner, diezu einem deutschen Personen nachzogen, lag bei 17,8% 
im Vorjahr betrug dieser Anteil 15,7% (vgl. Abbildung 3-15). Insgesamt wurden 39.464 Visa für den 
Nachzug zu in Deutschland lebenden ausländischen Ehe- bzw. Lebenspartnerinnen oder Ehe- bzw. Le¬ 
benspartnern 19.099 Visa für den Nachzug zu deutschen Ehe- oder Lebenspartnerinnen bzw. Ehe- oder 
Lebenspartnern erteilt (2017:42.480 Visa für den Nachzug zu ausländischen Personen und 18.470 für 
den Nachzug zu deutschen Staatsangehörigen). 

Nachdem sich der Antei I der Visa zum Ki ndernachzug am Gesamtfami I iennachzug i m Zäträum von 
1998 bi s 2014 rel ati v konstant zwi sehen 20 % und 25 % bewegte, nahm dieser ab dem J ahr 2015 deut- 
lich zu. Diese Entwicklung stand im Zusammenhang mit der gestiegenen Folgemigration zu aner¬ 
kannten Schutzberechtigten. 2018 wurden 37.949 Visa für nachziehende Kinder erteilt (-13,8%im 
Vergleich zu 2017). Das entsprach änem Antäl von 35,3%an allen nachgerästen Familienangehöri¬ 
gen (vgl. Abbildung 3-15 undTabäle3-40 im Anhang). Auf sonstige Familienangehörigeentfiäen 
l,l%allerVisa. 
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Abbildung 3-15: Erteilte Visa für den Familiennachzug von 2000 bis 2018, in Prozent 
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Anmerkung: Werte unter 3% werden nicht ausgewiesen. 

1) Der Nachzug zu mi nderjährigen Ki ndern wurde i m Berichtsjahr 2018 erstmal ig getrennt ausgewiesen, zuvor war diese Gruppe un¬ 
ter der Kategori e „sonsti ge Fami I i enangehöri ge" erfasst. 

Quel I e: Auswärti ges Amt 

Im jahr 2018 wurden im Libanon diemästen Visa zum Zweck des Familiennachzugs ausgestellt. Die 
Anzahl der dort erteilten Visa ging jedoch von 18.710 im Jahr 2017 auf 15.954 im Jahr 2018 zurück (- 
14,7%) (vgl. Abbildung 3-16 sowie Tabellen 3-48 und 3-49 im Anhang). Die größte Gruppe bildeten 
minderjährige Kinder, mit einem Anteil von 49,9 %am gesamten Familiennachzug. Im Jahr 2018 wur¬ 
den in der deutschen Vertretung im Libanon 7.962 Visa für Kinder ausgestellt. 31,9 %bzw. 5.091 Visa 
wurden für den Nachzug für Ehepartnerinnen und Ehepartnern zu ausländischen Personen erteilt. Der 
Nachzug von Eheleuten zu deutschen Staatsangehörigen war mit 488 Visaerteilungen relativ gering 
(3,1 %) (vgl. Abbi ldung3-18undT abel I e 3-41 i m Anhang). 

In der Türkei, die in den Jahren zuvor diemeisten Visa für Familienmitglieder ausstellte, wurden ins¬ 
gesamt 15.925 Visa erteilt. Damit kommt dieTürkei mit einem Anteil von 14,8%am gesamten Famili¬ 
ennachzug auf ei n ähnl iches N i veau wi e der Li banon. AI I erdi ngs gi ng der Fami I i ennachzug aus der 
Türkei zwischen 2017 und 2018 von 33.222 auf 15.925 noch stärker zurück (-52,1%). Im Einzelnen 
wurden 5.297 Visa (33,3%)für den Nachzug für Ehepartnerinnen bzw. Ehepartnern zu ausländischen 
Personen erteilt und 3.324(20,9%) Visa für den Nachzug zu deutschen Staatsangehörigen. Für den 
Nachzug zu änem berätsin Deutschland lebenden Elterntal wurden 4.156 Visa für mindajährige 
Kinda ausgestellt (26,1%). Die starke Zunahme im Jahr 2015 hängt mit den in dieTürkä geflüchteten 
Staatsangehörigen Syriens zusammen. Sowohl für die deutschen Auslandsvertretungen in daTürkei 
alsauch im Libanon gilt, dass hiavamehrt syrische Staatsangehörige Visa zum Zweck des Familien¬ 
nachzugs beantragen. 
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Abbildung 3-16: Ertälte Visa für den Familiennachzug nach Deutschland nach ausgewählten Stand¬ 
orten der Auslandsvertretungen von 2001 bis 2018 



^—Türkei ^—Libanon ^—Indien ^—Russische Föderation China 

Quäle: Auswärti ges Amt 

Auf Rangdrei liegt Indien mit 8,4 %der erteilen Visa (9.028) für den Familiennachzug. DieZahl der dort 
erteilten Visa ist im Jahr 2018 um 19,3% gestiegen (2017: 7.566) Dies korrespondiert mit den Zuzugs¬ 
zahlen von Fachkräften aus diesem Land (vgl. dazu Kapitel 3.2). Es ist davon auszugehen, dass viele 
Fachkräfte gemeinsam mit ihren Familienangehörigen nach Deutschland anrasen. In der deutschen 
Auslandsvertretung Kosovo (Pristina) wurden 6,6 %der Visazum Zweck des FamiIiennachzugeserteilt, 
im Irak 6,1% in Bosnien-Herzegowina 5,5% in der Russischen Föderation 3,6% in Chi na 2,7% (vgl. 
Abbildung 3-18). 
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Abbildung 3-17: Ertälte Visa für den Familiennachzug nach Standorten der Auslandsvertretungen im 
Jahr 2018 



Quel I e: Auswärti ges Amt 


H i nsi chtl ich der Struktur domi ni erte bä m Fami I iennachzug i m J ahr 2018 aus M arokko und Thai Iand 
der Nachzug zu deutschen Staatsangehörigen. 70,3 %des Familiennachzugs von Ehepartnerinnen 
bzw. Ehepartnern aus Marokko entfiäen auf den Nachzug zu änem deutschen Staatsangehörigen 
(vgl. Abbi I düng 3-19). I m Fal I eThai I ands waren es i m J ahr 2018 66,0 % Auch aus der U krai ne (43,2 %) 
sowie aus der Russischen Föderation (40,2 %) ist än überproportional hoher Nachzug zu deutschen 
Staatsangehörigen festzustä Ien (vgl. Abbi Idung 3-19 und Tabä Ie 3-42 im Anhang). 

Bä indischen Staatsangehörigen überwiegt der Nachzug zu ausländischen Staatsangehörigen, imjahr 
2018 betrug di eser Antäl 58,8% Auch bäm Nachzug aus dem Iran ist dies der Fall (55,5%). Ein über¬ 
durchschnittlich hoher Antä I des Ki ndernachzugs am Fami Iiennachzug ist i m Fal Ie Li banons (49,9 %) 
und bä Bosnien und Herzegowina (48,8%%)festzustä len (vgl. Tabäle3-42 im Anhang). 


134 




Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


- 135 - 


Drucksache 19/16475 


Abbildung 3-18: ErteilteVisafürden Familiennachzug nach ausgewählten Auslandsvertretungen im 
Jahr 2018 
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Anmerkung: Werte unter 3% wurden nicht ausgewiesen. 

1) Der Nachzug zu minderjährigen Kindern wurde im Berichtsjahr 2018 erstmalig getrennt ausgewiesen, zuvor war diese Gruppe un¬ 
ter der Kategori e „sonsti ge Fami I i enangehöri ge" erfasst. 


Quel le: Auswärtiges Amt 

3.5.2 Familiennachzug nach dem AZR 


Der Fami I iennachzug lässt sich anhand des AZR durch die dort vorgenommene Speicherung der Auf¬ 
enthaltstitel differenzierter darstä len alsdiesdurch die Visastatistik des Auswärtigen Amtes möglich 
ist. Das AZR erfasst die Fälle, in denen ausländische Personen eingereist sind und im Anschluss daran 
auf Antrag einen Aufenthaltstitel ausfamiliären Gründen in Deutschland erhalten haben. Hiervon 
sind auch solche Fälle erfasst, in denen zunächst ausänem anderen Grund eine Ein rase erfolgt ist 
oder ei ne Berechtigung zur visumfreien Ein rase besteht und erst nach Einreise ein Aufenthaltstitel 
beantragt wurde (dies trifft bäspielswäseauf Staatsangehörige aus den Veränigten Staaten, Kanada 
und Japan zu). Darüber hinaus kann der tatsächlich erfolgte Familiennachzug nach Staatsangehörig- 
kät und Alter differenziert werden. Die Visastatistik gibt dagegen nur dieAuslandsvertretung an, in 
der ein Visum zum Zweckedes Famil iennachzugs ausgestellt wurde. Zudem sind über das AZR wei¬ 
tere Informationen über die nachziehenden Familienangehörigen (z. B. Nachzug des Ehepartners 
bzw. Ehepartnerin, sonstiger Familiennachzug, Elternnachzug)zugänglich. 141 

Insgesamt wurden 97.129 Aufenthaltserlaubnisse aus familiären Gründen an Personen erteilt,dieim 
J ah r 2018 ei ngerei st si nd (2017:114.861) (vgl. T abä I e 3- 27). I m Vergl ei ch zum Vorj ah r san k di e Zah I 
der ertei Iten Aufenthaltserlaubnisse aus fami I i ären Gründen um 15,4 % (vgl. T abä le 3-43 i m Anhang). 
DieZahl für 2018 ist auch niedriger alsdieZahl der ertälten Visain der Statistik des Auswärtigen Am¬ 
tes (107.354). Dies liegt zum änen daran, dass Aufenthaltserlaubnisse aus familiären Gründen auch an 


141 1 n der Visastatisti k des Auswärtigen Amtes wi rd die Ertei I ung von Visa zum Zweck des Nachzugs sonstiger Fami I ienangehö¬ 
ri ger erst seit 2012 erfasst, der Elternnachzug zu minderjährigen Kindern wird erst seit 2018 getrennt davon ausgewiesen. 

135 




















Drucksache 19/16475 


—136 — 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Personen erteilt werden können, die zunächst aus einem anderen Grund eingereist sind. Zum ande¬ 
ren wird im AZR auch der Nachzug von Staatsangehörigen erfasst, die visumfrei in das Bundesgebiet 
einreisen können. Ausdiesem Grund sind dieZahlen aus der Visastatistik und aus dem AZR nur ein¬ 
geschränkt mitenander vergleichbar. 

2018 wurden 40.794 Aufenthaltserlaubnisse an nachziehende Ehepartnerinnen erteilt und damit 
42,0 % al I er Aufenthaltserlaubnisse aus familiären Gründen (vgl. Tabelle 3-27). Davon zogen 13.921 
Frauen zu einem deutschen und 26.873zu änem ausländischen Ehepartner. 13,0 % der Auf enthaltser- 
laubnisse wurde an nachziehende Ehepartnern erteilt (12.595). Der Großteil davon betraf den Nach¬ 
zug zu einer deutschen Ehepartnerin (7.805 Aufenthaltserlaubnisse). Insgesamt sind 31.663 Eheleute 
bzw. Lebenspartnerinnen und Lebenspartner zu Drittstaatsangehörigen nachgezogen, darunter 4.639 
Personen zu Personen, denen ä ne Bl aue Karte EU ertä It wurde (2017:3.849). 

Zwischen 2017 und 2018 fiel die Anzahl nachziehender Kinder von 47.162 auf 35.743 (-31,9 %). Damit 
wurden 36,8 %der Aufenthaltserlaubnisse für änen Kindernachzug erteilt. 34.633 der Kinder unter 18 
Jahren, dieim Rahmen desFamiIiennachzugs imJahr 2018nach Deutschland kamen, zogen zu einem 
ausländischen Elternteil (Anteil: 96,9%). 3.917 Kinder zogen zu Elternteilen nach,diesich mit einer 
Blauen Karte EU in Deutschland aufhielten. 

Auf nachziehende Elterntei leminderjähriger deutscher und minderjähriger ausländische Kinder (§ 28 
Abs. 1S. 1 Nr. 3 AufenthG, § 36 Abs. 1 AufenthG und 36a AufenthG) entfielen 7.329 Aufenthaltserlaub¬ 
nisse (7,5%). Der Großtal hiervon betraf einen ausländischen Elternteil eines deutschen minderjähri¬ 
gen ledigen Kindes (5.765 Aufenthaltserlaubnisse). An sonstige Familienangehörige wurden 668 Auf¬ 
enthaltserlaubnisse erteilt (0,7 %). 
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Abbildung 3-19: Familiennachzug (erteilte Aufenthaltserlaubnisse) nach den zehn häufigsten Staats¬ 
angehörigkeiten im Jahr 2018 
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Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 


Sät 2015 ist Syrien Hauptstaatsangehörigkät der I nhaber äner Aufenthaltserl aubni saus familiären 
Gründen, nachdem sät Beginn der Erfassung im Jahr 2005 durchgängig bis 2014 nachziehende türki¬ 
sche Staatsangehöri ge di e größte Gruppe bi I deten. I m J ahr 2018 wurde allerdi ngs mit 14350 ä n rä - 
senden syrischen Familienangehörigen än deutlicher Rückgang des Familiennachzugs aus diesem 
Herkunftsland im Vergläch zum Vorjahr registriert (33.389 nachziehende Fami lienangehörige in 
2017,-57,0%). Nach änem Antäl von 29,l%im Jahr 2017 sank somit der An täl syrischer Staatsange¬ 
höri gen am gesamten Fami I i en nachzug i m J ahr 2018 auf 14,8 % (vgl. Abbi I düng 3-19). Der Rückgang 
ist unter anderem äne Fol ge der gesunkenen Fluchtmigration syrischer Staatsangehöriger. Nachzie¬ 
hende Kinder machen dabä änen Antäl von 54,3%aus(vgl.Abbildung3-20). 

AntürkischeStaatsangehörigewurden imjahr20188.401Aufenthaltserlaubnisseausfamiliären 
Gründen ertält, 9,5%mehr als im Vorjahr (2017:7.670 Aufenthaltserlaubnisse). Di es entspricht änem 
Antäl von 8,6% Wäter angestiegen ist auch der Familiennachzug von Staatsangehörigen aus den 
Westbalkanstaaten Kosovo, Bosnien und Herzegowina, Serbien, Albanien und Mazedonien. Eine 
deutliche Zunahme der Familiennachzugszahlen konnte auch bä Staatsangehörigen aus den durch 
änen hohen Antäl an Fluchtmigration gekennzächneten Herkunftsstaaten Iran und Afghanistan 
festgestält werden. Dagegen war än starker Rückgang des Nachzugs irakischer Familienangehöriger 
zu verzächnen (-43,2%). Auf etwaglächem Niveau wieim Vorjahr bewegte sich der Familiennach¬ 
zug von indischen und russischen Staatsangehörigen. Bä indischen Staatsangehörigen handät es sich 
häufig um den Nachzug zu (hoch-)qualifizierten Erwerbsmigrantinnen und Erwerbsmigranten. Ein 
Indikator dafür, dass es sich bäm Familiennachzug von indischen Staatsangehörigen häufig um den 
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Nachzug zu (hoch-) qualifizierten Personen handelt, ist der überproportional hoheAnteil von Ehe¬ 
partnerinnen bzw. Ehepartner und Kindern, diezu einer Person mit äner Blauen Kartenachziehen. 
Der Anteil des Familiennachzugs zu einem Inhaber bzw. Inhaberin einer Blauen Karte am gesamten 
Familiennachzug (bezogen auf alle Staatsangehörigkeiten) beträgt 9% Bei indischen Staatsangehöri¬ 
gen beträgt dieser Anteil 38%und ist mit Abstand der höchste unter allen Nationalitäten. 
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Abbildung3-20: Familiennachzug(erteilteAufenthaltserlaubnisse)imJahr 2018nach ausgewählten Staats- 
angehörigkaten 
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Betrachtet man dieStruktur des Familiennachzugs anhand der ausgewählten Staatsangehörigkeiten, so zei¬ 
gen sich deutliche Unterschiede zwischen den einzelnen Staatsangehörigkäten. Bei Staatsangehörigen aus 
der Russischen Föderation und der Ukraine dominiert der Nachzug von Eheleuten zu Deutschen. Überpro¬ 
portional hoch ist der Nachzug von Eheparnerinnen bzw. Ehepartnern zu Deutschen auch bei Staatsange¬ 
hörigen ausMarokko. Bei Staatsangehörigen aus Thailand überwiegt die Ehegattenmigration von Ehefrauen 
zu deutschen Männern, bei Staatsangehörigen auslndien von Ehefrauen zu ausländischen Staatsangehöri¬ 
gen. Zudem ist der Familiennachzug aus Syrien, dem Irak und Bosnien-Herzegowina durch einen hohen 
Anteil nachziehender Kinder gekennzeichnet (vgl. Abbildung 3-20). 


Familiennachzug von Drittstaatsangehörigen zu EU-Staatsangehörigen 

Der Familiennachzug zu ausländischen Unions- bzw. EWR-Staatsangehörigen richtet sich nach dem Fräzü- 
gigkeitsgesetz/EU (§ 2Absatzli.V.m.§ 3FreizügG/EU). Imjahr2018sind 13.889drittstaatsangehörigeFami¬ 
lienangehörige von EU- bzw. EWR Staatsangehörigen eingereist, denen ei ne Aufenthaltskarte nach § 5Ab& 
IS. lFreizügG/EU ausgestellt wurde (2017:12.265 Angehörige). Damit stieg der Zuzug von Familiengehöri¬ 
gen aus Drittstaaten gegenüber 2017 um 13,2 % Darunter befanden sich 1.894 Staatsangehörige aus Serbien 
(inkl. ehern. Serbien und Montenegro), 1.892 aus Moldau, 1.759 aus Mazedonien, 1.037 aus Bosnien-Herzego¬ 
wina, 865 aus Albanien und 745 aus Brasilien. Ende 2018 hatten insgesamt 74.442 drittstaatsangehörige Fa¬ 
milienangehörige von EU-Staatsangehörigen eineAufenthaltskarte(2017:61.698). 

Sprachprüfungen im Herkunftsland 

Seit der Einführung desSprachnachweises beim Nachzug zur ausländischen oder deutschen Ehe- oder Le¬ 
benspartnerin bzw. zum ausländischen oder deutschen Ehe- bzw. Lebenspartner (§ 30 Abs. 1S. 1 Nr. 2 und 
§ 28 Abs. lS.5AufenthG) müssen nachziehende Eheleute bzw. Lebenspartner oder Lebenspartnerin in der 
Regel einfacheSprachkenntnisseder deutschen Sprache nach weisen. Diese werden in der Regel durch die 
erfolgreicheTei Inahme an einem anerkannten Sprachkursim Herkunftsland nachgewiesen. Ein Nachweis 
änfacher deutscher Sprachkenntnisse ist grundsätzlich Voraussetzung für die Erteilung eines Visums (siehe 
hierzu im Einzelnen § 30Abs. lAufenthG). 

Imjahr 2018 haben weltwät insgesamt 48.130 Drittstaatsangehörige an der angebotenen 142 Sprachprüfung 
„Start Deutsch 1" des Goethe-Instituts teilgenommen. 143 Im Vergleich zum Vorjahr ist diesen Anstieg um 
12,4% (2017:42.835). Die Bestehensquote 144 bei Personen, diezuvor einen Sprachkurs des Goethe Instituts 
besucht haben (internePrüfungsteilnehmer), betrug72% bei externen Prüfungsteilnehmern lagdieBeste 
hensquotebei 65% Insgesamt lag die Bestehensquote bei den Sprachprüfungen „Start Deutsch 1" imjahr 
2018 bei 66 %und war damit identisch zum Vorjahr. 

Dabei wurden jenach Herkunftsland unterschiedliche Bestehensquoten registriert. Betrachtet man die 
Hauptherkunftsländer des Nachzugs von Ehe oder Lebenspartnerinnen bzw. Ehe oder Lebenspartnern, so 


142 Soweit di e Standorte des Goethe-1 nsti tutes i m Ausl and di ese anbi eten .Die Standorte können auf der I nternetsei te des Goethe- 
I nsti tutes abgefragt werden: https:// www.goethe.d^ d^ spr/ kup/ prf/ prf/ sdl.html . 

143 Daten basieren auf M ittalung des Goethe-1 nstituts vom 30. August 2019. 

144 Die Bestehensquote bezieht sich auf alle abgelegten Sprachprüfungen (Erst- und Wiederholungsprüfungen). 
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waren relativ hohe Bestehensquoten in der Ukraine (83%), in der Russischen Föderation (81%) und in In¬ 
dien (80%) zu verzächnen. Dieniedrigste Bestehensquote unter den 15 Hauptherkunftsländern haben der 
Irak (44%) und Nigeria (58%). Die Bestehensquote in der Türkei betrug 62 % 145 (vgl. Tabelle 3-28). 

Tabelle3-28:Sprachprüfung „Start Deutsch 1" des Goethe-Instituts in den 15 Hauptherkunftsländern imjahr 
2018 


Herkunftsland 

Gesamtzahlen 
(intern & extern) 

1 nterne 
Prüfungsteil¬ 
nehmende 1 

Externe Prüfungstei 1 nehmende 

Prüfungen 

(absolut) 

Bestehens¬ 

quote 

Bestehens¬ 

quote 

Bestehens¬ 

quote 

Anteil externer 
Prüfungsanmel¬ 
dungen an Ge¬ 
samtzahl Prüfun¬ 
gen 

Türke 

8.470 

62% 

73% 

60% 

90% 

Mazedonien 2 

7.109 

69% 

68% 

69% 

99% 

Thailand 

2.690 

75% 

83% 

73% 

74% 

Russische Föderation 

2.566 

81% 

81% 

81% 

71% 

Vietnam 

1.920 

67% 

70% 

66% 

80% 

Irak 

1.626 

44% 

68% 

42% 

91% 

Pakistan 

1.499 

60% 

73% 

58% 

87% 

Tunesien 

1.435 

63% 

68% 

63% 

96% 

Philippinen 

1.434 

61% 

65% 

59% 

58% 

Ukraine 

1.364 

83% 

85% 

83% 

93% 

Marokko 

1.349 

75% 

80% 

75% 

89% 

Nigeria 

1.275 

58% 

52% 

59% 

84% 

Albanien 

1.160 

59% 

66% 

58% 

83% 

Serbien 

1.147 

70% 

88% 

69% 

95% 

Ägypten 

1.066 

70% 

73% 

69% 

82% 

Gesamt 

48.130 

66% 

72% 

65% 

82% 


1) Teil nehmende an Sprachkursen des Goethe-Instituts 

2) inklusive Kosovo 


Quel I e: Goethe-1 nstitut 2019 


145 Ei ne Befragung von Tel nehmenden von Vorberei tu ngs-Sprachkursen an den Goethe-1 nsti tuten in der Türkei hat ergeben, dass die 
Mehrheit der Befragten die Angebote zur vorintegrativen Sprachförderung als notwendig erachtet und positiv bewertet. So stimm¬ 
ten 87 % der Aussage zu, dass al I e M enschen bereits vor der Ei n rä se i n das Land, i n dem si e künfti g I eben werden, i m H erkunftsl and 
Sprachkenntnisseerwerben sollten. Vgl. Döhla2015:329ff. 
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3.6 Migration aus weiteren aufenthaltsrechtlichen Gründen 

Neben den in den vorangehenden Kapiteln dargestellten Zuwanderergruppen gibt es noch wäterelegale 
Möglichkeiten der Migration und des Aufenthalts von Drittstaatsangehörigen. Es handelt sich um von be¬ 
stimmten Voraussetzungen abhängige besondere Aufenthaltsrechte, wie bei spielsweise das Recht auf Wie¬ 
derkehr von Ausländerinnen und Ausländern (§ 37 AufenthG) und ehemaligen Deutschen (§ 38 AufenthG) 
sowie die Ertei lung einer Aufenthaltserlaubnis in begründeten Fäl len für einen vom Aufenthaltsgesetz nicht 
ausdrücklich vorgesehenen Aufenthaltszweck (§ 7 Abs 1S. 3 AufenthG). Personen, die in einem anderen 
Mitgliedstaat der EU langfristig aufenthaltsberechtigt sind, erhalten ei ne Aufenthaltserlaubnis, wenn siesich 
länger als90Tageim Bundesgebiet aufhalten wollen (§ 38a Abs 1 AufenthG). 146 

Ausländische Personen, dieals Minderjährige rechtmäßig ihren gewöhnlichen Wohnort im Bundesgebiet 
hatten, kann äne Aufenthaltserl aubnisertält werden, wenn siesich vor ihrer Ausräse acht Jahre rechtmä¬ 
ßig in Deutschland aufgehalten und sechsJahre die Schule besucht haben. Zudem mussdieSicherung des 
Lebensunterhalts gewährleistet sein. Der Antrag auf Erteilung ei ner Aufenthaltserlaubnis muss nach Vol len- 
dung des 15. und vor Vollendung des 21. Lebensjahres und vor Ablauf von fünf Jahren seit der Ausreise aus 
Deutschland gestellt werden. Nach § 37 Abs. 2 AufenthG kann von der Voraussetzung der Dauer des recht¬ 
mäßigen Aufenthaltes und des Schul besuchs sowie dem Zeitfenster zur Antragstel lung zur Vermeidung be¬ 
sonderer Härten abgesehen werden. 

Nach § 37 Abs. 2a S. 1 AufenthG kann Opfern von Zwangsverheiratungen, dieals Minderjährige in Deutsch¬ 
land aufhältig waren, eineAufenthaltserlaubniserteilt werden, wenn sie von der Rückkehr nach Deutsch¬ 
land abgehalten wurden, den Antrag innerhalb von drä Monaten nach Wegfall der Zwangslage und vor Ab¬ 
lauf von fünf Jahren seit ihrer Ausreise stellen sowie gewährlei stet erscheint, dass sie sich aufgrund der bis¬ 
herigen Ausbildung und Lebensverhältnissein diedeutschen Lebensverhältnisse ei nfügen können. Ein 
noch wätergehendes Wiederkehrrecht wird durch § 37 Abs. 2a S. 2 AufenthG denjenigen Opfern von 
Zwangsverhäratungen gewährt, diesich vor ihrer Ausrase beräts mindestens achtjahre rechtmäßig in 
Deutschland aufhielten und sechsJahredieSchule besuchten. Opfer von Zwangsverheiratungen, die unter 
diese Personengruppe fallen, können den Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserl aubnisnoch biszu zehn 
J ahre nach Ausrä se stel I en . 147 

Rentnerinnen und Rentner, die in ihre Herkunftsländer zurückgekehrt sind, wird in der Regel eine Aufent¬ 
haltserl aubnisertält, wenn siesich vor ihrer Ausräse acht Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten 
haben (§ 37 Abs 5 AufenthG). 

Nach § 38 Abs 1 Nr. 1 AufenthG ist änem ehemaligen deutschen Staatsangehörigen äneNiederlassungser- 
laubniszu ertälen, wenn er sich bä Verlust der deutschen Staatsangehörigkät sät mindestens fünf Jahren 
in Deutschland aufhiät. Ehemali ge deutsche Staatsangehörige erhalten äneAufenthaltserlaubnis, wenn sie 
bä Verlust der deutschen Staatsangehörigkät sät mindestens änem Jahr ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Bundesgebiet hatten (§ 38 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG). 

Zudem kann änem ausländischen Staatsangehörigen in begründeten Fällen äneAufenthaltserlaubnisfür 
änen nicht im Aufenthaltsgesetz vorgesehenen Aufenthaltszweck ertält werden (§ 7 Abs. IS. 3 AufenthG). 


146 Vgl. Müller 2013. 

147 In den Jahren 2011 bis2018 sind keine Personen auf der Grundlage dieser Wiederkehrrechte eingereist. 
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Imjahr 2018 sind 3.072 Personen aus weiteren begründeten Fällen nach Deutschland eingereist (§ 7 Abs. IS. 
3 AufenthG), 2017 waren es 2.662. Damit stieg dieZahl der auf der Grundlage von § 7 Abs. 1S. 3 AufenthG 
erteilten Aufenthaltserlaubnisseim Vergläch zum Vorjahr um 15,4% Dabei wurden die mästen Aufent¬ 
haltserlaubnisse an Staatsangehörige aus den Veränigten Staaten (871)ertält(vgl.Tabdle3-29). 


Tabäle3-29: Auswäteren Gründen in den Jahren 2017 und 2018 zugewanderte Personen nach ausgewählten 
Staatsangehörigkäten und Aufenthaltstitä ___ 


Staatsangehöri gkä t 

Auf ent hal tser 1 au bn i s 

Niederlas¬ 
sungserl au b- 

nisfür ehe¬ 
malige Deut¬ 
sche (§38 

Abs. 1 Nr. 1 

AufenthG) 

Wätere 

Gründe 

für sonstige be¬ 
gründete Fälle 
(§7Abs. IS. 3 

AufenthG) 

für die Wie¬ 
derkehr junger 

Ausländerin¬ 
nen und Aus¬ 
länder (§ 37 

Abs. 1 Auf¬ 
enthG) 

für die Wie¬ 
derkehr von 

Rentnerinnen 

und Rentnern 

(§37 Abs. 5 

AufenthG) 

für ehemalige 

deutsche 

Staatsangehö¬ 
rige (§ 38 Abs. 1 
Nr. 2, Abs. 2 

und 5 Auf¬ 
enthG) 

2017 

2018 

2017 

2018 

2017 

2018 

2017 

2018 

2017 

2018 

2017 

2018 

Vereinigte Staaten 

917 

871 

1 

1 

2 

3 

38 

41 

7 

3 

965 

919 

Libyen 

198 

401 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

198 

401 

Thailand 

83 

262 

0 

1 

0 

0 

1 

0 

0 

0 

84 

263 

Türke 

71 

52 

3 

3 

20 

18 

9 

4 

104 

74 

207 

151 

Brasilien 

120 

138 

1 

2 

0 

0 

1 

0 

0 

0 

122 

140 

Japan 

90 

110 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

90 

110 

Russi sehe Föderati on 

99 

107 

1 

2 

0 

0 

1 

0 

2 

0 

103 

109 

Kanada 

80 

100 

0 

1 

0 

0 

9 

7 

0 

1 

89 

109 

China 

79 

88 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

79 

88 

Australien 

63 

71 

0 

0 

0 

0 

8 

9 

0 

0 

71 

80 

1 nsgesamt 

2.662 

3.072 

10 

11 

29 

25 

89 

79 

117 

82 

2.907 

3.269 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 


An ehemalige dejtsche Staatsangehörige wurden 2018161 Aufenthaltstitä (79 Aufenthalts- und 82 Nieder¬ 
lassungserlaubnisse) ertält (2017: 206 Aufenthaltstitä), 48,4% davon an türkische Staatsangehörige. An wie¬ 
derkehrendejunge ausländische Personen wurden 11, an wiederkehrendeRentnerinnen und Rentner 25 
Auf en th al tser I au bn i sse ertä 11 (vgl. T abä I e 3- 29). 
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Tabdle3-30: Zuwanderung von in anderen Mitgliedstaaten der EU langfristig Aufenthaltsberechtigten 2013 
bis 2018 


Staatsangehöri gkeit 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 

Albanien 

152 

333 

611 

600 

585 

797 

Kosovo 

962 

1148 

1.030 

800 

666 

573 

Pakistan 

179 

347 

450 

494 

495 

552 

Indien 

175 

270 

414 

441 

491 

538 

Vietnam 

132 

348 

469 

443 

455 

486 

Mazedonien 

290 

469 

467 

360 

267 

291 

Marokko 

125 

197 

278 

278 

262 

279 

Bosn i en-H erzegowi na 

280 

333 

292 

281 

325 

268 

Bangladesch 

50 

70 

147 

152 

140 

221 

Türke 

47 

71 

97 

144 

134 

177 

Nigeria 

58 

78 

106 

83 

104 

132 

Ghana 

80 

129 

111 

84 

81 

107 

China 

106 

104 

114 

89 

100 

100 

Serbien 1 

59 

87 

97 

72 

85 

78 

Insgesamt 

2.995 

4.412 

5.230 

4.809 

4.713 

5.177 


1) Inkl.ehern.Serbien und Montenegro. 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 

Im jahr 2018sind insgesamt 5.177 Drittstaatsangehörige, diein einenn anderen EU-Mitgliedstaat langfristig 
aufenthaltsberechtigt sind (§ 38a Abs. 1 AufenthG), zugewandert. Dies ist ein leichter Anstieg um 9,8% im 
Vergleich zum Vorjahr (2017: 4.713 Drittstaatsangehörige). Die meisten Aufenthaltserlaubnisse wurden an 
Staatsangehörige aus Albanien (797), dem Kosovo (573), Pakistan (552) und Indien (538) erteilt. Zum 31. De¬ 
zember 2018besaßen insgesamt 26.945 Personen eineAufenthaltserlaubnisnach § 38a AufenthG (Ende2017: 
23.361) (vgl. Tabelle 3-30). 
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37 Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler 
3.7.1 GesetzlicheGrundlagen und Verfahren 

Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler 148 sind nach § 4 des Bundesvertriebenengesetz (BVFG) in der Regel 
deutsche Volkszugehörige, die infolge des Zweiten Weltkrieges besonderen Belastungen, einem besonderen 
Kriegsfolgenschicksal, ausgesetzt waren. Sie haben die im BVFG benannten Aussiedlungsgebiete nach dem 
31. Dezember 1992 im Wege des Aufnahmeverfahrens verlassen und innerhalb von sechs Monaten ihren 
ständigen Aufenthalt im Bundesgebiet genommen. 

Di e Voraussetzung der deutschen Vol kszugehöri gkei t i st bei 0 ner vor dem 31. Dezember 1923 geborenen an¬ 
tragstell enden Person erfüllt, wenn sie sich in ihrer Heimat zum deutschen Volkstum bekannt hat und dieses 
Bekenntnis durch bestimmte Merkmale wie Abstammung, (deutsche) Sprache, Erziehung oder Kultur bestä¬ 
tigt wird (§ 6 Abs 1 BVFG). Für nach dem 31. Dezember 1923, aber vor dem 1. Januar 1993 Geborene gilt § 6 
Abs. 2 BVFG. Danach ist deutsche Volkszugehörige bzw. deutscher Vol kszugehöri ger, wer von einer oder ei¬ 
nem deutschen Staatsangehörigen oder deutschen Volkszugehörigen abstammt, sich bis zum Verlassen der 
Aussiedlungsgebietezum deutschen Volkstum bekannt und ihr/sein Bekenntnis grundsätzlich durch dieFä- 
higkeit, ein einfaches Gespräch auf Deutsch führen zu können, bestätigt hat oder nach dem Recht des Her¬ 
kunftsstaates zur deutschen Nationalität gehört hat. Ein Bekenntnis zum deutschen Volkstum kann durch 
eine entsprechende National itätenerklärung oder „auf andere Weise" erfolgen, d. h. insbesondere durch den 
Nachwasausra ehender deutscher Sprach kenntnisse entsprechend dem Niveau Bl des Gemeinsamen Euro¬ 
päischen ReferenzrahmensfürSprachen (GER) oder durch den Nachweisfamiliär vermittelter Deutsch kennt¬ 
nisse. 

Mit dem Aussiedleraufnahmegesetz vom 28.Juni 1990 149 wurde ein förmliches Aufnahmeverfahren einge¬ 
führt. 150 Seither ist ei ne Zuwanderung nach dem BVFG grundsätzlich nur dann möglich, wenn bereits vor 
dem Verlassen des Herkunftsgebietes das Vorliegen der gesetzlichen Aufnahmevoraussetzungen durch das 
Bundesverwaltungsamt vorläufig überprüft und durch Erteilung änes Aufnahmebescheides bqaht worden 
ist. Auf der Grundlage des Aufnahmebeschei des wird dann ein Visum zur Einrei sein das Bundesgebiet erteilt. 
Nachdem Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler in dem ihnen zugewiesenen Bundesland Wohnsitz ge¬ 
nommen haben, stellt das Bundesverwaltungsamt zum NachweisderSpätaussiedlereigenschaftäneBeschä- 
nigung aus (§ 15 Abs. IS. 1 BVFG). 

Durch dasKriegsfolgenbereinigungsgesetz (KfbG)vom 21. Dezember 1992 151 wurden dieAufnahmevoraus- 
setzungen grundlegend neu geregelt. Die bisherige Rechtsfigur des, Aussiedlers" nach § 1 Abs 2 Nr. 3 BVFG 
wurde mit Wirkung zum 1. Januar 1993 durch den neu geschaffenen Tatbestand des „Spätaussiedlers" (§ 4 
BVFG) ergänzt. Zudem wurde imjahr 2007 dasAufnahmeverfahren vereinfacht. Seither ist ausschließlich 
das Bundesverwaltungsamt zuständig. Die zusätzliche Prüfung durch die Länder ist entfallen. 


148 Da Gegenstand dieses Kapitels ganz überwiegend Personen sind, die ab 1993 nach Deutschland kamen, wird zur sprachlichen Ve¬ 
ra nfachung durchgehend „Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler" statt der Sch reibweise mit Klammern verwendet, auch wenn im 
Einzelfall Personen ein geschlossen sind,diein die Kategorie, Aussiedlerinnen und Aussiedl er" (Ein reise nach Deutschland bis 
31.12.1992) fallen. 

149 BGBl. 1990Teil I Nr.32:1247. 

150 Zu den rechtlichen Grundlagen der Aufnahme von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern vgl. auch Worbset al. 2013:13ff. sowie 
BMI 2011:138-147. 

151 BGBl. 1992Teil I Nr. 58:2094. 
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Einbeziehung von Ehepartnerinnen und Ehepartnern und Nachkommen 

Erfüllen sich bewerbende Personen alle Voraussetzungen für den Status als Spätaussiedlerin bzw. Spätaus¬ 
siedler, wird ihnen an Aufnahmebeschäd erteilt. Auf Antrag können ihre Ehepartnerinnen und Ehepartner 
sowie Nach kommen bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 27 Abs. 2 S. 1BVFG zum Zwecke der gemein¬ 
samen Aussiedlung in den Aufnahmebescheid anbezogen werden. Ei ne Einbeziehung ist nur möglich, wenn 
die Spätaussiedlerin oder der Spätaussiedler selbst sie ausdrücklich beantragt und bä der änzubeziehenden 
Person kan Ausschlussgrund vorliegt. Ehepartnerinnen und Ehepartner können nur noch änbezogen wer¬ 
den, wenn die Ehe sät mindestens drä Jahren besteht. Zudem müssen diese und auch sämtliche volljährige 
Nachkommen Grundkenntnisse der deutschen Sprache besitzen. 

Mit dem am 14. September 2013 in Kraft getretenen Zehnten Gesetz zur Änderung des BVFG wurde die Fa¬ 
milienzusammenführung erheblich erlächtert. So ist das Erfordernis der gemänsamen Aussiedlung entfal¬ 
len, d. h. Ehepartnerinnen bzw. Ehepartner und Nachkommen können bä Vorliegen der sonstigen Voraus¬ 
setzungen nachträglich in den Aufnahmebeschäd änbezogen werden und nach Deutschland aussiedän. Die 
Pflicht zum Nachwäsvon Grundkenntnissen der wie bis dahin auch deutschen Sprache gilt nunmehr nur 
noch für die Ehepartnerin bzw. Ehepartner und erwachsene, nicht aber für minderjährige Nachkommen. Von 
der Pflicht zum Sprachnachwäs sind auch Personen befrä t, die wegen äner körperl ichen,gästi gen und see¬ 
lischen Krankhät oder äner Behi nderung im Sinne des § 2 Abs. IS. 1 des Neunten Buches Sozi algesetzbuch 
käneGrundkenntnisseder deutschen Sprache besitzen können (§ 27Abs.2S.5BVFG).Zuvor galtdieseAus- 
nahmenurfür Personen, die wegen äner Behinderung käneGrundkenntnisseder deutschen Sprache besit¬ 
zen können 

Diesonstigen nichtdeutschen Familienangehörigen (z. B. Schwieger- und Stiefkinder) sowie die Ehepartnerin 
bzw. Ehepartner und Nachkommen, diedie Einbeziehungsvoraussetzungen nicht erfüllen, können nur nach 
M aßgabe des im Aufenthaltsgesetz geregäten Familiennachzugs zu Deutschen änräsen. 152 

Nach der Einräsesind Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler und ihre in den Aufnahmebeschäd änbezo- 
genen Familienangehörigen verpflichtet, sich in äner Erstaufnahmeänrichtung des Bundes registrieren zu 
lassen (§ 8 Abs. IS. 4 BVFG). Vom Bundesverwaltungsamt werden dieneu änräsenden Personen dann nach 
dem sogenannten „Königstäner Schlüssä" auf die Bundesländer vertält (§ 8 BVFG). 

Beschänigungsverfahren und Erwerb der Staatsangehörigkät 

Die vom Bundesverwaltungsamt ausgestälte Beschänigung dient nach § 15 Abs. 1S. 1BVFG als Nachwäs 
der Eigenschaft und der endgültigen Feststälung des Status der Spätaussiedlerin bzw. des Spätaussiedlers. 
Familienangehörigen (Ehepartnerinnen sowie Ehepartner oder Nachkommen) wird die Beschänigung zum 
Nachwäs des Status nach Art. 116 Abs. 1GG sowie der Lästungsberechtigung nach § 7 Abs. 2 S. 1 BVFG aus- 
gestält (§ 15 Abs. 2 S. 1 BVFG). 

MitAusstälungder Beschänigung erwerben Spätaussi edlerinnen und Spätaussiedler und der in den Aufnah- 
mebeschä d ä n bezogene Fami I i enangehöri ge di e deutsche Staatsangehörigkät (§ 7 des Staatsangehöri gkäts- 
gesetzes- StAG). Diese Form des Staatsangehöri gkätserwerbs geht nicht in dieamtliche Einbürgerungssta¬ 
tistik än (vgl. Kapitä 8.4) 

152 Den Familiennachzugsbereehtigten wird zum Zweck der gemeinsamen Ausreise mit der Spätaussiedlerin bzw. dem Spätaussiedler 
ein auf 90 Tage befristetes national es Visum ausgestellt, das nach der Aufnahme im Bundesgebiet in ei ne Aufenthaltserlaubnis zum 
Familiennachzug umgewandelt wird (§ 39 Nr. lAufenthV). Zum Zeitpunkt ihrer Einreise sind Personen mit Aufnahme- und Einbezie¬ 
hungsbescheiden in der Regel noch kane deutschen Staatsangehörigen. Deshalb ist nach § 4 Abs. 1S. 1 AufenthG auch für sie die Er- 
tä I ung ei nes Aufenthaltstitels vor der Ei nreise erforderl ich. 
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Familienangehörige, die die Einbeziehungsvoraussetzungen nicht erfüllen, sowie andere Verwandte (z. B. 
Schwiegerkinder) behalten die ausländische Staatsangehörigkeit bei. Sie können die deutsche Staatsangehö¬ 
rigkeit nur auf Antrag im Wege der Einbürgerung erwerben, wenn sie die hierfür maßgeblichen Vorausset¬ 
zungen nach den allgemeinen Einbürgerungsvorschriften erfüllen (vgl. dazu Kapitel 8.4). 


3.7.2 Entwicklung der Zuwanderung 

Diestatisti sehe Erfassung der Aufnahme von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern findet personen bezo¬ 
gen beim Bundesverwaltungsamt in Köln statt. Im Zeitraum von 1990bis2018 wanderten über 2,5 Millionen 
Menschen in diesem rechtlichen Rahmen nach Deutschlandzu (2.544.734). Es ist davon auszugehen, dassdie 
überwiegende Mehrheit von ihnen dauerhaft in Deutschland bleibt. 153 

Nachdem die Zuwanderung von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern einschließlich ihrer Familienan¬ 
gehörigen imjahr 1990 ihren Höhepunkt erreicht hatte (397.073), sind dieZuzugszahlen stetig zurückgegan¬ 
gen. DieZuzugszahl imjahr 2012 betrug nur noch 1.817 Personen (vgl.Tabelle3-44, Abbildung 3-21 und Ab¬ 
bildung 3-22). Damit wurde imjahr 2012 der niedrigste Zuzug seit Beginn des Aufnahmeverfahrens im Jahr 
1950 registriert. In den folgenden Jahren wurde wieder ein Anstieg der Zuzugszahlen verzächnet. Imjahr 
2018 wurden 7.126 Personen als Spätaussiedlerinnen bzw. Spätaussiedler registriert. Dies entspricht einer 
leichten Stägerung im Vergläch zum Vorjahr (2017:7.059 Personen) um rund 1,0 % 

Zwischen 1999und 2011 sank di eAnzahl der neu gestellten Aufnahmeanträgenahezu kontinuierlich. Imjahr 
1999 lag sie noch bei etwa 117.000, während imjahr 2010 nur mehr 3.908 Aufnahmeanträge gestellt wurden. 
Seitdem sind dieZahlen deutlich gestiegen, schwanken aber zum Tal erheblich (2013:10.963; 2014:30.009). 
ImJahr2018wurden mit 14.705Anträgen 11,2%mehrAnträgegestelltalsimVorjahr (2017:13.225Anträge). 
Insgesamt wurden im Zeitraum von 1990 bis 2018 etwa 2,81 Millionen Aufnahmeanträge gestellt. 154 


153 Vgl. Worbs et al. 2013:35f. 

154 Ein Aufnahmebeschäd ist unbefristet gültig und berechtigt zur Einreise zu änem beliebigen Zätpunkt. Es ist nicht bekannt, wie 
vieleAntragstellendemit einem positiven Bescheid noch in den Herkunftsländern leben. 
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Abbildung 3-21: Zuwanderung von Spätaussi edlerinnen und Spätaussiedlern und ihren Familienangehöri- 



Abbildung3-22: Zuwanderung von Spätaussi edlerinnen und Spätaussiedlern und ihren Familienangehöri¬ 
gen nach Herkunftsländern von 2000 bis2018 
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Herkunftsländer 

Die Größenordnung sowie die Zusammensetzung des Zuzugs von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern 
nach Herkunftsgebieten hat sich seit Beginn der 1990er-Jahrestark verändert (vgl. Tabelle 3-44 im Anhang 
sowieAbbildung3-22). Imjahr 1990 kamen noch 133.872 Personen aus Polen und 111.150 aus Rumänien. Im 
Jahr 2018 zogen nur noch 10 bzw. 2 Spätaussiedlerinnen bzw. Spätaussiedler aus diesen Ländern nach 
Deutschland (vgl.Tabelle3-44 im Anhang). Der Rückgang der Zuzugszahlen ausdiesen Staaten ist insbeson¬ 
dere auf das I nkrafttreten des KfbG im Januar 1993 und das dadurch ei ngeführte Erfordernis der Glaubhaft¬ 
machung änes Kriegsfolgenschicksalszurückzuführen. 155 

Seit 1990 stellen Personen aus der ehemaligen Sowjetunion diezahlenmäßigstärkste Gruppe (vgl.Tabelle3- 
44 im Anhang). I nzwisehen kommen Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler mit ihren Angehörigen fast aus- 
schließlich von dort. Im jahr 2018 zogen 7.112 Personen aus den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjet¬ 
union nach Deutschland (2017: 7.043). Ihr Anteil am gesamten Zuzug liegt seitJahren bei etwa 98% Hierbei 
waren diegrößten Herkunftsländer imjahr 2018 die Russische Föderation mit 3.496 Personen (2017: 3.116) 
sowie Kasachstan mit 2.292 Personen (2017:2.690). Aus der Ukraine kamen imjahr 2018 873 (2017:795), aus 
Kirgisistan 120(2017:91)undausWäßrussland 109 Personen (2017:124) (vgl.Tabelle3-44im Anhang). 

Altersstruktur 

Die Zuwanderung von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler und ihren Familienangehörigen wirkt sich - 
ähnlich wie die Zuwanderung von ausländischen Staatsangehörigen - positiv auf die Altersstruktur der Be¬ 
völkerung in Deutschland aus Wal die zuwandernden Personen relativ jung sind, kommt es zu einem Ver¬ 
jüngungseffekt, wenn auch diezuwandernden Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler im Schnitt etwas älter 
sind als die zuziehenden ausländischen Personen. So waren 78,5% der imjahr 2018 zugezogenen Spätaus¬ 
siedlerinnen und Spätaussiedler unter 45Jahrealt während nur 48,9 %der Gesamtbevölkerung auf diese Al¬ 
tersgruppeentfallen (vgl. Abbildung 3-23 und Tabelle 3-45 im Anhang). Dagegen waren nur 4,5%der Spät¬ 
aussiedlerinnen und Spätaussiedler 65Jahreund älter, aber 21,5 %der Gesamtbevölkerung. 


155 Seit dem Inkrafttreten des KfbG müssen Antragstellende, die nicht aus den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion stammen, 
glaubhaft machen, dass sie am 31. Dezember 1992 oder danach Benachtaligungen aufgrund ihrer deutschen Volkszugehörigkät aus¬ 
gesetzt waren (§ 4 Abs. 2 BVFG). Bei Antragstellenden aus den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion wird die Fortwirkung 
dieser Benachteiligungen als gesetzliche Kriegsfolgenschicksalsvermutung weiterhin unterstellt. 
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Abbildung 3-23: Altersstruktur der imjahr 2018zugezogenen Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler und 
ihrer Familienangehörigen imVerglach zur Gesamtbevölkerung in Prozent 
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Quäle: Bundesverwaltungsamt 
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3.8 Rückkehr von deutschen Staatsangehörigen 

Auch die Rückkehr deutscher Staatsangehöriger aus dem Ausland stellt eine relevante Zuwanderungsform 
dar. Nachdem in den Jahren von 1991 bis 2004 und im Jahr 2009 Deutsche jewäls die größte Gruppe aller 
Zugezogenen aus dem Ausland bildeten, wurden ab dem Jahr 2010- wieberätsvon 2005 bis 2008- wieder 
mehr Zuzüge von polnischen und ab dem Jahr 2013 auch von rumänischen Staatsangehörigen als von Deut¬ 
schen registriert (siehe Kapitel 14 bzw.Tabäle 3-46 im Anhang). Imjahr 2018 wurden 201.531 Zuzüge von 
Deutschen (einschließlich der nach dem Bundesvertriebenengesetz aufgenommenen Spätaussiedlerinnen 
und Spätaussiedler und der in deren Aufnahmebeschäd änbezogenen Ehepartnerin bzw. Ehepartner und 
Nachkommen (vgl. Kapitel 3.7) in der Wanderungsstatistik verzächnet (2017:166.703, damit sind deutsche 
Staatsangehörige nach Rumäninnen und Rumänen diezwätgrößteZuwanderungsgruppe. Der Antäl der Zu¬ 
züge von deutschen Staatsangehörigen an der Gesamtzuwanderung beträgt 12,7% 

Insgesamt geht die Zahl der Zuzüge von Deutschen sät Mitte der 1990er Jahre zurück, allerdings lassen sich 
sät M itteder 2000er J ahre lacht stägendeTendenzen feststä len. I m J ahr 2018 ist die Anzahl der Zuzüge von 
166.703 im Jahr 2017 auf 201.531 gestiegen (+20,9%) (vgl. Tabäle 3-11). Die geringeren Zuzugszahlen von 
Deutschen im Vergläch zu den 1990er Jahren sind im Wesentlichen auf änen Rückgang der Spätaussiedler¬ 
zahlen zurückzuführen (sieheim Einzänen dazu Kapitä 3.7). 
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Tabelle3-31: Wanderungen von Deutschen über die Grenzen Deutschlands von 2000 bis2018 


Jahr 

Zuzüge 

insgesamt 

darunter: 

Spätaussi edlerinnen und 
Spätaussiedler 2 

Zuzüge ohne 
Spätaussi edlerinnen und 
Spätaussiedler 

Fortzüge 

Wanderungs¬ 

saldo 

Wanderungssaldo 

ohne 

Spätaussi edlerinnen 
und Spätaussiedler 

absolut 

in % 

absolut 

in % 

2000 

191.909 

85.698 

44,7 

106.211 

55,3 

111.244 

80.665 

-5.033 

2001 

193.958 

86.637 

44,7 

107.321 

55,3 

109.507 

84.451 

-2.186 

2002 

184.202 

78.576 

42,7 

105.626 

57,3 

117.683 

66.519 

-12.057 

2003 

167.216 

61.725 

36,9 

105.491 

63,1 

127.267 

39.949 

-21.776 

2004 1 

177.993 

49.815 

28,0 

128.178 

72,0 

150.667 

27.326 

-22.489 

2005 

128.051 

30.779 

24,0 

97.272 

76,0 

144.815 

-16.764 

-47.543 

2006 

103.388 

7.113 

6,9 

96.275 

93,1 

155.290 

-51.902 

-59.015 

2007 

106.014 

3.823 

3,6 

102.191 

96,4 

161.105 

-55.091 

-58.914 

2008 

108.331 

3.951 

3,6 

104.380 

96,4 

174.759 

-66.428 

-70.379 

2009 

114.700 

2.957 

2,6 

111.743 

97,4 

154.988 

-40.288 

-43.245 

2010 

114.752 

2.054 

1,8 

112.698 

98,2 

141.000 

-26.248 

-28.302 

2011 

116.604 

1.829 

1,6 

114.775 

98,4 

140.132 

-23.528 

-25.357 

2012 

115.028 

1.538 

1,3 

113.490 

98,7 

133.232 

-18.204 

-19.742 

2013 

118.425 

2.160 

1,8 

116.265 

98,2 

140.282 

-21.857 

-24.017 

2014 

122.195 

4.215 

3,4 

117.980 

96,6 

148.636 

-26.441 

-30.656 

2015 

120.713 

4.748 

3,9 

115.965 

96,1 

138.273 

-17.560 

-22.308 

2016 23 ' 4 

146.047 

5.128 

3,5 

140.919 

96,5 

281.411 

-135.364 

-140.492 

2017 4 

166.703 

5.769 

3,5 

160.934 

96,5 

249.181 

-82.478 

-88.247 

2018 4 

201.531 

5.862 

2,9 

195.669 

97,1 

261.851 

-60.320 

-66.182 


Anmerkung: Ab 2016 Bruch in derZeitreihe: Ab dem 1. Januar 2016 werden Zu- und Fortzüge von Deutschen von bzw. nach "Unbe¬ 
kannt/ohneAngabe" in der Wanderungsstatistik zusätzlich berücksichtigt, daher fallen die Zu- und Fortzugszahlen von Deutschen imjahr 
höher aus. Die Ergebnisses! nd nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar. 

1) Die Wanderungszahlen für Deutsche für dasj ah r 2004 sind aufgrund von Korrekturen im Land Hessen überhöht. 

2) Personen, die mit Ausstellung der Spätaussi edlerbescheinigung die deutsche Staatsangehörigkeit erhielten. Dies betrifft Spätaussi edlerin¬ 
nen und Spätaussiedler in eigener Person (§ 4 Abs. 1BVFG) sowie deren Ehepartneri n oder Ehepartner und Abkömmlinge (§ 7 Abs. 2 BVFG). 

3) Die Ergebnisse des Bericht^ ah res 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur bedingt mit 
den Vorjahreswerten vergleichbar. Die Genauigkeit der Ergebnisseist aufgrund von Unstimmigkeiten in Zusammenhang mit der melderecht¬ 
lichen Behandlung von Schutzsuchenden engeschränkt. 

4) Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur bedingt mit den 
Vorj ah reswerten vergl ei ch bar. Ausführlicheinformationen dazu befinden sich auf der Internetseite des Statistischen Bundesamtes zu 
Wanderungen . 

Quelle: Statistisches Bundesamt (Wanderungsstatistik), Bundesverwaltungsamt 

Neben Spätaussi edlerinnen und Spätaussiedlern bilden Rückkehrende mit deutscher Staatsangehörigkeit, die 
jederzeit das Recht auf Rückkehr nach Deutschland haben, den anderen Teil der in der Zu- und Fortzugssta¬ 
tistik erfassten Zuzüge von deutschen Staatsangehörigen. 156 Unter Abzug derjenigen Personen, die im Rah¬ 
men des Spätaussiedlerzuzugs als Deutsche in die Zuzugsstatistik eingingen, ist die Zahl der Deutschen seit 
1999- mit wenigen Ausnahmen - auf über 100.000 Personen angestiegen. 157 Im Jahr 2017 waren es 160.934 
Personen und imjahr 2018195.669 (+21,6%). Im Zeitraum zwischen 2000 und 2018 ist der Anteil der deut¬ 
schen Rückkehrenden an den deutschen Zuwanderern insgesamt von ca. 55%auf weit über 90%angestiegen 
(vgl. 


156 Darunter fallen auch Kinder mit deutscher Staatsangehörigkat, die während eines Auslandsaufenthaltes der Eltern geboren wurden 
und zum ersten Mal nach Deutschland an rasen. 

157 Zwar wurden imjahr 2004 etwa 128.000 deutsche Rückkehrende registriert, allerdings war diese Zahl aufgrund von Korrekturen im 
Land Hessen überhöht. Wie hoch dieZahl der Deutschen, die 2004zurückgekehrt sind, tatsächlich war, ist nicht bekannt. 
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Tabelle 3-31). Hierbei handät es sich überwiegend um Personen, die nach Aufenthalt im Ausland nach 
Deutschland zurückkehren wiez. B. nach änem temporären Aufenthalt aus Beschäftigungsgründen, Senio- 
rinnen und Senioren, Studierende 158 , Wissenschaft!erinnen und Wissenschaftler 159 sowiederen Angehörige. 

Es kann jedoch angenommen werden, dass sich ein Tal von aus dem Ausland zurückkehrenden Personen 
vor ihrer Ausräse aus Deutschland nicht bei den Behörden abgemädet hat, da bä nur kurzzätigem Aus¬ 
landsaufenthalt der inländische Wohnsitz häufig bäbehalten wird,sodassäneAnmädungbä der Rückkehr 
nach Deutschland ebenfallsunterbläbt. So ist zu vermuten, dass bäspiäswäse Studierende, die nur für än 
oder zwei Semester ins Ausl and gehen, ihren Wohnsitz in Deutschland nicht aufgeben und sich deshalb nicht 
abmäden. Auch Seniorinnen und Senioren, dieänen Täl desjahresz. B. in Spanien verbringen, behalten 
häufig ihren Wohnsitz in Deutschland. 

Die Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen bewegten sich sät den 2000er Jahren konstant zwischen 
100.000 und 170.000jährlich, im Jahr 2016 wurden 281.411 Fortzüge von Deutschen aus dem Bundesgebiet 
registriert und damit im Vergläch zum Vorjahr mehr als doppät so viäe (2015:138.273) (vgl.Tabäle3-38im 
Anhang). H intergrund dieser starken Veränderung ist aber im Wesentl ichen der Effekt äner veränderten sta¬ 
tistischen Erfassung. Sät 2016 werden dieZu- und Fortzüge von Deutschen von bzw. nach „unbekannt/ohne 
Angabe“ als Außen Wanderung verbucht. Zuvor blieben sie in der Wanderungsstatistik und in Fol ge auch in 
der Bevölkerungsfortschräbung wätgehend unberücksichtigt. Dieser methodische Effekt trifft vor allem auf 
die Ergebnisse 2016 und 2017 zu, daher fallen die Werte für diesejahre deutlich höher aus und sind nur be¬ 
dingt mit den Vorjahreswerten verglächbar. Die Abwanderung von deutschen Staatsangehörigen stieg zwi¬ 
schen 2017 und 2018 wieder lächt an - von 249.181 im Jahr 2017 auf 261.851 im Jahr 2018 (5,1 %). 

Sät 1993 überstägt dieZahl der deutschen Fortgezogenen dieder deutschen Rückkehrenden in jedemjahr. 
U nter Berücksi chti gung der Spätaussi edl erzuzüge gestaltete si ch der Wanderungssal do bi s zum J ahr 2004 
positiv. I m Berichtsjahr 2018 betrug dieZahl der Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen 261.851, was 
änem lächtem Anstieg im Vergläch zum Vorjahr entspricht (2017:249.181). 160 1 m Jahr 2018 lag der Wande¬ 
rungssaldo von Personen mit deutscher Staatsangehörigkät bä -60.320(2017:-82.478) (vgl. Abbildung 3- 
24). 161 


158 So waren imjahr2016etwa 144.900 deutsche Studierende an ausländischen Hochschulen ängeschrieben (2015:138.000). I nsgesamt 
ist dieZahl der Deutschen, diefür an Studium ins Ausland zogen, sät demjahr 1991, in dem etwa 33.000 deutsche Studierende an 
ausländischen Hochschulen registriert waren, fast kontinuierlich angestiegen (vgl. dazu Kapitä4.2). Das Statistische Bundesamt gibt in 
sä ner Publikation „DeutscheStudierendeimAusland"jährlichjewälsdieZahlenfürden zwä Jahre zuvor liegenden Berichtszä träum 
an. 

159 Zur - häufig nur temporären - Abwanderung und zur Rückkehrberätschaft von Wissenschaftler!nnen und Wissenschaftlern mit 
deutscher Staatsangehörigkät vgl. Kapitä4.2. 

160 Bä astbare Wanderungszahlen von Deutschen liegen erst sät 1954 vor (vgl. Statistisches Bundesamt 2018d). 

161 Ließe man bä den Zu- und Fortzügen von Deutschen von bzw. nach „UnbekanntyohneAngabe" in der Wanderungsstatistik unbe¬ 
rücksichtigt, ergäben sich 2016 gegenüber 2015 bä den Zuzügen (115.000 Personen, - 4%) als auch bä den Fortzügen (131.000 Personen, 
- 5 %) andere Werte. 
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Abbildung 3-24: Zu- und Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen (Zuzüge ohne Spätaussi edlerinnen und 
Spätaussi edl er) von 2000 bi s 2018 



Zuzüge Fortzüge 

Anmerkung: Ab 2016 Bruch in der Zeitreihe: Ab dem 1. Januar 2016 werden Zu- und Fortzüge von Deutschen von bzw. nach 
"Unbekannt/ohne Angabe" in der Wanderungsstatistik zusätzlich berücksichtigt, daher fallen dieZu- und Fortzugszahlen von 
Deutschen ab diesem Jahr höher aus. Die Ergebnisse sind nur bedingt mit den Vorjahreswerten verglächbar. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesverwaltungsamt 
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Abbildung 3-25: Zuzüge von deutschen Staatsangehörigen im Jahr 2018 nach Herkunftsland 
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Quel I e: Stati sti sches Bundesamt, Wanderungsstati sti k 


Mit Blick auf die Herkunftsländer, aus denen deutsche Staatsangehörige nach Deutschland zurückkehrten, 
zagt sich folgendes Bild: DieSchweiz ist nicht nur das Hauptzielland deutscher Staatsangehöriger, sondern 
auch das Hauptherkunftsland von deutschen Rückkehrenden. Im Jahr 2018 kehrten 10.681 deutsche Staats¬ 
angehörige aus der Schweiz zurück nach Deutschland (2017:11.124). Das waren 5,3% all er deutschen Rück¬ 
wanderer (vgl. Abbildung 3-26). AusderSchwaz ist seit 1997 an kontinuierlicher Anstieg der Zahl der Zuzüge 
von Deutschen festzustälen (vgl. Abbildung 3-26 und Tabelle3-46 im Anhang). Dabei ist jedoch zu berück¬ 
sichtigen, dass bis2008dieZahl der Fortzüge von Deutschen in dieSchwäz deutlich stärkerangestiegen ist. 162 
Kamen im Jahr 1995 noch 1,5 Fortzüge auf änen Zuzug, so betrug dieses Verhältnis im Jahr 2008 beräts 3,5 
zu 1. D.h. es zogen dreieinhalb Mal mehr Deutschein die Schweiz als von dort zurückkehrten. In den Folge¬ 
jahren sank jedoch dieZahl der Fortzüge von Deutschen in dieSchwäz wieder, sodassauch das Verhältnis 
von Fortzügen zu Zuzügen auf 1,5 zu 1 wieder deutl i ch zurückgi ng. 


Ausden Veränigten Staaten wanderten imjahr 201810.144deutscheStaatsangehörigezurücknach Deutsch¬ 
land (2017:10.647). Di es entsprach änem Antäl von 5,0% an der gesamten Remigration deutscher Staatsan¬ 
gehöriger (2017: 6,4%). 6.468 bzw. 3,2 % Personen zogen aus Österräch zu (2017: 6.384) und 6.418 Personen 
zogen aus den Veränigten Königräch zu (ebenfalls 3,2 % 2017:6.583) (vgl. Abbildung 3-25 und Tabäle 3-46 
im Anhang). 


Nahezu kontinuierlich angestiegen ist sät 1992 dieZahl der deutschen Rückkehrenden aus der Türkä. Im 
Jahr 2018 zogen mit 5.2317,0%mehr deutsche Staatsangehörige aus derTürkä nach Deutschland zu alsim 
Vorjahr (2017:4.891). Parallä dazu sind auch die Fortzüge von Deutschen in dieTürkä angestiegen (vgl. Ab¬ 
bildung 3- 26 und Tabäle 4- 3), sodasssich insgesamt das Wanderungsvolumen von Deutschen in die und aus 
derTürkä sät Anfang der 1990er-Jahredeutlich erhöht hat. Aus der Wanderungsstatistik ist nicht herauszu¬ 
lesen, inwiewät es sich hierbä um autochthonedeutschePersonen oder um ängebürgertePersonen handät. 


162 Zur Zahl der Fortzüge von Deutschen differenziert nach Ziel ländern vgl. Kapitel 4.2. 
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Die Zahl der deutschen Rückkehrende aus den klassischen Einwanderungsländern Kanada und Australien 
hi el t si ch i m J ahr 2018 mi11.831 bzw. 2.873 auf q nem ähn I i chen N i veau wi e i m Vorjahr (vgl. Tabä I e 3-46 i m 
Anhang). 


Abbildung 3-26: Zu- und Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen nach und aus Deutschland nach ausge¬ 
wählten Herkunftsländern von 2000bis2018 1 



-Zuzüge Schweiz - Zuzüge Vereinigte Staaten - Zuzü ge Türkei 

— — Fortzüge Schweiz - * Fortzüge Vereinigte Staaten — — Fortzüge Türkei 

1) Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwicklungen nur 
bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar. 

Quel I e: Stati sti sches Bundesamt, Wanderungsstati sti k 
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4. Abwanderung aus Deutschland 

Legaldefinitionen der Begriffe .Auswanderung" bzw. .Abwanderung" existieren für Deutschland nicht. Ein 
Wohnungswechsel ins Ausland in Verbindung mit der Abmeldung der bisher bestehenden Wohnung bei der 
zuständigen Meldebehörde wird statistisch als Fortzugsfall erfasst (und nicht als Ab- oder Auswanderung). 
Mit Inkrafttreten des Bundesmeldegesetzes am 1. November 2015 gilt nach dessen § 17 Abs. 2: „Werauseiner 
Wohnung auszieht und käne neue Wohnung im Inland bezieht, hat sich innerhalb von zwä Wochen nach 
dem Auszug bei der Meldebehörde abzumelden." 

Somit liefert die Wanderungsstatistik Angaben über die Fortzüge ins Ausland, d.h. über die Wohnortwechsel 
von Personen über dieGrenzen Deutschlands. Dabei werden keineweiteren Kriterien wiez. B.die(beabsich- 
tigte) Dauer des Aufenthalts im Ausland erhoben. So kann demzufolge nicht nach kurzfristigen (z. B. im Rah¬ 
men änesAuslandsstudi ums) oder längeren bzw. dauerhaften Aufenthalten im Ausland unterschieden wer¬ 
den. 


4.1 Abwanderung von ausländischen Staatsangehörigen 
4.1.1 Entwicklung der Fortzüge 

Bei anem Anstieg der Zuwanderung verlassen miteinerzätlichen Verzögerungauch vermehrt Menschen 
Deutsch land.wiedieEntwicklungseit 2010 zei gt (vgl. 

Abbildung 4-1). Zwischen 2000und 2018 zogen 20,2 Millionen Menschen aus dem Ausland nach Deutschland, 
im gleichen Zeitraum verließen aber auch 15,1 Millionen Menschen das Bundesgebiet, davon 12,0 Millionen 
ausl ändische Staatsangehöri ge. 
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Abbildung 4-1: Zu- und Fortzüge von ausländischen Staatsangehörigen von 2000bis2018 1 



mm Wäiick'JuuguKiLdu von H.uylaiLdiM.hL']i EtaaLyimgdiÜNgei] -^^Füi liu^L’ vw» aidslimdLsthm ätautsaiigL'hödceik 

1) Die Ergebnisse ab dem Berichtsjahr 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Wäterentwickl ungen nur bedingt mit 
den Vorjahreswerten vergleichbar. Die Genauigkeit der Ergebnisseist aufgrund von Unstimmigkeiten in Zusammenhang mit der melderecht¬ 
lichen Behandlungen Schutzsuchenden engeschränkt Ausführlicheinformationen dazu befinden sich auf der Internetseite des Statisti¬ 
schen Bundesamtes zu Wanderungen. 

Quäle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 

Im Jahr 2018 wurden insgesamt 1.185.432 Fortzüge aus Deutschland registriert (2017:1.134.641), darunter 
923.581 Fortzüge von ausländischen Personen (2017: 885.460). Gleichzeitig wurden 1.585.112 Zuzüge nach 
Deutschland verzächnet, darunter 1.383.581 Zuzüge von ausländischen Personen. Dadurch ergab sich an 
positiver Gesamtwanderungssaldo von 4399.680 Personen (2017:4416.080). Dies war ein deutlicher Rückgang 
gegenüber dem Wanderungssaldo im Jahr 2015, der 4-1.139.402 betragen hatte (vgl. Kapitel 1). 

Der Wanderungssaldo der ausländischen Personen betrug 2018 4460.0000 und sank damit i m Vergleich zum 
Jahr 2017 (4498.558) (vgl. 

Abbildung 4-1). 163 


4.1.2 Fortzüge nach der Aufenthal tsdauer 

Auf Grundlageder Daten desAusländerzentralregisters(AZR)kann angegeben werden, wielangesich auslän¬ 
dische Staatsangehörige vor ihrer Ausreise im Bundesgebiet aufgehalten haben. Die Fortzüge umfassen die 
im AZR gespeicherten Kategorien „Fortzüge ins Ausland" und „nach unbekannt" sowie Personen mit dem 
Vermerk „n i cht mehr auf häl ti g". I nsgesamt si nd I aut AZR i m J ah r 2018 640.227 ausl ändi sehe Staatsangehöri ge 


163 Zu den Fortzügen differenziert nach einzelnen Staatsangehörigkeiten vgl. Kapitel 1.4. 
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fortgezogen, ein geringfügiger Rückgang gegenüber 2017 mit 644.613 Fortzügen (vgl. Tabelle 4-7 im An¬ 
hang). 164 DieZahl der Fortzüge von ausländischen Staatsangehörigen I aut AZR liegt damit deutlich unter der 
Zahl der Fortzüge laut Wanderungsstatistik (vgl. Kapitel 1.8). Dies ist dadurch bedingt, dass im Gegensatz zur 
meldewesen basierten Wanderungsstatistik Migrantinnen und Migranten mit Kurzzätaufenthalt unter drei 
Monaten nicht im AZR registriert sind und somit deren Zu- und Fortzüge (z. B. saisonale Erwerbspersonen) 
nicht enthalten sind. 

40,9%der nach dem AZR fortgezogenen ausländischen Staatsangehörigen im Jahr 2018 hielten sich weniger 
alsän Jahr im Bundesgebiet auf, drei Viertel weniger alsvierjahre(74,5 %). 5,0%wanderten nach einem Auf¬ 
enthalt von mehr als 20 Jahren aus, 2,3% der Abwandernden hielten sich länger als30Jahrein Deutschland 
auf. 


Abbildung 4-2: Fortzüge von ausländischen Personen nach Aufenthaltsdauer und ausgewählten Staatsange¬ 
hörigkaten imjahr2018in Prozent 



Anzahl 

Rumänien 

113.413 

Polen 

81.198 

Bulgarien 

37.833 

Italien 

27.241 

Ungarn 

26.510 

Kroatien 

18.561 

Türkei 

15.670 

China 

15.281 

Vereinigte Staaten 

13.423 

Indien 

13.136 

Griechenland 

12.503 

Serbien ] 

12.138 

Insgesamt 

640.227 



■ unter 1 jahr 
15 bis unter20 Jahre 


1 bis unter 4 Jahre 
I 20 bis unter 30 Jahre 


4 bis unterS Jahre 
1 30 Jahre und mehr 


13,6 

8 bis unter 15 Jahre 


1) I nkl. ehern. Serbi en und M ontenegro. 

Anmerkung: Werte unter 3% werden nicht ausgewiesen. 


Quelle: Ausländerzentralregister, eigeneBerechnungen BAMF 


Die Abwanderung ausländischer Staatsangehöriger, differenziert nach der Aufenthaltsdauer und Staatsange- 
hörigkat betrachtet, spiegelt auch di e M igrationsgeschi chteder Bundesrepubl i k wi der. So zogen i m J ahr 2018 
29,3 %der Staatsangehörigen aus der Türke nach ener Aufenthaltsdauer von mindestens 30 Jahren aus 
Deutschland fort. Bei griechischen, kroatischen und italienischen Staatsangehörigen lag dieser Antel jeweis 
bei über 7 % Dagegen hielten sich mehr als dre Viertel der fortziehenden Staatsangehörigen aus den Her¬ 
kunftsländern Rumänien, Bulgarien, Kroatien, den Verengten Staaten und Indien vor ihrer Ausreise aus 


4 Stichtag der AZR-Auswertung ist der 31. M ärz 2019. 
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Deutschland weniger als vier Jahreim Bundesgebiet auf. Etwa die Hälfte der Staatsangehörigen aus den Ver¬ 
einigten Staaten und Rumänien reiste sogar nach weniger als einem Jahr Aufenthalt in Deutschland wieder 
aus 

4.1.3 Fortzügevon Drittstaatsangehörigen nach dem letzten Aufenthaltsstatus 

Im Jahr 2018 zogen 6,0%der Drittstaatsangehörigen mitänem unbefristeten Aufenthaltstitel aus Deutsch¬ 
land fort (14.748 Personen, 2017:16.756 Personen), darunter waren 59 Personen mit einer Niederlassungser- 
laubnisalsHochqualifiziertenach§ 19AufenthG und 309 Personen mit einer Blauen Karte EU und einer Nie¬ 
derlassungserl aubnisnach § 19a Abs. 6AufenthG. 20.344 Personen bzw. 8,3%sind alsStudierendebzw. Hoch¬ 
schulabsolventinnen und Hochschulabsolventen aus Deutschland fortgezogen, darunter 1.380 Personen mit 
äner Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Abs. 5AufenthG (Arbeitsplatzsuchenach Studium). 

9,1 %der Personen hatten bei ihrem Fortzug eine befristete Aufenthaltserlaubnis für eine Erwerbstätigkeit 
(22.211 Personen), darunter 2.453 Personen mit einer Blauen Karte EU nach § 19a Abs. 1 AufenthG und 824 
Selbstständige nach § 21 AufenthG (wobei etwa vier Fünftel der fortziehenden Selbstständigen einer fräbe- 
ruflichen Tätigkeit nach § 21 Abs. 5 AufenthG nachgingen). 6,9 % verließen Deutschland mit einer Aufent- 
haltserlaubnisaus familiären Gründen (16.992 Personen). 5,l%bzw. 12.374 Personen besaßen eine Aufent¬ 
haltsgestattung. Fast die Hälfteder ausgewanderten Personen hattekeinen gültigen Aufenthaltstitel vorihrer 
Ausreise. 

Abbildung 4-3: Fortzügevon Drittstaatsangehörigen nach dem letzten Aufenthaltsstatus im Jahr 2018 


EU-Aufenthaltstitel 



1,4% 


Sprachkurs/Schulbesuch 


1 , 0 % 


Sonstige 

Ausbildungszwecke 

0 . 6 % 


Erteilung/Verlängerung 
abgelehnt, 
Aufenthaltstitel 
widemifen/erloschen, 
kein Aufenthaltsrecht 
49,7% 


2018 

Gesamtzahl: 244.835 


Familiäre 

Gründe 

6,9% 



Quelle: Ausländerzentralregister, eigeneBerechnungen BAMF 


Betrachtet man die Abwanderung im Jahr 2018 differenziert nach Status und änzelnen Staatsangehörigkä- 
ten, so zeigt sich, dass türkische Staatsangehörige (41,7%) überproportional häufig aus einem unbefristeten 
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Aufenthaltstitel heraus Deutschland verließen (vgl. Tabdle4-9im Anhang). Bei chinesischen Staatsangehö¬ 
rigen waren dagegen etwa ein Drittel (29,4%) der Fortgezogenen Studierende bzw. Personen mit einem Hoch¬ 
schulabschluss. Mit einer Aufenthaltserlaubniszum Zweck der Erwerbstätigkeit zogen überdurchschnittlich 
häufig Staatsangehörige aus Indien (24,5%), den Vereinigten Staaten (24,0%) und Bosnien und Herzegowina 
(23,9 %) aus Deutschi and fort. I m Fal I e I ndi ens und der Verei n i gten Staaten zei gt si ch, dass rel ati v vi eie Fami¬ 
lienangehörige mitfortzi ehen. Darin spi egeltsich, dassStaatsangehöri ge auslndien und der Vereinigten Staa¬ 
ten häufig als Fachkräfte zum Zweck äner temporären Beschäftigung nach Deutschland gezogen sind und 
ihreFamilien mitgebracht haben. 


4.1.4 Rückkehr 

Rückkehrpolitik ist ein wichtiger Bestandteil der Migrationspolitik. 165 Hierzu zählen die Grundsatzfragen der 
freiwilligen Rückkehr, der Rückkehrförderung, der Reintegration, der (zwangsweisen) Rückführung und der 
Rückübernahme vollziehbar ausreisepflichtiger Personen durch ihre Herkunftsstaaten. Die gefördate frei - 
wi lüge Rückkehr hat dabei Vorrang vor ei nerzwangsweisen Rückführung. 

Der Bund und die Länder bieten seit 1979durch diehumanitären Programme „Räntegration and Emigration 
Programmefor Asylum-Seekers in Germany (REAG)" bzw. „Government Assisted Reparation Programme 
(GARP)" (seit 1989) Unterstützung für die Rückkehr (oder gegebenenfalls Waterwanderung). Diese Pro¬ 
gramme werden in Kooperation mit der Internationalen Organisation für Migration (IOM) durchgeführt. 
Über das Programm REAG/GARP können mittellose Rückkehrwillige, darunter viele voll zieh bar ausreise¬ 
pflichtige Personen Reise-/Transportkosten, Reisebeihilfen und je nach Herkunftsland eine Starthilfe zur 
Reintegration erhalten. 

Hauptzielgruppe der Rückkehrförderung sind vollziehbar ausreisepflichtige Drittstaatsangehörige. Diesen 
Personen wird eine behördliche Frist gesetzt, innerhalb derer sie die Bundesrepublik Deutschland zu verlas¬ 
sen haben. Kommt eine Person der Erfüllung dieser Ausräseverpflichtung nicht freiwillig nach, ist äne 
(zwangsweise) Rückführung (§ 59 AufenthG) die Folge. 

Bislang haben über 720.000 Menschen aus all er Welt über REAG/ GARP änefinanzi eile oder organisatorische 
Unterstützung für die Rückkehr in ihre Herkunftsregionen oder die Waterwanderung in an aufnahmebe¬ 
reites Drittland erhalten. Mit der Verwaltung der Fördermittel für diefreiwilligeRückkehr ist das Bundesamt 
für M igrati on und Fl üchtl i nge (BAM F) betraut (§ 75 N r. 7 AufenthG). 166 


165 Ausführlich zur Rückkehrpolitik in Deutschland vgl. Grote 2015:22ff. Aussicht der Rückkehrenden und deren Familienangehörigen 
vgl. Baraul i na/Kräenbri nk 2013. 

166 N ach § 75 N r. 7 AufenthG hat das BAM F di e gesetzl i che Kompetenz zur Koordi n i erung der Programme und M i twi rkung an Projekten 
zur Förderung der frei wi I ligen Rückkehr ei nschl ießl ich der Auszahl ung der hierfür bewi 11 igten M ittel. 
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Tabdle4-1: Anzahl ausgereister Personen mittels REAG/GARP-Programm seit 2010 


Jahr 

Personen 

Davon: Staatsangehörigkeit des jeweiligen 

Ziellandes 

2010 

4.480 

4.395 

2011 

6.319 

6.251 

2012 

7.546 

7.466 

2013 

10.251 

10.150 

2014 

13.574 

13.466 

2015 

35.514 

35.271 

2016 

54.006 

53.747 

2017 

29.522 

29.183 

2018 

15.941 

15.763 


Quelle: I OM ,BAMF 


Imjahr 2018 nutzten 15.941 Menschen die REAG/GARP-Programme zur geförderten Rückkehr, was einem 
Rückgang um 46,0% im Vergleich zum Vorjahr entspricht. Der hohe Anstieg im Jahr 2016 erklärte sich wie 
schon 2015 durch die stark zugenommene Fluchtmigration. Seit 2016 geht die Anzahl der Schutzsuchenden 
insgesamt wieder zurück, sodass auch die Zahl der geförderten Rückkehrenden insgesamt zurückgegangen 
ist. 

Imjahr 2018 waren ll,3%bzw. 1.802 der geförderten Rückkehrenden irakische Staatsangehörige. DieZahl 
der bewilligten Ausreisen in die Westbalkanstaaten, wenn auch mit abnehmender Tendenz, ist weiterhin 
hoch 167: Dabei waren albanische Staatsangehörige mit einem Anteil von 9,8%bzw. 1.557 Personen am häu¬ 
figsten vertreten (-77,6%im Vergläch zum Vorjahr). 8,7 %waren russische Staatsangehörige (1.381 Perso¬ 
nen, -16,3 %im Vergleich zum Vorjahr) und 7,8%hatten diemazedonischeStaatsangehörigkeit (1.239 Per¬ 
sonen, -58,0 %im Vergleich zum Vorjahr). 33,7 %der im Jahr 2018 geförderten Rückkehrenden waren unter 
18J ahre alt, 26,9 %zwi sehen 19 und 30,26,9 %zwischen 31 und 45,9,5 %zwi sehen 46 und 60 und 3,0 % über 
60Jahrealt. Auch imjahr 2018 zogen diemeisten Personen in ihre Herkunftsländer zurück (98,9%) (vg.Ta- 
belle4-lund Abbildung 4-4) 


167 Für die Westbalkanstaaten wurden lediglich dieTransportkosten übernommen. RäsebeihilfesowieStarthilfeerhielten Staatsange¬ 
hörige aus diesen Staaten über REAG/GARP 2018 nicht (seit 2019 verminderte Reisebeihilfe). 
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Abbildung 4-4: Rückkehrende mit REAG/GARP-Förderung nach den zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten 
imjahr 2018 



Sonstige 

Staatsangeh örigkeiten 
30 , 9 % 


Russische 

Föderation 

8 , 7 % 


Gesamtausreisen 2018: 
15.941 



Quäle: IOM 


Etwa zwei Fünftel (40,6%) der 2018 ausgerästen Personen hatten sich weniger als an Jahr in Deutschland 
aufgehalten. 4,7 %der Personen hatten sich imjahr 2018 länger alsfünf Jahre in Deutschland aufgehalten. 

Neben REAG/GARP existierte ne Viel zahl von internationalen, bundes- und landeswäten sowie kommuna¬ 
len Projekten, diedie Rückkehr und Reintegration in diejeweiligen Herkunftsländer fördern und die Leis¬ 
tungen über REAG/GARP hinaus gewähren. 168 

Im Rahmen der Rückkehrpolitik gewinnt die Reintegration von Rückkehrenden in ihrem Herkunftsland zu¬ 
nehmend an Bedeutung. Durch eine wirtschaftliche und soziale Verwurzelung vor Ort soll den Rückkehren¬ 
den ä n Neuanfang i n i hrem Herkunftsstaat ermögl icht werden. Gl ächzätig kann durch ä ne solche Perspek¬ 
tive der An rei z zur Wi ederei n rei se vermi ndert werden. 

Als größtes Reintegrationsprogramm wurde im Februar 2017 das Bundesprogramm StarthilfePlus einge¬ 
führt, über das Rückkehrende in ca. 40 Herkunftsländern äne zusätzliche Reintegrationsunterstützung in 
Form von Starthilfen, Wohnkostenzuschüssen oder besonderen Leistungen für Langzeitgeduldete erhalten. 
2018 wurden über das Starthi IfePI us-Programm 5.184 Personen gefördert. 

Deutschland beteiligt sich über das europäische Reintegrationsprogramm ERRIN (European Return and 
Rei ntegrati on N etwork) 169 in mittl erwei I e 16 Rückkehrl ändern (z. B. Afghan i stan, I rak, N i geri a, Paki stan). M it 
Hilfe lokaler Partnerorganisationen erhalten rückkehrende Personen Unterstützung bei Existenzgründun¬ 
genjobsuche, medizinischer Versorgung und ähnlichem. 2018 wurden über das Programm 2.981 Rückkeh¬ 
rende aus Deutschland unterstützt. 


168 Während zu geförderten Ausreisen über dasREAG/GARP-Programm Statistiken geführt werden, gibt es zur geförderten Ausreisen 
mit Programmen der Bundeländer und Kommunen keine vollständigen Angaben. Darüber hinaus ist es möglich, dass ausreisepflich¬ 
tige Personen ohnejedeForm äner Unterstützung freiwillig ausreisen und daher nicht statistisch erfasst werden (können) (vgl. Hoff- 
meyer-Zlotnik 2017:27f.). Für eine Übersicht der Akteure vgl. Grote 2015. 

169 Vgl. https://returnnetwork.eu/ 71 ancrele. 
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Durch das BMZ Programm „Perspektive Heimat" wurden zudem Reintegrationsangebote durch den Aufbau 
von Beratungszentren und durch laufende Maßnahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit in ins¬ 
gesamt 13 Partnerländern geschaffen 170 . Seit Programmstart im Juli 2017 wurden insgesamt rund 148.000 
Maßnahmen im Bereich Ausbildung/Qualifizierung, Beschäftigung, Existenzgründung und (psycho-)soziale 
Begleitung für Menschen in ihren Heimatländern durchgeführt. Davon wurden rund 13.400 Maßnahmen zur 
Reintegration von Rückkehrenden aus Deutschland, 134.300 Maßnahmen für die lokale Bevölkerung und 
Rückkehrenden aus Drittländern, sowie rund 8.000 Maßnahmen zur Förderung von kleinen und mittelstän¬ 
dischen Unternehmen durchgeführt. 171 


4.2 Abwanderung von deutschen Staatsangehörigen 

Bel astbare Wanderungszahlen von Deutschen liegen erst seit 1954 vor 172 . Die Fortzüge Deutscher bewegten 
sich seit den 1970er Jahren konstant zwischen 50.000 und 65.000jährlich,bissieab 1989 auf über 100.000 pro 
Jahr ansti egen (vgl. Abbildung 4- 5). Im Jahr 2018 wurde mit 261.851 Fortzügen von deutschen Staatsangehö¬ 
rigen aus dem Bundesgebiet ein leichter Rückgang gegenüber dem Vorjahr registriert (-5,1% 2017:249.181 
Fortzüge) (vgl. Tabelle 1-11 im Anhang und Tabelle 4-3). Im Jahr 2018 lag der Wanderungsverlust bei deut¬ 
schen Staatsangehörigen - unter Berücksichtigung von methodischen Veränderungen der Wanderungssta¬ 
tistik seit 2016- bei -60.320(2017: -82.478, vgl. Tabelle 1-6 im Anhang). 173 Dabei sind sowohl bei den Zu- als 
auch bei den Fortzügen Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler berücksichtigt. In der folgenden Abbildung 
4-5 werden siejedoch (anhand der Zugangszahlen des Bundesverwaltungsamtes, vgl. Kapitel 3.7) bei den Zu¬ 
zügen herausgerechnet, um stärker auf die Gruppe der sonstigen aus dem Ausland zuwandernden bzw. zu¬ 
rückkehrenden deutschen Staatsangehörigen fokussieren zu können. Dementsprechend verändern sich die 
angegebenen Salden gegenüber Kapitel 1 dieses Berichtes. Bei den Fortzügen ist ein analogesVorgehen nicht 
möglich, da Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler hier nicht alssolcheinnerhalbder Gruppeder deutschen 
Staatsangehörigen identifizierbar sind. 


170 Afghanistan, Ägypten, Albanien, Gambia, Ghana, Irak, Kosovo, Marokko, Nigeria, Pakistan, Senegal, Serbien und Tunesien. 
171 AlleAngaben Stand Ende2018, vgl. BMZ2019a. 

172 Vgl. Statistisches Bundesamt 2019d. 

173 Seit 2016 werden dieZu- und Fortzüge von Deutschen, deren bisheriger bzw. neuer Wohnort nicht bekannt ist, zusätzlich berück¬ 
sichtigt. Zuvor blieben siein der Wanderungsstatistik und in Folge auch in der Bevölkerungsfortschrei bungwätgehend unberücksich¬ 
tigt. Daher fallen dieZu- und Fortzugszahlen von Deutschen in den Jahren ab 2016 deutlich höher aus und sind nur bedingt mit den 
Vorjahreswerten vergleichbar. 


165 




Drucksache 19/16475 


-166- 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Abbildung 4-5: Zu- und Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen von 2000bis2018 1 



■iW^nd^run^suLch {üIiem 1 SpilaussipcIlpriiirHti und S|ül3usifllipr] Fm Izli^f 

Anmerkung: Ab 2016 Bruch in derZeitreihe: Ab dem LJanuar 2016 werden Zu- und Fortzüge von Deutschen von bzw.nach "Unbekannt/ oh ne 
Angabe" in der Wanderungsstatistik zusätzlich berücksichtigt, daher fallen die Zu- und Fortzugszahlen von Deutschen imjahr höher aus. Die 
Ergebnissesind nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleich bar. 

1) 2008bis2010: Dieden Wanderungsdaten zugrundeliegenden Meldungen der Meldebehörden enthalten zahl reiche Melderegisterbereinigun- 
gen, die infolge der Einführungder persönlichen Steuer-Identifi kationsnummer durchgeführt worden sind. Die Ergebnisse sind daher nur ein¬ 
geschränkt aussagekräftig. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen BAMF 

Unter Herausrechnung der im vertriebenen rechtlichen Verfahren aufgenommenen Personen, diein der Zu¬ 
zugsstatistik als Zuzüge von Deutschen registriert werden, ist der Wanderungssaldo deutscher Staatsangehö¬ 
rigen bereits seit den 1980er Jahren negativ. Die methodischen Veränderungen in der Wanderungsstatistik 
durch Berücksichtigung der Zu- und Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen von bzw. nach "Unbe¬ 
kannt/ohne Angabe" verändern auch den Wanderungssaldo deutlich. 2016 hat sich dieser gegenüber dem 
Vorjahr mehr als verfünffacht auf (-140.492), 2017 ging die Zahl um ein Drittel zurück auf -88.247. Im Jahr 
2018fiel der Wanderungsverlust auf einen Wert von -66.182 Personen. 

Bei den fortziehenden Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit handelt es sich zum einen um klassische 
(langfristige) Migration, bspw. um Personen, dieauf Dauer in die Vereinigten Staaten abwandern. Zum ande¬ 
ren handelt es sich um temporäre Migration wiez. B. Erwerbsmigration, Seniorinnen und Senioren (Ruhe¬ 
sitzwanderung) und Studierende sowie deren Angehörige. 174 Da der amtl ichen Wanderungsstatistik keine I n- 
formationen über das Qualifikationsniveau der deutschen Abwandernden entnommen werden können, 
kann nicht angegeben werden, wie viele hochqual ifizierte deutsche Personen temporär oder auf Dauer aus 
Deutschland fortziehen. 


174 Die genannten Gruppen dürften insgesamt in der Fortzugsstatistik untererfasst sein, da sich wahrschänlich zahl reiche Fortgezogene 
melderechtlich nicht abmelden oder in Deutschland ihren Wohnsitz bei behalten. 
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Imjahr2016 175 waren 144.900deutscheStudierendean ausländischen Hochschulen eingeschrieben,zwischen 
2015 und 2016 stieg die Anzahl der deutschen Studierenden im Ausland um 3,7% (2015: 139.700 Studie 
rende). 176 Insgesamt ist damit die Zahl der deutschen Studierenden im Ausland in den letzten zehn Jahren 
kontinuierlich angestiegen. Während imjahr 2003 noch 37 deutsche Studierende an Hochschulen im Aus¬ 
land auf 1.000 deutsche Studierende an inländischen Hochschulen kamen, waren es 2016 bereits 55. Diese 
Quote blieb sei t2013 nahezu konstant. 

Die beliebtesten Zielländer imjahr 2016 waren Österreich (28.220 deutsche Studierende), die Niederlande 
(21.956 deutsche Studierende), das Vereinigte Königreich (15.770 deutsche Studierende), die Schweiz (14.609 
deutsche Studierende) und die Vereinigten Staaten (10.169 deutsche Studierende) (vgl. Tabelle 4-2). Damit 
studierten 201619,5 %all er deutschen Auslandsstudierenden in Österreich. Insgesamt stiegdieZahl der deut¬ 
schen Studierenden im Ausland zwischen 2015 und 2016 um 3,7% 

DiehöchsteAnzahl deutscher Absolventinnen und Absolventen haben ihrStudium in den Niederlanden 
abgeschlossen (2016:6.541 Absolventinnen und Absolventen). Im gleichen Jahr schlossen imVeränigten 
Königreich 5.905 deutsche Studierende ihr Studium ab und in Österreich 5.308. 


Tabelle4-2: Deutsche Studierende nach Studienland injahren von 2010bis2016 


Studienland 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

Österreich 

27.350 

30.574 

32.192 

26.536 1 

26.868 

27.563 

28.220 

Niederlande 

23.831 

25.028 

25.019 

23.123 1 

22.265 

21.530 

21.956 

Verei n i gtes Kön i grei ch 

14.950 

15.025 

13.720 

15.700 

15.330 

15.410 

15.770 

Schwa z 

13.436 

13.916 

14.352 

14.851 

14.783 

14.647 

14.609 

Vereinigte Staaten 

9.458 

9.347 

9.819 

10.160 

10.193 

10.145 

10.169 

China 

4.2392 

5.451 

6.271 

6.271 2 

8.193 

7.536 

8.145 

Frankreich 

6.252 

6.147 

6.618 

6.654 

6.414 

6.406 

6.007 

Sonsti ge bedeutende Studi en 1 änder 3 

27.386 

29.932 

30.308 

31.017 

32.743 

35.216 

38.977 

Zusammen 

126.902 

135.420 

138.299 

134.312 

136.789 

138.453 

143.853 

Hochgerechnete Zahl der deutschen Studierenden im Aus¬ 
land insgesamt 

127.600 

136.200 

139.100 

135.400 

137.900 

139.700 

144.900 


1) Ab dem Berichtsjahr 2013 wurde in Österreich und den Niederlanden dieDefinition der Studierenden aus dem Ausland umgestellt, und 
zwar von der Staatsangehöri gkei tauf die UOE-Definition (UOE=UNESCO,OECD, Eurostat) der international mobilen Studierenden nach 
Herkunftsland. Bedingt dadurch liegt die Zahl der deutschen Studentinnen und Studenten 2013 etwas niedriger als im Vorjahr, (vgl. Statisti¬ 
sches Bundesamt 2018). 

2) Zahlen wert geschätzt. 

3) Studienländer mit mindestens 125 deutschen Studierenden. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


175 Das Statistische Bundesamt gibt in seiner Publikation „Deutsche Studierende im Ausland“ jährlich jewals die Zahlen für den zwä 
Jahre zuvor liegenden Berichtszä träum an. 

176 Vgl.dazu die Pressemitteilung Nr. 038 des Statistischen Bundesamtes vom 31.Januar 2019. 
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4.2.1 Fortzüge nach Zi el I ändern 

Von den 261.851 Fortzügen von deutschen Staatsangehörigen im Jahr 2018 entfielen 56.137 (21,4%) auf EU- 
Staaten (2017:50.956 bzw. 20,4%). In die Vereinigten Staaten zogen 10.447 Deutsche (4,0 % 2017:10.585 bzw. 
4,2 %). Hauptzielland deutscher Staatsangehöriger im Jahr 2018 war jedoch - wie bereits seit 2005 - die 
Schwäzmit 16.430 Fortzügen (6,3% 2017:15.784 bzw. ebenfalls 6,3%). 4,1%der Fortzüge deutscher Staats¬ 
angehöriger entfielen auf Österräch (10.852 Fortzüge, 2017: 9.660 bzw. 3,9%). In das Vereinigte Königräch 
zogen 7.032 deutsche Personen (2,7 % 2017: 6.677 bzw. 2,7%) und nach Spanien 6.433 Personen bzw. 2,5% 
(2017:5.959 bzw. 2,4 %) (vgl. Abbi ldung46undT abä le 43). 

Abbildung 46: Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen nach den zehn häufigsten Zidländern im Jahr 
2018 


Andere 
Ziel larnicr 


201 

€c»ml?ühl 




Nfcdcriaiidc 


Ausl r Hljl.TL 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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4.2.2 Fortzüge nach Altersgruppen 

Mehr als die Hälfte der deutschen Staatsangehöri gen, die imjahr 2018 insAusl and gezogen sind, waren 
zwischen 25 und 49Jahrealt (53,4% 2017:53,5%) (vgl. Abbildung 4-7). Etwa ein Siebtel war jünger als 
18Jahre (13,6% 2017:13,1%). 5,1 %aller deutschen Fortgezogenen waren 65 Jahre und älter (2017: 
5,7%). 


Bei deutschen Staatsangehörigen, dieimjahr 2018 ihren Wohnsitz nach Spanien verlagerten, waren 
13,6%65Jahreund älter (vgl.Tabellen 4-11 und 4-12 im Anhang). DieseZahlen weisen darauf hin, dass 
Spanien in den letztenjahren auch für deutsche Staatsangehörige vermehrt das Ziel von Ruhesitzwan¬ 
derung wurde. Bei deutschen Staatsangehörigen, die nach Thai land zogen, betrug der Antäl der über 
65-Jährigen sogar 17,3% Allerdings lassen diegeringen absoluten Zahlen der Wanderungsstatistik bei 
den über 65-Jährigen auch vermuten, dass sich viele deutsche Staatsangehörige, die möglicherweise 
vorübergehend ihren Ruhestand im Ausland genießen, in Deutschland nicht abmelden. Dagegen war 
der Antäl der Minderjährigen bä den Deutschen, diein der Regä mit den Eltern in dieTürkä (41,0%) 
zogen, überproportional hoch. 

Abbildung 4-7: Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen nach Altersgruppen imjahr 2018 



25 bis unter 
SO fahre 
53,4% 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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4.2.3 Abwanderung von Erwerbspersonen 

Aus der Zu- und Fortzugsstatistik lässt sich nicht herauslesen, aus welchem Grund und für wie lange 
deutsche Staatsangehöri ge das Bundesgebi et verl assen. Es exi sti eren j edoch ei n i ge Stati sti ken, di e Per¬ 
sonen erfassen, diezum Zweck der Arbeitsaufnahme für änigeZät aus Deutschland fortziehen. Sie 
bilden aber nur änen Teil der Personen ab, dieaus Deutschland abwandern, um in einem anderen Land 
ei ne Beschäfti gung aufzunehmen. 

Zahlen liegen etwa zur Abwanderung von Ärztinnen und Ärzten (deutsche und ausländischePersonen) 
aus Deutschi and vor. Diese werden jährlich von der Bundesärztekammer im Rahmen der Ärztestatistik 
veröffentlicht. 


Tabdle4-4: Abwanderung von Ärztinnen und Ärzten aus Deutschland in den Jahren von 2008bis2018 


Jahr 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 

Anzahl 

3.065 

2.486 

3.241 

3.410 

2.241 

3.035 

2.364 

2.143 

2.050 

1.965 

1.941 


Quelle: Bundesärztekammer 


Imjahr 2018 ist die Abwanderung von Ärztinnen und Ärzten aus Deutschland imVerglech zum Vor¬ 
jahr lacht zurückgegangen (2017: 1965,-1,2%) (vgl. Tabelle 4-4). Von den im Jahr 2018 ins Ausland 
abgewanderten Ärztinnen und Ärzten besaßen 56,7%diedeutscheStaatsangehörigket. Das beliebteste 
Ziel I and war i m J ahr 2017 war - wi e i n den vergangen J ahren- die Schweiz (i nsgesamt 590, darunter 476 
deutsche Ärztinnen und Ärzte), vor Österreich (insgesamt 254, darunter 95 deutsche Ärztinnen und 
Ärzte) und den Vereinigten Staaten (insgesamt 105, darunter 80 deutsche Ärztinnen und Ärzte). 177 In 
alle anderen Staaten der EU zogen insgesamt 800 Personen, darunter 310 deutsche Ärztinnen und 
Ärzte. 

Eine weitere Datenquelle Stellen die vom Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) publi¬ 
zierten Daten zum internationalen Austausch von Wissenschaft!erinnen und Wissenschaftlern dar. 178 
Dabe handät es sich ausschließlich um Informationen über den unmittäbar geförderten Austausch. 
Die ausgewiesenen Daten geben deshalb nur Auskunft über einen Tal des gesamten Austauschs zwi¬ 
schen Deutschland und anderen Ländern. In Deutschland gibt es käne Institution, die Daten zu For¬ 
schungsaufenthalten im Ausland zentral erfasst. DieGesamtzahl der deutschen Wissenschaft!erinnen 
und Wissenschaftler im Ausland dürfte insofern deutlich höher liegen. 

Nachdem sich die Erfassung der geförderten deutschen Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissen- 
schaftl er i m Ausl and i m J ahr 2013 geändert hat, i st aufgrund der ei ngeschränkten Vergl ei chbarkei t ä ne 
Fortsetzung der bisherigen Zatreihen zur Mobilitätsentwicklung nicht mehr möglich. Rückwirkend 
konnten jedoch entsprechend der neuen Erfassungsmethode Zahlen für diejahreab 2011 zur Verfü¬ 
gung gestellt werden. Mit der neuen Methodeist nun besser gewährleistet, dass ausschließlich deutsche 


177 Gleichzeitig sti eg di eZahl der in Deutschland berufstätigen ausländischen Ärzti nnen und Ärzte i mj ahr 2018 um 3.302 (+7,3 % 
im Vergleich zum Vorjahr) auf 48.672. 25.585 von ihnen stammen aus den anderen Staaten der EU. Bei dem ausländischen 
ärzti i chen Personal handelt es si ch sowohl um zugewanderte Personen als auch um ausl ändi sehe Personen, di e i hr M edizi nstu- 
dium in Deutschland abgeschlossen und hier ihre Approbation erhalten haben. Die größten Gruppen berufstätiger ausländi¬ 
scher Ärzti nnen und Ärzte bi Iden rumänische (4.312), syrische (3.907) und griechische Staatsangehöri ge (2.776). 

178 Vgl. DAAD/ DZH W 2019. 
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Wissenschaftler!nnen und Wissenschaftler erfasst werden, dieänen geförderten temporären Aufent¬ 
halt im Ausland absolvieren. Zudem wurden weitere Förderprogramme in dieErhebungänbezogen. 179 

Imjahr 2017 wurde der Aufenthalt von 14.744 deutschen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 
im Ausland gefördert (vgl. Abbildung 4-8). Dies bedeutet änen lachten Rückgang um 6,6%im Ver- 
gläch zum Vorjahr (15.782) und setzt den sät 2014 rückläufigen Trend fort. 2017 fanden 36,4% der 
Auslandsaufenthalte deutscher Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in änem anderen europäi¬ 
schen Land statt, 25,8%in Nordamerika. 

Abbildung 4-8: Deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Ausland nach den häufigsten 
Ziä Iändern von 2011 bis 2017 



■ USA ■ Vereinigtes Königreich ■ Russische Föderation Japan 

■ China ■ Frankreich ■ Australien ■ Kanada 

■ Italien Sonstige 

Quelle: Deutscher Akademischer Austauschdienst (DAAD), Selbstauskunft der Förderorganisationen, DZHW-Berechnungen 

Bezogen auf änzäneZiäländer bevorzugt der größteTäl der deutschen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler änen Forschungsaufenthalt in den Veränigten Staaten (vgl. Abbildung 4-7 und Ta- 
bä I e 4-12 i m An hang). Wä tere bä i ebte Zi ä I änder waren das Verä n i gte Kön i grä ch, J apan, di e Russi - 
sehe Föderation und China. 


179 Vgl. dazu ausführlich DAAD/DZHW 2019:128ff. 
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Abbildung 4-9: Deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Ausland nach den zehn häu¬ 
figsten Zielländern imjahr2017 



■reinigtes Königreich 
5,8% 


issische Föderation 
4,3% 


2017 

Gesamtzahl: 14.744 


Vereinigte Staaten 
15,9% 


Sonstige Zielländer 
50,7% 


Japan 


4,2°/ 


Frankreich 

3,8% 


Schweiz 


Kanada 

2,9% 


2,7% 


Quelle: Selbstauskunft der Förderorganisationen, DZHW-Berechnungen 


Tabelle 4-5: Deutsche Wissenschaft! erinnen und Wissenschaftler im Ausland nach Fächergruppen im 


ahr 2017 

Fächergruppen 

Deutsche Wi ssenschaftl erinnen und Wi ssenschaftl er i m Ausl and 

absolut 

in % 

Geisteswissenschaften, Sport 

3.615 

27,4 

Rechts-, Wirtschafts- und Sozial Wissenschaften 

3.022 

22,9 

Mathematik, Naturwisswissenschaften 

3.488 

26,4 

H umanmedi zi n / Gesundhei tswi ssen schäften 

629 

4,8 

Agrar-, Forst- und Ernährungswissenschaften, 

Veterinärmedizin 

278 

2,1 

1 n gen ieurwi ssen schäften 

1.701 

12,9 

Kunst, Kunstwissenschaften 

455 

3,5 

Mit Angabe zu Fächergruppen insgesamt 

13.188 

100,0 

Ohne Zuordnung zu Fächergruppen 

1.556 

- 

Ausland insgesamt 

14.744 

- 


Quelle: Selbstauskunft der Förderorganisationen, DZHW-Berechnungen 
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Etwa ein Viertel (27,4%) der deutschen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die2017 einen For¬ 
schungsaufenthalt im Ausland verbrachten und einer Fächergruppezuzuordnen sind, arbäteteim Be¬ 
reich der Geisteswissenschaften oder im Sport. 26,4%sind in einem mathematischen oder naturwis¬ 
senschaftlichen Fach beschäftigt und weitere22,9 %sind in Gebieten der Rechts-, Wirtschafts- und So¬ 
zialwissenschaften zuzuordnen (vgl.Tabelle4-5). 180 


Tabelle 4-6: Deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Ausland nach Aufenthaltsdauer 
imjahr2017 __ 


Aufenthaltsdauer 

Deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Ausland 

2018 


absolut 

in % 

Bis 1 Monat 

9.481 

81,4 

bis 6 Monate 

1.406 

12,1 

7 bis 12 Monate 

154 

1,3 

Ibis 2 Jahre 

311 

2,7 

2 bis 3J ahre 

184 

1,6 

über 3Jahre 

108 

0,9 

M it Angabe zur Auf ent haltsdauer i nsgesamt 

11.644 

100,0 

Oh ne Angabe der Aufenthal tsdauer 

3.100 


Ausland insgesamt 

14.744 



Quelle: Selbstauskunft der Förderorganisationen, DZHW-Berechnungen 


94,8% der deutschen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, deren Auslandsaufenthalt im Jahr 
2017durch e ne Förderorganisation unterstützt und deren Aufenthaltsdauer erfasst wurde, hielten sich 
weniger als an Jahr im Ausland auf, 81,4%sogar weniger alsänen Monat. Dagegen hält sich nur an 
kl ä ner Tä 11 änger als drä J ahre i m Ausl and auf (0,9 %) (vgl. Tabel I e 4- 6). 

Ei ne Studie des SVR aus dem Jahr 2015 181 kommt zu dem Ergebnis, dass sowohl deutscheAus- alsauch 
Rückwandernde überdurchschnittlich gut qualifiziert sind, ä ne dauerhafte Abwanderung von hoch- 
qualifizierten Deutschen in größerem Umfangjedoch nichtfestzustälen ist. 

Dieses Ergebnisdeckt sich mit verschiedenen Studien 182 der letzten Jahre, di eüberänstimmend zu dem 
Ergebnis kommen, dass ein Großtäl der hochqualifizierten Deutschen nach änem mehr oder weniger 
langen Auslandsaufenthalt wieder nach Deutschland zurückkehrt. I nsbesondere bä Personen mit ä- 
nem Hochschulabschluss oder änem akademischen Grad sowie bä Wissenschaftlerinnen und Wis¬ 
senschaftlern ist dieRückkehrberätschaft überdurchschnittlich ausgeprägt. 


180 Bezogen auf al I e deutschen Wi ssenschaftl eri nnen und Wi ssenschaftl er i m Ausl and mit ei ner Angabe zur Fächergruppe. 

181 Vgl. Sachverständigen rat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR) 2015. Für die Studie wurde ei ne Stich¬ 
probe von 3.000 Aus- und 4.500 Rückwandernden über zwölf kommunale Meldebehörden deutscher Großstädte gezogen. Es 
wurdeäneOnl ine-Befragung durchgeführt; die Antworten von 800Auswandern den sowievon 900 Rückwandernden konnten 
ausgewertet werden. Die Ergebnisse der Befragung sind zwar nicht repräsentativ für die Gesamtheit, können aber Hinwasezu 
den soziostrukturellen Merkmalen und den Migrationsmotiven dieser Gruppen liefern. 

182 Vgl. Li ebau/ Schupp 2010 sowi e Ett^ Sauer 2010. 
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Die erhöhte M obi I i tät von Deutschen i st Ausdruck der fortschrei tenden Gl obal i si erung. Ei n temporärer 
Ausl andsaufenthal t zum Zweck des Studi ums oder der Beschäfti gung wi rd i mmer sei bstverständl i eher 
und geht in der Regel mit enem Gewinn an sozialem und kulturellem Kapital sowie an beruflichen 
Kenntnissen enher. Die zunehmende Mobilität und internationale Vernetzung kommt auch dem 
Wirtschafts- und Wissenschaftsstandort Deutschland zugute. 
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5. Migrationsgeschehen im europäischen Vergläch 
5.1 Zu- und Abwanderunginsgesamt 

Bei der Betrachtung des Migrationsgeschehens in der Europäischen Union sowie in der Schweiz und 
Norwegen ist zu berücksichtigen, dass bis zum Jahr 2009 die Vergleichbarkeit der Wanderungszahlen 
erheblich eingeschränkt war. Unterschiedliche Definitionskriterien und damit dieunänhetliche Er¬ 
fassung des M i grati onsgeschehens führten dazu, dass ei ne Gegenüberstel I ung der Zu- und Abwande- 
rungszahlen in den Statistiken der einzelnen Länder zumTeil zu erheblichen Abwächungen führte. 183 

Am 14. März 2007 hat das Europäische Parlament dem Vorschlag der Europäischen Kommission für 
die EG-Verordnung über Gernenschaftsstatistiken in den Bereichen Migration und internationaler 
Schutz zugestimmt. Am 12.Juni 2007 wurde dieser vom Rat der Europäischen Union 184 angenommen. 
Ziel dieser Verordnung sind die Verbesserung der Informationen über das Migrationsgeschehen auf 
europäischer Ebeneund a ne verbesserte Verglächbarkat der jewaligen Wanderungsstatistiken durch 
dieVerwendungenhätlicher Definitionen und Erfassungskriterien. 

In der Verordnung werden die Begriffe Zuwanderung und Abwanderung in Anlehnung an die Emp- 
f eh I ungen der U N 185 wi e f ol gt defi n i ert: 

Zuwanderung ist die Handlung, durch die eine Person ihren üblichen Aufenthaltsort für einen 
Zatraum von mindestens zwölf Monaten bzw. von voraussichtlich mindestens zwölf Monaten in 
das Hohei tsgebi et ä nes M itgl i edstaats verl egt, nachdem si ezuvor ihren übl i chen Aufenthaltsort i n 
änem anderen Mitgliedstaat oderänem Drittstaat hatte. 186 

Abwanderung ist die Handlung, durch die ei ne Person, di ezuvor ihren üblichen Aufenthaltsort im 
Hoheitsgebi et ä nes M itgl iedstaats hatte, ihren üblichen Aufenthaltsort i n diesem M itgl iedstaat für 
änen Zeitraum von mindestenszwölf Monaten bzw. von voraussichtlich mindestens zwölf Mona¬ 
ten aufgibt. 

Diese Definition grenzt sich durch die (beabsichtigte) Aufenthaltsdauer von mindestensanemjahrvon 
der Definition in der amtlichen Wanderungsstatistik in Deutschland ab (vgl. Kapitel 1). Damit sindtem- 
poräreFormen derMigration (z.B. saisonal beschäftigte Person) in der Regä nicht erfasst, weshalb die 
folgenden Zahlen für Deutschland ab dem Jahr 2009 sowohl für die Zu- als auch für die Fortzüge ge¬ 
ringer sind alsim Kapitä ldargestält. 


183 So waren die Definitions- und Erfassungskriterien für das Merkmal „Migrant international“ nicht änheitlich. In einigen 
Staaten wurde beispielswäse eine Aufenthaltsdauer von mindestens einem Jahr im Zielland vorausgesetzt, sodass temporäre 
Formen der Migration (z. B. saisonal beschäftigte Person) in den Wanderungsstatistiken dieser Länder nicht erfasst waren. Man- 
cheStaaten nahmen di efaktische Aufenthaltsdauer, andere die beabsichtigte Dauer des Aufenthalts zum Maßstab. In Deutsch¬ 
land wurden dagegen ausschließlich die Wohnortwechsel über die Grenzen (Wohnsitznahme) registriert. Vgl. dazu Lederer 
2004:80f. 

184 Verordnung (EG) Nr. 862/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11.Juli 2007 zu Gemeinschaftsstatistiken 
über Wanderung und internationalen Schutz, EU Amtsblatt L199. 

185 United Nations 1998:10. 

186 H ält si ch ei ne Person nach Ei nrei se mi ndestensei n J ahr i m Zi el I and auf, spri cht man auch von „I ong- term mi grant". Bei ei ner 
Aufenthaltsdauer zwischen drä und zwölf Monaten spricht man dagegen von „short-term migrants“. 
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Seit 2009 weisen fast alle EU-Länder die Zu- und Abwanderung nach der Empfehlung der UN aus (vgl. 
Tabelle5-2 und 5-3 im Anhang). 187 Daher werden ab 2009 nur noch diese Zu- und Abwanderungszah¬ 
len dargestellt. Neben den EU-Staaten wird auch das Wanderungsgeschehen der Schwäz und Norwe¬ 
gens als relevante Zuwanderungsländer in Europa mit einbezogen. Nachfolgend werden sowohl die 
absoluten Zu- und Abwanderungszahlen der einzelnen Länder alsauch dieZu- und Fortzüge im Ver- 
hältniszur Bevölkerungsgröße dargestellt. 

Seit Beginn der 1990er-Jahresind insbesondere diewestlichen Industriestaaten verstärkt das Ziel von 
Zuwanderung. Fast allealten Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU-15) hatten seit 1996einen 
positiven Wanderungssaldo. In Deutschland wurde allerdings 2008 erstmals seit 1984 wieder ein nega¬ 
tiver Wanderungssaldo verzeichnet (2008: -55.743). Dies ist insbesondere auf einen deutlichen Wande¬ 
rungsverlust bei deutschen Staatsangehörigen zurückzuführen, bei ausländischen Personen wurde 
auch 2008 ein leichter Wanderungsüberschuss registriert (vgl. dazu ausführlich Kapitel 1.2). 188 In den 
Folgejahren fiel der Wanderungssaldo in Deutschland (nach UN-Definition) wieder sehr deutlich posi¬ 
tiv aus (2017:-ß56.409). 

Mit Blick auf die Zuzüge hatte Deutschland im europäischen Vergleich 2017 mit 917.109 Zuzügen die 
höchste längerfristige Zuwanderung zu verzeichnen (zum Wanderungsgeschehen in Deutschland (vgl. 
ausführlich Kapitel 1). 2016 betrug die Zahl noch 1.029.852, somit ist die Zuwanderung nach Deutsch¬ 
land zwischen 2016 und 2017 um 10,9%zurückgegangen. Bei Fortzügen von 560.700 im Jahr 2017 erga¬ 
ben sich für Deutschland Wanderungsüberschüsse von -856.409 (2016: +496.090). 

Das zweitwichtigste Hauptzielland war im Jahr 2017 das Veränigte Königreich mit 644.209 Zuzügen 
(2016:588.993 Zuzüge, +9,4%gegenüber 2016). DieZahl der Fortzüge aus dem Vereinigten Königräch 
betrug imjahr 2017 359.665 (2016:340.440, +5,6%gegenüber 2016), sodass 2017 ä n Wanderungsüber¬ 
schuss von 284.544 Personen verzächnet wurde (2016: +248.553). 

In Spanien, dem Hauptziäland in der EU von 2005 bis2008, war die Zuwanderung nach dem Höchst¬ 
stand der Zuwanderung im Jahr 2007 (958.266 Zuzüge) infolge der der Krise auf dem spanischen Ar- 
bätsmarkt von 2009 bis 2013, mit Ausnahme desjahres 2011, rückläufig (vgl. Tabäle 5-2 im Anhang). 
Erst ab 2014 wurden wieder stägende Zuzugszahlen verzächnet. 2016 betrug die Zahl der Zuzüge 
414.746 und stieg 2017 auf 532.132 (+28,3 %). I mjahr 2017 wurden 368.860 Fortzüge aus Spanien regis¬ 
triert (2016: 327.325, +12,7%). Entsprechend verzächneteSpanien 2017 änen Wanderungssaldo von 
+163.272Personen (2016:87.421)(vgl.Tabäle5-3im Anhang). 

I n Frankräch wurdesät 2006äneräativ konstanteZuwanderung von etwa300.000 Personen jährlich 
registri ert, mit ä nem Anstieg ab 2011 (2016:378.115 Zuzüge, 2017:369.964Zuzüge). Nach 320.705 Fort¬ 
zügen im Jahre 2016 wurden 2017 312.554 Fortzüge registriert, womit sich für Frankräch än annä¬ 
hernd glächbläbender Wanderungsüberschuss von jewäls+57.410 Personen sowohl in 2016 alsauch 
2017ergab. 


187 Wanderungszahlen der EU liegen immererst mit ca. zwei Jahren Verzögerung vor, sodass hier nur auf die Werte bismaxi¬ 
mal 2017 eingegangen werden kann. 

188 Zudem ist zu berücksichtigen, dassaufgrund der bundeswäten Einführung der persönlichen Steuer-Identifikationsnummer 
imjahr 2008 umfangräche Beränigungen der Mäderegister vorgenommen wurden, diezu zahlrächen Abmädungen von 
Amts wegen und damit zu „überhöhten" Fortzugszahlen in den Jahren 2008 und 2009 im Verglächzu den Vorjahren geführt 
haben. 
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Italien, das sich neben Deutschland, dem Vereinigten Königreich, Frankreich und Spanien zu einem 
der Hauptzi eil ander von Migrantinnen und Migranten entwickelt hat, erreichte 2007 mit 558.019 Zu¬ 
zügen die bis dahin höchste Zahl an Zuwanderern. In den Folgejahren war ein Rückgangzu verzeich¬ 
nen. 2015 bis2017stiegen dieZahlen wieder langsam an. 2017betrugdieZahl der Zuzüge 343.440 (2016: 
300.823). Bei gleichzeitig 155.110 Fortzügen (2016:157.065) war Italien - nach Deutschland und dem 
Veränigtem Königreich - das Land mit dem dritthöchsten Wanderungsüberschuss (2017: 188.330, 
2016:143.758). 

Weitere wi chti ge Zi el I ander i m J ahr 2017 waren Pol en (209.353 Zuzüge), di e N i ederl ande (189.646), Ru- 
mänien (177.435), Schweden (144.489), dieSchweiz (143.377) und Belgien (126.703). 

Deutlich mehr Ab- alsZuwanderungwurdeimJahr 2017 für die osteuropäischen Staaten Rumänien (- 
64.758), Litauen (-27.557) und Polen (-9.139) registriert (vgl. Abbildung 5-lundTabelle5-3im Anhang). 
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Abbildung 5-1: Zu- und Fortzüge (nach UN-Definition)imJahr2017in ausgewählten Staaten der EU 
sowiein Island,der Schwäzund Norwegen 
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Zuzüge 
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Quelle: Eurostat (migr_immlct?/migr_emi letz, Abfragestand: 19.08.2019) 
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Bei einem Vergleich der Zuwanderungszahlen der einzelnen Staaten im Verhältnis zur jeweiligen Be¬ 
völkerungsgrößezeigt sich für 2017, dass neben Malta auch Luxemburg und Zypern relativ hohe Zu¬ 
zugszahlen pro 1.000 Einwohner zu verzeichnen hatten. EinerelativgeringeAbwanderungsquote 
wurde für dieSI owakei, Tschechi sehe Republ i k und I tal i en regi stri ert (vgl. Abbi I düng 5-2). Di e 
höchste Abwanderungsquote wurde für Luxemburg, Zypern, Litauen, Malta und die Schweiz festge¬ 
stellt. 


Abbildung 5-2: Zu- und Fortzüge (nach UN-Definition) in ausgewählten Staaten der EU sowie in der 
Schwäzund Norwegen pro 1.000der Einwohnerinnen und Einwohner imjahr 2017 

47.1 


Malta 


15,3 


Luxemburg 
Zypern 
Schweiz 
Irland 
Schweden 
Estland 
Österreich 
Dänemark 
Spanien 
Belgien 
Deutschland 
Niederlande 
Griechenland 
Norwegen 
Vereinigtes Königreich 
Slowenien 
Rumänien 
Litauen 
Ungarn 
Finnland 
Italien 
Frankreich 
Polen 



41,3 


Lettland 

Tschechien 

Kroatien 

Bulgarien 

Portugal 

Slowakei 



11,4 


Zuzüge pro Tausend 
■ Fortzüge pro Tausend 


Quelle: Eurostal: (mi gr_immlctz/migr_emi letz/ demo_pjan, Abfragestand: 19.08.2019) 
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Betrachtet man nur die Zu- und Abwanderung von eigenen Staatsangehörigen (inländischen Perso¬ 
nen), so zeigt sich, dass die per Saldo registrierte höhere Abwanderung von deutschen Staatsangehöri¬ 
gen aus Deutschland im europäischen Vergleich nicht die Ausnahme, sondern eher den Normalfall 
darstellt. In fast allen europäischen Staaten wanderten im Jahr 2017 (zum Tal deutlich) mehr eigene 
Staatsangehörige ab, aiszurückkehrten (vgl. Abbildung 5-3 und Tabelle5-4im Anhang). Lediglich nach 
Dänemark, Ungarn, Zypern, Slowake, Estland und Malta kehrten mehr egene Staatsangehörige zu¬ 
rück als das Land verließen. Setzt man die Zahl der Fortzüge ins Verhältnis zur Zahl der Zuzüge, so 
wanderten 2017 fast sechsmal so vi ä e kroati sehe Staatsangehöri ge aus Kroati en ab al s dorthi n zurück¬ 
zogen. Bei Staatsangehörigen aus Litauen beträgt dieses Verhältnis4,5:1, bei lettischen Staatsangehöri¬ 
gen 3,1:1 (vgl. T abel I e 5-4 i m Anhang). 


Abbildung 5-3: Zu- und Fortzüge von inländischen Personen (nach UN-Definition)imJahr 2017 in 
den EU-Staaten sowie in Island, der Schwazund Norwegen 
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Quelle: Eurostat (mi grj mrmlctz/ mi gr_emi letz, Abfragestand: 19.08.2019) 
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Bei der Betrachtung des Antäls der inländischen Personen an der jewäligen Zu- und Abwanderung 
zeigt sich, dass es sich bei der Zuwanderung in die süd- und osteuropäischen Staaten vor allem um 
Rückwanderung eigener Staatsangehöriger handelt. So weist Rumänien 2017 mit 82,5 %den höchsten 
Anteil von I nländerinnen und I nländern an der Zuwanderung auf, gefolgt von Polen (63,4%) und der 
Slowakei (59,5%). Die geringsten Anteile von inländischen Personen an der jewäligen Zuwanderung 
wiesen Luxemburg (4,9%), Malta (6,8%) sowie die Tschechische Republik und Österräch (je8,7 %) auf. 
Bä der Abwanderung sind ähnliche strukturäle Entwicklungen sichtbar, jedoch sind dieAntälevon 
inländischen Personen in der Regä höher als bä der Zuwanderung (vgl. Tabäle5-5 im Anhang). 


5.2 Asyl 
Asylanträge 

Imjahr 2018wurden in der EU 646.060Asylanträge(Erst- und Folgeanträge)ausNicht-EU-Staaten re¬ 
gistriert. Damit reduzierte sich dieZahl der Asylbewerber im Vergläch zum Vorjahr um 9,3%(2017: 
712.235) (vgl. Tabäle 5-6 im Anhang). Nach den Höchstständen der Jahre 2015 (1.322.845) und 2016 
(1.260.910) wurde somit etwa wieder das N iveau von 2014 errächt. 

I m europäi sehen Vergl ä ch wurden 2018die mä sten Asyl anträge i n Deutschi and (184.180Anträge) und 
Frankräch (120.425 Anträge) gestält (vgl. Abbildung 5-4). Diewäteren Hauptziäländer von Asylan- 
tragstälenden waren Griechenland (66.965 Anträge), Italien (59.950 Anträge) und Spanien (54.050 An¬ 
träge). 

In absoluten Zahlen wurden die höchsten Zuwächse im Vergläch zu 2017 in Frankräch (+21.095 bzw. 
+21,2%), Spanien (+17.445 bzw. +47,7%), Griechenland (48.315 bzw. +14,2%) und Niederlande (45.815 
bzw. 431,9 %) verzä chnet. I m Gegensatz dazu ergaben si ch i n I tal i en (- 68.900 bzw. -53,5 %), Deutschi and 
(-38.380 bzw. -17,2 %), Österräch (-11.005 bzw. -44,5 %) und Schweden (-4.765 bzw. -18,1 %) die größten 
absoluten Rückgänge. 

In der Schwäz waren die Antragszahlen von 2017 auf 2018 ebenfalls rückläufig (-2.855 auf 15.160, - 
15,8 %). Außerhai b der EU wi es unter den i ndustri al i sierten Staaten Kanada stä gende Asyl bewerberzu- 
gänge auf (+5.169 auf 55.638, +10,2 %). 189 

Sät 2013 kommen diemä sten Asyl suchenden aus Syri en. Imjahr2018 wurden 13,0 %all er Asyl anträge 
in der EU von syrischen Staatsangehörigen gestält. Von den 83.740 syri sehen Erst- und Folgeanträgen 
wurden 54,9%in Deutschland entgegengenommen. Diezwätgrößte Gruppe der Asyl antragstä lenden 
bi Ideten afghanische Staatsangehörige mit 7,1 %der gesamten Asyl anträge in den EU-M itgl iedsstaaten 
(45.990 Erst- und Folgeanträge im Jahr 2018). Von den afghanischen Staatsangehörigen stälten zu 
26,4% ihre Asyl anträge in Deutschland (12.150 Erst- und Folgeanträge im Jahr 2018). Mit 44.770 Asyl- 


189 Datenquelle der Asyl antragszahlen in den EU-Staaten sowie Norwegen, der Schweiz und Liechtenstein sinddieZahlen der 
europäischen Statistikbehörde EU ROSTAT, Grundlage bildet Art. 4der EU-Statistik-Verordnung Nr. 862/2007 zu Gemein- 
schaftsstatistiken über Wanderung und internationalen Schutz. Die sich bei änem Vergläch der Asyl Statistiken von EUROS 
TAT und der nationalen Geschäftsstatistik ergebenden Diskrepanzen sind bedingt durch Unterschiede bei den jeweiligen Sta- 
tistiksystemen,z. B. mögliche Mehrfacherfassungen in EUROSTAT, Rundungen aus Datenschutzgründen. 
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anträgen (6,9 %) i rakischer Staatsangehöriger war dieseStaatsangehörigkeit dieam dritthäufigsten ver¬ 
tretene bä den Asyl antragstä len den, die in der EU Schutz suchten. Davon stellten zwo Fünftä (40,1 
%)änen Asyl antragin Deutschland (17.950 Erst- und Folgeanträge imjahr 2018). 


AbbiIdung5-4: Asylanträge(Erst- und Folgeanträge) im europäischen Vergläch in den Jahren 2017 und 
2018 


164.180 



222.5G0 


2018 

2017 


Quelle: Eurostat (migr_asyappctza, Abfragestand: 19.08.2019) 
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I n Bezug auf die Bevöl kerungsgröße verzeichnete im J ahr 2018 Zypern mit 9,0 Asyl bewerbern je 1.000 
Einwohner und Griechenland mit 6,2 Antragstell ende pro 1000 Einwohner und Malta mit 4,5 Antrag¬ 
stellenden pro 1000 Einwohner (vgl. Abbildung 5-5 und Karte 5-1). Deutschland als zugangsstärkstes 
Asyl antragsland liegt mit 2,2 Antragstä lenden über dem europäischen Durchschnitt von 1,3 Antrag- 
stel Ienden je 1.000 Ei nwohner. 

Abbildung 5-5: Asylanträge(Erst- und Folgeanträge) im europäischen Vergläch je 1.000 Einwohne¬ 
rinnen und Einwohnern 2017 und 2018 



Quelle: Eurostat (migr_asyappctza/demo_pj an, Abfragestand: 19.08.2019) 
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Karte5-1: Asylanträge(Erst- und Folgeanträge) in europäischen Staaten imjahr 2018 



Betrachtet man die Entwickl ung der Schutzsuchenden wätwät, so zägt sich, dass dieZahl der Asyl an¬ 
träge von 2017 auf 2018 insgesamt um 10,5%von l,9Millionen auf l,7Millionen Erst- und Folgean¬ 
trägegesunken ist. Nach Angaben desUNHCR waren imjahr 2018 die Vereinigten Staaten dasHaupt- 
ziäland von Asyl antragstä lenden (254300 Erstanträge). 190 1 n Deutschland wurde ein Rückgang neuer 
Asylanträge im Vergläch zum Vorjahr verzeichnet. Imjahr 2018 wurden rund 161.900 neue Asylan¬ 
träge registriert, das entspricht ä nem Rückgang von 18,4 % i m Vergläch zu 198.300 Asyl erstanträgen 
imjahr 2017 und etwa ein Fünftä der Erstanträgedesjahres 2016 (rund 722.400). Wätere Hauptziel¬ 
länder waren 2018 Frankreich (114.500) und dieTürkei (83.800). Zum ersten Mal bildete Venezuela mit 
341.800 Asyl anträgen imjahr 2018 das Herkunftsland mit den mästen Antragstä lenden wätwät,ge¬ 
folgt von afghanischen Schutzsuchenden (107.500). Wie beräts im Jahr 2016 war mit 53.000 Anträgen 


190 UN HCR 2019:2f. 
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dieTürkä der Hauptziel Staat von afghanischen Staatsangehörigen, dagegen sind die neuen Anträge in 
Deutschland von 16.400 Anträgen imjahr 2017 auf 9.900gesunken. Nach Venezuela und Afghanistan 
waren 2018 Syrien (106.200), der Irak (72.600) und die Demokratische Republik Kongo (61.100) die 
Hauptherkunftsländer von Asyl antragstell enden weltweit. 191 

Entscheidungen 

Im Jahr 2018 wurden in der EU 581.735 Asylverfahren von Nicht-EU-Bürgern in erster Instanz ent¬ 
schieden, das waren rund 40% weniger alsimjahr 2017 (961.610 Entscheidungen). Insgesamt wurde 
122.070 Menschen Flüchtlingsschutz nach der Genfer Flüchtlingskonvention gewährt (21,0%aller Ent¬ 
schädungen). 61.900Personen erhielten subsidiären Schutz (10,6 %) und 33.435 Personen humanitären 
Sch utz (5,7 %) (vgl. T abel I e 5-1). 

Die mästen Entschädungen entfiäen dabä auf Deutschland (179.110) 192 , Frankräch (115.045), Italien 
(95.210), Österräch (34.525) und Griechenland (32.340). 

Hinsichtlich der Gewährung von Flüchtlingsschutz nach der Genfer Flüchtlingskonvention (mit Ge 
samtentschädungszahlen ab etwa 5.000 Entschädungen proJahr) imjahr 2018stehen unter den EU- 
Staaten mit hohen Anerkennungszahlen Bägien (41,3%), Griechenland (39,1%), und Österräch 
(30,8%) prozentual an der Spitze, während Deutschland im M ittäfäd liegt (23,1 %). Niedrige Anerken¬ 
nungszahlen sind unter anderem in Italien (6,8%)festzustälen. Dieunterschiedlichen Anerkennungs¬ 
quoten sind auf diejewälige Entschädungspraxisdes betreffenden Landes, vor allem aber auf dieje- 
wä I i ge herkunftsl änderspezifische Zusammensetzung der Asyl antragstä I enden zurückzuführen. 

Bä der Gewährung europarechtlichen subsidiären Schutzes gemäß Artikä 15 der Qualifikationsricht¬ 
linie zä gt si ch, dass von den wi chti gsten Zi ä I ändern von Asyl suchenden i m J ahr 2018 Span i en (19,5 %) 
und die Niederlande (14,4%) überproportional hohe Anerkennungsquoten aufwäsen, während unter 
anderem Italien (4,4%) und das Veränigte Königräch (4,5%) unter dem europäischen Durchschnitt 
(10,6%) liegen. Deutschland lag lächt darüber (14,0 %). Die Gewährung von sonstigem humanitärem 
Schutz nach nationalem Recht erfolgt EU-wät dagegen räativ säten. Hervorzuheben mit der höchsten 
Anzahl an Gewährungen ist Italien (21,0%), während Deutschland (5,3 %) etwas über dem EU-Schnitt 
liegt (5,7%). 


191 UNHCR 2019:44f. 

m DieDaten von Eurostat sind nicht mit der nationalen deutschen Asylstatistik identisch. So werden etwa Verfahrenseinstel¬ 
lungen und Rücknahmen von Eurostat nicht als Entscheidungen gezählt (vgl. dazu BAMF 2019b). 
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Tabel I e 5-1: Ersti nstanzl i che Entsche düngen über Asyl anträge i m J ahr 2018 i m europäi sehen Vergl e ch 


Staaten 

Entschei¬ 

dungen 

insgesamt 

Gewährung von 

Flüchtlingsschutz 

nach GFK 

Quote in 

% 

Gewährung von 

subsidiärem 

Schutz 

Quote 

in % 

Gewährung von 

humanitärem 

Schutz 

Quote 

in % 

Belgien 

19.020 

7.860 

41,3 

1.815 

9,5 


- 

Bulgarien 

2.110 

315 

14,9 

420 

19,9 

- 

- 

Dänemark 

2.625 

825 

31,4 

55 

2,1 

435 

16,6 

Deutschland 

179.110 

41.370 

23,1 

25.030 

14,0 

9.540 

5,3 

Estland 

75 

15 

20,0 

5 

6,7 

0 

0,0 

Finnland 

4.440 

1.765 

39,8 

395 

8,9 

240 

5,4 

Frankreich 

115.045 

21.125 

18,4 

11.600 

10,1 

- 

- 

Griechenland 

32.340 

12.635 

39,1 

2.575 

8,0 

0 

0,0 

Irland 

1.175 

630 

53,6 

180 

15,3 

195 

16,6 

Italien 

95.210 

6.490 

6,8 

4.205 

4,4 

19.970 

21,0 

Kroatien 

435 

115 

26,4 

20 

4,6 

0 

0,0 

Lettland 

125 

25 

20,0 

5 

4,0 

- 

- 

Litauen 

270 

120 

44,4 

20 

7,4 

- 

- 

Luxemburg 

1.390 

940 

67,6 

60 

4,3 

- 

- 

Malta 

1.500 

150 

10,0 

475 

31,7 

25 

1,7 

Niederlande 

10.285 

1.760 

17,1 

1.485 

14,4 

375 

3,6 

Österreich 

34.525 

10.620 

30,8 

3.620 

10,5 

780 

2,3 

Polen 

2.500 

170 

6,8 

190 

7,6 

15 

0,6 

Portugal 

1.045 

220 

21,1 

405 

38,8 

- 

- 

Rumänien 

1.295 

305 

23,6 

290 

22,4 

0 

0,0 

Schweden 

31.335 

5.990 

19,1 

3.985 

12,7 

670 

2,1 

Slowake 

80 

0 

0,0 

35 

43,8 

10 

12,5 

Slowenien 

235 

100 

42,6 

5 

2,1 

- 

- 

Spanien 

11.875 

575 

4,8 

2.320 

19,5 

0 

0,0 

Tschechien 

1.385 

40 

2,9 

110 

7,9 

5 

0,4 

Ungarn 

960 

70 

7,3 

280 

29,2 

20 

2,1 

Verei n i gtes Kön i grei ch 

28.860 

7.650 

26,5 

1.295 

4,5 

1.155 

4,0 

Zypern 

2.475 

195 

7,9 

1.015 

41,0 

0 

0,0 

Summe EU 28 

581.735 

122.070 

21,0 

61.900 

10,6 

33.435 

5,7 

Island 

380 

85 

22,4 

20 

5,3 

0 

0,0 

Li echtensten 

40 

0 

0,0 

5 

12,5 

5 

12,5 

Norwegen 

2.115 

1.335 

63,1 

50 

2,4 

75 

3,5 

Schweiz 

17.000 

6.190 

36,4 

1.120 

6,6 

7.920 

46,6 


Anmerkung: - Daten nicht verfügbar 


Quelle: Eurostat (migr_asydcfsta, Abfragestand 19.08.2019) 
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6. I rregu I äre M i grati on 

In diesem Kapitel wird die irreguläre Migration 193 nach Deutschland zunächst definiert und dann hin¬ 
sichtlich ihrer quantitativen Messbarkeit betrachtet. Die präsentierten Indikatoren geben Hinweise auf 
die Entwicklungstendenzen dieser Form der Migration. Die Darstellung wird auf Personen beschränkt, 
dieweder einen asyl- oder ausländerrechtlichen Aufenthaltsstatus besitzen noch ei ne ausländerrecht¬ 
liche Duldung vorwäsen können und die weder im Ausl änderzentral register noch anderweitig be¬ 
hördlich erfasst sind. 


6.1 Begriff und rechtliche Rahmenbedingungen 

Drittstaatsangehörige dürfen grundsätzlich nur in das Bundesgebiet änräsen oder sich darin aufhal¬ 
ten, wenn sieänen gültigen Pass oder Pass- bzw. Auswäsersatz besitzen. 194 Zudem bedürfen siegrund- 
sätzlich für dieEinräseund den Aufenthalt eines Aufenthaltstitels, sofern nicht durch EU-Recht oder 
Rechtsverordnung etwas anderes bestimmt ist oder aufgrund des Assoziationsabkommens EWG/Tür- 
kä än Aufenthaltsrecht besteht. 195 

Fi ndet di e (Wieder-) Ei nreise ä ner ausländisehen Person i n das Bundesgebiet ohneä nen anerkannten 
und gültigen Pass oder Passersatz gemäß § 3 Abs. 1 AufenthG bzw. ohne den erforderlichen Aufent¬ 
haltstitä nach§ 4AufenthG statt oder bestehtfür ausländischeStaatsangehörigeän Einräse- und Auf¬ 
enthaltsverbot nach § 11 AufenthG, so ist die Einräse unerlaubt (§ 14 Abs. 1 AufenthG). Erfüllt äne 
ausländische Person die vorgenannten Einräsevoraussetzungen nicht, so ist auch ihr Aufenthalt im 
Bundesgebi ä: unerlaubt. Unerlaubt ist der Aufenthalt äner ausländischen Person auch in Fällen, in de¬ 
nen die erforderlichen Aufenthaltsbedingungen nicht mehr erfüllt sind (§ 50 AufenthG), siealso den 
erforderlichen Aufenthaltstitä nicht mehr besitzt. Der Aufenthaltstitä erlischt unter anderem durch 
Ablauf säner Gätungsdauer, Eintritt äner auflösenden Bedingung, Rücknahme bzw. Widerruf oder 
Auswäsung (§ 51 Abs. 1 AufenthG). 

Der Begriff des „irregulären“ bzw. unrechtmäßigen Aufenthalts wird im Hinblick auf Personen ver¬ 
wendet, die sich ohne Aufenthaltsrecht oder Duldung und ohne Kenntnis der Ausländerbehörden in 
Deutschland aufhalten. Sowohl dieunerlaubteEinräsealsauch der unerlaubte Aufenthalt sind strafbar 
und werden grundsätzlich mit äner Gäd- oder Frähätsstrafegeahndet (§ 95 AufenthG). 196 Bä Perso¬ 
nen, dieunmittäbar nach der unerlaubten Einräse um Asyl ersuchen, werden wird das Verfahren je¬ 
doch so lange ausgesetzt, bis das Asyl verfahren abgeschlossen ist. Bä äner positiven Entschädung, 


193 Verwendung finden auch die alternativen Begriffe „illegale“, „unkontrollierte" oder „undokumentierte“ Migration sowie 
„Sans Papiers“ („Papi erlöse“). Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) spricht von „un¬ 
erlaubter Migration" („unauthorized migration“). 

194 Die Passpflicht gilt nicht für Ausländerinnen und Ausländer, die durch Rechtsverordnung davon befreit sind (§ 3 Abs. 1 Auf¬ 
enthG). Daneben können in begründeten Einzäfällen durch das BMI Ausnahmen von der Passpflicht zugelassen werden (§ 3 
Abs. 2 AufenthG). 

195 Zu Aufenthaltstiteln und Ausnahmeregelungen vgl. Kohls 2014:12f. 

196 Strafbar macht sich ebenfalls, wer andere zur unerlaubten Einreise bzw. zum unerlaubten Aufenthalt anstiftet bzw. dazu 
Hilfe lastet und dafür änen Vermögensvortäl erhält oder sich versprechen lässt oder wiederholt oder zu Gunsten von mehre¬ 
ren Ausländerinnen und Ausländern handelt (§ 96 AufenthG; Einschleusen von ausländischen Personen). Erfolgen die Ein¬ 
schleusungen gewerbs- und bandenmäßig oder wird dabei der Tod von geschleusten Personen verursacht, erfüllt dies einen 
Verbrechenstatbestand (§ 97 AufenthG) mit ei ner Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr bzw. von nicht unter drei Jahren. 
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wird das Strafverfahren grundsätzlich eingestellt. 197 Deutsche Behörden sind grundsätzlich verpflich¬ 
tet, zuständige Ausländer- oder Polizeibehörden zu unterrichten, wenn sie Kenntnis von im Inland 
aufhältigen Personen haben, die keinen erforderlichen Aufenthaltstitel besitzen. Ausgenommen von 
dieser Verpflichtung sind Mitarbeitendevon öffentlichen Bildungs- und Erziehungseinrichtungen, 
insbesondere Schulen, um deren Besuch für Kinder und Jugendliche auch bei unerlaubtem Aufenthalt 
zu gewährlästen (§ 87 Abs 1 und 2 AufenthG). 

6.2 Entwicklung irregulärer Migration 

Während ausreisepflichtige Personen im AZR registriert werden, kann der Umfang der unerlaubt en¬ 
ger eisten und aufhältigen Personen ohne Behördenkontakt nicht verlässlich bestimmt werden. 

Trotz der Schwierigkeit, die Größenordnung der irregulär in Deutschland aufhältigen ausländischen 
Staatsangehörigen zu bestimmen, lassen sich anhand äniger Indikatoren - wenn auch in einge¬ 
schränktem Maße- Entwicklungstendenzen auf zeigen. 198 Solche Daten finden sich zum einen in der 
durch die Bundespolizei erstellten Statistiken überdieZahl der unerlaubten Einreisen von ausländi¬ 
schen Staatsangehörigen und über die Schleusungskriminalität. Zum anderen sind in der vom Bundes¬ 
kriminalamt erstellten Polizälichen Kriminal Statistik (PKS) unter anderem Zahlen zur unerlaubten 
Ein reise nach §95 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Nr. la AufenthG und zum Einschleusen von ausländischen 
Staatsangehörigen nach § 96 AufenthG enthalten. 

Bei der Betrachtung und Bewertung der Datender Bundespolizei und aus der PKS ist zu beachten, dass 
aufgrund unterschiedlicher Erfassungskriterien - Eingangsstatistik bei der Bundespolizä, Ausgangs¬ 
statistik bei der PKS 199 - ein unmittelbarer Vergleich nicht möglich ist. Dieim Folgenden aufgeführten 
Zahlen geben nur dasHellfeld der dargestellten Delikte wieder. Hierbei sind auch Fälleerfasst, in denen 
Personen wiederholt auf unerlaubtem Weg nach Deutschland angereist sind. 

6.2.1 Feststei I ungen an den Grenzen 

Feststellungen von unerlaubt eingereisten ausländischen Staatsangehörigen an den deutschen 
Grenzen 

AusländischePersonen,diebei der unerlaubten EinräsedurchdieBundespoliza oder von anderen mit 
der polizeilichen Kontrolledes grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden 200 festgestellt 
werden, gehen in dieStatistikder Bundespolizei ein. Sieumfasst Feststellungen an den Land- und See¬ 
grenzen, auf Flughäfen und im Inland. 

Die Bundespol izei und di e mit der pol izei I ichen Kontrol I edes grenzüberschreitenden Verkehrs be¬ 
trauten Behörden der Bundesländer Bayern und HamburgsowiedieZollverwaltung haben 2018 ins¬ 
gesamt 42.478 eingereiste Personen festgestellt, die unerlaubt eingereist sind. Di es entspricht einem 


197 Vgl. Art. 31Abs.lGFK. 

198 Vgl. dazu ausführlich Lederer 2004:208ff. sowieSinn et al. 2006:26ff. 

199 Bei der Eingangsstatistik erfolgt die Registrierung bä amtlicher Kenntnisnahme, während bä der Ausgangsstatistik die Re¬ 
gistrierung bä Abschluss der polizälichen Ermittlungen stattfindet. 

200 Nach § 2 Abs.l BPolG können die Länder im Einvernehmen mit dem Bund Aufgaben des grenzpol izä liehen Schutzes wahr¬ 
nehmen . Di es si nd derzä t di e Wasserschutzpol izä H amburg und di e Pol i zä des Landes Bayern. 
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Rückgang um 15,3 %im Verglach zum Vorjahrjahreszatraum (2017:50.154). Nachdem dieZahl d er 
Zurückschiebungei alsFolgevon unerlaubten Einreisen seit 2009 rückläufig war, wurde 2018 wieder 
e n Ansti eg registri ert (2018:2.497,2017:1.707) (vgl. Abbi Idung 6-1 und T abel le 6-3 i m Anhang). 201 

Im Jahr 2018 wurden 12.079 Zurückwesungen vollzogen, damit ist die Anzahl im Verglech zum Vor¬ 
jahr nahezu konstant geblieben (2017:12.370 Zurückwesungen). 202 Di es geschah im Jahr 2018 über die 
internationalen Flughäfen (5.851), auf dem Landweg (6.208) und über die Seehäfen (20). 203 2001 erfolg¬ 
ten noch über 50.000Zurückwesungen 204 

Ein Rückschluss auf dietatsächliche Lageentwicklung ist jedoch durch den statistischen Verglech der 
Feststäl ungen seit dem Jahr 2008 mit den Vorjahren nur e geschränkt möglich, da sich die rechtlichen 
undtatsächlichen Rahmenbedingungen an den Schengen-Binnengrenzen- insbesondere zu Polen,zur 
Tschechischen Republik und zur Schweiz- grundlegend verändert haben: Irregulär re sende Personen 
werden seitdem Wegfall der systematischen Grenzübertrittskontrollen mit dem Schengener Abkom¬ 
men regelmäßig erst nach erfolgter Einresefestgestält. Vor dem Wegfall dieser Grenzkontrollen wie¬ 
sen die Grenzbehörden diese noch vor erfolgter (unerlaubter) Einrase zurück. Deutschi and führte am 
13. September 2015 nach Maßgabe des Schengener Grenzkodexes an allen land-, luft- und seeseitigen 
Schengen-Binnengrenzen mit Schwerpunkt an der Grenze zu Österreich temporäre Grenzkontrollen 
wieder ein. I m wäteren Verlauf wurden dietemporären Grenzkontrollen an der Landgrenze zu Öster- 
räch wiederholt neu angeordnet, mit Bl ick auf den Berichtszäträum, zuletzt am 15. Oktober 2018 über 
den 11. November 2018 hinaus bis zum 11. Mai 2019. Darüber hinaushattedas Bundesministerium des 
Innern mit Schreiben vom 11. Oktober 2017 angeordnet, ab dem 11. November 2017 für änen Zeit¬ 
raum von sechs Monaten vorübergehende Binnengrenzkontrollen auf den Flugverbindungen von 
Griechenland nach Deutschland aufzunehmen. 


201 Ei ne ausländische Person, der in Verbindung mit der unerlaubten Ein reise auf gegriffen wird, soll zurückgeschoben werden 
(§ 57AufenthG). Die Zurückschiebungs^A - im Gegensatz zur Zurückweisung^ seinreiseverhinderndeMaßnahme- erst ein, 
wenn dieEinräseberätsvollendetist,vgl. Kohls2014:14. Für diese „grenznahen" Tatbestände sind die pol izä liehen Grenzbe¬ 
hörden zuständig, d.h. in der Regel die Bundespol izä, ggf. aber auch di e Zoll Verwaltung bzw. die Landespol izä. 

202 Bä der Zurückwäsung handät es sich um die Verwägerung der Einräse nach Artikä 14 der Verordnung (EU) 2016/399 
(Schengener Grenzkodex - SGK) i. V. m. § 15AufenthG: Demnach sind ausländische Staatsangehörige, die unerlaubt änräsen 
wollen, an der Grenze zurückzuwäsen. Darüber hinaus sind ausländische Staatsangehörige, die nicht alle Einräsevorausset- 
zungen des Arti kä s 6 SGK erfül len, grundsätzl i ch zurückzuwä sen. 

203 Vgl.BT-Drs. 19/8021. 

204 Vgl. Kohls 2014:16f. 
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Abbildung 6-1: Feststellungen von unerlaubt eingereisten ausländischen Personen an bundesdeut¬ 
schen Grenzen (Land-, Seegrenzen und Flughäfen) von 2000bis2018 



Quelle: Bundespol izei 


Feststellungen unerlaubter Einreisen (gem.§ 95 Abs 1 Nr. 3 AufenthG) und Wiedereinreisen nach Aus¬ 
weisung/Abschiebung (gemäß § 95 Abs. 2 Nr. la AufenthG) sind in der Polizälichen Kriminal Statistik 
(PKS) erfasst. 205 In der PKS werden die bekannt gewordenen Straftaten erst nach Abschluss der polizei¬ 
lichen Ermittlungen bei Aktenabgabe an die Staatsanwaltschaft oder das Gericht erfasst (Ausgangssta¬ 
tistik). Demzufolge werden in der PKS die in einem Kalenderjahr polizälich abgeschlossenen Taten 
unabhängig vom Zeitpunkt der Tatbegehung dokumentiert. Die Bundespoliza erfasst alle Straftaten 
bereits mit der Aufnahmeder polizeilichen Ermittlungen (Eingangsstatistik). 

DieZahl der von der PKS dokumentierten Fällevon unerlaubter Einrase (gemäß § 95 Abs. 1 Nr. 3 Auf¬ 
enthG) ist von 47.660 im Jahr 2017 auf 36.813 im Jahr 2018 gesunken (-22,8%). Die unerlaubten Wie 
derei nrei sen nach Auswei sung oder Abschi ebung si nd seit 2017 rel ati v konstant gebl i eben (2018:2.423, 
2017:2.487) (vgl. Tabel le 6-1). 


Tabelle 6-1: Feststellungen von unerlaubten Einräsen und Wiederä nrei sen in der PKS 2010 bis 2018 
(Fallzahlen) _ 



2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 

Unerlaubte Einräsen 

(gern. § 95 Abs. 1N r. 3 AufenthG) 

19.376 

21.288 

23.105 

30.846 

47.462 

152.688 

247.188 

47.660 

36.813 

UnerlaubteWiederänrasen nach Aus- 
wäsung/ Abschiebung (gemäß § 95 Abs. 

2 Nr. la AufenthG) 

2.554 

2.714 

3.005 

2.950 

2.252 

1.500 

1.690 

2.487 

2.423 

Insgesamt 

21.930 

24.002 

26.110 

33.796 

49.714 

154.188 

248.878 

50.147 

39.236 


Quel I e: Bundeskri mi nal amt (Pol izeili che Kri mi nal stati sti k) 


205 PKS-Schlüssel: 725110 und 725120 (Fäl le). 
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Schleusungskriminalität an den deutschen Grenzen 

Die Grenzbehörden haben im Jahr 2018 1.196 Schleusende an den deutschen Grenzen festgestellt, 
27,0%mehr als i m Vorjahr (2017:942) (vgl. Abbi Idung 6- 2 und Tcbd I e 6-4 im Anhang). Bei der Zahl der 
Geschleusten wurde im Jahr 2018 ebenfallsein höherer Wertalsim Vorjahr verzeichnet. DieGrenzbe- 
hörden haben 2018 4.476 Geschleuste an deutschen Grenzen festgestellt (2017:4.036 Geschleuste). Dies 
bedeutet einen Anstieg von 10,9 %gegenüber 2017. 


Abbildung 6-2: An deutschen Grenzen festgestellte Geschleuste und Schleusendevon 1990 bis 2018 



■ Aufgegriffene Geschleuste ■ Aufgegriffene Schleusende 


Quelle: Bundespol izei 


6.2.2 Tatverdächtige mit unerlaubtem Aufenthalt nach der PKS 

Feststäl ungen wegen unerlaubten Aufenthalts sind in der Polizeilichen Kriminal Statistik (PKS) erfasst. 
In dieser Statistik werden alle einer Straftat verdächtigen Personen auch nach der Art des Aufenthalts 
unterschieden. 

Bq der PKShandät es sich um a ne Ausgangsstatistik. Darin sind nur dieder Polizei bekannt geworde¬ 
nen und bearbeitete Straftaten, einschließlich der mit Strafe bedrohten Versuche, und die vom Zoll 
bearbeiteten Rauschgiftdelikte abgebildet. Die statistische Erfassung erfolgt be Abgabe an die Staats¬ 
anwaltschaft. Da die Taten erst zum Abschluss der polizeilichen Ermittlungen eingetragen werden, 
kann es sich dabei also auch um Straftaten handeln, die schon vor dem jeweiligen Berichtsze träum 
begangen wurden. 206 Zudem ist zu beachten, dass Ermittlungen wegen unerlaubter Einreise zwar bei 


206 N i cht enthalten si nd Staatsschutzdel i kte, Verkehrsdel i kte (mit Ausnahme der Verstöße gegen §§ 315,315b StGB und § 22a 
StGB), Straftaten, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland begangen wurden, und Verstöße gegen strafrechtliche Lan¬ 
desgesetze, mit Ausnahme der einschlägigen Vorschriften in den Landesdatenschutzgesetzen. Delikte, die nicht zum Aufga¬ 
benbereich der Polizei gehören (z. B. Finanz- und Steuerdelikte) bzw. unmittelbar bei der Staatsanwaltschaft angezeigt und 
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allen Feststälungen aufgenommen und dann gegebenenfalls an die Staatsanwaltschaft weitergeleitet 
werden. I nsbesonderebei Asyl antragstell enden werden diese Verfahren jedoch wegen des Bestrafungs¬ 
verbots der Genfer Flüchtlingskonvention eingestellt (vgl. Art. 31 Abs. 1GFK). Im Folgenden werden 
die Personen ohne Aufenthaltsrecht insgesamt betrachtet. 

DieZahl Tatverdächtiger mit unerlaubtem Aufenthalt 207 ging mit 118.980 registrierten Fällen im Jahr 
2018 i m Vergl ech zum Vorjahr zurück, i m J ahr 2017 waren es 138.070 (-13,8 %) (vgl. Abbi I düng 6-3 und 
Tabelle6-4im Anhang). In diese Zahl gingen auch diePersonen ein, diedurch die Bundespol izä bzw. 
die beauftragten Behörden an der Grenze sowie durch die Bundespolizei im Inland als unerlaubt auf- 
hältig festgestellt wurden. DieZahl der Tatverdächtigen mit unerlaubtem Aufenthalt ist von 1998 bis 
2009kontinuierIich gesunken.SeitdemJahr2010wurdewiedereinAnstiegregistriert,dersich bis2016 
fortsetzte. Ab 2016 konnteen deutlicher Rückgang festgestellt werden. 


Abbildung 6-3: Unerlaubt aufhältigeTatverdächtigeinsgesamt in Deutschland von 2000bis2018 
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Anmerkung: Durch dieU mstel I ung der PKS i mj ahre2009 auf den sogenannten PKS Ei nzel datensatz konnteauf Bundesebene erstmals 
ei ne „echte" Tatverdächti genzäh I ung durchgeführt werden; d.h. Tatverdächti ge, di e i n meh reren Bundesl ändern wäh rend des Beri chts- 
zeitraums auffällig geworden sind, werden in den Bundestabellen nur einmal gezählt. Bisänschließlich 2008 war dies aufgrund der 
Anlieferung der Ländertabellen an das Bundeskriminal amt in aggregierter Form nur auf Länderebene möglich. Dadurch kam es bis zu 
diesem Zeitpunkt zu Überzählungen auf Bundesebene. 


Quel I e: Bundeskri mi nal amt (Pol izeil i che Kri mi nal stati sti k) 


ausschließlich von ihr bearbätet werden (z. B. Aussagedäikte), sind ebenfalIs nicht in der PKS enthalten. Vgl. AIIgemäne Hin- 
wäsezur Pol izä liehen Krimi nal Statistik (PKS), online: https://www.bka.d^SharedDoc^ Download^ DE/Publikationen/Pol i- 

zä I i cheKri mi nal stati sti k/ 2017/ pks2017FlyerDeutsch .pdf ?_bl ob=publ i cati on Fi I e&v=8. 

207 Vgl. BKA 2019c: 135. 
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6.2.3 Rückführung 

Kommen ausl ändi sehe Staatsangehöri ge ei ner bestehenden vol Izi eh baren Ausrei severpf I i chtung n i cht 
freiwillig nach (vgl. Kapitel 4.1.4), so setzt das Verfahren der Abschiebung ein. Gemäß. § 58 Abs lAuf- 
enthG werden ausländische Staatsangehörige abgeschoben, wenn die Ausreisepflicht (§ 50 AufenthG) 
vollziehbar ist, ei neAusräsefrist nicht gewährt wurde oder abgelaufen ist und diefrei willige Erfüllung 
der Ausreisepflicht nicht gesichert ist oder aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung eine 
Überwachung der Ausreise erforderlich erscheint. 

DieZuständigkeitfür aufenthaltsrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen Iiegt gemäß § 71 Abs 1 
AufenthG bei den Ausländerbehörden. Die Zuständigkät für Rückführungen vollziehbar ausreise¬ 
pflichtiger ausländischer Personen liegt bei den zuständigen Landesbehörden, dieunter anderem ge¬ 
mäß § 71 Abs. 3, N r. Id AufenthG auch von den mit der polizeil ichen Kontrol I edes grenzüberscheiten- 
den Verkehrs beauftragten Behörden unterstützt werden. Zudem soll 0 ne Ausländerin bzw. an Aus¬ 
länder, die oder der in Verbindung mit der unerlaubten Einrase über eine Grenze gemäß Art. 2 
Ziff. 2SGK (Schengen-Außengrenze) aufgegriffen wird, zurückgeschoben werden (§57 Abs.l Auf¬ 
enthG). 

Seit Erreichen der Höchstzahl abgeschobener Personen imjahr 1994sank dieZahl und lag imjahr 2010 
bei 7.558. Ab 2013 kam es zu ei nem Wi ederansti eg; i m J ahr 2018 wurden 23.617 Abschi ebungen vol Izo- 
gen (2017: 23.966). Die Zahl ist seit 2016 vergleichsweise konstant, nachdem sie im Jahr 2015 im Ver¬ 
gleich zu 2014stark gestiegen war (-191,9%) (vgl. Abbildung 6-4). DieAbschiebungen beinhalten auch 
Überstellungen in andere EU- bzw. Schengen-Mitgliedsstaaten im Rahmen desDublin-Verfahrens(vgl. 
Kapitel 3.4.1.3). Von den imjahr 2018 stattgefundenen Abschiebungen entfielen 2.214 auf albanische, 
1.479 auf serbi sehe, 1.259 auf kosovari sehe, 1.128 auf georgi sehe und 1.055 auf mazedoni sehe Staatsan¬ 
gehöri ge. 

Darüber hinaus sind im Jahr 2018 insgesamt 2.497 Zurückschiebungen vollzogen worden. Dies bedeu¬ 
tet einen Anstieg um 46,3 % im Vergleich zum Vorjahr (2017:1.707 Zurückschiebungen) (vgl. dazu Ta¬ 
belle 6-2 i m Anhang). Am häuf i gsten wurden i m J ahr 2018 Staatsangehöri ge aus der U krai ne (373), der 
Republik Moldau (366), Albanien (150 Personen) und Serbien (136Personen)zurückgeschoben. 
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Abbildung 6-4: Abschiebungen von ausländischen Staatsangehörigen über alle Grenzen von 2008bis2018 
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■ Abschiebungen Dublin - Über Stellungen Anz ahl; Ab sc hieb ungen in sge sa mt 

Quelle: Bundespol izei, BAMF 
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7. Personen mit Migrationshintergrund in Deutschland 

Das folgende Kapitel informiert über die Größenordnung und die Struktur der Bevölkerung mit M igrations- 
hintergrund in Deutschland (Bestandsdaten). Als Datenquelle wird hierfür der Mikrozensus 208 verwendet, in 
dessen Rahmen sät dem Jahr 2005 dieses statistische Konzept verwendet wird. Es kombiniert I nformationen 
zur Staatsangehörigkät, zur Zuwanderung und zur Ei nbürgerungfür die befragten Personen sä bst und deren 
Eltern. Der Mikrozensus stellt damit ä ne sinnvolle Ergänzung zu anderen amtlichen Statistiken dar, die häu¬ 
fig nur das Merkmal der Staatsangehörigkät erfassen und deshalb weder Spätaussiedlerinnen und Spätaus¬ 
siedler noch Eingebürgerte, die als Deutschein dieStatistikängehen, identifizieren können. 

7.1 Definitionen und Grunddaten im Zätverlauf 

Das imjahr 2016 geänderte Mikrozensusgesetz (BGBl. I S. 2826) führte zu inhaltlichen Änderungen bä der 
Erhebung und Aufberätungder Daten im Themen beräch Migration. Ab dem Berichtsjahr 2017 wird grund¬ 
sätzlich nur noch die Bevölkerung in Privathaushalten mit detaillierten Merkmalen nach Migrationshinter¬ 
grund dargestält. Für die insgesamt rund 1,3 Millionen Personen, die imjahr 2018 in Aufnahmeänrichtun- 
gen sowie Gemänschaftsunterkünften 209 lebten, liegen nur noch änige ausgewählte Angaben vor (z. B. Ge¬ 
schlecht, Alter, Familienstand und die Staatsangehörigkät in Kategorien), die äne Bestimmung des Migrati¬ 
onshintergrunds nicht mehr zulassen. Da diese Einschränkung jedoch nur 1,6 %der Bevölkerung betrifft, 
werden Aussagen über die Größenordnung sowie Struktur der Bevölkerung mit Migrationshintergrund nur 
wenigbeänflusst. 

Diefolgenden Angaben in diesem Kapitä beziehen sich daher grundsätzlich nur auf Personen in Privathaus¬ 
halten (mit und ohne Migrationshintergrund). DieZäträhefür diezurückliegendenjahre zwischen 2005 bis 
2016 wurde ebenfallsauf die Werte für diese Bevölkerungsgruppe angepasst (vgl.Tabäle7-l). Durch diese 
Umstälungen ist die Verglächbarkät der Ergebnisse des Mikrozensus zu Personen mit Migrationshinter¬ 
grund mit den vorherigen Migrationsberichten ängeschränkt. 

Zusätzl i ch gab es ab dem Beri chtsjahr 2017 wätere i nhal tl i cheÄnderungen bä der Erhebung und Darstä I ung 
der Bevölkerung mit Migrationshintergrund. 210 Der Migrationsstatus konntedurch diezusätzlich erhobenen 
Angaben zum Geburtsstaat der Befragten und deren Eltern genauer bestimmt bzw. plausibilisiert werden. 
Durch diese methodische Neuerung ist die Anzahl der ausgewiesenen Spätaussi edlerinnen und Spätaussied¬ 
ler 211 gegenüber dem Jahr 2016 gesunken, dafür stägt die Zahl der zugewanderten Deutschen mit M igrati- 
onshintergrund, die mit deutscher Staatsangehörigkät geboren wurden, gegenüber 2016deutlich an. Zudem 
kann man abdemjahr 2017 Personen identifizieren,diedurch äneAdoption durch änen deutschen Eltern- 
täl diedeutscheStaatsangehörigkät erhalten haben. 


208 Der Mikrozensus ist die amtliche Repräsentativstatistik über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt, in deren Rahmen jährlich rund 
1 %aller Haushaltein Deutschland befragt wird.DieorganisatorischeundtechnischeVorbereitungerfolgt im Statistischen Bundesamt, 
während diestati sti sehen Landesämter für di e Befragung und di e Auf berä tung der Daten zuständi g si nd. U m aus den erhobenen Daten 
Aussagen über die Gesamtbevölkerung treffen zu können, müssen diese hochgerechnet werden. 

209 Gemein schaftsunterkünfte sind bei spielsweise Krankenhäuser, Hä I- und Pflegeanstalten, geschlossene Hä me, Klöster und Gefäng¬ 
nisse. Vgl. zur Struktur und zur Erfassung dieser Bevölkerungsgruppe im Mikrozensus Schanze 2019. 

210 Vgl. ausführlich Statistisches Bundesamt, Mikrozensus2017: S. 5f. 

211 Analog zum Kapitä 3.7wirdhier- i m Sin ne äner besseren Lesbarkät- durchgehend derTerminus„Spätaussiedlerinnen und Spät¬ 
aussi edler" verwendet, auch wenn imEinzäfall Personen damit umfasst sind, die vor dem 31. Dezember 1992 zuwanderten und damit 
rechtlich gesehen , Aussiedlerinnen und Aussiedler" sind. Im Mikrozensus 2007 wurde diese Gruppe erstmals ausgewiesen, als valide 
gilt die Erfassung ab dem Beri chtsjahr 2009 (Statistisches Bundesamt 2019c: 4). Es handät sich dabä um Personen, di eangegeben haben, 
al s Spätaussi edl eri n oder Spätaussi edl er nach Deutschi and ä ngerä st zu sä n, und deren mi t ä ngerä ste Angehöri ge. Berä ts i n Deutsch- 
land geborene Nachkommen dieser Personengruppe sind nicht enthalten. 

196 




Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


- 197 — 


Drucksache 19/16475 


Migrationshintergrund wird im Mikrozensus2018wiefolgt definiert 212 : 

„Eine Person hat einen Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil diedeutsche 
Staatsangehörigkeit nicht durch Geburt besitzt." 

Diese Definiti on umfasst fol gende Personengruppen: 

1. zugewanderte und nicht zugewanderte Ausländerinnen und Ausländer, 

2. zugewanderte und nicht zugewanderte Ei ngebürgerte, 

3. Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler, 

4. Personen, diediedeutscheStaatsangehörigkeit durch Adoption durch änen deutschen Elterntäl erhalten 
haben, 

5. mit deutscher Staatsangehörigkeit geborene Kinder der vier zuvor genannten Gruppen. 


Auf der Basis der im Mikrozensus erhobenen Daten nimmt das Statistische Bundesamt ei ne Differenzierung 
der Bevölkerung in Deutschland nach Migrationsstatus vor. 213 Diese ist in der nachfolgenden Info-Box aus¬ 
führlich dargestellt: Bevölkerungin Deutschland nach Migrationsstatus 

1. Personen ohneMigrationshintergrund 

2. Personen mit Migrationshintergrund im wäteren Sinn 

2.1 Personen mit eigener Migrationserfahrung 

2.1.1 Ausl ändi sehe Personen 

2.1.2 Deutsche 

2.12.1 Spätaussi edlerinnen und Spätaussiedler 

2.12.2 Eingebürgerte 

21.2.3 Adoptierte 

21.2.4 Als Deutsche Geborene 

21.2.41 mit beidseitigem M igrationshintergrund 

21.2.4.2 mit einseitigem Migrationshintergrund 

2.2 Personen ohne eigene Migrationserfahrung 

2.2.1 Ausländerinnen und Ausländer 

2.2.2 Deutsche 

2.2.21 Eingebürgerte 

2.22.2 Adoptierte 

2.22.3 Als Deutsche Geborene 

2.22.31 mit beidseitigem M igrationshintergrund 

2.22.32 mit einseitigem M igrationshintergrund 

Nachrichtlich: 

3 Personen mit Migrationshintergrund im engeren Sinn 
3.1 Personen ohne eigene Migrationserfahrung 
3.1.1 Deutsche 

3.1.11 Als Deutsche Geborene 

3.1.111 mit beidseitigem M igrationshintergrund 

3.1.1.1.2 mit einseitigem Migrationshintergrund 


212 Vgl. Statistisches Bundesamt 2019c: 4. Bis 2016 lautete die Definition: "Zu den Menschen mit Migrationshintergrund zählen alle Auslän- 
der und eingebürgerte ehemalige Ausländer, alle nach 1949 als Deutsche auf das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland Zugewan¬ 
derte sowie alle in Deutschland als Deutsche Geborene mit zumindest einem zugewanderten oder als Ausländer in Deutschland geborenen 
Eltemteil". 

213 Siehe dazu auch Statistisches Bundesamt 2019c: 6f. 
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Der als Stichprobe erhobene M ikrozensus wird bä der statistischen Hochrechnung an die Eckdaten aus der 
laufenden Bevölkerungsfortschräbung angepasst. Mit der Fortschräbung wird dieoffiziäle Bevölkerungs¬ 
zahl auf Grundlage der jewäls letzten Volkszählungfortgeschrieben. Erstmalssät 1987 wurde mit dem Zen¬ 
sus 2011wieder ä ne Volkszählung durchgeführt; diese Erhebung bildet nunmehr die Grundlage für die Be¬ 
völkerungsfortschräbung und damit auch für die Mikrozensus-Hochrechnung. Zum Stichtag 9. Mai 2011 
lebten etwa 80,2Millionen Personen, darunter knapp 6,2Millionen ausländische Staatsangehörige in 
Deutschland. 214 Das waren 1,5 Millionen Menschen - davon 1,1 Millionen ausländische Staatsangehörige- 
weniger als bisher angenommen. 215 

Im Mikrozensus wird außerdem zwischen änem Migrationshintergrund im engeren und im wäteren Sinne 
unterschieden. Grundlagedafür ist dieVerfügbarkät von M igrationsmerkmalen der Eltern der befragten Per¬ 
son, auch wenn diese nicht mehr gemänsam mit der befragten Person in änem Haushalt leben. Wenn das 
der Fall ist, kann der Migrationshintergrund im wäteren Sinne nur dann identifiziert werden, wenn diese 
Personen explizit nach den Migrationsmerkmalen der Eltern gefragt werden. Dies geschah ab 2005 zunächst 
nur alle vier Jahren (2005,2009,2013), ab 2017 sind die Informationen jährlich verfügbar. Die Personen, die 
ohne diese Zusatzangaben zu den Eltern nicht alszur Bevölkerung mit Migrationshintergrund gehörig iden¬ 
tifizierbar sind, werden in der Tabäle 7-1 unter der Kategorie „Migrationshintergrund nicht durchgehend 
bestimmbar" ausgewiesen. Sie säbst haben - anders als Personen mit Migrationshintergrund im engeren 
Sinne- kä ne Migrationsmerkmale, sind also als deutsche Staatsangehörige in Deutschland geboren. 


214 Vgl.dazu diePressemittälungNr. 135 des Statistischen Bundesamtes vom 10. April 2014 sowie di ePressemittälung Nr. 188 des Sta¬ 
tistischen Bundesamtes vom 31. Mai 2013. 

215 Erstmals wurde mit dem Zensus 2011 auch die Bevölkerung mit Migrationshintergrund erfasst. Als Personen mit Migrationshinter¬ 
grund wurden alle zugewanderten und nicht zugewanderten ausländische Personen sowie alle nach 1955 auf das heutige Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland zugewanderten Deutschen und alle Deutschen mit zumindest einem nach 1955 auf das heutige Gebiet 
der Bundesrepubl i k Deutschi and zugewanderten Elterntei I defi n i ert. Ausl änderi n nen und Ausl ändersi nd Personen, di e n i cht di e deut¬ 
sche Staatsangehörigkeit besitzen. Enthalten sind ebenfalls Staaten lose und Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit. 

Insgesamt lebten zum Zensusstichtag 9. Mai 2011 rund 15,3 Millionen Personen mit Migrationshintergrund in Deutschland. Drei Fünf¬ 
tel (60,2%) der Personen mit Migrationshintergrund waren Deutsche, 39,8 % Ausl änderin nen und Ausländer. Zugewanderte Personen 
(63,0 %) waren etwa doppelt so häufig vertreten wie i n Deutschland Geborene (37,0 %). 
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Tabelle7-1: Bevölkerung Deutschlands nach detailliertem Migrationsstatus von 2005bis2018 1 > in Tausend 



2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 

Bevöl kerung in Privat¬ 
haushalten insgesamt 

81.639 

81.587 

81.458 

81.363 

81.073 

80.858 

79.347 

79.501 

79.683 

79.991 

80.562 

81.431 

81.740 

81.613 

Personen ohne Migrati- 
onshintergrund 

66.413 

66.511 

66.118 

65.816 

65.022 

65.158 

64.551 

64.225 

63.137 

63.660 

63.509 

62.989 

61.443 

60.814 

Personen mit Migrations¬ 
hintergrund im wäteren 
Sinn 

15.227 

- 

- 

- 

16.051 

- 

- 

- 

16.546 

- 

- 

- 

20.297 

20.799 

Personen mit nicht 
durchgängig bestimm¬ 
barem M i grati onshi n- 
tergrund 2 

275 

- 

- 

- 

381 

- 

- 

- 

699 

- 

- 

- 

1.174 

1.159 

Personen mit Migrations¬ 
hintergrund im engeren 
Sinn 

14.951 

15.077 

15.341 

15.547 

15.669 

15.701 

14.796 

15.276 

15.847 

16.330 

17.053 

18.443 

19.123 

19.639 

Personen mitägener 
Migrationserfahrung 

10.302 

10.367 

10.467 

10.546 

10.511 

10.503 

9.752 

10.048 

10.401 

10.792 

11.391 

12.609 

13.043 

13.458 

Ausländerinnen und 
Ausländer 

5.518 

5.551 

5.564 

5.584 

5.559 

5.546 

4.869 

5.123 

5.444 

5.821 

6.386 

7.488 

7.937 

8.371 

Deutsche 

4.784 

4.816 

4.903 

4.962 

4.952 

4.957 

4.883 

4.925 

4.957 

4.971 

5.005 

5.121 

5.106 

5.087 

Personen ohneägene 
Migrationserfahrung 

4.650 

4.710 

4.874 

5.001 

5.159 

5.198 

5.043 

5.228 

5.447 

5.538 

5.662 

5.834 

6.081 

6.182 

Ausländerinnen und 
Ausländer 

1.747 

1.713 

1.685 

1.658 

1.628 

1.567 

1.316 

1.330 

1.332 

1.341 

1.339 

1.363 

1.479 

1.536 

Deutsche 

2.903 

2.997 

3.189 

3.343 

3.531 

3.631 

3.727 

3.898 

4.115 

4.197 

4.323 

4.471 

4.602 

4.646 


1) Ab dem Jahr 2011 beruhen die Mikrozensusergebnisse auf dem Zensus 2011. Sie sind daher nur bedingt mit denen der J ah re 2005- 2010 ver¬ 
gleichbar. 

2) Hierbei handelt es sich um Deutsche oh ne eigene Migrationserfahrung. Ihr Migrationsstatus basiert auf Informationen über ihrenicht 
mehr imgleichen Haushalt lebenden Eltern. Diese Informationen liegen indenjahren 2005,2009,2013sowieab 2017jährl ich vor. 

Quäle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 

ln Tabelle 7-1 sind aus Gründen der Zeitreihen-Vergleichbarkeit die Differenzierungen nach Migrationser¬ 
fahrung und Staatsangehöri gkeit (untere sechs Zei I en der Tabel I e) für al I ej ahre bezogen auf di e Personen mit 
Migrationshintergrund im engeren Sinnedargestellt. Ab dem Berichtsjahr 2018 wird jedoch künftig die Defi¬ 
nition im weiteren Snnezugrunde gelegt, sofern nicht auf ei ne abweichende Abgrenzung hingewiesen wird. 
Die Gesamtzahlen sind dadurch etwas höher als bei der bisherigen Betrachtung von Personen mit Migrati¬ 
onshintergrund im engeren Sinne (vgl. Tabelle 7-1 und Tabelle 7-2). Im Folgenden wird auf die Zusammen¬ 
setzung der Bevölkerung mit Migrationshintergrund im Jahr 2018 nach Geburtsland, Alter, Geschlecht und 
Aufenthaltsdauer näher eingegangen. Der Fokus liegt dabei auf Personen mit eigener Migrationserfahrung, 
also Personen, dieselbst zugewandert sind. 
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Tabelle 7-2: Bevölkerung Deutschlands nach Migrationshintergrund im wäteren Sinn im Jahr 2018, in Tau¬ 
send 



2018 

Bevölkerung in Privathaushalten insgesamt 

81.613 

Personen ohne Migrationshintergrund 

60.814 

Personen mit Migrationshintergrund im wäteren Sinn 

20.799 

Personen mitägener Migrationserfahrung 

13.457 

Ausländerinnen und Ausländer 

8.371 

Deutsche 

5.087 

Personen ohneägene Migrationserfahrung 

7.341 

Ausländerinnen und Ausländer 

1.536 

Deutsche 

5.805 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 

Im Jahr 2018 hatten nach Angaben des Mikrozensus von den 81,6 Millionen Personen in deutschen Privat¬ 
haushalten rund 20,8Millionen Menschen einen Migrationshintergrund (vgl.Tabelle7-2undTabelle7-4im 
Anhang). 10,9Millionen davon waren Deutsche und rund 9,9Millionen Ausländerinnen und Ausländer. Der 
Anteil der deutschen Personen mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölkerung in Privathaushalten 
beträgt 13,3 % der Antei I der ausländischen Personen 12,1 % I nsgesamt hatten im Jahr 25,5 %der Menschen 
in Deutschland einen Migrationshintergrund (vgl. Abbildung 7-1), dieser Antäl hat sich seit Einführung des 
Konzeptesin 2005kontinuierlich erhöht. 

Laut M i krozensus 2018 stel I en ausl ändische Personen mit ei gener M i grati onserfahrung, d. h. Ausl änderi nnen 
und Ausländer, diesel bst zugewandert sind, mit 40,2 %(rund 8,4 Millionen Menschen) diegrößte Gruppe un¬ 
ter allen Personen mit Migrationshintergrund dar (vgl. Abbildung 7-1). 7,4%der Menschen mit Migrations¬ 
hintergrund sind Ausländerinnen und Ausländer, die in Deutschland geboren wurden (zweite oder Folgege¬ 
neration, etwa l,5Millionen Personen). Insgesamt besitzen 47,6%der Personen mit Migrationshintergrund 
nicht diedeutscheStaatsangehörigkeit. 

52,4%der Bevölkerung mit Migrationshintergrund sind dementsprechend Deutsche Diese Gruppe unter¬ 
gliedert sich in Personen mit eigener Migrationserfahrung, darunter rund 2,6Millionen Spätaussiedlerinnen 
und Spätaussiedler (12,7%) sowie durch einen deutschen Elternteil adoptierte Personen (0,3% bzw. etwa 
52.000 Personen) und alsDeutschegeborenePersonen (1,4 %bzw. 301.000 Personen). Zudem haben auch rund 
2,1 Millionen ängebürgerte Personen eine eigene Migrationserfahrung (10,1%), weitere 585.000 Eingebür¬ 
gerte (2,8%) wurden bereits in Deutschland geboren. Dieübrigen Deutschen mit Migrationshintergrund, aber 
ohne Mi grati onserfahrung lassen sich in mitdeutscher StaatsangehörigkeitgeborenePersonen (5,2 Millionen 
bzw. 25,0%) sowie adoptierte Personen (13.000 Personen bzw. 0,1%) unterteilen. 

Insgesamt sind fast zwei Drittel (64,7 %) der Personen mit Migrationshintergrund selbst migriert (ersteGene- 
ration), während über ein Drittel (35,3%) bereits in Deutschland geboren wurde (zweite oder Folgegenera¬ 
tion). Eine wätereGenerationenunterschädung wird dabei vom Statistischen Bundesamt nicht vorgenom¬ 
men. 
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Abbildung 7-1: Bevölkerung in Privathaushalten nach Migrationshintergrund in Deutschland im Jahr 2018 



Quä le: Statistisches Bundesamt, M ikrozensus 

Seitdem Mikrozensus 2007 ist es möglich,Spätaussi edlerinnen und Spätaussiedlern und ihre mit engere sten 
Familienangehörigen also genständige Gruppe zu identifizieren. Allerdings ergeben sich hier erhebliche Dis¬ 
krepanzen zu den amtlich erfassten Aufnahmezahlen. Sät 1950 haben nach der Aufnahmestatistik des Bun¬ 
desverwaltungsamtes 4,54Millionen Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern das Aufnahmeverfahren 
d u rch I auf en. I m M i krozen sus 2018 si n d von d i esen j edoch n u r r u n d 2,64 M i 11 i on en 216 al s n och i n Deutsch I an d 
lebend ausgewiesen. Die Differenz von 1,90 Millionen Personen dürfte sich zum größeren Tel aus Sterbefäl¬ 
len zusammensetzen und nurzuänem geringeren Tel aus rück- oder wät er gewanderten Personen. 217 


216 Ab dem Berichtsjahr 2017 liegen zusätzliche Angaben zum Geburtsstaat der Befragten und deren Eltern vor. Durch diese Angaben 
konnten dieeinzelnen Zuwanderergruppen präziser erfasst bzw. die erhobenen Angaben pl ausi bi lisiert werden. Dadurch ist dieZahl 
der erfassten Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler gegenüber 2016 von 3,18 Millionen auf 2,64 Millionen gesunken. 

217 Vgl. Worbs et al. 2013: 35f. Denkbar ist auch äne Untererfassung des Bestandes von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern im 
Mikrozensus, bä spielsweise, wäl der entsprechende Status in der Befragung bewusst oder unbewusst nicht angegeben wird, oder aus 
stichprobensystematischen Gründen. 
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72 Geburtsland bzw.Geburtsland mindestensänesElterntäls 

Tabäle7-3: Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Privathaushalten nach Geburtsland bzw. Geburtsland 


mi ndestens ei nes Elterntei I s 2018, i n T ausend 


Geburtsland bzw. Geburtsland mindestens 

ei nes Elternteils 

Bevölkerung mit Migrationshintergrund nach Migrationsstatus 

mit eigener 

Migrationserfahrung 

ohneägene 

Migrationserfahrung 

insgesamt 

absolut 

in % 

absolut 

in % 

EU-28 

5261 

70,8 

2.174 

29,2 

7.435 

darunter: Bulgarien 

264 

86,3 

42 

13,7 

306 

Griechenland 

298 

63,8 

169 

36,2 

467 

Italien 

508 

58,5 

360 

41,5 

868 

Kroatien 

278 

70,6 

116 

29,4 

394 

Niederlande 

126 

64,6 

69 

35,4 

195 

Österreich 

209 

60,9 

134 

39,1 

343 

Polen 1 

1.668 

74,0 

585 

26,0 

2.253 

Rumänien 1 

779 

80,7 

186 

19,3 

965 

Spanien 

142 

66,0 

73 

34,0 

215 

Vera n i gtes Kön i grei ch 

107 

66,5 

54 

33,5 

161 

Sonstiges Europa 

3.796 

61,6 

2.363 

38,4 

6.159 

darunter: Bosnien und Herzegowina 

289 

69,6 

126 

30,4 

415 

Kosovo 

271 

58,5 

192 

41,5 

463 

Russi sehe Föderati on 1 

1.076 

78,8 

290 

21,2 

1.366 

Serbien 

207 

65,5 

109 

34,5 

316 

Türke 

1.319 

47,6 

1.450 

52,4 

2.769 

Ukraine 

269 

83,3 

54 

16,7 

323 

Europa gesamt 

9.058 

66,6 

4.537 

33,4 

13.595 

Afrika 

589 

62,9 

347 

37,1 

936 

darunter: Marokko 

130 

54,2 

110 

45,8 

240 

Ägypten, Algerien, Libyen, Tunesien 

124 

61,4 

78 

38,6 

202 

Amerika 

369 

67,5 

178 

32,5 

547 

Australien und Ozeanien 

38 

73,1 

14 

26,9 

52 

Asien 

3.399 

76,0 

1.071 

24,0 

4.470 

darunter: Naher und Mittlerer Osten 

2.461 

78,0 

694 

22,0 

3.155 

Irak 

233 

80,1 

58 

19,9 

291 

Iran 

184 

77,6 

53 

22,4 

237 

Kasachstan 1 

946 

75,6 

306 

24,4 

1.252 

Syrien 

711 

87,5 

102 

12,5 

813 

Sonstiges Asien 

938 

71,3 

377 

28,7 

1.315 

Afghanistan 

209 

78,3 

58 

21,7 

267 

China 

139 

80,3 

34 

19,7 

173 

Indien 

117 

75,0 

39 

25,0 

156 

Vietnam 

114 

61,6 

71 

38,4 

185 

Ohne Angabe, unbestimmt 

/ 

/ 

/ 

/ 

1.199 

Personen mit Migrationshintergrund ge¬ 
samt 

13.457 

64,7 

7.341 

35,3 

20.799 
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darunter: Ausländerinnen und Ausländer 

8.371 

84,5 

1.536 

15,5 

9.907 

Deutsche 

5.087 

46,7 

5.805 

53,3 

10.892 

dar: Spätaussiedlerinnen und Spätaus¬ 
siedler 

2.640 

- 

- 

- 

2.640 


/) Keine Angabe 

1) Einschließlich Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 

Insgesamt stammt mehr alsein Drittel der Personen mit Migrationshintergrund aus anderen EU-Staaten und 
knapp ein wäteres Drittel aus einem anderen europäischen Staat, der kän Mitglied der EU ist. Das restliche 
Drittel bilden Personen aus unterschiedlichen Ländern außerhalb Europas. Beogen auf die wichtigsten „Ge 
burtsländer" 218 bilden mit rund 2,8Millionen Menschen mit türkischem Migrationshintergrund diegrößte 
Gruppe. Von ihnen sind 1,32 Millionen bzw. 47,6%selbst zugewandert. Insgesamt stellen türkästämmige 
Personen 13,3%an allen Personen mit Migrationshintergrund in Privathaushalten (vgl. Abbildung 7-2). Bei 
der Bevölkerung mit eigener Migrationserfahrung liegt der Anteil der Personen mit türkischem Migrations- 
hi ntergrund dagegen ni edri ger (9,8 %) (vgl. Abbi I düng 7- 3). 

Unter Berücksichtigung der einem bestimmten Geburtsland zuordenbaren Spätaussiedlerinnen und Spät¬ 
aussiedler kommen 10,8%(rund 2,3Millionen) aller Personen mit Migrationshintergrund aus Polen, 6,6% 
(etwa l,4Millionen Personen) aus der Russischen Föderation und 6,0%aus Kasachstan (rund l,3Millionen 
Personen). 4,6%bzw. 965.000Personen besitzen einen rumänischen und 4,2%bzw. 868.000Personen einen 
italienischen Migrationshintergrund. Dabä zägtsich,dassinsbesonderePersonen mit einem Migrationshin¬ 
tergrund aus den ehemaligen An werbestaaten überproportional häufigkäneägeneMigrationserfahrung be¬ 
sitzend. h.bereitsin Deutschland geboren sind (vgl. Tabelle 7-3). So sind 52,4%der Personen mittürkischem, 
45,8%mit marokkanischem, 41,5%mit italienischem und 36,2%mit griechischem Migrationshintergrund 
nicht selbst nach Deutschland zugewandert. Dagegen hat die große Mehrheit der Personen aus Syrien 
(87,5 %), Bulgarien (86,3 %), der Ukraine(83,3 %), Rumänien (80,7 %), der Russischen Föderation (78,8 %), Polen 
(74,0%) und Kasachstan (75,6%) eigene Migrationserfahrung. Dies zeigt sich auch, wenn man die Geburtslän¬ 
derstruktur der rund 13,5 Millionen Personen betrachtet, die selbst zugewandert sind (vgl. Abbildung 7-3). 
Hier liegen die Anteile aus diesen Staaten jewäls höher als bei der Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
insgesamt. 


m Bei Personen, diein Deutschland geboren sind, wird der Geburtsstaat der Eltern heran gezogen. 
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Abbildung 7-2: Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Privathaushalten nach Geburtsland bzw.Ge- 
bu rtsl an d mi n desten s 0 n es EI ter n tä I s i m J ah r 2018 



Bosnien und Herzegowina 


2,0% Griechenland 

2,2% 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 


Abbildung 7-3: Bevölkerung mit eigener Migrationserfahrung in Privathaushalten nach Geburtsland bzw. 
Geburtsland mi ndestens änes ElternteiIs im Jahr 2018 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 
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7,3 Alters- und Geschlechtsstruktur 

Bei einem Vergleich der Altersstruktur der Bevölkerungin Privathaushalten mit undohneMigrationshinter- 
grund ist erkennbar, dass Personen mit Migrationshintergrund deutlichjüngersind. So waren im Jahr 2018 
67,1 %der Personen mit Migrationshintergrund jünger als45Jahre, während dies nur auf 42,5%der Bevöl¬ 
kerung ohne M i grati onshi ntergrund zutraf; bä der Bevöl kerung mit ä gener M i grati onserfahrung betrug der 
Antel dieser Altersgruppe 53,4 %(vgl. Abbildung 7-4undTabäle7-5 im Anhang). Der Antel der Kinder unter 
fünf Jahren liegt mit 7,2%doppät so hoch wie in der Bevölkerung ohne Migrationshintergrund (3,6%). Be 
den Personen, di e sä bst zugewandert sind, betrug di eser Antäl jedoch nur 1,2% 


Abbildung 7-4: Altersstruktur der Bevölkerung in Privathaushalten nach Migrationshintergrund und Migra¬ 
tionserfahrung, 2018 


K'n-uitun uhnc 
M Ij^at inmsh am m ßmnd 


PmUlHMI lllil 
M ijii -aLiu nyl i int« und 


Pt rsonen m Ll d^ericr 
MigjraLkmscrfaliruiig: 


7,2 


9,3 


22 r 4 



25.1 



13.5 13,4 

33.0 

33.4 

9 ,€ 




7.7 


39.3 



14.2 


m. 10% 20% 30% 

■ unter 5 J:Jiil i 
von IS-hn Lincpf 45 Jahn 1 

Anmerkung: Werte unter 3% werden nicht ausgewiesen. 


■in% 50% 


00% 70% ftO% 90% iocwa 


■ vun 5bis uiHw 15Jahre vun 15bis uul« 25jahru 

■ von4übai unler Jahre ■ tiS Jahre und alcer 


Quäle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 


Am anderen Ende des Altersspektrums sind 25,1 %der Personen ohne Migrationshintergrund 65 Jahre und 
älter, bä den Personen mit Migrationshintergrund sind es nur 9,6% bä der Bevöl kerung mit ä gener Migra¬ 
tionserfahrung 14,2% Auch der Antäl der Altersgruppe der 45- bis unter 65-Jährigen ist bä Personen ohne 
Migrationshintergrund mit 32,5%größer alsbä der Bevölkerung mit Migrationshintergrund (23,4%). Inso¬ 
fern liegt das Durchschnittsalter der Bevölkerung ohneMigrationshintergrund mit47,4Jahren auch deutlich 
über dem der Bevölkerung mit Migrationshintergrund (35,5Jahre) sowie über dem Durchschnittsalter der 
Bevöl kerung mit ä gener M i grati onserfahrung (44,2 J ahre). 
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Abbildung7-5: Alterspyramide2018nach Migrationshintergrund 


Ausländer 


Deutsche mit 
Migration sh intergrund 


Deutsche ohne 
M igrationshintergmnd 


Männer 


Alter in Jahren 


Frauen 




800 600 400 200 0 0 200 400 600 800 

Tausend Personen Tausend Personen 


Quäle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus (Abbildung entnommen aus: Statistisches Bundesamt 2019:21) 


DieAlterspyramideder Bevölkerung in Deutschi and für dasjahr 2018 zogt, dass der Anteil der Personen mit 
Migrationshintergrund in den jüngeren Jahrgängen am größten ist (vgl. Abbildung 7-5). Bezogen auf die 
Gesamtbevölkerung in Privathaushalten je Altersgruppe besitzen zwei Fünftä der Kinder unter fünf Jahren 
sowie der Kinder von fünf bis unter zehn Jahren enen Migrationshintergrund (40,6% bzw. 40,0%) (vgl. 
Tabelle 7-4 im Anhang). Auch in den weteren Altersgruppen bis 45 Jahre liegt der Antäl der Personen mit 
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Migrationshintergrund zumTeil deutlich über 30,0 % Dagegen beläuft sich der Anteil der Personen mit Mig¬ 
rationshintergrund in der Altersgruppe ab 65Jahren auf lediglich 9,6% 


Abbildung 7-6: Geschlechtsstruktur nach Migrationshintergrund und ausgewählten Geburtsländer/-regio- 
nen 2018 

Anzahl in Tsd. 


Türkei 

Polen 

Russische Föderation 
Rumänien 
Italien 
Syrien 
Ukraine 
Bulgarien 
Afghanistan 
Afrika 

Naher und Mittlerer Osten 

Spätaussiedler/-in 
Personen mit Migrationshintergrund 
Personen ohne Migrationshintergrund 



2.769 


2.253 


1.366 


965 


868 


813 


323 


306 


267 


936 


3.155 


2.640 


20.799 


60.814 


■ weiblich ■ männlich 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 


Ein Blick auf die Geschlechtsstruktur der Bevölkerung mit Migrationshintergrund zeigt, dass der Antel der 
männlichen Personen etwas höher ist als der Antel der wäblichen Personen (51,3%zu 48,7%) (vgl. Abbil¬ 
dung 7-6). Be den änzänen Gruppen sind jedoch nach Geburtsland bzw.-region zum Tel deutliche Unter¬ 
schiede festzustellen. Ein überproportionaler Anteil an weiblichen Personen ist insbesondere bei Personen 
mit ukrainischem und russischem Migrationshintergrund zu verzeichnen. Ein deutlich höherer Anteil an 
männlichen Personen zagt sich dagegen bä der Bevölkerung mit syrischem, afghanischem und italieni¬ 
schem Migrationshintergrund. 


7.4 Aufenthaltsdauer 

I mJ ahr 20181ebten etwa zwä Drittä (65,4 %) der Bevölkerung mit ägener M igrationserfahrung sät mi ndes- 
tens zehn Jahren in Deutschland, 49,-4 %sät mindestens 20Jahren und 13,7 %sogar sät 40Jahren und länger 
(vgl. Abbi I düng 7- 7 und T abä I e 7- 5 i m Anhang). 


207 














































Drucksache 19/16475 


-208- 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Abbildung 7-7: Bevölkerung mit eigener Migrationserfahrung in Privathaushalten nach Geburtsland und 


Aufenthaltsdauer 2018 

durchschnittliche 
Aufenthaltsdauer in 
Jahren 


Türkei 

31,4 

Italien 

28,8 

Griechenland 

27,1 

Polen 

24,5 

Kasachstan 

22,5 

Russische Föderation 

20,9 

Rumänien 

16,8 

Syrien 

4,6 


Personen mit Migrationserfahrung 
insgesamt 20,8 


13,2 


45,5 


32,7 


25,7 


37,5 


33,6 

5,5 

27,7 

33,2 



0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100% 


■ Unter 10 Jahre ■ 10 bis unter 20 Jahre 20 bis unter 40 Jahre ■ 40 und mehr 

Anmerkung: Polen, Kasachstan, Russische Föderation und Rumänien inklusive Spätaussi edlerinnen und Spätaussiedlern. 

Werte unter 3%werden nicht ausgewiesen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 


Ei ne Differenzierung der Aufenthaltsdauer von Zugewanderten nach Geburtsländern spiegeltauch dieMig- 
rationsgeschichteder Bundesrepublik wider. So zeigt sich, dass insbesondere Personen aus den ehemaligen 
Anwerbeländern vielfach einen langjährigen Aufenthalt haben: 78,2 %der Personen mit türkischem, 63,2% 
mit italienischem, 60,9 %mit griechischem Migrationshintergrund und eigener Migrationserfahrung weisen 
eine Aufenthaltsdauer in Deutschland von mindestens 20Jahren auf. Dagegen sind 41,4%der selbst zuge¬ 
wanderten Personen mit russischem Migrationshintergrund weniger als20Jahrein Deutschland. 

Dies schlägt sich auch in der durchschnittlichen Aufenthaltsdauer nieder. Im Jahr 2018 betrug diedurch- 
schnittlicheAufenthaltsdauer der Bevöl kerung mit M igrationshintergrund und eigener M igrationserfahrung 
20,8Jahre (vgl. Tabelle 7-6 im Anhang). Deutlich über diesem Wert liegt die durchschnittliche Aufenthalts¬ 
dauer bei österreichischen (33,3Jahre),türkischen (31,4Jahre), italienischen (28,8Jahre)und griechischen (27,1 
Jahre) Personen. EinevergleichsweiseniedrigeredurchschnittlicheAufenthaltsdauer ist bei Personen mit sy¬ 
rischem (4,6Jahre) und rumänischem (16,8Jahre) Migrationshintergrund zu verzeichnen. Diedurchschnittli- 
cheAufenthaltsdauer von Personen mit polnischem M igrationshintergrund beträgt 24,5Jahre 
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8. Ausländische Bevölkerung 

Personen, dieausschließlich einen ausländischen Pass besitzen, sind a ne Tal gruppe der Personen mit Mig¬ 
rationshintergrund (vgl. Kapitel7.1). Datenquellen zur Gewinnung von Informationen über die ausländische 
Bevölkerung 219 in Deutschland sind - neben dem Mikrozensus - die Bevölkerungsfortschreibung und das 
Ausl änderzentral regi ster (AZR). 

Mit der Veröffentlichung der Ergebnisse des Zensus 2011 wurde die Bevölkerungsfortschräbung auf äne 
neue Grundlage gestellt. Es zeigte sich, dass auf der Grundlage der Zensusergebnisse die Bevölkerung zum 
31. Dezember 2011 rund 80,3 M i 11 ionen Ei nwohner betrug (vgl. Tabel I e 8-1). Bi s zum 31. Dezember 2018 er¬ 
höhte sich die Bevölkerungszahl in Deutschland auf rund 83,0 Mi II ionen Personen. 


Tabelle8-1: Ausländische Bevölkerung und Gesamtbevölkerung in Deutschland von 2004 bis2018 


Jahr 

Gesamt¬ 
bevölkerung nach der 

Bevölkerungsfort¬ 

schräbung 

Ausländische 

Bevölkerung nach der 

Bevölkerungsfort¬ 

schräbung 

Antäl der ausländi¬ 
schen Bevölkerung 

in % 

Veränderung der 

ausländischen Bevöl¬ 
kerung in W 

Ausländische 

Bevölkerung nach dem 

AZR 

2004 2 

82.500.849 

7.287.980 

8,8 

-0,7 

6.717.115 

2005 

82.437.995 

7.289.149 

8,8 

0,C 

6.755.81C 

2006 

82.314.906 

7.255.949 

8,8 

-0,5 

6.751.004 

2007 

82.217.837 

7.255.395 

8,8 

0,C 

6.744.879 

2008 

82.002.356 

7.185.921 

8,8 

-1,C 

6.727.61£ 

2009 

81.802.257 

7.130.919 

8,7 

-0,£ 

6.694.776 

2010 

81.751.602 

7.198.946 

8,8 

+1,C 

6.753.621 

2011 3 

80.327.9a 

6342394 

7,i 


6.930.89t 

2012 

80.523.746 

6.643.699 

8,3 

-t4,£ 

7.213.70£ 

2013 

80.767.463 

7.015.236 

8,7 

+5,6 

7.633.62£ 

2014 

81.197.537 

7.539.774 

9,3 

+7,5 

8.152.96£ 

2015 

82.175.684 

8.651.958 

10,5 

+14,£ 

9.107.893 

2016 

82.521.653 

9.219.989 

11,2 

46,6 

10.039.08C 

2017 

82.792.351 

9.678.868 

11,7 

+5,C 

10.623.946 

2018 

83.019.213 

10.089.292 

12,2 

+4,2 

10.915.455 


1) J äh rl i che Veränderung der ausl ändi sehen Bevöl kerung nach der Bevöl kerungsfortschrä bung i m Vergleich zum Vorjahr. 

2) Infolge unterschiedlicher Erhebungsmethoden und aufgrund einer umfangrechen Registerbereinigung des AZR wacht dieGesamtzahl der 
ausländischen Personen i n der Bevöl kerungsfortschrä bung von der i m Ausländerzentral regi ster, i nsbesondereab demj ahr 2004, deutl ich von- 
änander ab. 

3) Ergebnisder Bevöl kerungsfortschrä bung auf der Grundlage des Zensus 2011. 


Quäle: Statistisches Bundesamt 


Im AZR werden ausl ändi sehe Staatsangehörige zusätzlich zur kommunalen melderechtlichen Registrierung 
erfasst. 220 Dabei werden Informationen über Personen gespächert, die sich „nicht nur vorübergehend“ (§ 2 
Abs. 1AZRG)- in der Regä länger alsdrei Monate- i m Bundesgebi et aufhalten. Hierzu liefern die einzelnen 
lokalen Ausländerbehörden die entsprechenden Personenstandsdaten an das AZR. 


219 Grundlage der Ausländerbestandsstatistik ist der rechtliche Begriff von ausländischen Personen (siehedazu Kapitäl). Als Ausl ände- 
ri n bzw. Ausl änder gä ten al I e Personen, di e n i cht Deutsche i m Si n ne von Art. 116 Abs. 1GG si nd, d .h. n i cht di e deutsche Staatsangehö- 
rigkät besitzen. Zu den ausländischen Personen zählen auch Staatenlose. 

220 Deutsche, die zusätzlich äne oder mehrere wätereStaatsangehörigkäten besitzen, gehen nur als deutsche Staatsangehörige in die 
Bevöl kerungsstati sti k ä n. Si e zähl en n i cht al s ausl ändi sehe Personen und si nd deshal b ni cht i m AZR enthalten. 
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Das AZR ermöglicht eine watergehende Differenzierung der ausländischen Bevölkerung als die Bevölke¬ 
rungsfortschreibung. So enthält das Register auch Informationen über dieänzelnen Staatsangehörigkeiten, 
die Aufenthaltsdauer und den Aufenthaltsstatus. Deshalb werden im Folgenden überwiegend die Daten des 
AZR verwendet. Beim Vergläch mit der deutschen bzw.der Gesamtbevölkerung werden hingegen dieDaten 
der Bevölkerungsfortschreibung herangezogen (sieheauch Tabäle8-5 im Anhang). 

Die ausländische Bevölkerung in Deutschland hat sich von 1991 biszum Jahr 2003 auf 7,3 Millionen erhöht 
(vgl. Tabel I e 8-1 sowi e Abbi I düng 8- 5 i m An hang). 221 Der Rückgang auf 6,7 M i 11 i onen i m J ahr 2004 nach den 
Daten des AZR ist i m Wesentl ichen auf die Bern ni gung des Ausländerzentral regi sters zurückzuführen. 222 Am 
Ende desjahres 2018 lebten in Deutschland laut AZR insgesamt etwa 10,9 Millionen Menschen mit aner aus¬ 
schließlich ausländischen Staatsangehörigkeit. 223 Das ist diehöchstejemalsin Deutschland registrierte Zahl 
seit der Errichtung des AZR. DieZahl der ausländischen Personen in Deutschland auf Basisder Bevölkerungs- 
fortschrabung beläuft sich dagegen auf rund 10,lMillionen Personen (Stand: 31. Dezember 2018). Dies ent¬ 
spricht änemAntäl von 12,2% 

8,1 Ausländische Bevölkerung nach Staatsangehörigkäten 

Am Ende desjahres 2018 stellten Staatsangehörige aus der Türkä mit rund l,48Millionen Personen die 
größte ausländische Personengruppe in Deutschland. Dies entsprach einem Antäl von 13,5%an allen aus¬ 
ländischen Staatsangehörigen (2017:14,0%) (vgl. Abbildung 8-1 und Tabelle8-7 im Anhang). DieAnzahl der 
türkischen Staatsangehörigen sank damit im Vergleich zum Vorjahr um 7.105 Personen. 224 Bereits in den Vor¬ 
jahren war jeweilsän Rückgang der türkischen Staatsangehörigen zu verzeichnen. Wätere große Gruppen 
bildeten die polnischen Staatsangehörigen mit rund 860.000 Personen bzw. 7,9%(2017: rund 867.000 Perso- 
nen)und infolge der starken Zuwanderung von syrischen Schutzsuchenden mit rund 746.000 Staatsangehö¬ 
rigen (2017: rund 699.000). Esfolgen Staatsangehörige aus Rumänien mit rund 696.000und Italien mit 644.000 
Personen. 


221 Für die längerfristige Entwicklung der ausländischen Bevölkerung ab 1951 vgl. Tabelle 8-5 im Anhang, zur Differenzierung der aus¬ 
ländischen Bevölkerung nach Bundesländern Tabelle8-6. 

222 Zum Jahresende 2004 wurde ei ne Beräni gung des AZR durchgeführt. Dabei wurde der Gesamtbestand der ausländischen Bevölke¬ 
rung im AZR mit den Angaben der regionalen Ausländerbehörden abgeglichen und um unstimmige Fälle heranigt. Dies hat dazu ge¬ 
führt, dass die Gesamtzahl der ausländischen Bevölkerung um etwa 600.000 unter der des Vorjahres lag. Deshalb sind die Zahlen ab 
dem Jahr 2004 nicht unmittelbar mit denen der Vorjahre vergleich bar. Vgl. dazu Opfermann et al. 2006. 

223 Die Differenz zu der i m M i krozensus2018 ermittelten Zahl von 9,9 M i 11 ionen Ausländeri nnen und Ausländern (vgl. Kapitel 7.1) ergi bt 
sich zum änen daraus, dass im Mikrozensus nur die Bevölkerung in Privathaushalten ausgewiesen ist, während im AZR auch in Ge¬ 
meinschaftsunterkünften wohnhafte Menschen enthalten sind. Zum anderen sind im AZR die Korrekturen durch den Zensus 2011 
nicht berücksichtigt, die aber ihren Niederschlag in der Bevölkerungsfortschreibung und der darauf bezogenen Hochrechnung des 
M i krozensusf i nden. Vgl. di e Pressemi ttä I ung N r. 314 des Statistischen Bundesamtes vom 21. August 2019. 

224 Der Rückgangbä türkischen Staatsangehörigen in den letztenjahren ist unter anderem auf Einbürgerungen sowielus-soli-Deutsche 
zurückzuführen (vgl. Worbs 2008). 
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Abbildung 8-1: Ausländische Bevölkerung in Deutschland nach den zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten 
am 31. Dezember 2018 
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Quäle: Statistisches Bundesamt, Ausl änderzentral register 


Betrachtet man die Entwicklung sät 2004, so zeigt sich, dass dieZahl der Staatsangehörigen aus den neuen 
mittä- und osteuropäischen EU-Staaten erheblich gestiegen ist (vgl. Tabäle8-7 im Anhang). So hat sich die 
Zahl der polnischen Staatsangehörigen in Deutschland sät 2004, dem Jahr des EU-Bätritts, um 194,5%er- 
höht. Nach dem EU-Bätrittvon Bulgarien und Rumänien am l.Januar 2007lässtsich ebenfalIsän deutlicher 
Anstieg der Zahl der Staatsangehörigen aus diesen Ländern feststälen. DieZahl der rumänischen Staatsange¬ 
hörigen in Deutschland ist sät 2004 von rund 73.400 auf ca. 696.000 Personen gestiegen. DieZahl der bulga¬ 
rischen Staatsangehörigen erhöhte sich im glächen Zätraum von rund 39.000 auf etwa 337.000 Personen. 
Der Anstieg bä rumänischen und bulgarischen Staatsangehörigen liegt insbesondere in dem sät 2007 stark 
angewachsenen Wanderungsüberschuss aus diesen Staaten begründet. 


Nachdem bis 2009 über Jahre än kontinuierlicher Rückgang der Zahl der Staatsangehörigen aus den ehema¬ 
ligen Anwerbestaaten Italien und Griechenland festzustälen war, konntebis2018wiederän kontinuierlicher 
Anstieg der Zahl der Staatsangehörigen ausdiesen Ländern registriert werden (vgl.Tabäle8-7 im Anhang). 
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8.1.1 Alters- und Geschlechtsstruktur 


Bei einem Vergleich der Altersstruktur der deutschen mit der ausländischen Bevölkerung zeigt sich, dass die 
ausländische Bevölkerung sich mehrheitlich auf diejüngeren Jahrgänge verteilt. So war 58,4%der ausländi¬ 
schen Bevölkerung im Jahr 2018jünger als40Jahre, während dies nur auf 40,9%der deutschen Bevölkerung 
zutraf (vgl. Abbildung 8-2 und Tabelle8-8 im Anhang). Bei den höheren Altersstufen sind 23,3%der Deut¬ 
schen 65Jahreund älter, bei der ausländischen Bevölkerung entsprechen dieseänem Anteil von nur 8,7% 


Abbildung 8-2: Altersstruktur der deutschen undausländischen Bevölkerung am 31. Dezember 2018 
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Abbildung 8-3: Altersstruktur der ausländischen Bevölkerung von 1970bis2018 
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Betrachtet man die Entwicklung der Altersstruktur der ausländischen Bevölkerung in Deutschland seit 
Beginn der 1970er Jahre, so ist festzustellen, dass auch die ausländische Bevölkerung von demografischer 
Alterung gekennzeichnet ist (vgl. Abbildung 8-3). So lag der Anteil der unter 40-Jährigen Anfang der 1970er 
Jahre noch bei über 80% während der Anteil der Personen im Rentenalter unter 2%betrug. Im Jahr 2018 
waren 58,4%der ausländischen Bevölkerung unter 40 Jahre und 8,7% 65 Jahre und älter. I nsgesamt ist die 
ausl ändi sehe Bevöl kerung jedoch noch deutl i ch j ünger al s di e deutsche Bevöl kerung. N ach Angaben des AZR 
sind insgesamt l,39Millionen Ausländerinnen und Ausländer bereits in Deutschland geboren,dies entspricht 
änem Anteil von 12,7 %an der gesamten ausländischen Bevölkerung amjahresende2018. 

Abbildung 8-4: Geschlechtsstruktur der ausländischen Bevöl kerung nach ausgewählten Staatsangehörigkä- 
ten am 31. Dezember 2018 
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Im Jahr 2018 waren 46,2% der ausländischen Staatsangehörigen in Deutschland weiblich und 53,8%männ- 
I ich. Jedoch warein überproportional hoher Anteil bei Staatsangehörigen ausThailand (87,2%), den Philippi¬ 
nen (79,7%), Weißrussland (70,9%), Brasilien (65,1%), der Ukraine (63,8%), der Russischen Föderation 
(62,6%), Japan (59,3%), der Republik Korea (58,2%), der Tschechischen Republik (55,8%) und der Schwäz 
(55,7%) weiblich (vgl. Abbildung 8-4 und Tabelle8-9 im Anhang). Dagegen ist bei Staatsangehörigen aus Pa¬ 
kistan (69,5%), Ägypten (67,5%), Afghanistan (65,2%),Tunesien (64,3%), Indien (62,8%) dem Vereinigten Kö¬ 
nigräch (62,4%) und Syrien (60,1 %)der AntäI von männlichen Staatsangehörigen deutlich höher. 
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8.1.2 Aufenthaltsdauer und Aufenthaltsstatus 
Aufenthaltsdauer 

Zum Ende des Jahres 2018 lebten 45,4% der ausländischen Bevölkerung sät mindestens zehn Jahren in 
Deutschland, etwa än Drittä (31,3%) sät mindestens zwanzig Jahren und 17,9%sogar sät 30Jahren und 
länger (vgl. Abbildung 8-5 undTabäle8-10 im Anhang). Insgesamt lebten rund 5,4 Millionen Ausländerinnen 
und Ausländer sät mehr als acht Jahren im Bundesgebiet. Das bedeutet, dass der ausländischen Bevölkerung 
zumindest ä ne der Einbürgerungsvoraussetzungen erfüllt (siehe Kapitä8.4). 


Abbildung 8-5: Aufenthaltsdauer der ausländischen Bevölkerung nach den häufigsten Staatsangehörigkäten 
am 31. Dezember 2018 
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Es zeigt sich, dass insbesondere Staatsangehörige aus den ehemaligen Anwerbeländern vielfach einen lang¬ 
jährigen Aufenthalt haben: 76,2 %dertürkischen, 61,4%der italienischen, 56,9%der bosnischen und 56,3% 
der griechischen Staatsangehörigen weisen ei ne Aufenthaltsdauer in Deutschland von mindestens 20 Jahren 
auf. Dagegen sind 97,4%der syrischen, 87,3 %der bulgarischen, 85,9%der irakischen, 89,8%der rumänischen 
und91,9%der afghanischen Staatsangehörigen weniger alslOJahrein Deutschland. 

DiedurchschnittlicheAufenthaltsdauer aller in Deutschland aufhältigen Ausländerinnen und Ausländer be¬ 
trug zum Jahresende 201815,2Jahre (vgl. Tabelle8-10im Anhang). Deutlich über diesem Wert liegt diedurch- 
schnittlicheAufenthaltsdauer bei Staatsangehörigen ausderTürkei (29,8J ah re), Österreich (28,6Jahre), Italien 
(26,4 Jahre) und Slowenien (23,5 Jahre). Eine bislang niedrige durchschnittliche Aufenthaltsdauer ist bei 
Staatsangehörigen aus den mittel- und osteuropäischen Staaten zu verzeichnen (Rumänien: 5,0J ah re, Alba¬ 
nien: 5,2Jahre, Bulgarien: 5,6Jahre, Ungarn: 7,7Jahre, Polen: 9,6Jahre). Eineebenfalls niedrige durchschnitt¬ 
liche Aufenthaltsdauer wäsen Staatsangehörige aus China (7,4Jahre), I ndien (6,1J ahre), dem I rak (5,3Jahre), 
Afghanistan (5,0Jahre) und Syrien (3,5Jahre) auf. 
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Aufenthaltsstatus 

Von den rund 10,9Millionen ausländischen Personen besitzen etwa6,1 Millionen nicht dieStaatsangäiörig- 
keit eines EU-Mitgliedstaates. Be der Betrachtung der ausländischen Bevölkerung nach dem Aufenthaltssta¬ 
tus 225 zogt sich, dass zum Jahresende 2018 knapp zwei Drittel (67,9% bzw. 7,4Millionen Personen, 2017: 

68.8 %bzw. 7,30 Millionen Personen)än unbefristetes Aufenthaltsrecht aufwiesen (vgl.Tabäle8-2). 226 Mäir 
als än Fünftel der ausländischen Staatsangehörigen waren im Besitz eines befristeten Aufenthaltstitels 
(22,2% rund 2,4Millionen Personen). 

Betrachtet man nur die Drittstaatsangehörigen, so besaßen 42,8%der in Deutschland lebenden Drittstaats¬ 
angehörigen (2,6Millionen Personen)zumjahresende2018änen unbefristeten Aufenthaltstitä (2017:44,0% 
2,6 Millionen Personen). Zwo Fünftel der Drittstaatsangehörigen waren im Besitz änes befristeten Aufent¬ 
haltstitels (39,5% bzw. 2,4Millionen Personen, 2017:36,9%bzw. 2,2Millionen Personen). 180.580bzw. 2,9% 
aller ausländischen Drittstaatsangehörigen, diesich in Deutschland aufhalten, besaßen äne Duldung (2017: 
166.675 Personen bzw. 2,8%) 227 ,4,8%bzw. 297.090 Drittstaatsangehörige(2017:337.060 Personen bzw. 5,9%) 
äne Aufenthaltsgestattung. Wätere 338.600 Drittstaatsangehörige (5,5%), dieim AZR registriert sind hatten 
weder änen Aufenthaltstitä noch äne Aufenthaltsgestattung bzw. Duldung (2017: 344.010 Personen bzw. 

5.8 %). 228 


225 Zum rechtlichen Rahmen der einzelnen Aufenthaltstitä vgl. BAMF/BMI 2013:169f. 

226 Hierzu zählen bäspiäswäse EU-Staatsangehörige sowie ausländische Personen mit äner Niederlassungserlaubnis. 

227 Unter den ausländischen Staatsangehörigen mit äner Duldung lebten zum 31. Dezember 2018 25.629 mit äner Aufenthaltsdauer 
von mehr als sechs Jahren in Deutschland. Vgl. BT-Drs. 19/8258:37. 

228 Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich änTäl dieser Personen nicht mehr im Bundesgebiet auf hält. Da jedoch käneAb- 
mädung sätens der Personen oder der M ädebehörden vorliegt, ist äne Registrierung i m AZR wäterhi n gegeben. 

215 
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Eine Betrachtung des Aufenthaltsstatus der ausländischen Bevölkerung nach Staatsangehörigkäten 
zeigt, dass Ende desjahres 2018 mehr als vier Fünftel (81,9%) der türkischen Staatsangehörigen änen 
unbefristeten Aufenthaltstitel besaßen. Ein hoher Anteil an Personen mit einem unbefristeten Aufent¬ 
haltsrecht ist auch bei bosnischen Staatsangehörigen festzustellen (57,4%). Bei Ukrainern lag dieser 
Antäl bei 56,2% Dagegen ist der Anteil der Staatsangehörigen aus Syrien (1,9%), Afghanistan (6,1%), 
Nigeria (8,8%), AIbanien (9,5 %) und dem I rak (13,0%), dieeinen unbefristeten Aufenthaltstitel besitzen, 
vergleichsweise gering. 58,8%der chinesischen und 60,0%der indischen Staatsangehörigen besaßen 
eine befristete Aufenthaltserlaubnis, überwiegend zum Zweck der Ausbildung und Erwerbstätigkeit 
(vgl. Tabelle 8-2). Ein hoher Anteil der der afghanischen und syrischen Staatsangehörigen besitzt dage¬ 
gen ei ne befristeteAufenthaltserlaubnisaus humanitären Gründen. 


8,2 Geburten 

Die Entwicklung der ausländischen Bevölkerung wird von verschiedenen demografischen Parame¬ 
tern beeinflusst. Neben den Zu- und Abwanderungen bedingen auch die Geburtenentwicklung und 
dieSterblichkät Struktur und Umfang dieser Personengesamthät. 

Ein Kind ausländischer Eltern erwirbt neben deren Staatsangehörigkät(en)diedeutscheStaatsangehö- 
rigkeit mit Geburt in Deutsch I and (sog. i ussol i), sofern ein Elternteil seit mindestens acht Jahren recht¬ 
mäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat und ein unbefristetes Aufenthaltsrecht be¬ 
sitzt. 229 

Soweit diese Kinder nicht im Inland aufgewachsen sind, durch Geburt ei ne andere ausl ändische Staats¬ 
angehörigkeit alsdieänes EU-Mitgliedstaatesoder der Schwäz besitzen und innerhalb einesjahres 
nach Vollendung des 21. Lebensjahres änen Hinwäsder örtlich zuständigen Staatsangehörigketsbe- 
hördeerhalten,dasssiesichfüräneStaatsangehörigkätzu entschieden haben, müssen sie innerhalb 
von zwä Jahren nach Zustä I ung di esesHinwäses erklären, ob sie die deutsche oder die ausl ändische 
Staatsangehörigkät behalten wollen (Optionspflicht, § 29 Abs. 1 StAG). Im Inland aufgewachsen sind 
sie, wenn siesich biszur Vollendung des 21. Lebensjahresachtjahre gewöhnlich in Deutschland auf¬ 
gehalten oder sechsjahreäne Schule besucht haben oder hier änen Schulabschluss erworben oder 
äne Berufsausbildung abgeschlossen haben (§ 29 Abs laStAG). 

Erklären von der Optionspflicht betroffene Personen, dasssiedieausländischeStaatsangehörigkät be¬ 
halten wol I en, verl i eren si e di e deutsche (§ 29 Abs 2 StAG). Entschä den si e si ch f ür di e deutsche Staats- 
angehörigkät, müssen sienachwäsen, dasssiedieausländischeStaatsangehörigkät aufgegeben oder 
verloren haben (§ 29 Abs. 3 StAG). Tritt der Verlust der ausländischen Staatsangehörigkät nicht inner¬ 
halb von zwä Jahren nach Zustälung des Hinwäses über die Optionspflicht än, geht die deutsche 
Staatsangehörigkät verloren, es sä denn, die zuständige Behörde hat vorher auf Antrag des Erklä¬ 
rungspflichtigen oder von Amts wegen die Bäbehaltung der deutschen Staatsangehörigkätgenehmigt 
(Bäbehaltungsgenehmigung). Auch in Deutschland geborene Kinder ausländischer Eltern, die durch 
Einbürgerung nach §40b StAG unter den Voraussetzungen des §4 Abs. 3 StAG (iussoli) die deutsche 


229 Die Regelung gilt seit der Reform des Staatsangehörigkeitsgesetzes zum 1.Januar 2000. Vgl. zum Reformprozess im Detail. 
BAMF/BMI 2013:173. 
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Staatsangäiörigkät durch Antrag im Jahr 2000 erworben haben, sind vom sog. Optionsverfahren nach 
§ 29StAG 230 betroffen. 231 

Datenquellezu „Geburten ausländischer Kinder“ sowiezu „von ausländischen Eltern oder einem aus¬ 
ländischen Elterntäl geborenen Kindern“ ist dieGeburtenstatistik 232 alsäneder Statistiken der natür¬ 
lichen Bevölkerungsbewegung, die vom Statistischen Bundesamt erstellt und veröffentlicht wird. 

Von 1992 bis 1999 wurden jährlich etwa um die 100.000 Kinder mit (ausschließlich) ausländischer 
Staatsangehörigkat in Deutschland geboren. Dies entsprach jeweils änem Antäl von ca. 13 %alIer in 
Deutschland geborenen Kinder (vgl. Abbildung 8-6 und Tabelle8-11 im Anhang). Nach der Einführung 
des i us soli-Prinzips am 1. Januar 2000durch§ 4Abs. 3 StAG, wonach Kinder ausländischer Eltern unter 
den oben genannten Bedingungen neben der ausländischen automatisch auch die deutsche Staatsan¬ 
gehörigkeit mit der Geburt erhalten, hat sich dieZahl der in Deutschland geborenen Kinder mit aus¬ 
schließlich ausländischer Staatsangehörigkat im Jahr 2000 im Vergleich zum Vorjahr fast halbiert und 
ist biszumjahr 2006 kontinuierlich water gesunken. In den Folgejahren stieg dieZahl wieder an. Im 
Jahr 2018 wurden 104.887 Kinder mit ausländischer Staatsangehörigkat geboren gegenüber 97.702 im 
Jahr 2017. Der Anteil der ausländischen Kinder im Jahr 2018 an allen in Deutschland geborenen Kin¬ 
dern betrug 13,3% (2017:12,4%). Die wieder steigende Zahl von in Deutschland geborenen Kindern 
mit ausländischer Staatsangehörigkat dürfte äne Folge der starken Zuwanderung besonders 
2015/2016 sein. 

DieZahl der von ausländischen Eltern geborenen Kinder mit deutscher Staatsangehörigkeit betrug im 
Jahr der Einführung (2000) der iussoli-Regäung 41.257 und sank in den Folgejahren zunächst ab. Im 
Jahr 2009 wurden alsTiefststand 28.977 derartige Geburten registriert. In den Folgejahren stiegen die 
Zahlen wieder an. Imjahr 2018 wurden in Deutschland 35.893 Kinder mit deutscher Staatsangehörig- 
kät geboren, di ezwä ausländischeElternteilehatten,damit wurde ein lächter Rückgang im Vergleich 
zum Vorjahr registriert (2017:36.389 Kinder). Insgesamt erhielten bis einschließlich 2018 rund 660.000 
Kinder, die sät der Reform desStaatsangehörigkätsrechts von ausländischen Eltern in Deutschland 
geboren wurden, die deutsche Staatsangehörigkat. 


230 § 29 StAG in der Fassung des Zwäten Gesetzes zur Änderung des Staatsangehörigkätsgesetzes vom 13. November 2014 
(BGBl. 2014 Täl I Nr.52:1714), in Kraft sät 20. Dezember 2014. 

231 Gemäß §40b StAG konnte vom l.Januar bis zum 31. Dezember 2000 für ausländische Kinder, die sich rechtmäßig in 
Deutschland aufgehalten und das zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hatten und bä deren Geburt die Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 3 StAG Vorlagen, von den Eltern än Einbürgerungsantrag gestält werden. Die ursprüngliche, von den Eltern wä- 
tergegebeneStaatsangehörigkät konnte bä behalten werden. Die betroffenen jungen Erwachsenen müssen ebenfalls erklären, 
ob sie die deutsche oder die ausländische Staatsangehörigkät behalten wollen (§ 29 StAG). Vgl. hierzu Worbs 2014. 

232 Nachgewiesen werden hier die Lebendgeborenen. 
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Abbildung 8-6: Lebendgeborene mit ausländischer Staatsangehörigkeit bzw. mit ausländischer Staats- 
angehörigketmindestensanesElterntälsin Deutschland von 1996bis2018 1 



■ Kinder mit d-pufichpF Elbm nLusklftfiiflrh 

Kinder mit deutscher Staatsangehörigkeit, ein ELterntedl ausländisch 

■ Kdnd-fc mil ausländisch*:! Slu ataangch Öligkeit 

1) 2013,2014 und 2015 aus verfahrenstechnischen Gründen Kinder ausländischer Eltern mit deutscher Staatsangehörigkeit unter¬ 
zeichnet und damit Kinder ausländischer Staatsangehörigkeit überzeichnet. 

2) Kinder einer unverheirateten deutschen Mutter und eines ausländischen Vaters sind in diesen Zahlen nicht enthalten. Im Jahr 2018 
waren dies 13.864 Kinder. 

Quäle: Statistisches Bundesamt 

Von den Ende2018in Deutschland lebenden 10.915.455ausländischen Staatsangehörigen waren 12,7% 
i m I nland geboren (nach AZR). I mj ah r 2000 betrug der Antei I der im I nland geborenen Ausländerinnen 
und Ausländer noch 22,1% Dieser Anteil sinkt seit einigen Jahren vor allem deshalb, weil änTeil der 
seit 1. Januar 2000geborenen Kinder ausländischer Eltern mit Geburt diedeutscheStaatsangehörigkeit 
erhält und somit als Deutsche in die Bevölkerungsstatistik eingeht. Zudem sind die Zuwanderung und 
damit di e sei bst zugewanderte Bevöl kerung wi eder deutl i ch angesti egen. 

Insbesondere Staatsangehörige aus den ehemaligen Anwerbel ändern weisen einen überdurchschnitt¬ 
lich hohen Anteil an bereits in Deutschland geborenen Personen auf. So waren zum Ende desjahres 
2018 27,6%der türkischen, 24,3%der italienischen und 20,3%der im AZR registrierten griechischen 
Staatsangehörigen im Inland geboren (vgl. Tabelle 8-3 im Anhang). Dagegen lagen die Antäle bä 
Staatsangehörigen aus Ungarn (4,2%), der Ukraine (4,2%), Polen (5,2%), Rumänien (5,6%) und Syrien 
(8,7%) deutl ich niedriger. 

Von den ausländischen Staatsangehörigen unter 18Jahren waren imjahr 2018 von 1.560.920 Personen 
insgesamt gut an Drittä (35,8%) in Deutschi and geboren. Von den unter 18-jährigen türkischen Staats¬ 
angehörigen waren es beräts 68,6 % Auch bä vietnamesischen (68,0%), serbischen (67,4%) und koso- 
varischen (57,0%) Staatsangehörigen war der Antäl von in Deutschland Geborenen überproportional. 
Dagegen waren dieentsprechenden Antä lebä Staatsangehörigen aus Thailand (13,6 %), Syrien (23,1 %) 
und Afghani stan (24,2 %) deutl i ch geri nger. 
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8,3 Sterbefälle 

Personen mit Migrationshintergrund inklusive der ausländischen Bevölkerung weisen eine deutlich 
jüngereAltersstrukturauf alsdieBevölkerungohneMigrationshintergrund. Infolgedessen wurden bei 
der ausländischen Bevöl kerung i m Vergleich zum Antä I an der Gesamtbevöl kerung nur relativ weni ge 
Sterbefälle beobachtet (vgl. Tabelle8- 3). Allerdingsist dieZahl ausländischer Personen, die älter als 65 
Jahre sind, zwischen 1990 und 2018 von rund 146.000 auf 982.000 (nach AZR) gestiegen. Damit hat sich 
der Anteil der Älteren (über 65 Jahre) unter allen ausländischen Personen von 2,6%(1990) auf 9,0% 
(2018) erhöht. 

Auch für Personen mit Migrationshintergrund ist anedemografischeAlterungfestzustellen. DieZahl 
an Älteren (65Jahreund älter) erhöhte sich von rund 1,1 Millionen im Jahr 2005 auf rund 2,0 Millionen 
Personen imjahr 2018. Damit stieg ihr Anteil an allen Personen mit Migrationshintergrund von 7,9% 
auf 9,6 % Dieser Trend wird sich bei gegebener demografischer Entwicklung fortsetzen 233 , sodass ver¬ 
stärkt auch ältere Migrantinnen und Migranten von Erkrankungen und Pflegebedürftigkeit betroffen 
und als Nutzer desGesundheits- und Pflegesystems zu berücksichtigen sind. 234 Erkenntnisse zum Ge- 
sundhats- bzw. Krankhätszustand und zur Sterblichkät dieser Bevölkerungsgruppe werden somit 
immer wichtiger. 

Datenquellezu Sterbefällen ausländischer Personen istdieSterbefallstatistikalsBestandteil der Statis¬ 
tik der natürlichen Bevölkerungsbewegung, die vom Statistischen Bundesamt erstellt und veröffent¬ 
licht wird. 235 Tabelle 8-3 zeigt, dass die Zahl der Sterbefälle von Ausländerinnen und Ausländern seit 
2010 kontinuierlich ansteigt. Ihr Anteil an allen Sterbefällen in Deutschland ist jedoch immer noch ge- 
ri ng und I i egt mit 3,4 %deutl i ch unter dem Bevöl kerungsantei I (nach der Bevöl kerungsfortschrei bung). 


233 Vgl. Kohls2012:15. 

234 Vgl. Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2014: 268f. Gleichzeitig ist jedoch zu be¬ 
rücksichtigen, dassArbeitsmigration, wie sie seit einigen Jahren in erheblichem Umfang vor allem aus Süd- und Osteuropa 
nach Deutschland erfolgt, zum Anstieg der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung beiträgt, wovon die Sozial vergehe 
rungen durch höhere Betragseinnahmen profitiert haben. 

235 Zu weiteren Datenquellen und detaillierten Analysen desGeburtenverhaltensvon Frauen mit Migrationshintergrund bzw. 
mit ausländischer Staatsangehörigkeit vgl. Kohls2012: lOlff. sowieSchmid/Kohls2011. 
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Tabelle8-3: SterbefälIedeutscher und ausländischer Personen 1970- 2018 


Jahr 1 

Sterbefälle 

Anteil ausländischer 
Sterbefälle an allen Ster- 
befallen in % 

Anteil ausländischer Be- 
völ kerung an gesamter 
Bevölkerung in % 

Deutsche 

Ausländische 

Staatsangehörige 

1970 

726.838 

8.005 

1,1 

4,5 

1975 

740.269 

8.991 

1,2 

6,3 

1980 

705.606 

8.511 

1,2 

7,4 

1985 

696.602 

7.694 

1,1 

7,3 

1990 2 

911.908 

9.537 

1,0 

7,0 

1995 

871.788 

12.800 

1,4 

9,0 

2000 

823.933 

14.864 

1,8 

8,8 

2005 

813.500 

16.727 

2,0 

8,8 

2010 3 

838.587 

20.181 

2,3 

8,8 

2011 4 

831.955 

20.373 

2,4 

7,9 

2012 4 

847.760 

21.822 

2,5 

8,3 

2013 4 

870.330 

23.495 

2,6 

8,7 

2014 4 

844.206 

24.150 

2,8 

9,3 

2015 4 

898.083 

27.117 

2,9 

10,5 

2016 4 

881.240 

29.659 

3,3 

11,2 

2017 4 

901.514 

30.749 

3,3 

11,7 

2018 4 

922.524 

32.350 

3,4 

12,2 


1) 1970- 1985 Früheres Bundesgebiet; ab 1990 Deutschland. 

2) Zahlen ab dem 31.12.1990für den Gebietsstand seit dem 3.10.1990. 

3) Anteil ausländischer Bevölkerung an gesamter Bevölkerung: Ergebnisauf der Grundlagefrüherer Zählungen. 

4) Anteil ausländischer Bevölkerung an gesamter Bevölkerung: Ergebnisauf der Grundlage des Zensus 2011. 

Quel le: Statistisches Bundesamt 

DerVergläch mit internationalen Erkenntnissen zagt, dassin Deutschland annähernd dieselben Ent¬ 
wicklungen und Muster der Ster bl ich kät von wäblichen und männlichen Personen mit Migrations- 
hintergrundfestzustellen sind wiein charakteristischen Zuwanderungsländern. 236 In Abhängigkeit von 
Alter, Herkunftsland, Aufenthaltsdauer, Aufenthaltsstatus und sozialer Lage sind verglechswäse viäe 
Konstellationen zu beobachten, in denen Zuwanderinnen und Zuwanderer niedrigereSterblichkeits- 
r i si ken al s Deutsche auf wei sen. 

I n Deutschland haben vor al lern jüngereZuwanderinnen und Zuwanderer mit geri nger Aufenthaltszät 
besonders n i edri ge Sterberi si ken. So zei gen Zugewanderte aus wen i ger entwi ekel ten Ländern vor al I em 
in der Zeit kurz nach der Zuwanderung besonders niedrigeGesundheits- und Sterberisiken. Be dieser 
Gruppe wirkt sich der JHealthy-Migrant-Effect^d.h.dieTatsache,dasstendenziell eher gesündere Per¬ 
sonen auswandern, erheblich aus. Im Inland geborene Nachkommen von Migrantinnen und Migran¬ 
ten weisen dagegen eher eneüberdurchschnittlicheSterblichket auf. 237 


236 Vgl. Kohls 2012:185. 

237 Vgl. Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2012:319. 
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S.4 Einbürgerungen 

Der Erwerb der deutschen Staatsangäiörigkät erfolgt in der Regä durch Geburt (siehedazu Kapitel 8.1) 
oder durch Einbürgerung. Durch dieReform des Staatsangehörigkatsrechts am l.Januar 2000 238 wur¬ 
den dasAbstammungsprinzip durch das Geburtsortprinzip ergänzt sowiedienotwendigeAufenthalts- 
zäten für eine Einbürgerung verkürzt: Ausländerinnen und Ausländer haben nach acht Jahren recht¬ 
mäßigen gewöhnlichen Aufenthalts in Deutschland unter Erfüllung bestimmter Voraussetzungen ei¬ 
nen Anspruch auf Einbürgerung (§ 10 Abs. 1 StAG). Ehepartnerinnen und Ehepartner sowie minder¬ 
jährige Kinder können miteingebürgert werden, auch wennsiesich noch nicht sät acht Jahren im Bun¬ 
desgebiet auf halten (§ 10 Abs. 2 StAG). 

Bä erfol grä eher Tä I nähme an ä nem I ntegrati onskurs wi rd di e Fri st f ür ä ne Anspruchsä nbürgerung 
auf sieben Jahre verkürzt (§ 10 Abs. 3 StAG S.1). Bä Vorliegen besonderer I ntegrationslästungen, ins- 
besonderebäm Nachwäsvon Sprach kenntnissen, die das Niveau B1 des Gemä nsamen Europäischen 
Referenzrahmens (GER) überstägen, kann die Frist auf sechs J ah re verkürzt werden (§ 10 Abs. 3 StAG 
S. 2). 


Diestatisti sehen Angaben zu den Einbürgerungen werden vom Statistischen Bundesamt jährlich in der 
Einbürgerungsstatistik veröffentlicht (§ 36 StAG). 

Abbildung 8-7: Einbürgerungen in Deutschland von 2000bis2018 
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Quelle: Statistisches Bundesamt 


238 Mit dem Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes am l.Januar 2005 wurden zudem die bislang im Ausländergesetz enthal¬ 
tenen Regelungen zur Ei nbürgerung water modifiziert und in dasStaatsangehörigkätsgesetz überführt, das damit die zentrale 
Rechtsgrundlagefürden Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit darstellt. Zu den rechtlichen Grundlagen der Einbürgerung 
vgl.ausführlich BAMF/BMI 2010,Kapitel6.4undBAMF/BMI 2014,Kapitel8.1. 
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Seit dem I nkrafttreten des neuen Staatsangehöri gkei tsrechts i m J ahr 2000 haben mehr als 2,3 M i 11 ionen 
Personen diedeutscheStaatsangehörigkeit erhalten. 

Nach dem Höchststand im Jahr 2000 mit 186.672 registrierten Einbürgerungen sank die Zahl bis auf 
94.474 eingebürgerten Personen imjahr2008. In den Folgqahren konnteein kontinuierli eher Wieder¬ 
anstieg verzeichnet werden.Seit 2012 schwankt dieAnzahl der Einbürgerungen zwischen 107.000 und 
112.000.1 m J ahr 2018 wurden 112.340 Personen ei ngebürgert und damit kaum mehr als i m J ahr zuvor 
(112.211 Personen) (vgl. Abbildung 8-7 und Tabelle 8-13 im Anhang). 


DieEinbürgerungszahlen alleinelassen allerdingskei ne Aussagen über das Interesse an der deutschen 
Staatsangehörigkeit zu. Dafür eignet sich das ausgeschöpfte Einbürgerungspotenzial besser, denn es 
bezieht die Zahl der Einbürgerungen auf dieZahl der ausländischen Personen, diezu Beginn desje- 
weiligen Berichtsjahres mindestens seit lOJahren in Deutschland lebten und damit mindestens ei ne 
Voraussetzung für eine Einbürgerung erfüllen. 2018 betrug das ausgeschöpfte Einbürgerungspoten¬ 
zial wieschon imjahr 2017 rund 2,2 % Staatsangehörige der EU-wiesen generell unterdurchschnittli¬ 
che Werte auf, mit Ausnahme von Staatsangehörigen aus dem Vera nigten Königreich mit8,9%(Platz 
1 unter den EU-Staaten). Es folgten Rumänien (6,9%) und Bulgarien (4,9%). Die höchsten Werte mit 
absolut mehr als 1.000 Einbürgerungen entfielen auf die außereuropäischen Länder Syrien (16,0%), 

I rak (13,0 %), Afghanistan (12,4%) und I ran (12,2 %). 

Abbildung 8-8: Eingebürgerte Personen nach bisheriger Staatsangehörigkeit imjahr 2018 
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Gesamtzahl: 112.340 

5,5% 


Rumänien 



3,8% 




Kosovo 
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Griechenland 
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Quelle: Statistisches Bundesamt 


Im Jahr 2018 besaßen 16.700 der eingebürgerten Personen zuvor die türkische Staatsangehörigkeit 
(14,9%). DieZahl der Einbürgerungen von Personen türkischer Staatsangehörigkeit ist seit dem Jahr 
2000, in dem noch 82.861 türkische Staatsangehöri ge ei ngebürgert wurden, deutlich zurückgegangen 
(vgl. Tabel I e 8-13 i m Anhang). Si e stel I en dennoch nach wi e vor di e größte Gruppe an Ei ngebürgerten. 
2018 haben 6.640 Personen aus Großbritannien die deutsche Staatsangehörigkeit erworben (5,9%), sie 
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stellen damit diezweitgrößte Gruppe an eingebürgerten Personen. DieZahl der Einbürgerungen briti¬ 
scher Staatsbürger stieg nach dem Brexit-Referendum 2016 stark an, dieser Effekt hat sich im Jahr 2018 
lacht abgeschwächt (2017:7.493 Einbürgerungen). Zwischen 2016und 2018 haben sich insgesamt rund 
17.000 britischeStaatsangehörigeeinbürgern lassen, in den 15Jahren zuvor waren esnur 4.800. Weitere 
6.220 Eingebürgerte des Jahres 2018 besaßen zuvor die polnische (5,5 %), 4.325 die rumänische (3,8%) 
und 4.080 di e i raki sehe (3,6 %) Staatsangehöri gkat (vgl. Abbi I düng 8- 8 und T abel I e 8-13 i m Anhang). 

I m Vergleich zu 2017 haben die Ei nbürgerungen mit mehr als 1.000 Ei nbürgerungen für Staatsangehö¬ 
ri ge aus Serbien (+26,9%), dem Irak (+17,2 %), und Syrien (16,2 %). Rückgänge der Einbürgerungszahlen 
wurden bei Staatsangehörigen auslsrael (-37,0%) und Kroatien (-18,5%) verzeichnet. 

53,6 %der eingebürgerten Personen im Jahr 2018 waren weiblich (2017:54,2%). Trotz des fast ausgegli¬ 
chenen Geschlechterverhältnisses bei den Eingebürgerten zeigen sich bei Betrachtung einzelner Her¬ 
kunftsländer zum Teil deutlicheUnterschiede, ähnlich wieesbei der Struktur der ausländischen Staats¬ 
angehörigen der Fall ist (vgl. Kapitel 8.1.1). So weisen etwa Eingebürgerte aus den neuen mittel- und 
osteuropäischen EU-Staaten einen deutlich überproportionalen weiblichen Anteil auf.Jeweilsmehrals 
zwei Drittel der im Jahr 2018 Eingebürgerten aus der Slowakei (73,9%), Litauen (73,4%), Lettland 
(72,3%), und Rumänien (66,2%) waren weiblich. Auch bei Eingebürgerten aus Thailand (79,7%) und 
Brasilien (72,5%) wurde ein hoher wä bl i eher Anteil verzächnet. Dagegen betrug der Antal von weib¬ 
lichen Personen bei Eingebürgerten ausTunesien nur 34,6%und aus Ägypten nur 34,7% 
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Tabelle8-4: Einbürgerungen imjahr 2018 mit fortbestehender bisheriger Staatsangehörigkeit 



Einbürgerungen 

insgesamt 

darunter: 

mit fortbestehender bisheriger Staatsangehörigkeit 

absolut 

in % 

1 insgesamt 

112.340 

66.630 

59,3 

weiblich 

60.175 

35.75C 

59,4 

männlich 

52.165 

30.88t 

59,2 


Europa 

68.035 

40.520 

59,6 

darunter: EU-Staaten 

36.185 

35.75C 

98,6 

Asien 

27.400 

16.175 

59,0 

Afrika 

10.980 

6.235 

56,8 

Amerika 

4.620 

3.665 

79,3 

Australien und Ozeanien 

50 

30 

60,0 

Sonsti ge Ausprägu ngen 

1.250 

10 

0,8 


Türke 

16.700 

2.080 

12,5 

Verei n i gtes Kön i grei ch 

6.640 

6.640 

100,0 

Polen 

6.220 

6.220 

100,0 

Rumänien 

4.325 

4.320 

99,9 

Irak 

4.080 

3.015 

73,9 

Italien 

4.050 

4.035 

99,6 

Kosovo 

3.840 

400 

10,4 

Griechenland 

3.235 

3.230 

99,8 

Iran 

3.080 

3.080 

100,0 

Syrien 

2.880 

2.880 

100,0 

Afghanistan 

2.545 

2.545 

100,0 

Serbien 

2.475 

1.040 

42,0 

Ukraine 

2.455 

315 

12,8 

Marokko 

2.365 

2.365 

100,0 

Kroatien 

2.360 

2.360 

100,0 

Vietnam 

2.230 

90 

4,0 

Russi sehe Föderati on 

1.930 

375 

19,4 

Bosnien und Herzegowina 

1.880 

110 

5,9 

Bulgarien 

1.830 

1.825 

99,7 

Indien 

1.760 

70 

4,0 

Libanon 

1.395 

1.395 

100,0 

Pakistan 

1.320 

255 

19,3 

Brasilien 

1.235 

1.230 

99,6 

Tunesien 

1.185 

1.185 

100,0 

Thailand 

1.160 

1.160 

100,0 

Kasachstan 

1.160 

50 

4,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Nach dem deutschen Staatsangehörigkeitsrecht soll Mehrstaatigkeit im Grundsatz vermieden werden, 
allerdings gilt diesnicht uneingeschränkt,sondern lässt bei der Einbürgerung sachlich begründeteAus- 
nahmen zu. 239 Im Jahr 2018 erfolgten 59,3% aller Einbürgerungen unter Hinnahme von Mehr¬ 
staatigkeit (2017: 61,4%) (vgl. Tabelle 8-4). Die hohe Mehrstaaterquote basiert zu einem beachtlichen 
Teil auf der Hinnahme von Mehrstaatigkeit bei Einbürgerungen von Staatsangehörigen ausEU-Mit- 
gliedstaaten und der Schweiz. 2018 kamen 54,1 %der mit fortbestehender bisheriger Staatsangehörig¬ 
keit Eingebürgerten ausänem EU-Mitgliedstaat oder der Schwäz, 2017 waren es56,1% 

Staatsangehörige von EU-Mitgliedstaaten und der Schweiz müssen gemäß § 12Abs.2StAGbei der Ein¬ 
bürgerung ihre bisherige Staatsangehörigkeit nicht aufgeben. Di eseAusnahme vom Grundsatz der Ver¬ 
meidung von Mehrstaatigkät hat der Gesetzgeber mit Blick auf die weitgehende Inländergleichbe¬ 
handlung der Unionsbürger, das Ziel der europäischen Integration und auch vor dem Hintergrund ä- 
ner gemeinsamen Unionsbürgerschaft eingeführt. DieZunahmeder Mehrstaaterquotebei Einbürge¬ 
rungen imjahr 2018 ist vor allem auf den erheblichen Zuwachs von Einbürgerungen britischer Staats¬ 
angehöriger zurückzuführen. Unter den Herkunftsstaaten mit den meisten Einbürgerungen unter 
Hinnahme von Mehrstaatigkät bäinden sich mit dem Veränigten Königräch (6.640), Polen (6.220), 
Rumänien (4.320), Italien (4.035)und Griechenland (3.230)ausschließlich EU-Staaten. 

Von der Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkät bä der Einbürgerung wird auch abgesehen, wenn 
Personen ihre bisherige Staatsangehörigkät nicht oder nur unter besonders schwierigen Bedingungen 
aufgeben können (§ 12 Abs. IStAG). Diesistbäspiäswäseder Fall, wenn das Recht des Herkunftsstaa¬ 
tes die Aufgabe der Staatsangehörigkät nicht vorsieht bzw. die Entlassung regämäßig verwägert. So 
ermöglichen Afghanistan, Algerien, Angola, Eritrea, Iran, Kuba, Libanon, die Malediven, Marokko, Ni¬ 
geria, Syrien, Thailand und Tunesien in der Regä faktisch kän Ausschäden aus ihrer Staatsangehörig¬ 
kät. Daher besteht bä mehr als99%der Eingebürgerten ausdiesen Ländern diebisherigeStaatsange- 
hörigkätfort. Diehierdurch bedingte Hinnahme von Mehrstaatigkät ist also im ausländischen Recht 
bzw. in der dortigen Rechtspraxis begründä. 


239 Vgl. Worbs 2017. 
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Anhang 

1.2 Migrationsgeschehen insgesamt 

Abbildung 1-14: Zuzüge von deutschen und ausländischen Staatsangehörigen seit 2000 1 

2 . 500.000 



■ Ausländische Staatsangehörige ■ Deutsche Staatsangehörige 

l)Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur bedingt 
mit den Vorjahreswerten vergleichbar. Ausführlicheinformationen dazu befinden sich auf der Internetseite des Statistischen Bun¬ 
desamtes zu Wanderungen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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Abbildung 1-15: Fortzüge von deutschen und ausländischen Staatsangehörigen seit 2000 

2 . 500.000 


2.000 000 


1 . 500.000 



1) Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur bedingt 
mit den Vorjahreswerten vergleichbar. Ausführlicheinformationen dazu befinden sich auf der Internetseite des Statistischen Bun¬ 
desamtes zu Wanderungen. 


Quäle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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Tabellel-6: Wanderungen zwischen Deutschland 1 und dem Ausland von 1950bis2018 


Jahr 

Zuzüge 

Fortzüge 

Saldo 

Insgesamt 

Ausländische 

Staats¬ 

angehörige 

Deutsche 

Staats¬ 

angehörige 

Insgesamt 

Ausländische 

Staats¬ 

angehörige 

Deutsche 

Staats¬ 

angehörige 

Insgesamt 

Ausländische 

Staats¬ 

angehörige 

Deutsche 

Staats¬ 

angehörige 

1950 

96.140 

- 

_ 

78.148 

- 

- 

+17.992 

- 

- 

1955 

127.921 

60.368 

67.553 

136.977 

35.548 

101.429 

-9.056 

+24.820 

-33.876 

1960 

395.016 

317.685 

77.331 

218.574 

124.441 

94.133 

+176.442 

+193.244 

-16.802 

1965 

791.737 

716.157 

75.580 

489.503 

412.704 

76.799 

-1302.234 

4303.453 

-1.219 

1970 

1.042.760 

976.232 

66.528 

495.675 

434.652 

61.023 

+547.085 

+541.580 

+5.505 

1971 

936.349 

870.737 

65.612 

554.280 

500.258 

54.022 

4382.069 

4370.479 

+11.590 

1972 

852.549 

787.162 

65.387 

568.610 

514.446 

54.164 

+283.939 

+272.716 

+11.223 

1973 

932.583 

869.109 

63.474 

580.019 

526.811 

53.208 

4352.564 

4342.298 

+10.266 

1974 

601.013 

538.574 

62.439 

635.613 

580.445 

55.168 

-34.600 

-41.871 

+7.271 

1975 

429.064 

366.095 

62.969 

652.966 

600.105 

52.861 

-223.902 

-234.010 

+10.108 

1976 

476.286 

387.303 

88.983 

569.133 

515.438 

53.695 

-92.847 

-128.135 

435.288 

1977 

522.611 

422.845 

99.766 

505.696 

452.093 

53.603 

+16.915 

-29.248 

+46.163 

1978 

559.620 

456.117 

103.503 

458.769 

405.753 

53.016 

+100.851 

+50.364 

+50.487 

1979 

649.832 

545.187 

104.645 

419.091 

366.008 

53.083 

+230.741 

+179.179 

+51.562 

1980 

736.362 

631.434 

104.928 

439.571 

385.843 

53.728 

+296.791 

+245.591 

+51.200 

1981 

605.629 

501.138 

104.491 

470.525 

415.524 

55.001 

+135.104 

485.614 

+49.490 

1982 

404.019 

321.682 

82.337 

493.495 

433.268 

60.227 

-89.476 

-111.586 

+22.110 

1983 

354.496 

273.252 

81.244 

487.268 

424.913 

62.355 

-132.772 

-151.661 

+18.889 

1984 

410.387 

331.140 

79.247 

604.832 

545.068 

59.764 

-194.445 

-213.928 

+19.483 

1985 

480.872 

398.219 

82.653 

425.313 

366.706 

58.607 

+55.559 

431.513 

+24.046 

1986 

567.215 

478.348 

88.867 

407.139 

347.789 

59.350 

+160.076 

+130.559 

+29.517 

1987 

591.765 

472.336 

119.429 

398.518 

333.984 

64.534 

+193.247 

+138.352 

+54.895 

1988 

860.578 

647.534 

213.044 

419.439 

358.941 

60.498 

4441.139 

+288.593 

+152.546 

1989 

1.133.794 

766.945 

366.849 

539.832 

438.082 

101.750 

+593.962 

4328.863 

+265.099 

1990 

1.256.250 

835.702 

420.548 

574.378 

465.470 

108.908 

4681.872 

4370.232 

4311.640 

1991 

1.198.978 

925.345 

273.633 

596.455 

497.540 

98.915 

4602.523 

+427.805 

+174.718 

1992 

1.502.198 

1.211.348 

290.850 

720.127 

614.956 

105.171 

+782.071 

+596.392 

+185.679 

1993 

1.277.408 

989.847 

287.561 

815.312 

710.659 

104.653 

4462.096 

+279.188 

+182.908 

1994 

1.082.553 

777.516 

305.037 

767.555 

629.275 

138.280 

4314.998 

+148.241 

+166.757 

1995 

1.096.048 

792.701 

303.347 

698.113 

567.441 

130.672 

4397.935 

+225.260 

+172.675 

1996 

959.691 

707.954 

251.737 

677.494 

559.064 

118.430 

+282.197 

+148.890 

+133.307 

1997 

840.633 

615.298 

225.335 

746.969 

637.066 

109.903 

493.664 

-21.768 

+115.432 

1998 

802.456 

605.500 

196.956 

755.358 

638.955 

116.403 

447.098 

-33.455 

480.553 

1999 

874.023 

673.873 

200.150 

672.048 

555.638 

116.410 

+201.975 

+118.235 

483.740 

2000 

841.158 

649.249 

191.909 

674.038 

562.794 

111.244 

+167.120 

486.455 

480.665 

2001 

879.217 

685.259 

193.958 

606.494 

496.987 

109.507 

+272.723 

+188.272 

484.451 

2002 

842.543 

658.341 

184.202 

623.255 

505.572 

117.683 

+219.288 

+152.769 

466.519 

2003 

768.975 

601.759 

167.216 

626.330 

499.063 

127.267 

+142.645 

+102.696 

439.949 
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Fortsetzung Tabelle 1-6: Wanderungen zwischen Deutschland 1 und dem Ausland von 1950 bis 2018 


Jahr 

Zuzüge 

Fortzüge 

Saldo 

Insgesamt 

Ausländische 

Staats¬ 

angehörige 

Deutsche 

Staats¬ 

angehörige 

Insgesamt 

Ausländische 

Staats¬ 

angehörige 

Deutsche 

Staats¬ 

angehörige 

Insgesamt 

Ausländische 

Staats¬ 

angehörige 

Deutsche 

Staats¬ 

angehörige 

2004 2 

780.175 

602.182 

177.993 

697.632 

546.965 

150.667 

482.543 

+55.217 

+27.326 

2005 

707.352 

579.301 

128.051 

628.399 

483.584 

144.815 

+78.953 

495.717 

-16.764 

2006 

661.855 

558.467 

103.388 

639.064 

483.774 

155.290 

+22.791 

+74.693 

-51.902 

2007 

680.766 

574.752 

106.014 

636.854 

475.749 

161.105 

443.912 

499.003 

-55.091 

2008 

682.146 

573.815 

108.331 

737.889 

563.130 

174.759 

-55.743 

+10.685 

-66.428 

2009 

721.014 

606.314 

114.700 

733.796 

578.808 

154.988 

-12.782 

+27.506 

-40.288 

2010 

798.282 

683.530 

114.752 

670.605 

529.605 

141.000 

+127.677 

+153.925 

-26.248 

2011 

958.299 

841.695 

116.604 

678.969 

538.837 

140.132 

+279.330 

4302.858 

-23.528 

2012 

1.080.936 

965.908 

115.028 

711.991 

578.759 

133.232 

4368.945 

4387.149 

-18.204 

2013 

1.226.493 

1.108.068 

118.425 

797.886 

657.604 

140.282 

4428.607 

+450.464 

-21.857 

2014 

1.464.724 

1.342.529 

122.195 

914.241 

765.605 

148.636 

+550.483 

+576.924 

-26.441 

2015 

2.136.954 

2.016.241 

120.713 

997.552 

859.279 

138.273 

+1.139.402 

+1.156.962 

-17.560 

2016 34 

1.865.122 

1.719.075 

146.047 

1.365.178 

1.083.767 

281.411 

+499.944 

4635.308 

-135.364 

2017 4 

1.550.721 

1.384.018 

166.703 

1.134.641 

885.460 

249.181 

4416.080 

+498.558 

-82.478 

2018 

1.585.112 

1.383.581 

201.531 

1.185.432 

923.581 

261.851 

4399.680 

+460.000 

-60.320 


1) Bis 1990 Bundesrepublik Deutschland (früheresBundesgebiet), ab 1991 Gesamtdeutschland. 

2) Überhöhte Wanderungszahlen deutscher Personen aufgrund von statistischen Korrekturen im Land Hessen. 

3) Die Ergebnisse des Bericht^ ah res 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur be¬ 
dingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar. DieGenauigkeit der Ergebnisseist aufgrund von Unstimmigkeiten in Zusammenhang 
mit der melderechtlichen Behandlung von Schutzsuchenden engeschränkt. 

4) Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur bedingt 
mit den Vorjahreswerten vergleichbar. Ausführlicheinformationen dazu befinden sich auf der Internetseite des Statistischen Bun¬ 
desamtes zu Wanderungen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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41.492 

57.412 

6.623 

9.720 

4.022 

24.694 

5.207 

14.340 

2014 
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13.094 

6.099 

20.605 

77.790 
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30.015 
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11.846 
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1.531 

19.959 
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16.828 

131.308 
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12.913 

8.828 
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17.388 
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1.405 

15.743 
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13.622 
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1.513 

14.004 
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36.341 
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2.644 
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1.375 

13.466 
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6.225 
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12.719 
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30.931 
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14.406 
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17.990 
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13.456 
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1.534 
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no 
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27.919 
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no 

00 
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no 
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7.144 
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11.039 
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2.244 

5.376 

69.171 

10.513 

5.511 

5.477 

32.430 

687.848 

94.902 

28.193 

24.997 

73.122 

19.414 

3.174 

7.212 

4.241 
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75.313 

5.389 

3.799 

2.652 

1.175 

4.568 

5.671 

5.383 

6.303 

2.102 

4.998 

67.799 

10.872 

5.613 

5.600 

31.861 

224.889 

12.567 

25.285 

21.304 

8.615 

7.199 

3.095 

6.991 

4.691 
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53.393 

6.218 

2.307 

2.261 
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9 
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4.034 
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a 
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no 
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2.579 

6.868 
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31.220 

2.998 

1.574 

1.892 

1.325 

1.121 

3.880 

2.083 

1.145 

2.073 

2.868 

62.761 
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5.362 

4.216 

32.089 

123.008 

9.291 

19.926 

14.895 

7.576 

7.213 

2.321 

7.623 

2.688 
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30.664 

2.647 

1.530 

1.707 

1.759 
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3.468 

2.093 

2.418 

1.995 
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7.862 

5.106 
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29.704 

110.265 

7.373 

17.922 

12.942 

9.152 

5.791 

2.253 

5.935 

2.598 
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2.498 

1.602 

1.669 

1.677 
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3.793 

1.934 
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1.809 

2.037 

57.592 
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4.855 

3.474 

29.882 

104.793 
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17.144 
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3.105 
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2007 

25.056 

2.502 

1.392 

1.652 

i —i 
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6.098 

3.827 
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25.585 

2.091 

1.348 

1.657 

1.480 
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3.797 

1.844 

149 

1.757 

2.521 

49.955 

7.168 

3.595 

3.184 

25.156 

83.164 

1.426 

14.283 

9.375 

3.553 

3.085 

1.769 

5.952 

4.806 
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27.355 

1.813 

1.556 

2.082 

1.354 

507 

4.146 

1.805 

225 

1.806 

2.476 

49.574 

7.128 

3.735 

2.707 

24.904 

94.477 

1.416 

12.943 

8.303 

3.120 

3.379 

1.622 

6.015 

15.384 

2004 

32.310 

1.793 

2.084 

2.412 

1.212 
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4.547 

2.324 
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1.886 

2.767 

49.825 

6.440 

3.690 

2.632 

CO 

Pi 

ui 

OM 

112.919 

1.980 

13.778 
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i — 1 

8 

no 

4.138 

1.734 

5.945 

24.698 
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35.951 
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2.440 

2.598 

1.231 

571 

i—1 
8 
to 

2.241 

416 

1.975 

2.579 

51.546 
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i—1 

no 

2.559 

25.895 

134.217 
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16.699 
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5.980 
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i—1 
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00 
OM 

no 

2002 

39.156 

2.211 

2.990 

2.874 

1.227 
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6.407 

2.078 
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2.345 

2.685 

54.663 

6.072 

3.833 

ZWZ 

27.956 

162.591 

3.565 

19.120 

9.413 

12.511 

6.089 

2.236 

6.159 

45.865 

2001 

38.936 

2.308 

i—1 

PI 

no 

2.296 

1.197 

737 

6.095 

1.695 

464 

2.541 

2.817 

55.875 

6.472 

4.012 

2.295 

28.949 

181.714 

6.026 

20.752 

9.252 

18.191 

6.684 

1.959 

6.433 

53.149 

2000 

35.029 

2.108 

2.670 

1.901 

1.191 

497 

5.545 

1.607 

562 

2.605 

2.663 

54.839 

6.122 

3.973 

2.370 

28.729 

0IIS9I 

6.123 

15.592 

6.718 

12.306 

7.629 

1.560 

5.915 

54.906 

Herkunftsland 

Afrika 

Ägypten 

Algerien 

Kamerun 

Kenia 

Libyen 

Marokko 

Nigeria 

Somalia 

Südafrika 

Tunesien 

Amerika 

Brasilien 

Kanada 

Mexiko 

Vereinigte Staaten 
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Afghanistan 

China 

Indien 

Irak 

Iran 

Israel 

Japan 

Kasachstan 
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17.458 
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763.886 
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21.890 
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15.904 

45.729 

3.782 
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2.305 

19.570 

16.975 
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38.235 
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20.685 

4.878 

5.802 

2.707 

12.272 
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713.242 

623.791 

575.480 
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5.329 

13.231 

44.491 

3.642 
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19.518 

17.221 

19.234 
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33.832 
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6.244 
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615.778 

526.157 
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10.606 

38.594 

3.053 
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17.180 

14.215 

16.685 
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27.903 
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4.774 

12.753 

5.474 

5.915 

2.648 
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544.800 

458.512 


417.504 
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8.855 

33.741 

2.928 
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2.175 
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12.888 

15.506 
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23.378 

20.897 
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11.881 

5.597 

5.238 
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512.757 

420.220 
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8.462 

29.422 

3.075 
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1.872 
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20.375 
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11.979 
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4.786 

2.598 

5.228 
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493.319 

399.621 


366.543 
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6.805 

23.785 

3.322 
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18.691 

12.641 

17.259 

2.011 

24.268 

21.462 


3.172 
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3.713 

2.226 

3.879 

532 

2009 

541.216 

434.931 

405.535 
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28.426 
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1.769 
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458.935 

355.539 

343.955 
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4.716 
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8.382 

4.014 
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17.911 

15.599 

17.942 

2.538 

25.413 
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1.439 

2.917 
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275 

2006 

439.565 

346.834 
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4.540 

6.286 

7.152 

3.115 
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15.653 

17.319 
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26.807 
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10.283 

1.538 

2.822 
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1.959 

■ 
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437.427 

353.670 


291.690 
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17.396 
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20.517 

18.529 

2.489 

36.273 

32.825 


■ 

12.240 

LQ 

Q 

I—1 

2.356 

1.670 

2.797 

■ 

2003 

434.878 

363.915 


153.652 

1.052 

4.623 

7.885 

10.088 

2.712 

597 

2.380 

19.060 

18.106 

15.550 

2.415 

33.802 

30.719 

■ 

11.876 

1.474 

2.011 

1.510 

2.683 

■ 

2002 

454.099 

384.172 

164.305 

696 

4.565 

9.193 

8.682 

2.974 

614 

2.658 

19.815 

19.998 

16.662 

2.634 

36.535 

33.271 

■ 

13.728 

1.378 

2.290 

1.327 

3.367 

■ 

2001 

444.876 

378.302 

191191 

1.162 

4.255 

10.590 

8.048 

2.816 

i 

2.658 

19.234 

19.688 

8 

i—1 

2.795 

S 

i—1 
8 

33.091 

■ 

14.233 

i—i 

no 

$ 
I—1 

1.253 

2.692 

■ 

2000 

496.901 

432.508 


163.801 

1.773 

4.220 

17.412 

6.747 

2.805 

639 

2.800 

19.415 

19.383 

16.518 

3.059 

36.707 

33.630 


■ 

13.265 

1.451 

i—i 

1.309 

2.654 

■ 

Zi eil and 

Europa 1 

Darunter: ausländische 

\ Staatsangehörige 

EU-Staaten 2 

Albanien 

Belgien 

Bosnien und Herzegowina 

Bulgarien 

Dänemark 

Estland 

Finnland 

Frankreich 

Griechenland 

Verei n i gtes Kön i grei ch 

Irland 

Italien 

Darunter: ausländische 

\ Staatsangehörige 

Kosovo 

Kroatien 

Lettland 

Litauen 

Luxemburg 

Mazedonien 

Montenegro 














































F ortsetzu ng T abel I e 1- 8: Fortzüge über die Grenzen Deutschlands nach Zielländern von 2000bis2018 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-237- 


Drucksache 19/16475 


2018 

13.305 

2.219 

% 
i—1 

rsi 

127.041 

8.457 

176.451 

11.573 

4.573 

23.047 

9.947 

2.839 

23.255 

16.822 

8.699 

29.735 

23.532 

7.057 

37.396 

1.220 

1 

12.059 

2.062 

20.085 

i 

I—1 

8.020 

151.810 

11.792 

4.313 

22.150 

9.409 

3.021 

ZLVZZ 

16.513 

8.456 

27.049 

21.208 

6.729 

36.851 

1.232 

S 

R 

12.544 

2.153 

20.382 

137.236 

8.704 

156.468 

IS 

i—1 
i—1 

4.492 

23.961 

10.368 

3.852 

24.644 

18.292 

9.374 

30.505 

24.275 

6.166 

41.236 

1.082 

2015 

12.243 

PI 

i—1 

rsi 

19.907 

132.387 

i—1 

a 

00 

126.763 

11.876 

4.686 

24.042 

10.354 

3.794 

24.462 

18.246 

8.693 

30.540 

23.790 

4.893 

38.176 

i—i 

2014 

f3 

tQ 

I—1 

2.266 

5 

i—1 

rsi 

138.680 

8.603 

116.729 

14.494 

4.575 

25.881 

11.286 

ro 

8 

24.151 

17.996 

8.831 

31.941 

25.148 

4.305 

41.024 

1.083 

2013 

10.470 

2.170 

20.341 

125.399 

7.636 

85.865 

14.810 

3.992 

26.957 

9.940 

3.537 

20.324 

14.349 

7.377 

33.644 

27.482 

4.036 

34.751 

984 

2012 

10.346 

2.185 

19.999 

114.425 

6.090 

71.152 

11.316 

4.034 

25.829 

8.633 

2.775 

17.144 

11.147 

6.287 

32.788 

27.329 

3.755 

28.619 

780 

2011 

10.375 

2.319 

19.776 

106.495 

6.137 

59.330 

12.272 

4.088 

27.561 

7.782 

2.048 

16.007 

9.322 

5.889 

32.756 

27.471 

3.804 

25.000 

771 

2010 

10.602 

2.667 

19.889 

103.237 

8 

r< 

48.868 

13.466 

4.053 

27.386 

7.328 

1.764 

16.071 

9.366 

6.067 

36.033 

31.298 

4.545 

R 

no 

i—i 

r\i 

943 

2009 

11.800 

3.597 

22.574 

122.629 

8.640 

44.150 

15.455 

00 

LO 

00 

30.441 

8.151 

2.044 

18.618 

10.782 

7.586 

39.615 

34.982 

5.280 

23.074 

1.106 

2008 

11.785 

i—1 

s 

24.049 

132.438 

7.666 

38.030 

16.399 

4.979 

35.061 

9.483 

i—i 

19.613 

10.368 

8.082 

38.889 

34.280 

6.023 

22.497 

81 
i—1 

2007 

10.071 

3.346 

20.152 

120.791 

6.988 

24.054 

12.922 

4.509 

28.237 

8.472 

1.457 

S 

i—1 

s 

1—1 

8.133 

6.636 

32.172 

28.346 

4.804 

17.732 

i—i 

2006 

9.189 

2.274 

18.604 

112.492 

7.014 

20.855 

13.867 

3.934 

22.240 

9.441 

1.432 

16.734 

8.149 

15.616 

33.229 

29.778 

4.936 

15.620 

1.312 

2005 

8.762 

1.817 

17.535 

i—1 

s 

i—1 

7.249 

20.159 

14.341 

3.568 

18.224 

9.209 

1.756 

16.059 

8.742 

7.108 

34.595 

00878 

5.500 

16.452 

i—i 

2004 

9.781 

1.811 

18.528 

104.538 

9.098 

19.839 

15.234 

4.168 

16.864 

10.248 

2.528 

a 

o 

00 

1—1 

10.814 

9.079 

37.058 

34.933 

6.090 

17.157 

1.874 

2003 

8.616 

1.730 

15.976 

82.910 

8.880 

19.324 

14.849 

3.786 

14.792 

9.546 

2.346 

16.236 

9.467 

8.909 

35.612 

34.010 

6.309 

15.429 

1.950 

2002 

9.336 

1.753 

15.929 

78.739 

11.315 

S 

00 

r< 

i—1 

14.923 

3.876 

14.660 

9.820 

2.502 

16.681 

9.914 

9.691 

36.740 

35.433 

6.578 

i—1 
i—1 

a 

1.709 

2001 

9.330 

1.694 

14.875 

76.021 

11.805 

18.903 

13.468 

3.814 

13.148 

9.893 

2.516 

16.329 

9.632 

9.304 

37.268 

35.884 

5.942 

15.661 

1.441 

2000 

9.311 

1.685 

15.112 

71.409 

13.326 

s 

i—1 

s 

1—1 

12.670 

3.716 

11.909 

8.722 

2.012 

8 

I-1 

<£> 
i—1 

9.370 

9.368 

40.369 

39.030 

4.659 

14.973 

1.413 

Zi eil and 

Niederlande 

Norwegen 

Österreich 

Polen 

Portugal 

Rumänien 

Russische Föderation 

Schweden 

Schwa z 

Slowake 

Slowenien 

Spanien 

Darunter: ausländische 

Staatsangehörige 

Tschechien 

Türke 

Darunter: ausländische 

Staatsangehörige 

Ukraine 

Ungarn 

Weißrussland 
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2018 

37.491 

3.272 

3.833 

S 

i — ] 
i — 1 

687 

1.972 

5.221 

708 

135 

1.454 

00 

o 

PÖ 

55.286 

7.103 

5.360 

4.017 

28.143 

10.447 

99.997 

822 

19.605 

15.700 

3.084 

1.422 

1.929 

s 

00 

td 

1.091 

2017 4 

37.977 

3.025 

4.272 

1.082 

613 

1.659 

5.773 

544 

146 

1.321 

2.768 

53.222 

6.436 

5.121 

3.950 

28.156 

10.585 

95.453 

1.258 

18.362 

15.076 

3.549 

1.765 

1.877 

6.550 

1.168 

1 

44.441 

3.319 

7.680 

1.285 

653 

1.472 

8.273 

507 

152 

1.425 

3.265 

60.746 

8.108 

5.475 

i—1 

s 

32.743 

12.781 

107.848 

2.508 

18.935 

16.369 

5.826 

2.662 

1.973 

6.972 

1.185 

2015 

33.385 

3.002 

3.464 

926 

684 

1.934 

4.109 

2.050 

2.130 

1.544 

2.408 

60.942 

8.296 

5.058 

4.971 

32.470 

13.438 

§ 

s 

i—i 

4.971 

17.878 

14.783 

5.777 

3.119 

1.925 

6.619 

1.337 

2014 

27.435 

2.550 

1.895 

941 

634 

2.233 

o 

i — i 

no 

nö 

1.528 

1.114 

1.731 

2.377 

869'09 

7.694 

5.555 

3.626 

33.763 

14.240 

90.135 

1.989 

16.387 

12.766 

3.752 

2.711 

i — i 

6.758 

§ 
i—1 

2013 

23.591 

2.488 

1.273 

897 

719 

1.263 

2.902 

1.570 

460 

1.733 

2.083 

58.414 

7.490 

5.397 

3.339 

32.354 

13.532 

85.524 

i — i 

16.009 

12.296 

i — i 

no 

rsi 

2.842 

i—1 

no 

CT) 

1 - 1 

6.501 

1.568 

2012 

20.884 

2.152 

1.126 

766 

721 

966 

2.404 

1.504 

591 

1.697 

1.972 

54.140 

7.160 

5.364 

3.003 

29.543 

12.803 

78.253 

1.948 

14.887 

11.262 

4.344 

2.695 

1.746 

5.814 

1.420 

2011 

20.617 

2.302 

1.238 

964 

981 

689 

2.435 

1.332 

755 

1.699 

1.783 

55.272 

6.793 

5.603 

2.939 

30.743 

13.053 

76.205 

1.509 

15.477 

9.996 

3.812 

2.533 

1.736 

5.470 

1.584 

2010 

21.748 

2.298 

1.272 

1.101 

1.024 

714 

2.600 

1.327 

387 

1.763 

1.739 

58.465 

6.998 

6.312 

3.019 

32.243 

98671 

81.549 

i — i 

16.234 

10.109 

3.772 

3.049 

1.835 

5.939 

00 
£ 
I—1 

2009 

23.959 

2.388 

i — i 

1.136 

1.003 

772 

2.831 

1.562 

264 

2.038 

8 

G) 

i—1 

63.970 

7.050 

7.493 

3.264 

35.502 

13.445 

86.633 

LOLI 

16.540 

10.567 

3.902 

3.745 

8 
i — 1 

6.852 

i — i 

2008 

24.117 

2.247 

LD 

rH 

1.311 

998 

684 

2.982 

i — i 

254 

2.232 

CD 

i — 1 

G) 

i—1 

65.412 

r-- 

o 

r< 

8.828 

3.195 

35.592 

15.436 

83.903 

1.554 

16.044 

9.737 

3.944 

3.330 

i—i 

6.423 

2.261 

2007 

19.896 

no 

I—1 

1.335 

1.201 

780 

632 

2.430 

§ 
i—1 

197 

1.806 

1.474 

54.080 

5.516 

6.879 

2.524 

30.602 

14.385 

68.836 

1.126 

13.069 

8.070 

3.422 

2.361 

i — i 

5.609 

2.013 

2006 

21.118 

1.548 

1.386 

1.364 

762 

999 

2.312 

1.480 

209 

1.880 

1.422 

50.835 

5.242 

6.211 

2.323 

29.113 

13.750 

3 

00 

1.419 

12.898 

i—1 

3 

r< 

4.129 

2.636 

1.358 

5.635 

2.209 

2005 

22.716 

1.791 

1.557 

1.411 

069 

527 

ZZLZ 

no 

\s 

I—1 

242 

§ 
i—1 

1.503 

49.343 

5.133 

5.425 

2.080 

28.856 

13.569 

69.473 

LD 

8 

1 - 1 

11.966 

6.664 

4.231 

2.792 

1.359 

5.481 

2.321 

2004 

25.183 

s 

i—1 

2.193 

1.534 

702 

506 

3.033 

1.736 

347 

2.141 

$ 
i—1 

48.851 

4.671 

4.973 

2.050 

28.851 

12.976 

76.145 

1.708 

13.730 

6.746 

00 

£ 

3.497 

1.377 

6.043 

2.504 

2003 

23.726 

1.859 

2.196 

1.232 

099 

487 

2.791 

§ 
i—1 

407 

00 

i —i 

1.301 

45.623 

4.261 

4.828 

1.787 

27.148 

12.325 

69.563 

1 
i — 1 

11.999 

5.764 

4.454 

3.402 

1.255 

5.731 

2.539 

2002 

23.785 

i —i 

2.057 

ft! 
8 
I—1 

999 

596 

2.839 

1.318 

520 

1.822 

i —i 

46.097 

4.156 

4.309 

1.665 

28.758 

13.047 

00 

3 

SS 

1.995 

9.459 

5.288 

4.908 

3.767 

i —i 

5.645 

2.863 

2001 

22.965 

$ 
i—1 

2.147 

906 

909 

465 

2.726 

L0Z\ 

593 

1.697 

1.416 

48.512 

4.167 

4.228 

§ 
i — 1 

i—1 

m 

13.485 

61.717 

2.473 

6.826 

4.983 

3.162 

4.056 

1.132 

5.275 

3.021 

2000 

25.247 

1.629 

2.417 

903 

LD 

cm 

i-- 

393 

2.907 

1.517 

618 

1.623 

1.393 

53.169 

3.924 

4.725 

1.438 

35.891 

13.855 

61.136 

2.102 

6.290 

4.661 

3.021 

3.738 

1.223 

5.052 

3.018 

Zi eil and 

Afrika 

Ägypten 

Algerien 

Kamerun 

Kenia 

Libyen 

Marokko 

Nigeria 

Somalia 

Südafrika 

Tunesien 

Amerika 

Brasilien 

Kanada 

Mexiko 

Vereinigte Staaten 

Darunter: Deutsche 

Asien 

Afghanistan 

China 

Indien 

Irak 

Iran 

Israel 

uedef 

Kasachstan 


8 

rsi 
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2018 

5.970 

2.672 

1.522 

i — 1 

s 

i—1 

i—l 

2.608 

7.435 

199.936 

1.185.432 

1 

5.457 

2.650 

1.390 

1.428 

3.618 

2.257 

7.616 

205.105 

1.134.641 

5 

6 

5.566 

3.742 

1.392 

2.173 

3.957 

2.495 

7.703 

299.326 

1.365.178 

2015 

5.151 

1.887 

3.580 

3 

ö 

1 — 1 

3.880 

2.171 

7.704 

21.267 

997.551 

2014 

4.735 

8 
i — 1 

2.570 

2.779 

o 

1 — 1 

1 — j 
'sF 

2.208 

7.828 

14.903 

914.241 

2013 

4.392 

1.976 

2.107 

1.851 

3.903 

2.492 

7.397 

7.182 

797.886 

2012 

3.797 

2.093 

1.956 

1.250 

3.643 

2.481 

6.911 

7.003 

711.991 

2011 

3.629 

2.347 

1.700 

1.227 

3.688 

3.082 

6.957 

i—l 

a 

r< 

678.969 

2010 

3.813 

2.607 

£ 
i — 1 

i —i 

4.249 

3.344 

7.711 

7.813 

670.605 

2009 

4.000 

2.971 

1.968 

$ 
i — 1 

4.444 

3.866 

8.207 

9.811 

733.796 

2008 

3.588 

LWZ 

no 

§8 

1 — 1 

LO 

i — 1 

4.169 

4.446 

8.037 

8.897 

737.889 

2007 

2.819 

2.005 

1.708 

1.218 

3.379 

4.040 

6.762 

27.348 

636.854 

2006 

2.268 

1.936 

VOLT 

1.239 

3.382 

4.607 

6.100 

50.631 

639.064 

2005 

2.425 

1.953 

2.084 

1.222 

3.393 

4.103 

5.508 

43.932 

628.399 

2004 

2.583 

2.166 

2.184 

1.341 

3.443 

4.833 

5.094 

R 

00 

fN 

LO 

697.632 

2003 

2.440 

2.050 

1.825 

S 

(N 

i—1 

3.244 

4.546 

4.732 

47.808 

626.330 

2002 

2.122 

§ 
i — 1 

1.831 

1.132 

3.289 

4.195 

4.252 

29.394 

623.255 

2001 

2.071 

1.848 

2.572 

1.076 

3.137 

3.606 

4.188 

24.236 

606.494 

2000 

2.105 

1.903 

2.478 

1.157 

3.035 

4.069 

4.344 

33.241 

674.038 

Zi eil and 

Korea, Repu bi k 

Libanon 

Pakistan 

Syrien 

Thailand 

Vietnam 

Australien und Ozeanien 

Unbekanntes Ausl and, unge¬ 
klärt und ohne Angabe 

1 nsgesamt 


5 

'S 

1 « 

LH ~ 


§ 

U) 

s 

o 


'S c 

la 

iS 

b £ 
w b 
O •o 

if. 
§?: 
i-L- 5 

;s 

95 o£ 

3 i 

b m 

"O — 

3 
LU 

■£: "95 ' 
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tt 

■m 

"O 


ft i 
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4—I 
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m u 


"95 

I 
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Sw | | 


O 
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"O 

4-J 
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tt 




tt '® § 
ö tt 
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S SS 
£-5 5 

"95 ^ b 


tt 

tt 
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D ^ 
N LO 
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S & 
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£2 3 
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lYi 
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Fortzüge 

Ausl ändi sehe Staatsangehöri ge 

weiblich 

52.274 

36.056 

18.932 

13.964 

6.695 

7.511 

9.665 

8.406 

4.547 

6.331 

669 

5.880 

IWL 

i—1 

a 

cd 

2.962 

4.350 

6.155 

4.974 

5.047 

männlich 

123.326 

85.859 

37.239 

24.923 

19.211 

16.021 

26.482 

9.290 

1 

Ö 

i — 1 

11.854 

856 

a 

i — 1 

rsi 

i —i 

9.381 

9.057 

7.810 

5.800 

6.295 

4.494 

5.803 

insgesamt 

175.600 

121.915 

56.171 

38.887 

25.906 

23.532 

36.147 

17.696 

14.989 

18.185 

1.555 

18.078 

16.822 

I—1 

10.772 

10.150 

12.450 

9.468 

10.850 

Zuzüge 

wei blich 

78.150 

46.590 

30.456 

24.199 

17.400 

16.340 

12.983 

10.210 

10.824 

11.391 

17.307 

10.100 

10.198 

13.021 

10.269 

6.008 

7.877 

9.012 

6.143 

männlich 

159.930 

96.191 

51.028 

38.504 

33.797 

25.878 

28.286 

11.345 

19.157 

18.341 

13.023 

17.918 

12.344 

12.272 

14.631 

9.201 

8.299 

6.160 

6.706 

insgesamt 

238.080 

142.781 

i —i 
00 

62.703 

Sj 

i—1 

LO 

42.218 

41.269 

K 

in 

i —i 

rsi 

29.981 

29.732 

30.330 

28.018 

22.542 

25.293 

24.900 

15.209 

16.176 

15.172 

12.849 

Fortzüge 

Personen insgesamt 

wei blich 

52.598 

37.794 

19.134 

15.307 

6.889 

11.006 

10.218 

13.872 

4.861 

6.774 

714 

5.964 

10.572 

9.141 

3.015 

8.153 

9.114 

5.911 

10.331 

männlich 

123.853 

89.247 

37.569 

i— i 
i —i 

o 

tD 

PsI 

19.435 

18.729 

27.178 

14.271 

10.839 

12.273 

887 

12.303 

12.683 

10.464 

7.872 

9.029 

9.150 

5.662 

11.371 

insgesamt 

176.451 

127.041 

56.703 

41.318 

26.324 

29.735 

37.396 

28.143 

15.700 

19.047 

1.601 

18.267 

23.255 

19.605 

10.887 

17.182 

18.264 

11.573 

£ 
i—1 

PsI 

Zuzüge 

wei blich 

78.421 

47.673 

30.577 

25.279 

17.507 

19.177 

13.246 

15.526 

11.167 

11.751 

17.345 

10.193 

12.694 

14.022 

10.327 

9.291 

10.335 

11.442 

9.181 

männlich 

160.403 

98.536 

51.216 

39.573 

33.943 

28.272 

28.679 

16.173 

19.556 

18.747 

13.070 

18.055 

15.335 

13.897 

14.693 

12.336 

10.967 

8.665 

10.136 

insgesamt 

238.824 

146.209 

81.793 

64.852 

Q 

i—1 

LO 

47.449 

41.925 

i —i 

ro 

30.723 

30.498 

30.415 

28.248 

28.029 

27.919 

25.020 

21.627 

$ 
i—1 

r\i 

20.107 

19.317 

Herkunfts- bzw. Zielland 

Rumänien 

Polen 

Bulgarien 

Italien 

Kroatien 

Türke 

Ungarn 

Vereinigte Staaten 

Indien 

Griechenland 

Syrien 

Serbien 

Spanien 

China 

Bosnien und Herzegowina 

Verei n i gtes Kön i grei ch 

Frankreich 

Russi sehe Föderati on 

Österreich 
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Fortzüge 

Ausländische Staatsangehörige 

weiblich 

4.044 

3.219 

838 

2.026 

496 

3.266 

2.362 

3.920 

3.098 

2.901 

2.437 

3.001 

3.224 

162 

2.370 

3.360 

2.941 

* 

404 

713 

118 

306.138 

männlich 

6.801 

3.398 

1.610 

4.345 

695 

3.446 

4.617 

5.639 

3.019 

5.582 

5.299 

4.829 

6.560 

426 

4.660 

2.385 

3.159 

663 

2.338 

2.011 

o 

i—1 

617.443 

E 

i 

c 

10.845 

6.617 

2.448 

6.371 

1.191 

6.712 

6.979 

9.559 

6.117 

no 

S 

00 

7.736 

7.830 

9.784 

588 

7.030 

5.745 

6.100 

759 

2.742 

2.724 

1.568 

923.581 

Zuzüge 

wei blich 

6.950 

3.214 

7.611 

6.239 

6.623 

ZLZL 

5.768 

4.226 

6.064 

4.860 

4.148 

4.492 

4.077 

3.858 

2.867 

4.443 

3.536 

3.120 

1.550 

1.263 

711 

535.996 

männlich 

11.176 

3.304 

8.097 

10.131 

7.475 

5.482 

7.993 

6.523 

5.399 

8.189 

7.604 

6.490 

7.362 

4.785 

4.957 

3.215 

3.475 

4.262 

3.233 

2.885 

2.545 

847.585 

E 

i 

c 

18.126 

6.518 

15.708 

16.370 

14.098 

12.754 

13.761 

10.749 

11.463 

13.049 

11.752 

10.982 

11.439 

8.643 

7.824 

7.658 

7.011 

7.382 

4.783 

4.148 

3.256 

1.383.581 

Fortzüge 

Personen insgesamt 

wei blich 

4.060 

i— i 
PsI 
00 
ö 

1—1 

1.116 

2.078 

584 

3.393 

2.375 

5.948 

3.510 

2.927 

2.468 

3.316 

3.286 

193 

2.995 

3.478 

3.227 

112 

567 

759 

125 

404.900 

männlich 

6.832 

12.226 

1.968 

4.418 

838 

3.664 

4.645 

7.357 

3.593 

5.609 

5.376 

5.383 

6.661 

515 

5.462 

2.492 

3.603 

710 

2.511 

2.080 

1.459 

780.532 

A-i 

c 

10.892 

23.047 

3.084 

6.496 

1.422 

7.057 

7.020 

13.305 

7.103 

8.536 

7.844 

8.699 

9.947 

708 

8.457 

5.970 

6.830 

822 

3.078 

2.839 

1.584 

1.185.432 

Zuzüge 

wei blich 

6.987 

<T> 

i—1 
00 
l< 

7.975 

6.299 

6.787 

7.846 

5.813 

5.456 

6.843 

4.880 

4.186 

4.675 

4.109 

3.916 

3.293 

4.580 

3.808 

3.167 

1.742 

1.286 

725 

613.167 

männlich 

9TZTT 

9.380 

8.650 

10.223 

7.733 

6.099 

8.048 

rn 

00 

r< 

6.411 

8.231 

7.668 

6.905 

7.446 

4.916 

5.513 

3.351 

3.855 

4.353 

3.453 

2.926 

2.576 

971.945 

E 

i 

c 

18.203 

17.199 

16.625 

16.522 

14.520 

13.945 

13.861 

13.293 

13.254 

13.111 

11.854 

11.580 

11.555 

8.832 

8.806 

7.931 

7.663 

7.520 

5.195 

4.212 

i—1 

R 

rn 

1.585.112 


Herkunfts- bzw. 

Zi eil and 

Mazedonien 

Schweiz 

Irak 

Kosovo 

Iran 

Ukraine 

Moldau 

Niederlande 

Brasilien 

Albanien 

Litauen 

Tschechien 

Slowake 

Nigeria 

Portugal 

Korea, Republik 

Japan 

Afghanistan 

Tunesien 

Slowenien 

Guinea 

1 nsgesamt 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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■o % 


—X. 

Dl 

£j 

’l. 

:0 

1 

3 

Q 

r— 


5 

N 

C 


b 

L_ 


o 

CU 


U 

c 

s. 

o 

e 

o 

LL. 

■o 

c 

D 


ä s 


'S» 

:D 

N 

3 

N 


a 

P 


201.531 

85.728 

14.612 

25.631 

53.348 

57.724 

9.119 

9.776 

143.646 

8.314 

251.971 

11.724 

2.668 

oo 

i—1 

9.188 

43.908 

11.504 

40.561 

17.321 

22.749 

18.478 

18.956 

18.187 

14.230 

1 

166.703 

81.627 

14.895 

CO 

14 

i—1 

i—1 

LO 

58.603 

9.605 

10.073 

149.663 

8.952 

230.603 

12.239 

3.074 

18.537 

9.384 

48.117 

8 
i—1 
i—1 

33.655 

14.905 

23.980 

18.235 

18.255 

18.137 

13.107 

rsi 

u 

P 

! 

146.047 

82.956 

15.518 

27.120 

52.564 

60139 

10.238 

10.393 

160.677 

9.755 

222.298 

12.507 

3.348 

21.922 

9.618 

51.592 

11.489 

28.639 

12.982 

22.393 

14.342 

15.071 

23.085 

13.303 

ü 

3 

120.713 

86.274 

14.908 

28.256 

57.191 

60.980 

10.512 

10.181 

190.834 

10.145 

221.405 

14.541 

4.754 

23.598 

10.974 

58.096 

10.726 

23.698 

69.362 

21.737 

24.776 

44.081 

21.633 

15.778 

's 

p 


122.195 

80.069 

15.723 

28.752 

56.700 

46.090 

10.197 

10.120 

192.172 

11.394 

198.705 

15.518 

4.515 

ZLÖLZ 

10.776 

58.779 

10.796 

22.058 

15.165 

20.659 

15.634 

23.435 

20.629 

13.477 

r 


118.425 

60.896 

15.215 

32.088 

47.485 

25.772 

§ 

o 

1—1 

9.955 

190.424 

13.635 

139.487 

15.038 

4.331 

28.980 

9.963 

59.995 

8 

00 

o 

1—1 

23.230 

4.131 

15.083 

14.387 

13.071 

31.367 

8.342 

r 


115.028 

60.209 

14.458 

32.660 

s 

00 

8 

12.887 

9.164 

o 

i—1 

177.758 

o 

f\l 
00 
I—1 

I—1 

120.524 

13.892 

3.592 

23.345 

9.221 

54.491 

o 

1—1 

26.150 

2.234 

12.235 

11.331 

9.024 

Pi 
00 
00 
i—1 

8.198 

2011 

116.604 

52.417 

13.830 

23.043 

28.070 

i—i 

1 

9.287 

10.199 

164.705 

§ 

00 

97.518 

12.224 

2.486 

16.168 

8.255 

41.132 

9.767 

28.610 

1.417 

9.533 

5.679 

7.160 

17.487 

7.585 

c 

P 

3 

114.752 

39.844 

13.349 

12.256 

23.894 

10.198 

9.143 

10.039 

115.587 

6.513 

75.531 

8.590 

1.591 

10.657 

6.063 

29.286 

9.173 

27.564 

913 

6.920 

7.585 

6.928 

16.063 

6.870 

2009 

114.700 

29.221 

8 

CO 

Pi 

8.574 

22.235 

9.129 

9.441 

9.957 

112.027 

6.779 

57.273 

8.499 

1.242 

8.965 

5.924 

25.270 

8.635 

27.212 

961 

6.145 

2.399 

6.168 

15.652 

6.947 

2008 

i—1 
8 

8 

1-1 

24.093 

12.979 

8.266 

20.087 

8.732 

11.203 

9.477 

119.867 

5.911 

48.225 

8.749 

3 

rsj 

i—i 

7.778 

6.309 

25.151 

8.592 

26.653 

i—i 

6.154 

2.308 

2.615 

15.052 

6.869 

P 

r 

i 

106.014 

20.919 

12.874 

7.892 

18.624 

8.758 

10.964 

9.614 

140.870 

5.516 

43.894 

9.505 

1.200 

7.241 

i—i 
LO 

Co 

<o 

22.175 

7.920 

27.599 

1.106 

6.403 

2.334 

■ 

15.770 

7.551 



103.388 

7.749 

12.705 

8.289 

18.293 

8.624 

10.726 

8.901 

152.733 

5.001 

23.743 

11.400 

1.160 

7.093 

7.712 

s 

<o 

00 

1—1 

7.942 

30.720 

1.139 

6.635 

2.492 

■ 

17.081 

7.514 

2005 

128.051 

9.057 

12.260 

8.975 

18.349 

9.260 

10.088 

8.647 

147.716 

o 

i—i 

o 

LO 

23.274 

i—i 

i—1 

1.489 

7.147 

8.459 

18.574 

7.853 

36.019 

1.261 

7.026 

2.628 

■ 

23.078 

i—1 
§8 
S 



177.993 

11.586 

1—1 

10.205 

19.550 

10.513 

9.140 

8.998 

125.042 

5.570 

23.545 

11.633 

2.372 

7.613 

8.947 

17.411 

8.320 

42.644 

1.355 

7.987 

3.292 

■ 

28.464 

15.000 

2003 

9IZL9I 

13.369 

12.324 

12.146 

21.634 

039'TI 

9.132 

9.154 

88.241 

6.981 

23.780 

10.599 

2.029 

7.650 

8.447 

14.252 

8.489 

49.774 

1.670 

8.437 

3.683 

■ 

31.776 

17.696 



184.202 

13.191 

12.747 

14.957 

i—i 
i—i 

o 

LO 

r\i 

13.050 

9.945 

[o 

1—1 
ö 

1—1 

81.551 

7.955 

23.953 

11.558 

2.274 

8.460 

10.236 

16.506 

9.753 

58.128 

1.667 

o 

i—1 

3.953 

■ 

36.479 

20.578 

2001 

193.958 

13.156 

i—1 

ro 

l—1 

16.153 

28.787 

14.115 

8.446 

11.614 

79.033 

9.287 

20.142 

11.374 

2.589 

8.652 

8 

ö 

1—1 

17.039 

11.153 

54.695 

1.490 

12.656 

5.299 

■ 

35.930 

20.307 

2000 

191.909 

10.411 

15.276 

17.403 

33.235 

14.438 

6.955 

11.863 

74.256 

11.369 

24.202 

§ 

ö 

1—1 

i—i 

8.753 

11.148 

16.056 

i—1 

o 

rsi 

I—1 

50.026 

ZIVI 

i—1 

Qr 

ö 

i—1 

3.442 

■ 

32.727 

1 

00 

1—1 

Staatsangehörigkeit 

Deutschland 

Bulgarien 

Frankreich 

Griechenland 

Italien 

Kroatien 

Niederlande 

Österreich 

Polen 

Portugal 

Rumänien 

ro 

§ 

U) 

Slowenien 

Spanien 

Tschechien 

Ungarn 

Verei n i gtes Kön i grei ch 

Türke 

Albanien 

Bosnien und Herzegowina 

Mazedonien 

Kosovo 

Russische Föderation 

Ukraine 


S? 

fM 
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2018 

5.633 

8.703 

12.642 

i—1 

ui 

10.605 

20.273 

12.523 

25.902 

33.678 

a 

<£> 

i—1 

PsI 

19.400 

2.443 

9.821 

48.951 

3.898 

8.482 

1.585.112 

1 

8.409 

8.436 

9.651 

6.383 

9.477 

21.121 

12.489 

26.590 

29.535 

27.574 

13.676 

2.339 

9.007 

76.391 

3.354 

7.045 

1.550.721 

ä 

R 

0T67T 

10.594 

10.007 

8.537 

8.429 

20.736 

75.763 

26.632 

27.683 

67.978 

23.009 

2.456 

12.207 

179.435 

3.442 

6.998 

1.865.122 

2015 

17.796 

11.636 

12.135 

9.653 

8.010 

21.115 

84.881 

25.921 

26.113 

64.825 

17.187 

2.126 

24.496 

309.699 

3.223 

6.117 

2.136.954 

2014 

14.372 

m 

CO 

r< 

6.516 

6.464 

8.926 

20.468 

12.922 

23.163 

22.374 

7.140 

7.122 

2.557 

9.549 

69.074 

3.075 

5.053 

1.464.724 

2013 

3.942 

6.666 

4.151 

4.174 

7.779 

i—i 

m 

LO 

R 

9.088 

22.350 

19.455 

5.218 

8.250 

2.034 

7.966 

19.017 

3.219 

4.126 

1.226.493 

2012 

833 

5.024 

2.748 

1.519 

7.091 

19.563 

8.581 

19.740 

§ 
i—1 

6.654 

8.215 

1.728 

6.513 

8.530 

3.256 

3.887 

1.080.936 

2011 

933 

4.370 

2.611 

1.266 

6.870 

20.149 

9.321 

18.276 

15.352 

7.453 

7.175 

1.717 

5.395 

4.560 

3.192 

4.206 

958.299 

2010 

§ 

3.762 

2.351 

2.486 

6.127 

18.262 

7.377 

16.248 

13.187 

9.496 

5.695 

1.637 

3.310 

2.983 

3.342 

4.310 

798.282 

2009 

649 

3.925 

2.159 

441 

6.390 

17.706 

4.622 

15.369 

12.009 

13.062 

3.951 

1.820 

2.756 

2.338 

3.394 

4.469 

721.014 

2008 

1 

3.374 

1.796 

255 

6.290 

17.542 

1.855 

14.293 

11.403 

8.923 

3.257 

1.883 

2.169 

1.969 

3.153 

4.045 

682.146 

2007 

586 

3.538 

1.882 

171 

6.087 

16.660 

1.359 

13.741 

9.880 

5.303 

2.819 

i—i 

1.943 

1.688 

3.628 

4.197 

680.766 

2006 

496 

i—1 
i—1 

o 

1.915 

180 

5.703 

15.435 

äj 

I—1 

13.211 

9.500 

3.678 

3.050 

2.676 

2.155 

ULT 

4.216 

4.596 

661.855 

2005 

561 

4.390 

§ 
i—1 

249 

00 
i—i 
LT> 

ui 

15.228 

i—i 

12.034 

8.364 

3.347 

3.377 

4.904 

2.369 

2.095 

4.732 

4.880 

707.352 

2004 

780 

4.868 

2.520 

409 

5.034 

15.292 

2.313 

13.067 

9.125 

3.275 

4.219 

6.868 

i—1 

ri 

2.236 

5.521 

5.883 

780.175 

2003 

809 

6.272 

2.418 

457 

4.690 

14.666 

2.606 

16.059 

r-- 

Rl 

öS 

6.495 

5.017 

9.429 

i-- 

i"" 

PsI 

ri 

2.719 

6.029 

6.704 

768.975 

2002 

598 

6.490 

2.236 

395 

4.714 

15.466 

3.896 

18.463 

9.433 

13.003 

6.105 

11.684 

2.966 

3.336 

6.823 

6.882 

842.543 

2001 

■ 

5.961 

■ 

485 

4.961 

15.979 

6.384 

19.109 

8.949 

17.675 

6.740 

■ 

3.174 

3.524 

6.534 

6.688 

879.217 

2000 

■ 

5.562 

■ 

577 

4.705 

16.523 

6.434 

14.676 

6.544 

12.564 

7.753 

■ 

3.409 

4.079 

5.729 

5.867 

841.158 

Staatsangehörigkeit 

Eritrea 

Marokko 

Nigeria 

Somalia 

Brasilien 

Vereinigte Staaten 

Afghanistan 

China 

Indien 

Irak 

Iran 

Kasachstan 

Pakistan 

Syrien 

Thailand 

Vietnam 
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S 
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2018 
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i—l 
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I—l 

1—1 

18.006 

37.799 

28.869 
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7.494 

123.418 

7.411 

183.827 

10.295 

2.341 

14.748 

7.211 

38.384 

7.869 

i—1 

o 

ä 

9.804 

10.331 

10.666 

7.007 

P* 

rH 

R 

249.181 

51.290 

11.967 

16.466 

35.364 

25.800 

7.795 

00 

I—1 

o> 

r< 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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Abbildung 1-16: Zuzüge nach den zehn häufigsten Staatsangehörigkäten im Jahr 2018 



Quäle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 


Abbildung 1-17: Fortzüge nach den zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten imjahr 2018 
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Quäle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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Abbildung 1-18: Zu- und Fortzüge nach den häufigsten Staatsangehörigkeiten imjahr 2018 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 


248 









Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-249- 


Drucksache 19/16475 


Tabellel-12: Zu- und Fortzüge über die Grenzen Deutschlands nach ausgewählten Staatsangehörig¬ 
keiten imjahr 2018 im Vergleich zum Vorjahr 


Staatsangehörigkat 

Zuzüge 

Fortzüge 

Wanderungssaldo 


2017 

2018 

2017 

2018 

2017 

2018 

Rumänien 

230.603 

251.971 

157.415 

183.827 

73.188 

68.144 

Deutschland 

166.703 

201.531 

249.181 

261.851 

-82.478 

-60.320 

Polen 

149.663 

143.646 

115.419 

123.418 

34.244 

20.228 

Bulgarien 

81.627 

85.728 

51.290 

58.891 

30.337 

26.837 

Kroatien 

58.603 

57.724 

25.800 

28.869 

32.803 

28.855 

Italien 

51.471 

53.348 

35.364 

37.799 

16.107 

15.549 

Syrien 

76.391 

48.951 

16.456 

14.601 

59.935 

34.350 

Ungarn 

48.117 

43.908 

37.957 

38.384 

10.160 

5.524 

Türke 

33.655 

40.561 

21.350 

24.071 

12.305 

16.490 

Indien 

29.535 

33.678 

15.878 

16.803 

13.657 

16.875 

China 

26.590 

25.902 

17.100 

18.300 

9.490 

7.602 

Griechenland 

26.128 

25.631 

16.466 

18.006 

9.662 

7.625 

Serbien 

24.475 

25.626 

18.554 

17.117 

5.921 

8.509 

Bosnien und Herzegowina 

23.980 

22.749 

11.831 

10.331 

12.149 

12.418 

Irak 

27.574 

21.650 

11.328 

9.860 

16.246 

11.790 

Vereinigte Staaten 

21.121 

20.273 

16.013 

16.224 

5.108 

4.049 

Iran 

13.676 

19.400 

4.857 

5.059 

8.819 

14.341 

Kosovo 

18.255 

18.956 

9.796 

7.007 

8.459 

11.949 

Spanien 

18.537 

18.640 

14.645 

14.748 

3.892 

3.892 

Mazedonien 

18.235 

18.478 

12.222 

10.666 

6.013 

7.812 

Russische Föderation 

18.137 

18.187 

11.287 

10.953 

6.850 

7.234 

Albanien 

14.905 

17.321 

15.904 

9.804 

-999 

7.517 

Frankreich 

14.895 

14.612 

11.967 

11.041 

2.928 

3.571 

Ukraine 

13.107 

14.230 

7.466 

7.705 

5.641 

6.525 

Afghanistan 

12.489 

12.523 

8.849 

7.573 

3.640 

4.950 

Litauen 

10.209 

12.004 

6.090 

7.924 

4.119 

4.080 

Slowakei 

12.239 

11.724 

9.797 

10.295 

2.400 

1.429 

Verei n i gtes Kön i gre ch 

11.456 

11.504 

7.724 

7.869 

3.732 

3.635 

Österreich 

10.073 

9.776 

7.918 

7.494 

2.155 

2.282 

Insgesamt 

1.550.721 

1.585.112 

1.134.641 

1.185.432 

416.080 

399.680 


Quel le: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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Tabellel-13: Zu- und Fortzüge über die Grenzen Deutschlands nach ausgewählten Staatsangehörig¬ 
keiten und Geschlecht imjahr 2018 


Staatsangehöri gke t 

Zuzüge 

Fortzüge 

insgesamt 

männlich 

weblich 

insgesamt 

männlich 

weblich 

Rumänien 

251.971 

168.734 

83.237 

183.827 

129.018 

54.809 

Deutschland 

201.531 

124.360 

77.171 

261.851 

163.089 

98.762 

Polen 

143.646 

96.549 

47.097 

123.418 

86.841 

36.577 

Bulgarien 

85.728 

53.494 

32.234 

58.891 

39.061 

19.830 

Kroatien 

57.724 

37.589 

20.135 

28.869 

21.147 

7.722 

Italien 

53.348 

32.425 

20.923 

37.799 

23.855 

13.944 

Syrien 

48.951 

23.835 

25.116 

14.601 

10.381 

4.220 

Ungarn 

43.908 

29.668 

14.240 

38.384 

27.803 

10.581 

Türke 

40.561 

26.080 

14.481 

24.071 

16.446 

7.625 

Indien 

33.678 

21.738 

11.940 

16.803 

11.685 

5.118 

China 

25.902 

12.575 

13.327 

18.300 

9.410 

8.890 

Griechenland 

25.631 

15.786 

9.845 

18.006 

11.711 

6.295 

Serbien 

25.626 

16.614 

9.012 

17.117 

11.602 

5.515 

Bosnien und Herzegowina 

22.749 

13.747 

9.002 

10.331 

7.612 

2.719 

Irak 

21.650 

12.449 

9.201 

9.860 

7.224 

2.636 

Verenigte Staaten 

20.273 

10.730 

9.543 

16.224 

8.632 

7.592 

Iran 

19.400 

10.892 

8.508 

5.059 

3.368 

1.691 

Kosovo 

18.956 

11.801 

7.155 

7.007 

4.790 

2.217 

Spanien 

18.640 

10.105 

8.535 

14.748 

8.175 

6.573 

Mazedonien 

18.478 

11.238 

7.240 

10.666 

6.513 

4.153 

Russi sehe Föderati on 

18.187 

7.482 

10.705 

10.953 

5.096 

5.857 

Albanien 

17.321 

11.021 

6.300 

9.804 

6.503 

3.301 

Frankreich 

14.612 

7.343 

7.269 

11.041 

5.463 

5.578 

Ukraine 

14.230 

6.210 

8.020 

7.705 

3.952 

3.753 

Nigeria 

12.642 

7.442 

5.200 

4.870 

3.681 

1.189 

Afghanistan 

12.523 

8.190 

4.333 

7.573 

6.579 

994 

Litauen 

12.004 

7.732 

4.272 

7.924 

5.380 

2.544 

Slowake 

11.724 

7.467 

4.257 

10.295 

6.830 

3.465 

Verei n i gtes Kön i grei ch 

11.504 

7.274 

4.230 

7.869 

4.722 

3.147 

Brasilien 

10.605 

4.752 

5.853 

5.476 

2.505 

2.971 

Pakistan 

9.821 

7.281 

2.540 

7.536 

6.821 

715 

Österreich 

9.776 

5.122 

4.654 

7.494 

4.018 

3.476 

Tschechien 

9.188 

5.395 

3.793 

7.211 

4.397 

2.814 

Niederlande 

9.119 

5.649 

3.470 

7.891 

4.723 

3.168 

Marokko 

8.703 

5.415 

3.288 

5.495 

4.622 

873 

Vietnam 

8.482 

3.657 

4.825 

2.981 

1.657 

1.324 

Portugal 

8.314 

5.313 

3.001 

7.411 

4.940 

2.471 

Korea, Republik 

7.938 

3.326 

4.612 

6.208 

2.576 

3.632 

1 nsgesamt 

1.585.112 

971.944 

613.167 

1.185.432 

780.532 

404.899 


Quel le: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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20.979 

65.347 

6.009 

71.481 

138.171 

29.162 

6.707 

17.465 

7.192 

13.076 

00 

CT) 

r< 

011 

Ausländische 

Staatsangehörige 

95.385 

94.160 

36.506 

6.626 

5.603 

18.410 

52.241 

3.923 

57.872 

110.470 

21.115 

4.069 

R 

00 

6.229 

8.434 

4.964 

2 

1 nsgesamt 

121.243 

120.333 

45.856 

9.241 

6.655 

22.674 

63.751 

5.473 

67.837 

136.136 

27.903 

6.072 

17.622 

8.329 

12.401 

7.443 

010 

Ausländische 

Staatsangehörige 

91.174 

80.466 

51.410 

5.830 

7.607 

16.892 

54.993 

3.805 

52.625 

108.873 

19.724 

4.115 

15.065 

4.519 

8.643 

3.864 

2 

Insgesamt 

117.337 

104.951 

60.783 

8.630 

8.787 

21.080 

67.355 

5.312 

62.325 

135.359 

27.286 

6.016 

19.765 

6.548 

12.763 

o 

i—i 

m 

io 

009 

Ausländische 

Staatsangehörige 

92.019 

101.441 

51.234 

6.533 

6.382 

25.731 

50.546 

4.930 

55.197 

121.237 

21.560 

5.087 

15.125 

5.870 

11.844 

4.072 

2 

1 nsgesamt 

119.337 

128.608 

61.142 

9.746 

7.660 

30.062 

64.021 

6.842 

66.282 

149.547 

31.302 

o 

i—i 

r< 

20.592 

8 

1—1 
00 

16.413 

6.696 
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Abbildung 1-19: Zu- und Fortzüge im Jahr 2018 nach Bundesland pro 1.000 der Bevölkerung 

40 


35 

30 

25 



■ Zuzüge ■ Fortzüge 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik und Bevölkerungsfortschreibung 
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Tabel I e 1-16: Zu- und Fortzüge nach Altersgruppen von 2000 bi s 2018 


fahr 

unter 18 

Jahren 

von 18 bis 

unter 25Jahre 

von 25 bis 

unter 40 Jahre 

von 40 bis 

unter 65 Jahre 

65Jahre und 

mehr 

1 nsgesamt 

Zuzüge 

2000 

132.06C 

200.550 

316.640 

169.650 

22.252 

841.158 

2001 

135.459 

216.331 

332.620 

172.827 

21.974 

879.217 

2002 

123.741 

2 a.oa 

319.601 

168.157 

22.042 

842.543 

2003 

104.4a 

190.257 

296.038 

157.93C 

20.350 

768.975 

2004 

95.612 

184.049 

308.275 

172.738 

19.501 

780.175 

2005 

80.5a 

163.115 

286.644 

160.977 

16.107 

707.352 

2006 

66.895 

154.623 

270.585 

153.840 

13.860 

661.855 

2007 

71.576 

155.646 

277.440 

161 . 2 a 

14.805 

680.766 

2008 

72.713 

157.390 

273.689 

163.580 

14.768 

682.146 

2009 

80.09^ 

163.313 

289.514 

172.37C 

15.723 

721.014 

2010 

91 . 2 a 

178.705 

322.060 

190.040 

16.250 

798.282 

2011 

107.917 

208.566 

391.592 

232.851 

17.373 

958.2a 

2012 

130.414 

234.045 

439.078 

259.153 

18.240 

1.080.936 

2013 

163.216 

266.116 

490.506 

286.647 

20.008 

1.226.493 

2014 

221.511 

316.173 

573.828 

330.13C 

23.082 

1.464.724 

2015 

421.176 

495.311 

792.222 

402.960 

25.279 

2.136.954 

2016 1 

358.ia 

420.822 

687.510 

374.41C 

24.265 

1.865.122 

2017 2 

232.254 

340.a8 

598.483 

355.974 

23.112 

1.550.721 

2018 

212.239 

348.825 

619.379 

380.379 

24 . 2 a 

1.585.112 

Fortzüge 

2000 

99.022 

122.635 

279.213 

153.381 

19.787 

674.038 

2001 

69.296 

112.109 

255.780 

149.535 

19.772 

606.494 

2002 

71.149 

118.639 

262.753 

150.28C 

20.434 

623.255 

2003 

69.693 

117.438 

265.365 

152.925 

20 . 9 a 

626.330 

2004 

73.726 

122.504 

296.274 

178.971 

26.157 

697.632 

2005 

67.855 

106.560 

267.569 

163.204 

23.211 

628.3a 

2006 

67.197 

106.438 

270.7a 

170.18C 

24.540 

639.064 

2007 

66.786 

105.4a 

268.473 

171.844 

24.340 

636.854 

2008 

70.632 

119.053 

308.664 

208.518 

31.022 

737.889 

2009 

64.387 

117.077 

305.282 

212.203 

34.847 

733.796 

2010 

60.5a 

113.107 

277.260 

189.454 

30.195 

670.605 

2011 

62.57C 

118.508 

280.461 

191.527 

25.903 

678.969 

2012 

64.441 

126.280 

294.168 

201.33C 

25.766 

711.991 

2013 

75 . 9 a 

141.985 

328.611 

223.747 

27.634 

797.886 

2014 

88.27C 

162.601 

378.466 

253.977 

30.927 

914.241 

2015 

111.005 

186.121 

408.720 

261.860 

29.834 

a7.552 

2016 12 

168.556 

271.731 

550.429 

340.157 

34.303 

1.365.178 

2017 2 

116.955 

221.584 

464.482 

298.277 

33.343 

1.134.641 

2018 

114.296 

231.762 

481.455 

323.52C 

34.397 

1.185.432 
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lJDieErgebnissedes Bericht^ ah res 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur be¬ 
dingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar. DieGenauigkeit der Ergebnisseist aufgrund von Unstimmigkäten in Zusammenhang 
mit der melderechtlichen Behandlung von Schutzsuchenden engeschränkt. 

2) Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwicklungen nur bedingt 
mit den Vorjahreswerten vergleichbar. Ausführlicheinformationen befinden sich auf der Internetseite des Statistischen Bundesamtes 
zu Wanderungen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 


Tabel I e 1-17: Zu- und Fortzüge nach Geschl echt von 2000 bi s 2018 


Jahr 

Zuzüge 

Fortzüge 

männlich 

wäblich 

Antäl wäblich 

in % 

insgesamt 

männlich 

wäblich 

Antäl wäblich 

in % 

insgesamt 

2000 

487.839 

353.319 

42,0 

841.158 

426.798 

247.240 

36,7 

674.038 

2001 

507.483 

371.734 

42,3 

879.217 

383.889 

222.605 

36,7 

606.494 

2002 

481.085 

361.458 

42,9 

842.543 

390.764 

232.491 

37,3 

623.255 

2003 

439.988 

328.987 

42,8 

768.975 

392.541 

233.789 

37,3 

626.330 

2004 

455.601 

324.574 

41,6 

780.175 

436.362 

261.270 

37,5 

697.632 

2005 

411.622 

295.730 

41,8 

707.352 

390.266 

238.133 

37,9 

628.399 

2006 

393.582 

268.273 

40,5 

661.855 

394.072 

244.992 

38,3 

639.064 

2007 

403.500 

277.266 

40,7 

680.766 

391.967 

244.887 

38,5 

636.854 

2008 

404.759 

277.387 

40,1 

682.146 

448.347 

289.542 

39,2 

737.889 

2009 

426.296 

294.718 

40,9 

721.014 

444.591 

289.205 

39,4 

733.796 

2010 

475.575 

322.707 

40,4 

798.282 

406.556 

264.049 

39,4 

670.605 

2011 

578.353 

379.946 

39,6 

958.299 

417.879 

261.090 

38,5 

678.969 

2012 

652.321 

428.615 

39,7 

1.080.936 

443.842 

268.149 

37,7 

711.991 

2013 

738.740 

487.753 

39,8 

1.226.493 

498.936 

298.950 

37,5 

797.886 

2014 

887.234 

577.490 

39,4 

1.464.724 

574.595 

339.646 

37,2 

914.241 

2015 

1.366.230 

770.724 

36,1 

2.136.954 

633.805 

363.746 

36,5 

997.551 

2016 12 

1.151.987 

713.135 

38,2 

1.865.122 

903.363 

461.815 

33,8 

1.365.178 

2017 2 

942.997 

607.724 

39,2 

1.550.721 

744.469 

390.172 

34,4 

1.134.641 

2018 

971.945 

613.167 

38,7 

1.585.112 

780.532 

404.900 

34,2 

1.185.432 


lJDieErgebnissedes Bericht^ ah res 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur be¬ 
dingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar. DieGenauigkeit der Ergebnisseist aufgrund von Unstimmigkäten in Zusammenhang 
mit der mäderechtlichen Behandlung von Schutzsuchenden ängeschränkt. 

2) Die Ergebnisse ab Berichtsjahr 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen und technischer Wäterentwickl ungen nur bedingt 
mit den Vorjahreswerten verglächbar. Ausführlicheinformationen befinden sich auf der Inter netsäte des Statistischen Bundesamtes 
zu Wanderungen 

Quäle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 
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2. EU-Binnenmigration 


Tabelle 2-1: Zu- und Fortzüge von EU-Staatsangehörigen 1 über die Grenzen Deutschlands in den Jah¬ 
ren 2017 und 2018 1 


Staatsangehörigkät 

Zuzüge 

Fortzüge 

Wanderungssaldo 

2017 

2018 

2017 

2018 

2017 

2018 

Rumänien 

230.603 

251.971 

157.415 

183.827 

+73.188 

468.144 

Polen 

149.663 

143.646 

115.419 

123.418 

434.244 

+20.228 

Bulgarien 

81.627 

85.728 

51.290 

58.891 

430.337 

+26.837 

Kroatien 

58.603 

57.724 

25.800 

28.869 

432.803 

+28.855 

Italien 

51.471 

53.348 

35.364 

37.799 

+16.107 

+15.549 

Ungarn 

48.117 

43.908 

37.957 

38.384 

+10.160 

+5.524 

Griechenland 

26.128 

25.631 

16.466 

18.006 

49.662 

+7.625 

Spanien 

18.537 

18.640 

14.645 

14.748 

43.892 

43.892 

Frankräch 

14.895 

14.612 

11.967 

11.041 

+2.928 

43.571 

Litauen 

10.209 

12.004 

6.090 

7.924 

+4.119 

+4.080 

Slowakä 

12.239 

11.724 

9.797 

10.295 

+2.442 

+1.429 

Verä n i gtes Kön i grä ch 

11.456 

11.504 

7.724 

7.869 

43.732 

43.635 

Österräch 

10.073 

9.776 

7.918 

7.494 

+2.155 

+2.282 

Tschechien 

9.384 

9.188 

6.984 

7.211 

+2.400 

+1.977 

Niederlande 

9.605 

9.119 

7.795 

7.891 

+1.810 

+1.228 

Portugal 

8.952 

8.314 

7.431 

7.411 

+1.521 

4903 

Lettland 

7.283 

7.355 

4.838 

5.329 

+2.445 

+2.026 

Bägien 

2.860 

2.779 

1.977 

2.016 

4883 

+763 

Schweden 

2.610 

2.754 

2.030 

1.945 

+580 

4809 

Slowenien 

3.074 

2.668 

2.420 

2.341 

4654 

4327 

Luxemburg 

2.574 

2.632 

1.483 

1.489 

+1.091 

+1.143 

Irland 

2.167 

2.299 

1.370 

1.615 

+797 

4684 

Dänemark 

2.108 

2.149 

1.935 

1.938 

+173 

+211 

Finnland 

2.136 

1.996 

1.880 

1.694 

+256 

4302 

Estland 

806 

856 

608 

656 

+198 

+200 

Zypern 

465 

373 

290 

275 

+175 

498 

Malta 

105 

98 

66 

67 

439 

431 

EU insgesamt 

777.750 

792.796 

538.959 

590.443 

+238.791 

+202.353 


1) Ohnedeutsche Staatsangehörige. 


Quäle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik 


258 







































Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-259- 


Drucksache 19/16475 


3.3 Bildungsmigration 


Tabelle3-33: Ausländische Studierende im ersten Hochschul semester nach ausgewählten Herkunfts¬ 
ländern im Sommersemester 2018 


Herkunftsland 

Studienanfängerinnen und Stu¬ 
dienanfänger 
im Sommersemester 2018 

davon Bildungsausländerinnen 
und Bildungsausländer 

Antel der Bildungsauslände¬ 
rinnen und Bildungsausländer 
an den Studierenden im ersten 
Hochschul semester in % 

insgesamt 

wei blich 

insgesamt 

wei blich 

China 

3.616 

1.828 

3.570 

1.805 

98,7 

Vereinigte Staaten 

1.924 

983 

1.903 

971 

98,9 

Indien 

1.804 

544 

1.800 

543 

99,8 

Türke 

1.782 

971 

1.097 

622 

61,6 

Italien 

1.454 

843 

1.306 

760 

89,8 

Syrien 

1.443 

236 

1.424 

230 

98,7 

Korea, Republik 

1.132 

757 

1.116 

7 48 

98,6 

Frankreich 

1.123 

593 

1.107 

583 

98,6 

Österreich 

926 

471 

886 

449 

95,7 

Russische Föderation 

857 

629 

818 

604 

95,4 

Iran 

806 

381 

784 

371 

97,3 

Spanien 

627 

325 

594 

306 

94,7 

Brasilien 

579 

250 

572 

245 

98,8 

Pakistan 

569 

114 

562 

110 

98,8 

Mexiko 

563 

259 

561 

258 

99,6 

Tunesien 

505 

141 

501 

139 

99,2 

Polen 

478 

323 

437 

300 

91,4 

Ägypten 

477 

126 

475 

126 

99,6 

Ukraine 

459 

279 

438 

269 

95,4 

Vietnam 

424 

267 

389 

250 

91,7 

Marokko 

420 

137 

407 

130 

96,9 

Griechenland 

416 

258 

328 

205 

78,8 

Verei n i gtes Kön i grei ch 

412 

198 

395 

189 

95,9 

Jordanien 

367 

133 

363 

133 

98,9 

Indonesien 

366 

160 

358 

154 

97,8 

Japan 

366 

252 

361 

248 

98,6 

Taiwan 

356 

215 

354 

213 

99,4 

Schweiz 

342 

205 

314 

189 

91,8 

Niederlande 

339 

174 

317 

163 

93,5 

Kanada 

312 

175 

310 

174 

99,4 

Insgesamt 

33.532 

16.412 

31.582 

15.357 

94,2 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


259 









































Drucksache 19/16475 


-260- 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Tabelle3-34: Ausländische Studienanfängerinnen und Studienanfänger an deutschen Hochschulen 
nach ausgewählten Herkunftsländern im Wintersemester 2018/2019 


Herkunftsland 

Ausl ändi sehe Studi e- 
rendeim ersten Hoch¬ 
schulsemester im Win¬ 
tersemester 2018/2019 

davon Bildungsausländerinnen und 
Bildungsausländer 

Antäl der Bildungsaus¬ 
länderinnen und Bil¬ 
dungsausländer an den 
Studierenden im ersten 
Hochschulsemester in % 

insgesamt 

weiblich 

insgesamt 

weiblich 

China 

9.121 

4.824 

8.684 

4.605 

95,2 

Türke 

6.667 

3.471 

2.538 

1.229 

38,1 

Indien 

6.151 

1.783 

6.120 

1.766 

99,5 

Syrien 

4.614 

891 

4.359 

801 

94,5 

Italien 

4.527 

2.623 

3.610 

2.180 

79,7 

Frankreich 

3.467 

2.056 

3.252 

1.944 

93,8 

Spanien 

3.250 

1.778 

3.046 

1.672 

93,7 

Vera nigte Staaten 

2.840 

1.553 

2.720 

1.482 

95,8 

Russische Föderation 

2.559 

1.687 

2.057 

1.411 

80,4 

Österreich 

2.533 

1.279 

2.238 

1.133 

88,4 

Korea, Republik 

1.881 

1.274 

1.764 

1.206 

93,8 

Polen 

1.744 

1.138 

1.284 

858 

73,6 

Iran 

1.599 

829 

1.456 

758 

91,1 

Ukraine 

1.490 

972 

1.209 

805 

81,1 

Vietnam 

1.447 

761 

1.203 

637 

83,1 

Pakistan 

1.393 

283 

1.333 

251 

95,7 

Ägypten 

1.219 

363 

1.174 

344 

96,3 

Griechenland 

1.195 

676 

676 

385 

56,6 

Brasilien 

1.168 

601 

1.129 

577 

96,7 

Mexiko 

1.138 

490 

1.115 

476 

98,0 

Taiwan 

1.063 

664 

1.024 

642 

96,3 

Vera n i gtes Kön i grei ch 

1.054 

533 

964 

489 

91,5 

Bulgarien 

1.043 

605 

946 

544 

90,7 

Luxemburg 

990 

517 

938 

486 

94,7 

Schwa z 

950 

527 

834 

463 

87,8 

Kolumbien 

905 

255 

880 

246 

97,2 

Indonesien 

886 

450 

868 

442 

98,0 

Nigeria 

876 

415 

844 

396 

96,3 

Japan 

830 

494 

758 

440 

91,3 

Rumänien 

821 

495 

670 

411 

81,6 

Insgesamt 

92.060 

44.812 

78.413 

37.555 

85,2 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Abbildung 3-27: Entscheidungen des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge seit 2005 (Erst- und 
Folgeanträge) 



2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 

■ Anerkennung als Asylberechtigte gemäß Art 16a GG ■ Anerkennungen als Flüchtling gemäß § 31 AsylG 

■ Subsidiärer Schutz gemäß § 41 AsylG ■ Abschiebungsverbote gemäß § 60 Abs. 5,7 AufenthG 

■ Ablehnungen ■ Formelle Entscheidungen 

Hinweis: Rechtsgrundlage für Entscheidungen zu Flüchtlingsschutz, subsidiärem Schutz und Abschiebungsverboten, die bis zum 
30. November 2013 getroffen wurden, waren § 60 Abs. 1, § 60 Abs. 2,3 oder 7 S.2 bzw. § 60 Abs. 5 oder 7 S.1 AufenthG. 

Quelle: BAMF 
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Abbildung 3-28: Entschädungsquoten des Bundesamtesfür Migration und Flüchtlinge seit 2005 (Erst¬ 
und Folgeanträge) 



2005 200« 2007 200» 2009 2010 2011 2012 2013 2011 2015 2016 201» 2017 

■ Aiiejkenmmp jUAsytberschiigtesremäB Art- lüaCIG ■ Anerkennungen jI* Klüditlmg 3* 3 AsylC- 

SubsidJärcr Schutz gcmäß § 41 As^JG ■ Absctiiebu ngsvcrb-ate geirtift $ 60 Abs. 7 AufcnthG 

■ Ablehnungen ■ TciritwUe Ent-scheidu eigen 


Hinweis: Rechtsgrundlage für Entscheidungen zu Flüchtlingsschutz, subsidiärem Schutz und Abschiebungsverboten, diebiszum 
30. November 2013 getroffen wurden, war § 60 Abs. 1, § 60 Abs. 2,3 oder 7 S.2 bzw. § 60 Abs. 5 oder 7 S.1 AufenthG. 

Quäle: BAMF 
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17.607 

4.254 

2.178 

I — 1 

UO 

r>. 

2.980 

2.256 

2.024 

1.893 

i —i 

§ 

38.527 

sP 

O s 

c 

Ln 

i —i 

no 

o 

no 

fN 

no 

o 

uo 

K 

9 

00 

fN 

no 

o 

no 

fN 

00 

m 

H 

Asyl berech¬ 
tigt gemäß 
Art. 16a GG 

« 

U0 

UO 

e 

fN 

9 

« 

3 

fN 

r-- 

fN 

I—1 
2 

■ 

2.841 

Gesamtzahl 
der Entschei¬ 
dungen 

g 

00 

ff 

20.033 

11.430 

13.035 

9.117 

18.627 

7.603 

8.168 

5.329 

8.126 

216.873 

Staatsan¬ 

gehörigkeit 

Syrien 


Ü 

Nigeria 

Türkei 

Afghanistan 

Eritrea 

Somalia 

Ungeklärt 

Russische 

Föderation 

1 nsgesamt 
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2018 

15.954 

15.925 

9.028 

7.124 

5.905 

3.867 

2.934 

2.806 

2.280 

2.134 

2.128 

i—i 

1.733 

1.662 

1.650 

1.583 

1.334 


£ 

IS 

s 

i—i 

uo 

LD 

691 

o 

107.354 

2017 

18.710 

33.222 

7.566 

5.228 

3.641 

3.489 

3.072 

1.558 

2.167 

$ 

2.157 

1.389 

1.719 

i — i 

1.425 

2.602 

1.359 

r\i 

fN 

CD 

§ 


§ 

S 

i — i 

ö 

117.991 

2016 

14.270 

i—i 

no 

6.606 

2.517 

1.876 

3.782 

3.040 

1.709 

1.256 

2.008 

2.513 

1.633 

1.653 

2.283 

616 

5.961 

1.374 

198 

$ 

§ 

s 

LD 

§ 

985 

O 

103.883 

2015 

10.685 

15.888 

6.027 

2.568 

1.613 

3.951 

2.901 

1.379 

1.246 

3 

2.058 

1.790 

1.598 

2.061 

S 

2.007 

i—i 

712 

ü 

CO 

fN 

LD 

no 

fN 

LD 

8 

880 

o 

72.659 

2014 

2.565 

7.870 

5.121 

2.826 

T 

1 

3.600 

2.432 

1.022 

i—1 

s 

I—1 

616 

i — i 

1.465 

i—i 

1.396 

§ 

s 

Sä? 

fN 

I—1 

i—i 

LD 

P» 

794 

§ 

1-1 

9 

s 

CD 

o 

50.564 

2013 

3 

I—1 

6.113 

i—i 

UO 

00 

PO 

2.376 

Ir 

3.560 

2.373 

p- 

gj 

CT) 

1—j 

1-1 

1.704 

1.514 

1.735 

1.131 

p- 

806 

ff 

I-j 

I—1 

CÖ 

fN 

CD 


§ 

* 

8 

3 

ö 

44.311 

2012 

096 

6.355 

3.962 

2.742 

fl 

CO 

3.185 

2.061 

00 

fN 

LD 


896 

1.601 

1.574 

i—i 

885 


3 

i—1 

00 

fN 

P» 

i—1 

i—1 

fsl 

Q* 

CD 

no 

m 

i—i 

9 

00 

40.843 

2011 

T 

7.702 

2.900 

3.102 

969 

3.077 

1.850 

S 

016 

m 

i—i 

CT) 

1.525 

1.547 

1.298 

i—1 

s 

$ 

LZZ 

§ 

769 

p~ 

i—i 
LD 

S 

9 

^r 

CN 

8 

1.346 

40.975 

2010 

io 

<N 

LT> 

7.456 

2.641 

3.203 

777 

2.689 

i—i 

786 

889 

780 

1.229 

1.464 

1.725 

no 

i—1 

Q? 

i—i 

no 

<N 

§ 

T 

£ 

no 

8 

£ 

I—1 

* 

2.945 

40.210 

2009 

532 

8.048 

2.581 

3.479 

LT> 

CO 

2.725 

1.427 

696 

1.024 

099 

1.204 

1.500 

1.817 

& 

LO 

SR 

p- 

IS 

8 

§ 

i 

lO 

i— l 
LD 

RJ 

i—i 

% 

2.420 

42.756 

2008 

571 

8.079 

2.434 


166 

2.626 

1.265 

pT 

£ 

4.437 

* 

1.286 

1.387 

1.752 

1 


ä 

679 


<N 

R 

R 

LD 

i—i 

CN 

i—i 

i—i 

£ 

3 

39.717 

2007 

* 

9.237 

1.778 


1.085 

3.333 

1.210 

1X9 

4.773 

$ 

991 

1.365 

2.239 

1 

fl 

00 

& 

CN 

T 

886 

3 

LD 

CD 

s 

CO 

CN 

9! 

fN 

8 

42.219 

2006 

119 

11.980 

1.448 


1.438 

4.333 

1.124 

□T 

no 

P> 

5.379 

$ 

1.267 

1.704 

2.809 

199 

1.087 

8 

616 

1.156 

fl 

LD 

1.250 

o 

CN 

no 


3 

ooeos 

2005 

1 

15.162 

1.412 


1.678 

4.558 

i — i 

p» 

fN 

CT) 

2.116 

§1 

1.545 

1.810 

3.249 

3 

1.156 

S 

696 

1.142 

3 

1.775 

CD 

no 

LO 

"T 

* 

53.213 

2004 

8 

17.543 

1.851 


1.918 

5.462 

873 

1.282 

4.905 

1.059 

1.924 

p- 

& 
i—1 

3.850 

609 

1.229 

S 

CN 

i — i 

i — i 

3 

2.037 


5 

no 

fN 

8 

65.935 

2003 

670 

21.908 

1.673 


1.841 

5.329 

1.110 

i — i 

2.135 

1.203 

1.766 

2.200 

3.667 


2.365 

579 

1^ 

i—1 

o 

I—1 

1.315 

ro 

fN 

i — 1 

8 

m 

p- 

fN 

8 

76.077 

2002 

761 

25.068 

1.617 


2.080 

5.523 

1.361 

ZL0T 

2.250 

1.454 

1.444 

3.794 

3.138 

$ 

4.768 

p- 

1.114 

1.670 

Ün 

CN 

2.015 

8 

CO 

CD 

O 

919 

85.305 

Auslandsvertretungen 

Libanon 

Türke 

Indien 

Kosovo 

Bosnien und Herzegowina 

Russische Föderation 

China 

Pakistan 

Serbien 

Iran 

Ukraine 

Marokko 

Thailand 

Ägypten 

Mazedonien 

Jordanien 

Tunesien 

Vietnam 

Mexiko 

Kasachstan 

Weißrussland 

Saudi-Arabien 

Afghanistan 

Syrien 1 

Insgesamt 


1) Der starke Rückgang im Falle Syriens ab 2012 ist darauf zurückzuführen, dass die deutsche Auslandsvertretung in Damaskus aufgrund des Konflikts in Syrien seit dem 20. Januar 2012 geschlossen ist. Syrische 
Staatsangehöri ge beantragen deshal b vor al I em i n den deutschen Ausl andsvertretungen i n J ordan i en, der Türke und i n Li banon Vi sa zum Zweck des Fami I i ennachzugs Quel I e: Auswärti ges Amt 
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Tabelle3-42: Erteilte Visa für den Familiennachzug nach ausgewählten Auslandsvertretungen imjahr 
2018 


Ausl andsvertretu ngen 

Ehepartner/-in 

zu ausländi¬ 
schen Staatsan¬ 
gehörigen 

Ehepartner/-in 

zu deutschen 

Staatsangehöri¬ 

gen 

Kinder unter 18 

Jahren 

Nachzug zu 

minderjährigen 

Kindern 

Sonstige 

Familienange¬ 

hörige 

1 nsgesamt 

i 

Libanon 

5.091 

488 

7.962 

2.360 

53 

15.954 

Türke 

5.297 

3.324 

4.156 

2.782 

366 

1 

15.925 | 

Indien 

5.306 

372 

3.101 

161 

88 

9.028 | 

Kosovo 

3.037 

968 

3.043 

66 

10 

J 

7.12 + 

Irak 

1.850 

162 

2.628 

1.748 

113 

6.501 

Bosnien und Herzegowina 

2.873 

127 

2.879 

21 

5 

5.905 

Russi sehe Föderati on 

1.040 

1.555 

1.017 

242 

13 

3.867 

China 

1.195 

568 

1.008 

153 

10 

2.934 | 

Pakistan 

1.016 

357 

1.223 

177 

33 

2.806 

Serbien 

1.093 

142 

1.011 

24 

10 

V 

2.280 | 

Iran 

1.185 

302 

614 

19 

14 

2.134 

Ukraine 

630 

919 

487 

84 

8 

2.128 

Marokko 

434 

1.296 

85 

28 

1 

1.844 

Thailand 

79 

1.143 

320 

162 

29 

1.733 | 

Ägypten 

600 

283 

648 

77 

54 

1.662 1 

Mazedonien 

784 

94 

736 

21 

15 

1 

1.650 i 

Jordanien 

563 

182 

699 

93 

46 

1.583 1 

Albanien 

719 

164 

441 

36 

11 

1.371 

Tunesien 

413 

724 

109 

80 

8 

y 

1.334 

Vietnam 

338 

457 

388 

39 

2 

1.224 

1 nsgesamt 

39.464 

19.099 

37.949 

9.688 

1.154 

107.35 + 
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Tabelle 3-43: Familiennachzug (ertelte Aufenthaltserlaubnisse) in den Jahren von 2012 bis 2018 nach 
ausgewählten Staatsangehöri gketen _______ 


Staatsangehöri gkei t 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 

Veränderung 2017/2018 

absolut 

in % 

Syrien 

704 

860 

3.025 

15.956 

31.782 

33.389 

14.350 

-19.039 

-57,0 

Türke 

7.332 

6.966 

7.317 

7.720 

7.770 

7.670 

8.401 

+731 

49,5 

Kosovo 

2.835 

3.337 

3.766 

3.808 

3.207 

5.120 

6.317 

+1.197 

+23,4 

Indien 

3.634 

3.542 

3.992 

4.605 

5.244 

6.203 

6.157 

-46 

-0,7 

Bosnien und Herzegowina 

1.019 

1.183 

1.425 

1.775 

2.107 

3.520 

5.281 

+1.761 

+50,0 

Irak 

757 

818 

797 

1.800 

6.678 

7.481 

4.246 

-3.235 

-43,2 

Russische Föderation 

3.926 

4.108 

4.286 

4.726 

4.353 

4.093 

4.052 

-41 

-1,0 

Vereinigte Staaten 

3.090 

2.942 

3.075 

3.098 

3.079 

3.138 

2.864 

-274 

-8,7 

Serbien 1 

1.455 

1.389 

1.417 

1.617 

1.649 

2.392 

2.501 

+109 

+4,6 

Ukraine 

1.937 

2.141 

2.642 

2.693 

2.908 

2.552 

2.452 

-100 

-3,9 

China 

1.974 

2.114 

2.418 

2.635 

2.619 

2.782 

2.452 

-330 

-11,9 

Brasilien 

1.075 

954 

1.064 

1.432 

1.590 

1.810 

1.876 

466 

43,6 

Iran 

845 

924 

1.080 

1.063 

1.202 

1.386 

1.859 

+473 

434,1 

Albanien 

267 

395 

445 

743 

1.003 

1.537 

1.794 

+257 

+16,7 

Japan 

1.844 

1.674 

1.650 

1.743 

1.823 

1.943 

1.792 

-151 

-7,8 

Mazedonien 

760 

891 

1.005 

1.174 

1.207 

1.481 

1.688 

+207 

+14,0 

Marokko 

1.527 

1.475 

1.504 

1.672 

1.530 

1.410 

1.662 

+252 

+17,9 

Vietnam 

898 

933 

1.055 

1.127 

1.255 

1.355 

1.576 

+221 

+16,3 

Afghanistan 

541 

483 

863 

918 

869 

1.018 

1.478 

+460 

+45,2 

Thailand 

1.513 

1.526 

1.416 

1.437 

1.482 

1.473 

1.460 

-13 

-0,9 

Sonsti ge Staatsangehöri gkei ten 

16.883 

17.391 

19.435 

20.698 

22.194 

23.108 

22.871 

-237 

-1,0 

1 nsgesamt 

54.816 

56.046 

63.677 

82.440 

105.551 

114.861 

97.129 

-17.732 

-15,4 


1)1 nkl.ehern.Serbien und Montenegro. 


Quel I e: Ausl änderzentral regi ster 


274 




































3.7Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 275 - 


Drucksache 19/16475 


■o 

C 


C 

b 

'S 

‘01 



"O 

c 


5 

C 

_c 

b 

'S 

01 



2004 

fN 

58.728 

kr 

51 

00 

'T 

NT 

41 

19.828 

1.634 

fN 

33.358 

LZ 

891 

2.299 


fN 



Tn 



59.093 

2003 

1 

fN 

Pi 

69 


E3T 

m 

fN 

Pi 

ST 

26.391 

2.040 

00 

fN 

T 

a 

CD 

fN 

s 

2.711 


R! 

fN 

00 

S 

fN 

Ln 

o 

72.885 

2002 

rn 

LO 

LO 

90.587 

cn 

* 

l — 1 

i'j 

CT) 

n 

fN 

35 

38.653 

2.047 

449 

44.493 

rn 

CD 

fN 

i—l 

3.179 

I 

no 

m 

fN 

3 

no 

O 

91.416 

2001 

w 

cd 

97.434 

LL 

Ü4 

i — 1 

97 

w 

s 

27 

46.178 

2.020 

S 

43.885 

8 

061 

3.176 

066 

a 

i—i 

8 

RI 

00 

O 

98.484 

2000 

1 

94.558 

S 

ä 

193 

w 

fN 

29 

45.657 

2.317 

iS 

1 

i — 1 

'sf 

62 

s 

P: 

fN 

s 

CD 

s 

o 

is 


fN 

CD 

95.615 

1999 

Ul 

103.599 

% 

I — 1 

ä 

161 

58 

M 

52 

49.391 

2.742 

9 

45.951 

i—l 

a 

2.762 

E6TT 

s 

61 


li 

■sT 

o 

104.916 

1998 

m 

101.550 

w 

§ 

E9T 

kr 

■sT 


51.132 

3.253 

iS 

41.054 

8 

iS 

2.983 

1.528 

I9T 


1.005 


■sT 

ro 

103.080 

1997 

687 

131.895 

a 

ä 

r^ 

i—i 

O") 

fN 

C) 

fN 

R! 

73.967 

4.010 

kr 1 

fN 

47.055 

% 


3.153 

1.885 

891 

rn 

1.777 



CD 

134.419 

1996 

1.175 

172.181 


% 

302 

kD 

i—l 

m 

fN 

127 

92.125 

7.467 

§ 

63.311 

870 

ÜJ 

3.460 

2.797 


73 

4.284 

81 

3 

CD 

177.751 

1995 

1.677 

209.409 

« 

iS 

230 

£ 


s 

117.148 

8.858 

S 

71.685 

1.834 

ia 

3.650 

3.468 

LZZ 

i—l 

6.519 

8 

kr> 


217.898 

1994 

2.440 

213.214 


267 

kr 

fN 

83 

no 

in 

155 

121.517 

10.847 

8 

68.397 

fN 

8 

3.139 

3.757 

i—l 

I—l 

6.615 

101 

kr 

fN 

222.591 

1993 

5.431 

207.347 

IS 


160 

fN 

fN 


m 

113.288 

12.373 

iS 

i—i 

67.365 

4.801 

$ 

2.711 

3.882 

£ 

i — 1 

5TT 

5.811 


Pi 

CD 

218.888 

1992 

17.749 

195.629 


3 

200 

CD 

lM 

& 

fN 

114.426 

12.620 

y 

CD 

55.882 

3.305 

s 

2.700 

3.946 

i—l 

661 

16.154 

$ 

no 

20 

230.565 

r-H 

S 

40.131 

147.333 
















% 

32.184 

r*- 

fN 

CD 

fN 

LQ 

CD 


221.995 

1990 

133.872 

147.950 
















196 

111.150 

1.708 

1.336 


397.073 

Herkunftsgebiet 

Polen 

Ehemal iges. Sowjetunion 

davon aus: 

Estland 

Lettland 

Litauen 

Armenien 

Aserbaidschan 

Georgien 

Kasachstan 

Kirgisistan 

Moldau 

Russische Föderation 
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1 nsgesamt 
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o 

O 

2.350 

2009 


3.292 

Ul 

rsi 

3 

Ul 

o 

y 

851 

a 

y 

3I6T 

I—l 

rsi 

268 

9 

00 

o 

no 

rsi 

o 

o 

O 

3.360 

2008 

9 

4.301 

no 

no 

cn 

m 

y 

o 

1.062 

00 

PI 

3 

2.660 

1-1 

I—l 

I—l 

I—l 

210 

SJ 

91 

o 

y 

o 

o 

I—l 

4.362 

2007 

70 

5.695 

LO 

PQ 

CD 

1—1 

y 

y 

1.279 

I—l 

I—l 

rsi 

oo 

3.735 

y 

rsi 

WZ 


9 

o 

rsi 

m 

I—l 

o 

5.792 

2006 

S 

7.626 

o 

9 

3 


o 

no 

1.760 

s 

LD 

rsi 

5.189 

LD 

no 

rsi 

3 

no 

8 

rsi 

no 

o 

9 

i—l 

o 

o 

7.747 

2005 

00 

35.396 

no 

y 


9 

s 

22 

11.206 


y 

21.113 

y 

ZL 

1.306 

§ 

S 

o 

s 


no 

o 

35.522 

Herkunftsgebiet 

Polen 

Ehemal i ge Sowjetun i on 

davon aus: 

Estland 

Lettland 

Litauen 

Armenien 

Aserbaidschan 

Georgien 

Kasachstan 

Kirgisistan 

Moldau 

Russische Föderation 

Tadschikistan 

Turkmenistan 

Ukraine 

Usbekistan 

Weißrussland 

Ehemal i ges J ugosl awi en 1 

Rumänien 

Ehemali ge CSFR 

Ungarn 

Sonsti ge Länder 2 

1 nsgesamt 


1) Einschi. Kroatien, Slowenien und Bosnien und Herzegowina sowie der ehern, jugoslawischen Republik Mazedonien, die seit 1992 bzw. 1993 selbständige Staaten sind. 

2) „Sonsti ge Gebi ete" sowi e ei nsch I i eßl i ch der Vertri ebenen, di e über das sonsti ge Ausl and nach Deutsch I and kamen. 

3) Ab l.Januar 1991 Zahlen für Gesamtdeutschland. 
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Tabelle 3-45: Zuzug von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern und deren Familienangehörigen 
nach Altersgruppen von 1991 bis 2018 


Jahr 

unter 18 

Jahre 

in % 

von 18 bis 

unter 45 Jahre 

in % 

von 45 bis 

unter 65 Jahre 

in % 

65Jahre 

und älter 

in % 

1 nsgesamt 

1991 

71.268 

32,1 

98.320 

44,3 

38.612 

17,4 

13.795 

6,2 

221.995 

1992 

81.188 

35,2 

99.045 

43,0 

34.620 

15,0 

15.712 

6,8 

230.565 

1993 

76.519 

35,0 

94.871 

43,3 

31.360 

14,3 

16.138 

7,4 

218.888 

1994 

76.739 

34,5 

98.124 

44,1 

31.147 

14,0 

16.581 

7,4 

222.591 

1995 

74.822 

34,3 

97.257 

44,6 

30.327 

13,9 

15.492 

7,1 

217.898 

1996 

59.564 

33,5 

80.545 

45,3 

26.056 

14,7 

11.586 

6,5 

177.751 

1997 

43.442 

32,3 

60.111 

44,7 

21.085 

15,7 

9.781 

7,3 

134.419 

1998 

32.837 

31,9 

46.777 

45,4 

16.564 

16,1 

6.902 

6,7 

103.080 

1999 

32.266 

30,8 

48.243 

46,0 

17.289 

16,5 

7.118 

6,8 

104.916 

2000 

28.401 

29,7 

44.315 

46,3 

16.580 

17,3 

6.319 

6,6 

95.615 

2001 

28.662 

29,1 

45.883 

46,6 

17.749 

18,0 

6.190 

6,3 

98.484 

2002 

25.561 

28,0 

43.080 

47,1 

16.752 

18,3 

6.023 

6,6 

91.416 

2003 

19.938 

27,4 

34.269 

47,0 

13.479 

18,5 

5.199 

7,1 

72.885 

2004 

15.927 

27,0 

28.016 

47,4 

11.069 

18,7 

4.081 

6,9 

59.093 

2005 

9.345 

26,3 

16.560 

46,6 

7.131 

20,1 

2.486 

7,0 

35.522 

2006 

1.712 

22,1 

3.246 

41,9 

1.929 

24,9 

860 

11,1 

7.747 

2007 

1.366 

23,6 

2.256 

39,0 

1.483 

25,6 

687 

11,9 

5.792 

2008 

1.006 

23,1 

1.837 

42,1 

1.100 

25,2 

419 

9,6 

4.362 

2009 

808 

24,0 

1.410 

42,0 

825 

24,6 

317 

9,4 

3.360 

2010 1 

627 

26,7 

969 

41,2 

589 

25,1 

165 

7,0 

2.350 

2011 

591 

27,5 

906 

42,2 

488 

22,7 

163 

7,6 

2.148 

2012 

509 

28,0 

759 

41,8 

430 

23,7 

119 

6,6 

1.817 

2013 

670 

27,6 

1.027 

42,3 

567 

23,4 

163 

6,7 

2.427 

2014 

1.759 

31,1 

2.640 

46,7 

1.028 

18,2 

222 

3,9 

5.649 

2015 

1.895 

31,0 

2.836 

46,4 

1.140 

18,6 

247 

4,0 

6.118 

2016 

2.077 

29,4 

3.169 

44,9 

1.078 

15,3 

264 

3,7 

6.588 

2017 

2.211 

31,3 

3.272 

46,4 

1.255 

17,8 

321 

4,5 

7.059 

2018 

2.321 

32,6 

3.275 

46,0 

1.212 

17,0 

318 

4,5 

7.126 


1) Ab dem Jahr 2010 ist die Altersgruppenabgrenzung der jüngsten Gruppe geändert, es handelt sich ab diesem Jahr um die 

unter 20-Jährigen (vorher: unter 18-Jährige). Dementsprechend handelt es sich bei der nächsten Altersgruppe um die 20 
bis unter 45-Jährigen. Die baden anderen Altersgruppen sind im gesamten dargestellten Zeitraum unverändert geblieben. 

Quelle: Bundesverwaltungsamt 
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4. Abwanderung aus Deutschland 

Tabelle 4-7: Fortzüge von ausländischen Personen nach Aufenthaltsdauer imjahr 2018 


Staatsangehöri gkä t 

1 nsgesamt 

Aufenthaltsdauer von ... bis unter ...Jahren 

unter 1 

lbis4 

4bis8 

8 bis 15 

15 bis 20 

20 bis 30 

30 und mehr 

Rumänien 

113.413 

56.454 

37.460 

13.882 

3.927 

621 

989 

80 

Polen 

81.198 

29.543 

25.493 

14.838 

7.394 

1.561 

1.968 

401 

Bulgarien 

37.833 

16.134 

12.970 

6.153 

1.977 

294 

263 

42 

Italien 

27.241 

10.790 

7.968 

3.383 

1.084 

686 

1.395 

1.935 

Ungarn 

26.510 

9.889 

8.572 

5.282 

1.725 

417 

520 

105 

Kroatien 

18.561 

8.201 

6.211 

1.194 

504 

324 

785 

1.342 

Türke 

15.670 

3.435 

1.968 

1.241 

922 

915 

2.605 

4.584 

China 

15.281 

5.753 

5.471 

2.860 

900 

203 

80 

14 

Vereinigte Staaten 

13.423 

6.776 

3.999 

1.393 

656 

201 

246 

152 

Indien 

13.136 

5.218 

5.495 

1.788 

477 

79 

51 

28 

Griechenland 

12.503 

4.144 

3.514 

2.110 

386 

462 

910 

977 

Serbien 1 

12.138 

4.330 

3.213 

1.887 

565 

376 

985 

782 

Spanien 

11.544 

4.316 

3.769 

2.275 

447 

143 

160 

434 

Frankrech 

8.908 

3.656 

2.736 

1.246 

656 

171 

229 

214 

Albanien 

8.846 

4.069 

4.257 

357 

51 

34 

73 

5 

EU - Staaten i nsgesamt 

395.392 

164.507 

126.766 

59.060 

22.733 

6.235 

8.919 

7.172 

Drittstaatsangehörige i nsgesamt 

244.835 

97.645 

88.592 

27.792 

9.910 

4.995 

8.635 

7.266 

AI 1 e Staatsangehöri gkeiten 

640.227 

262.152 

215.358 

86.852 

32.643 

11.230 

17.554 

14.438 


1) Inkl. ehern. Serbien und Montenegro. 


Quelle: Ausl änderzentral register, eigene Berechnungen BAMF 
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Sonstiger 

Aufenthalts¬ 

status 2 

5.591 
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3.709 

6.313 
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i—1 

§? 

cd 

5.948 

3.174 
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a 

00 
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£ 

no 

9 

03 

CD 

» 

in 

9 
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9 
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§ 

1 
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§§ 22 bis25 Auf¬ 
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i—1 

03 

LO 

CN 

CN 

9 

s 

1—1 

no 

9 

no 
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1—1 

5 

R 

ZZLTl 
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§ 
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CD 

r\i 

03 

Ln 

a 
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8 

o 

no 

r- 

00 

no 

r-- 

rsi 

1.488 
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besuch nach § 16b 

AufenthG 

h 

ö 

r\i 


i — 1 


no 

i—i 

a 

1 — 1 

rsi 

i— i 

00 

r* 

i— i 

CD 

i — 1 
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Hochschul absol- 
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Hochschulabsol¬ 
venten nach § 16 
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AufenthG 

a 
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n» 
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SR 
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m 
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1 nsgesamt 
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7.036 

6.232 

6.193 

244.835 
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Türke 
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Vereinigte Staaten 
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Sonstiger Aufent¬ 
haltsstatus 2 

35,7 

43,4 

CD 

K 

rsi 

i— 1 
£ 

70,9 

95,9 

70,4 

37,9 

89,3 

76,9 

62,6 

78,7 
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o 
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Tabelle4-10: Fortzüge von deutschen Staatsanagehörigen nach Altersgruppen und ausgewählten Zielländern 
imjahr 2018 _ 


Ziäland 

Altersg 

ruppen 

Unter 18 Jahren 

18 bis unter 25 

Jahren 

25 bis unter 50 

Jahren 

50 bis unter 65 

Jahre 

65Jahre und 

älter 

1 nsgesamt 

Bägien 

462 

186 

1.068 

213 

76 

2.005 

Frankräch 

1.030 

785 

2.708 

893 

398 

5.814 

Griechenland 

215 

76 

345 

136 

90 

862 

Irland 

131 

137 

589 

79 

21 

957 

Italien 

569 

249 

998 

380 

235 

2.431 

Niederlande 

477 

612 

2.215 

330 

112 

3.746 

Österräch 

1.428 

1.347 

6.115 

1.322 

640 

10.852 

Polen 

981 

405 

2.185 

951 

604 

5.126 

Schweden 

307 

162 

1.053 

210 

89 

1.821 

Spanien 

951 

537 

2.749 

1.321 

875 

6.433 

Verä n i gtes Kön i grä ch 

1.156 

994 

4.108 

605 

169 

7.032 

EU insgesamt 

9.328 

6.346 

28.006 

7.922 

4.535 

56.137 

Schwäz 

1.979 

1.563 

10.874 

1.743 

271 

16.430 

Türkä 

2.541 

614 

2.125 

625 

298 

6.203 

Russische Föderation 

506 

141 

782 

387 

289 

2.105 

Südafrika 

139 

77 

378 

126 

78 

798 

Brasilien 

178 

113 

454 

173 

68 

986 

Kanada 

462 

268 

1.421 

162 

79 

2.392 

Verä nigte Staaten 

2.562 

1.052 

5.493 

996 

344 

10.447 

China 

413 

115 

1.341 

256 

32 

2.157 

Thailand 

184 

99 

752 

510 

324 

1.869 

Australien 

398 

530 

2.005 

154 

82 

3.169 

1 nsgesamt 

35.623 

38.072 

139.885 

34.819 

13.452 

261.851 


Quäle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 4-11: Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen nach Altersgruppen und ausgewählten Zielländern 
im Jahr 2018, in Prozent 


Zi eil and 

Altersgruppen 

Unter 18 Jahren 

18 bis unter 25 

Jahren 

25 bis unter 50 

Jahren 

50 bis unter 65 

Jahre 

65Jahre und 

älter 

1 nsgesamt 

Belgien 

23,0 

9,3 

53,3 

10,6 

3,8 

100,0 

Frankreich 

17,7 

13,5 

46,6 

15,4 

6,8 

100,0 

Griechenland 

24,9 

8,8 

40,0 

15,8 

10,4 

100,0 

Irland 

13,7 

14,3 

61,5 

8,3 

2,2 

100,0 

Italien 

23,4 

10,2 

41,1 

15,6 

9,7 

100,0 

Niederlande 

12,7 

16,3 

59,1 

8,8 

3,0 

100,0 

Österreich 

13,2 

12,4 

56,3 

12,2 

5,9 

100,0 

Polen 

19,1 

7,9 

42,6 

18,6 

11,8 

100,0 

Schweden 

16,9 

8,9 

57,8 

11,5 

4,9 

100,0 

Spanien 

14,8 

8,3 

42,7 

20,5 

13,6 

100,0 

Vera n i gtes Kön i grei ch 

16,4 

14,1 

58,4 

8,6 

2,4 

100,0 

EU insgesamt 

16,6 

11,3 

49,9 

14,1 

8,1 

100,0 

Schweiz 

12,0 

9,5 

66,2 

10,6 

1,6 

100,0 

Türke 

41,0 

9,9 

34,3 

10,1 

4,8 

100,0 

Russische Föderation 

24,0 

6,7 

37,1 

18,4 

13,7 

100,0 

Südafrika 

17,4 

9,6 

47,4 

15,8 

9,8 

100,0 

Brasilien 

18,1 

11,5 

46,0 

17,5 

6,9 

100,0 

Kanada 

19,3 

11,2 

59,4 

6,8 

3,3 

100,0 

Vereinigte Staaten 

24,5 

10,1 

52,6 

9,5 

3,3 

100,0 

China 

19,1 

5,3 

62,2 

11,9 

1,5 

100,0 

Thailand 

9,8 

5,3 

40,2 

27,3 

17,3 

100,0 

Australien 

12,6 

16,7 

63,3 

4,9 

2,6 

100,0 

1 nsgesamt 

13,6 

14,5 

53,4 

13,3 

5,1 

100,0 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 4-12: Deutsche Wissenschaftlerin nen und Wissenschaftler im Ausland nach Zi eil and von 2011 bis 
2017 1 


Zi eil and 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

Veränigte Staaten 

2524 

2.566 

2.849 

2.702 

2.643 

2.444 

2.351 

Verä n i gtes Kön i grä ch 

802 

861 

1.096 

992 

701 

886 

853 

Russi sehe Föderati on 

595 

598 

659 

657 

672 

735 

640 

Japan 

197 

244 

308 

384 

317 

683 

621 

China 

607 

556 

575 

620 

704 

553 

569 

Frankräch 

627 

689 

775 

698 

550 

528 

567 

Australien 

318 

400 

431 

423 

379 

423 

448 

Kanada 

405 

369 

334 

394 

443 

327 

426 

Italien 

539 

605 

666 

518 

385 

375 

406 

Schwäz 

355 

422 

430 

369 

238 

374 

392 

Polen 

406 

389 

423 

434 

363 

458 

345 

Brasilien 

328 

371 

450 

406 

352 

284 

303 

Indien 

221 

204 

221 

202 

233 

205 

257 

Ägypten 

134 

255 

320 

244 

298 

186 

257 

Spanien 

275 

359 

323 

365 

271 

178 

233 

Tschechien 

183 

215 

232 

221 

264 

230 

231 

Griechenland 

127 

102 

168 

208 

235 

206 

209 

Vietnam 

134 

157 

191 

231 

195 

203 

206 

Österräch 

* 

* 

* 

* 

160 

196 

164 

Ukraine 

* 

* 

* 

* 

171 

210 

159 

Sonsti ge Ziäl ander 

5.908 

6.563 

6.982 

6.855 

6.389 

6.098 

5.107 

1 nsgesamt 

14.839 

16.157 

17.686 

17.227 

15.963 

15.782 

14.744 


1) Erfasst werden nur Wissenschaftlerin nen und Wissenschaftler, deren Forschungsaufenthalte im Ausland durch Förderorganisationen un¬ 
mittelbar gefördert wurden. Auf andere Art finanzierte Forschungsaufenthalte, etwa aus Drittmitteln, sind nicht berücksichtigt, da diese in 
Deutschland nicht erfasst werden. Die Daten dokumentieren deshalb nur ei nen Tel der Auslandsaufenthalte deutscher Wissenschaftler! nnen 
und Wissenschaftler. Die Gesamtzahl dürfte deutlich höher liegen. 

*) J ah reswerte nicht publ iziert 

Anmerkung: Im Jahr 2013 hat der DAAD die Erfassung der deutschen Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler im Ausland geändert, 
sodassein Vergleich mit den Vorjahreswerten nicht mehr möglich ist. Lediglich fürdiejahre2011und 2012 konntedieneue Erfassungsmethode 
rückwirkend herangezogen werden. Dadurch ergeben sichfürdieseJahreandereWertealsin bisherigen Migrationsberichten ausgewiesen. 

Quäle: Selbstauskunft der Förderorganisationen, DZHW-Berechnungen 
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Ungarn _ 2.54C 2.59] 3.126 3.122 3.820 3.65E 43U 4.5QC 9.59] 10.483 13365 15.10C 22.88C 34.69] 42.213 43.225 39.8& 39.829 

Vereinigtes Königreich 277.563 251.369 305.933 313.96C 310.389 328.40E 369.47C 317.587 427.207 368.177 339.306 350.705 321.217 316.934 319.086 299.185 340.44C 359.665 

Zypern _ 11.268| 13.909| lAl\ 1.69q 1.9lj 2.192| 2.77q 4.10q 10.50c| 4.797| 4.293 4.895| 18.105| 25.227| 24.03s| 17.183 14.893 15.105 

Anmerkung: Ab 2009 wurde nahezu flächendeckend dievon Eurostat empfohlene Definition der längerfristigen Auswanderung mit äner (beabsichtigten) Mindestaufenthaltsdauer im Zielland der Migra¬ 
tion von 12 Monaten verwendet. Daher kommt es seit dem Jahr zu Diskrepanzen mit den Zahlen der amtlichen Wanderungsstatistik (vgl. Kapitell), in denen die (beabsichtigte) Dauer des Aufenthalts nicht 
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Tabelle 5-4: Zu- und Abwanderung von inländischen Personen in den Jahren 2016 und 2017 in ausgewähl- 
ten europäischen Staaten ____ 


Staatsangehörigkeit 

Zuzüge 

Fortzüge 

Saldo 

Verhäl tni s Abwander¬ 
ung/Zuwanderung 

2016 

2017 

2016 

2017 

2016 

2017 

2016 

2017 

Belgien 

17.615 

17.536 

30.691 

31.108 

-13.076 

-13.572 

1,7 

1,8 

Bulgarien 

9.254 

13.060 

25.795 

26.992 

-16.541 

-13.932 

2,8 

2,1 

Dänemark 

19.742 

19.533 

15.273 

14.871 

4.469 

4.662 

0,8 

0,8 

Deutschland 

110.537 

124.389 

225.337 

209.461 

-114.800 

-85.072 

2,0 

1,7 

Estland 

7.129 

8.549 

9.141 

8.014 

-2.012 

535 

1,3 

0,9 

Finnland 

7.631 

8.062 

10.603 

10.167 

-2.972 

-2.105 

1,4 

1,3 

Frankreich 

137.227 

127.973 

269.392 

262.545 

-132.165 

-134.572 

2,0 

2,1 

Griechenland 

30.747 

31.743 

54.752 

53.652 

-24.005 

-21.909 

1,8 

1,7 

Irland 

28.014 

26.444 

30.817 

32.988 

-2.803 

-6.544 

1,1 

1,2 

Italien 

37.894 

42.369 

114.512 

114.559 

-76.618 

-72.190 

3,0 

2,7 

Kroatien 

7.733 

7.911 

34.815 

45.367 

-27.082 

-37.456 

4,5 

5,7 

Lettland 

4.897 

4.780 

16.633 

14.622 

-11.736 

-9.842 

3,4 

3,1 

Litauen 

14.207 

10.155 

46.070 

45.289 

-31.863 

-35.134 

3,2 

4,5 

Luxemburg 

1.331 

1.199 

2.106 

2.248 

-775 

-1.049 

1,6 

1,9 

Malta 

1.376 

1.471 

958 

1.024 

418 

447 

0,7 

0,7 

Niederlande 

42.522 

44.644 

53.450 

50.033 

-10.928 

-5.389 

1,3 

1,1 

Norwegen 

6.694 

6.755 

8.156 

8.473 

-1.462 

-1.718 

1,2 

1,3 

Österreich 

9.768 

9.684 

15.269 

15.021 

-5.501 

-5.337 

1,6 

1,6 

Polen 

105.422 

132.788 

196.384 

172.660 

-90.962 

-39.872 

1,9 

1,3 

Portugal 

14.862 

20.249 

37.188 

31.172 

-22.326 

-10.923 

2,5 

1,5 

Rumänien 

119.560 

146.315 

206.798 

221.798 

-87.238 

-75.483 

1,7 

1,5 

Schweden 

20.019 

19.513 

22.425 

22.248 

-2.406 

-2.735 

1,1 

1,1 

Schwa z 

24.276 

23.803 

30.565 

31.840 

-6.289 

-8.037 

1,3 

1,3 

Slowake 

4.076 

4.277 

3.674 

3.434 

402 

843 

0,9 

0,8 

Slowenien 

2.863 

3.288 

8.818 

9.871 

-5.955 

-6.583 

3,1 

3,0 

Spanien 

62.573 

78.182 

89.825 

86.827 

-27.252 

-8.645 

1,4 

1,1 

Tschechien 

4.533 

4.536 

6.376 

5.780 

-1.843 

-1.244 

1,4 

1,3 

Ungarn 

29.815 

31.617 

29.425 

26.957 

390 

4.660 

1,0 

0,9 

Vera n i gtes Kön i grei ch 

74.210 

80.853 

134.009 

128.955 

-59.799 

-48.102 

1,8 

1,6 

Zypern 

3.557 

3.956 

2.117 

1.157 

1.440 

2.799 

0,6 

0,3 


Quelle: Eurostat 
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Tabelle5-5: Antel der inländischen Personen an der Zu- und Abwanderung in ausgewählten europäischen 
Staaten im Jahr 2017 __ 


Staatsangehö- 

rigkeit 

Zuwanderung 

Abwanderung 

insgesamt 

inländische 

Personen 

Antel der in¬ 
ländischen 
Personen in % 

insgesamt 

inländische 

Personen 

Antel der in¬ 
ländischen 
Personen in % 

Belgien 

126.703 

17.536 

13,8 

89.690 

31.108 

34,7 

Bulgarien 

25.597 

13.060 

51,0 

31.586 

26.992 

85,5 

Dänemark 

68.579 

19.533 

28,5 

56.403 

14.871 

26,4 

Deutschland 

917.109 

124.389 

13,6 

560.700 

209.461 

37,4 

Estland 

17.616 

8.549 

48,5 

12.358 

8.014 

64,8 

Finnland 

31.797 

8.062 

25,4 

16.973 

10.167 

59,9 

Frankreich 

369.964 

127.973 

34,6 

312.554 

262.545 

84,0 

Griechenland 

112.247 

31.743 

28,3 

103.327 

53.652 

51,9 

Irland 

78.499 

26.444 

33,7 

64.068 

32.988 

51,5 

Italien 

343.440 

42.369 

12,3 

155.110 

114.559 

73,9 

Kroatien 

15.553 

7.911 

50,9 

47.352 

45.367 

95,8 

Lettland 

9.916 

4.780 

48,2 

17.724 

14.622 

82,5 

Litauen 

20.368 

10.155 

49,9 

47.925 

45.289 

94,5 

Luxemburg 

24.379 

1.199 

4,9 

13.831 

2.248 

16,3 

Malta 

21.676 

1.471 

6,8 

7.020 

1.024 

14,6 

Niederlande 

189.646 

44.644 

23,5 

108.231 

50.033 

46,2 

Norwegen 

53.351 

6.755 

12,7 

31.963 

8.473 

26,5 

Österreich 

111.801 

9.684 

8,7 

66.144 

15.021 

22,7 

Polen 

209.353 

132.788 

63,4 

218.492 

172.660 

79,0 

Portugal 

36.639 

20.249 

55,3 

31.753 

31.172 

98,2 

Rumänien 

177.435 

146.315 

82,5 

242.193 

221.798 

91,6 

Schweden 

144.489 

19.513 

13,5 

45.620 

22.248 

48,8 

Schweiz 

143.377 

23.803 

16,6 

124.997 

31.840 

25,5 

Slowake 

7.188 

4.277 

59,5 

3.466 

3.434 

99,1 

Slowenien 

18.808 

3.288 

17,5 

17.555 

9.871 

56,2 

Spanien 

532.132 

78.182 

14,7 

368.860 

86.827 

23,5 

Tschechien 

51.847 

4.536 

8,7 

27.316 

5.780 

21,2 

Ungarn 

68.070 

31.617 

46,4 

39.829 

26.957 

67,7 

Vereinigtes Ko¬ 
ni greich 

644.209 

80.853 

12,6 

359.665 

128.955 

35,9 

Zypern 

21.306 

3.956 

18,6 

15.105 

1.157 

7,7 


Quelle: Eurostat 
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Verän¬ 

derung 

2017 zu 

2018 in % 
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PsI 
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00 
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LO 
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s 
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1.285 
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21.560 
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3.695 
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222.560 

8 

1-1 

4.990 

99.330 

58.650 
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128.850 

<y> 

in 

H 

£ 
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i — i 
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24.715 

5.045 

1.750 

4.815 

26.325 

2016 

18.280 

19.420 

6.180 

745.155 

ß 

5.605 

84.270 

51.110 

2.245 

122.960 

2.225 

8 

ro 

§ 

2.160 

1.930 

20.945 

42.255 

12.305 

i—i 

1.880 

28.790 

2015 

44.660 

20.390 

20.935 

476.510 

8 

PsI 

32.345 

76.165 

13.205 

3.275 

83.540 

§ 

8 

ro 

ro 

2.505 

1.845 

44.970 

88.160 

12.190 

a 

CO 

1.260 

162.450 

2014 
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14.680 

202.645 

LD 

LT) 
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3.620 

64.310 

9.430 

1.450 

64.625 

§ 

LO 

ro 

s 

1.150 

1.350 

24.495 

28.035 

8.020 

s 

1.545 

§ 
i—1 
00 

2013 

8 

O 
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PsI 

7.145 

0 LTL 

126.705 

LD 

3.210 

66.265 

8.225 

§ 

26.620 

1.080 

a 


1.070 

2.245 

13.060 

17.500 

15.240 

§ 

1.495 

54.270 

2012 

28.075 

LO 

8 

I—1 

6.045 

77.485 

LD 

r-x 

3.095 

61.440 

9.575 

in 

LD 

<T> 

17.335 


8 

rsi 

§ 

2.050 

2.080 

13.095 

17.415 

10.750 

a 

PsI 

2.510 

43.855 

2011 

31.910 

8 

CO 

3.945 

53.235 

LD 

id 

2.915 

57.330 

9.310 

1.290 

40.315 


s 

LO 

PsI 

m 

2.150 

1.890 

14.590 

14.420 

6.885 

r£ 

PSI 

0ZLT 

29.650 

2010 
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1.025 

5.065 

48.475 

H 

3.085 

52.725 

10.275 
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10.000 


8 

8 

8 

8 

15.100 

11.045 

6.540 

3 

% 

31.850 

2009 

21.615 

§ 

3.720 

32.910 

s 

4.910 

47.620 

15.925 

2.680 

I—1 


8 

§ 


2.385 

16.135 

15.780 

10.590 

§ 

% 

24.175 


15.165 

§ 

2.350 

26.845 

a 

3.670 

i—i 

19.885 

3.855 

30.140 


LQ 

LD 

8 

m 

8 

2.605 

15.250 

12.715 

8.515 

§ 

1.175 

24.785 

2007 

11.575 

LT> 

CO 

2.225 

19.165 

m 

i—i 

1.405 

29.160 

25.115 

3.935 

14.055 


LO 

ro 

LO 

3 

m 

1.380 

7.100 

s 

G) 

i—1 
i—1 

7.205 

m 

ri 

§ 

36.205 

2006 

8.870 

§ 

1.960 

21.030 

LD 

2.275 

30.750 

12.265 

4.240 

10.350 


S 

a 

m 

fN 

m 

0LZT 

14.465 

13.350 

4.225 

3 

3 

24.320 

2005 

12.575 

8 

r-» 

2.280 

28.915 

s 

3.595 

49.735 

9.050 

4.305 

9.345 


8 

8 

1-1 

§ 

LO 

a 

i— i 

12.345 

22.460 

5.240 

a 

i—i 

8 

17.530 

2004 

12.400 

§ 

3.235 

35.605 

o 

1—1 

3.575 

58.545 

4.470 

4.265 

9.630 


LD 

a 

1.575 

LD 

a 

9.780 

24.635 

7.925 

a 

i— i 


23.160 

2003 

13.585 

1.320 

4.390 

50.565 

m 

i—i 

3.090 

59.770 

8.180 

7.485 

13.705 


in 

a 

1.550 

in 

1—1 

32.360 

6.810 

m 

i— i 
i— i 

§ 

31.355 

2002 

18.800 

2.890 

5.945 

71.125 

S 

3.445 

i—i 
LD 

5.665 

11.635 

16.015 


LO 

rsi 

a 

1.040 

a 

ro 

18.665 

39.355 

5.170 

@ 

PsI 

1.000 

33.015 

2001 

24.505 

2.430 

12.510 

88.285 

S 

1.650 

47.290 

5.500 

10.325 

17.400 


3 

8 

§ 

£ 
I—1 

32.580 

30.125 

4.480 

a 

PsI 

2.280 

23.500 

2000 

42.690 

1.755 

£ 

ö 

1—1 

78.565 

LD 

3.170 

38.745 

3.085 

10.940 

15.195 


LO 

s 

m 

PsI 

LO 

8 

1-1 

43.895 

18.285 

4.660 

m 

PsI 

PsI 

1.365 

16.285 

Staaten 

Belgien 

Bulgarien 

Dänemark 

Deutschland 

Estland 

Finnland 

Frankreich 

Griechenland 

Irland 

Italien 

Kroatien 

Lettland 

Litauen 

Luxemburg 

Malta 

Niederlande 

Österreich 

Polen 

Portugal 

Rumänien 

Schweden 
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no 
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LO 
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Tabelle6-2: Festste!!ungen von unerlaubt eingerästen ausländischen Staatsangehörigen an den deutschen Grenzen und Zurückschiebungen von 2000 bis2018 

_ 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 

Unerlaubte Einreisen 31.485 28.560 22.638 19.974 18.215 15.551 17.992 15.445 17.947 19.416 17.831 21.156 25.670 32.533 57.092 217.237 111.843 50.154 42.478 
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Tabelle6-4: Art des Aufenthalts von ausländischen Tatverdächtigen von 2013 bis2018 


Art des Aufenthalts 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 1 

2018 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

U nerl aubter Aufenthalt 

76.564 

14,2 

112.754 

18,3 

312.162 

34,2 

326.454 

34,2 

138.070 

18,8 

118.980 

16,8 

Erlaubter Aufenthalt 

461.885 

85,8 

504.638 

81,7 

599.702 

65,8 

627.290 

65,8 

598.195 

81,2 

589.400 

83,2 

1 nsgesamt 

538.449 

100,0 

617.392 

100,0 

911.864 

100,0 

953.744 

100,0 

736.265 

100,0 

708.380 

100,0 


Quel I e: Bundeskri mi nal amt (Pol izeili che Kri mi nal stati sti k) 


7 Personen mit Migrationshintergrund in Deutschland 

Tabelle7-4: Bevölkerung in Privathaushalten nach detailliertem Migrationsstatus2011 bis2018, in 
Tausend 



2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 4 

2018 4 

Bevölkerung in Privathaushalten insgesamt 

79.347 

79.501 

79.683 

79.991 

80.562 

81.431 

81.740 

81.613 

Personen ohne Migrationshintergrund 

64.551 

64.225 

63.137 

63.660 

63.509 

62.989 

61.443 

60.814 

Personen mit Migrationshintergrund im wei¬ 
teren Sinne 1 



16.546 




20.297 

20.799 

Personen mit nicht durchgängig bestimmba¬ 
rem Migrationshintergrund 3 

. 

. 

699 

. 

. 

. 

1.174 

1.159 

Personen mit Migrationshintergrund im enge¬ 
ren Sinn 

14.796 

15.276 

15.847 

16.330 

17.053 

18.443 

(19.123) 

(19.639) 

Personen mit eigener Migrationserfahrung 

9.752 

10.047 

10.401 

10.792 

11.392 

12.609 

13.043 

13.457 

Ausländerinnen und Ausländer 

4.869 

5.123 

5.444 

5.821 

6.386 

7.488 

7.937 

8.371 

Deutsche 

4.883 

4.925 

4.957 

4.971 

5.005 

5.121 

5.106 

5.087 

Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler 

3.085 

3.087 

3.062 

3.023 

3.048 

3.162 

2.732 

2.640 

Eingebürgerte 

1.765 

1.803 

1.846 

1.904 

1.921 

1.919 

2.052 

2.094 

Adoptierte 2 







44 

52 

AI s Deutsche Geborene 

32 

35 

48 

44 

37 

40 

278 

301 

mit beidseitigem Migrationshintergrund 

6 

k.A. 

14 

11 

6 

8 

144 

156 

mit ei nseitigern M igrationshintergrund 

26 

30 

35 

33 

31 

32 

135 

145 

Personen ohne eigene Migrationserfahrung 

5.044 

5.229 

6.145 

5.538 

5.661 

5.833 

7.254 

7.341 

Ausländerinnen und Ausländer 

1.316 

1.330 

1.332 

1.341 

1.339 

1.363 

1.479 

1.536 

Deutsche 

3.727 

3.898 

4.813 

4.197 

4.323 

4.471 

5.775 

5.805 

Eingebürgerte 

439 

440 

487 

483 

478 

498 

567 

585 

Adoptierte 2 







11 

13 

AI s Deutsche Geborene 

3.289 

3.459 

4.326 

3.714 

3.845 

3.972 

5.197 

5.207 

mit beidseitigern Migrationshintergrund 

1.721 

1.800 

2.087 

1.981 

2.044 

2.112 

2.236 

2.217 

mi t ei nsei ti gern M i grati onshi ntergrund 

1.568 

1.658 

2.239 

1.733 

1.801 

1.860 

2.961 

2.991 


1) Ab dem Berichtsjahr 2017 werden Angaben zur Staatsangehörigkeit, Zuwanderung und Einbürgerung der nicht mehr im Haushalt 
lebenden Eltern von Befragten, diemit deutscher Staatsangehörigkeit in Deutschland geboren sind, jährlich erhoben. Dadurch kön¬ 
nen Personen mit Migrationshintergrund im weiteren Sinn identifiziert werden, zuvor lagen diese Informationen nur im Abstand 
von vier Jahren vor (2005,2009 und 2013). 

2) Personen, die die deutsche Staatsangehörigkeit durch Adoption durch einen deutschen Elternteil erhalten haben,sind abdemjahr 

2017 gesondert erfasst und ausgewiesen. 
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3) Hierbei handelt es sich um Deutsche ohne eigene Migrationserfahrung. Ihr Migrationsstatus basiert auf Informationen über ihre 
nicht mehr im gleichen Haushalt lebenden Eltern. Diese Informationen liegen in den Jahren 2005,2009,2013 sowie ab 2017 jährlich 
vor. 

4) Die Angaben für die Berichtsjahre 2013,2017 und 2018 beruhen auf dem Konzept des M igrationshi ntergrunds i m weiteren Sinn. 

Die Gesamtzahlen sind dadurch etwas höher als bei der Betrachtung von Personen mit Migrationshintergrund im engeren Sinne (vgl. 
Tabelle 7-1) 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 


Tabelle7-5: Altersstruktur der Bevölkerung in Privathaushalten mit und ohne Migrationshintergrund 
2018, in Tausend 


Altersstruktur 

Ohne M igrationshi n- 

tergrund 

Mit Migrationshintergrund im weiteren Sinne 

Bevölkerung in 

Privathaushal¬ 
ten insgesamt 

Migrationsanteil 

je 

Altersgruppe 1 


darunter: mit eigener Mi¬ 
grationserfahrung 

absolut 

in % 

absolut 

in% 

absolut 

in % 



unter 5 Jahre 

2.187 

3,6 

1.496 

7,2 

160 

1,2 

3.683 

40,6 

von 5 bis unter 10Jahre 

2.123 

3,5 

1.414 

6,8 

358 

2,7 

3.537 

40,0 

von 10 bis unter 15Jahre 

2.229 

3,7 

1.387 

6,7 

344 

2,6 

3.616 

38,4 

von 15 bis unter 20Jahre 

2.672 

4,4 

1.360 

6,5 

362 

2,7 

4.032 

33,7 

von 20 bis unter 25Jahre 

2.973 

4,9 

1.424 

6,8 

678 

5,0 

4.397 

32,4 

von 25 bis unter 35Jahre 

6.941 

11,4 

3.439 

16,5 

2.528 

18,8 

10.379 

33,1 

von 35 bis unter 45Jahre 

6.657 

10,9 

3.427 

16,5 

2.757 

20,5 

10.084 

34,0 

von 45 bis unter 55Jahre 

9.867 

16,2 

2.791 

13,4 

2.426 

18,0 

12.658 

22,0 

von 55 bis unter 65Jahre 

9.876 

16,2 

2.070 

10,0 

1.931 

14,3 

11.946 

17,3 

65Jahreund älter 

15.289 

25,1 

1.989 

9,6 

1.913 

14,2 

17.278 

11,5 

1 nsgesamt 

60.814 

100,0 

20.799 

100,0 

13.457 

100,0 

81.613 

25,5 


1) Bevölkerung mit Migrationshintergrund bezogen auf die Gesamtbevölkerung je Altersgruppe. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 
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Tabelle 7-6: Personen mit eigener Migrationserfahrung nach Aufenthaltsdauer im Jahr 2018, in Tausend 1 
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8 Ausl ändi sehe Bevöl kerung 
8-1 Ausl ändi sehe Bevöl kerung 


Tabelle 8-5: Gesamtbevölkerung und ausländische Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland 
(1951 bis 1990) und in Gesamtdeutschland (1991 bis2018) _ 


Jahr 

Gesamtbevöl kerung 1 

Ausländische 

Bevölkerung 1 

Antel der ausländi¬ 
schen Bevölkerung 

in % 

Veränderung der 

ausländischen Bevöl kerung zum 

Vorjahr in °/? 

1951 

51.434.777 

506.000 

1,0 

- 

1961 

56.589.148 

686.200 

1,2 

435,6 

1967 

59.948.474 

1.806.653 

3,0 

+163,3 

1968 

60.463.033 

1.924.229 

3,2 

46,5 

1969 

61.194.591 

2.381.061 

3,9 

+23,7 

1970 

61.001.164 

2.737.905 

4,5 

+15,0 

1971 

61.502.503 

3.187.857 

5,2 

+16,4 

1972 

61.809.378 

3.554.078 

5,8 

+11,5 

1973 

62.101.369 

3.991.352 

6,4 

+12,3 

1974 

61.991.475 

4.050.962 

6,5 

+1,5 

1975 

61.644.624 

3.900.484 

6,3 

-3,7 

1976 

61.441.996 

3.852.182 

6,3 

-1,2 

1977 

61.352.745 

3.892.226 

6,3 

+1,0 

1978 

61.321.663 

4.005.819 

6,5 

+2,9 

1979 

61.439.342 

4.250.648 

6,9 

46,1 

1980 

61.657.945 

4.566.167 

7,4 

+7,4 

1981 

61.712.689 

4.721.120 

7,7 

43,4 

1982 

61.546.101 

4.671.838 

7,6 

-1,0 

1983 

61.306.669 

4.574.156 

7,5 

-2,1 

1984 

61.049.256 

4.405.463 

7,2 

-3,7 

1985 

61.020.474 

4.481.618 

7,3 

+1,7 

1986 

61.140.461 

4.661.880 

7,6 

+4,0 

1987 3 

61.238.079 

4.286.472 

7,0 

-8,1 

1988 

61.715.103 

4.623.528 

7,5 

+7,9 

1989 

62.679.035 

5.007.161 

8,0 

48,3 

1990* 

79.753.227 

5.582.357 

7,0 

+11,5 

1991 

80.274.564 

6.066.730 

7,6 

48,7 

1992 

80.974.632 

6.669.568 

8,2 

49,9 

1993 

81.338.093 

6.977.476 

8,6 

+4,6 

1994 

81.538.603 

7.117.740 

8,7 

+2,0 

1995 

81.817.499 

7.342.779 

9,0 

43,2 

1996 

82.012.162 

7.491.650 

9,1 

+2,0 

1997 

82.057.379 

7.419.001 

9,0 

-1,0 

1998 

82.037.011 

7.308.477 

8,9 

-1,5 

1999 

82.163.475 

7.336.111 

8,9 

40,4 
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2000 

82.259.540 

7.267.568 

8,8 

-0,9 

2001 

82.440.309 

7.318.263 

8,9 

-10,7 

2002 

82.536.680 

7.347.951 

8,9 

40,4 

2003 

82.531.671 

7.341.820 

8,9 

-0,1 

2004 

82.500.849 

7.287.980 

8,8 

-0,7 

2005 

82.437.995 

7.289.149 

8,8 

0,0 

2006 

82.314.906 

7.255.949 

8,8 

-0,5 

2007 

82.217.837 

7.255.395 

8,8 

0,0 

2008 

82.002.356 

7.185.921 

8,8 

-1,0 

2009 5 

81.802.257 

7.130.919 

8,7 

-0,8 

2010 5 

81.751.602 

7.198.946 

8,8 

+1,0 

201P 

81.843743 

7.409.754 

9,1 

+29 

2011 6 

80.327.900 

6.342.394 

79 

- 

2012 

80.523.746 

6.643.699 

8,3 

+4,8 

2013 

80.767.463 

7.015.236 

8,7 

+5,6 

2014 

81.197.537 

7.539.774 

9,3 

+7,5 

2015 

82.175.684 

8.651.958 

10,5 

+14,8 

2016 7 

82.521.653 

9.219.989 

11,2 

46,6 

2017 8 

82.792.351 

9.678.868 

11,7 

+5,0 

2018 

83.019.213 

10.089.292 

12,2 

+4,2 


1) Gesamtbevölkerung zum 31. Dezember; Bevölkerungsfortschrebung. 

2) Jährliche Veränderung, d. h. Bezug auf das Vorjahr. Ausnahme: Veränderungsraten für 1961 und 1967 beziehen sich auf die Jahre 
1951 bzw. 1961. 

3) Zahl an die Volkszählung vom 25. Mai 1987 angepasst. 

4) Zahlen ab dem 31. Dezember 1990für den Gebietsstand seit dem 3. Oktober 1990. 

5) Ergebnis auf der Grundlagefrüherer Zählungen. 

6) Ab Beri chtsjahr 2011 Ergebni s auf Grundl age des Zensus 2011. 

7) Die Bevölkerungsentwicklung 2016 ist aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur bedingt mit 
den Vorjahreswerten vergleichbar. DieGenauigkeitder Ergebnisse ist aufgrund von Unstimmigkeiten in Zusammenhang mit der mel¬ 
derechtlichen Behandlung von Schutzsuchenden engeschränkt. Ausführliche Erläuterungen dazu finden sich auf der Internetseitedes 
Statistischen Bundesamtes zum Bevölkerungsstand. 

8) Die Bevölkerungsentwicklung 2017 ist aufgrund methodischer Änderungen und technischer Weiterentwickl ungen nur bedingt mit 
den Vorjahreswerten vergleichbar. Ausführliche Erläuterungen dazu finden sich auf der Internetseite des Statistischen Bundesamtes 
zum Bevölkerungsstand. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsfortschreibung 
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Abbildung 8-9: Ausländische Bevölkerung in Deutschland von 1980bis2018 



Anmerkung: Ab 2011 Ergebnisse auf der Grundlage des Zensus 2011. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsfortschreibung 
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Tabelle8-6: Ausländische Bevölkerung nach Bundesländern imjahr 2018 


Bundesland 

Gesamt¬ 
bevölkerung nach 

der Bevölkerungs¬ 
fortschreibung 

Ausländische Bevöl kerung 

nach der 

Bevöl kerungsfortschrei bung 

Antel der 

ausländischen 

Bevölkerung in % 

Ausländische 

Bevölkerung nach 

AZR 

Baden-Württemberg 

11.069.533 

1.720.975 

15,5 

1.777.350 

Bayern 

13.076.721 

1.726.790 

13,2 

1.858.425 

Berlin 

3.644.826 

675.210 

18,5 

795.390 

Brandenburg 

2.511.917 

118.027 

4,7 

124.340 

Bremen 

682.986 

123.896 

18,1 

131.365 

Hamburg 

1.841.179 

302.265 

16,4 

310.540 

Hessen 

6.265.809 

1.013.250 

16,2 

1.090.460 

Mecklenburg-Vorpommern 

1.609.675 

72.687 

4,5 

77.245 

Niedersachsen 

7.982.448 

749.694 

9,4 

813.080 

Nordrhein-Westfalen 

17.932.651 

2.378.751 

13,3 

2.648.645 

Rheni and-Pfalz 

4.084.844 

452.723 

11,1 

481.495 

Saarland 

990.509 

109.751 

11,1 

123.265 

Sachsen 

4.077.937 

198.558 

4,9 

207.515 

Sachsen-An halt 

2.208.321 

108.131 

4,9 

113.365 

Schleswig-Holsten 

2.896.712 

232.955 

8,0 

254.195 

Thüringen 

2.143.145 

105.629 

4,9 

108.785 

Deutschland 

83.019.213 

10.089.292 

12,2 

10.915.455 


Anmerkung: Ergebnisse auf der Grundlage des Zensus 2011. Gesamtbevölkerung zum Stand 31. Dezember. 

Quel le: Statistisches Bundesamt, Bevöl kerungsfortschreibung, Ausländerzentral register 
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Tabelle 8-7: Ausländische Bevölkerung nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten 2004 und 2015 bis 
2018(jeweilszum 31. Dezember) _ 


Staatsangehör i gkei t 

2004 

2015 

2016 

2017 

2018 

Veränderung 

2018/2017 

Veränderung 

2018/2004 

absolut 

in % 

absolut 

in % 

Europa 12 

5.340.008 

6.831.428 

7.073.980 

7.507.310 

7.636.615 

129.305 

1,7 

2.296.607 

43,0 

EU-Staaten 2 

2.108.010 

4.013.179 

4.279.770 

4.701.290 

4.789.755 

88.465 

1,9 

_ 

_ 

Belgien 

21.791 

26.613 

27.395 

29.825 

29.010 

-815 

-2,7 

7.219 

33,1 

Bulgarien 

39.167 

226.926 

263.320 

310.415 

337.015 

26.600 

8,6 

297.848 

760,5 

Dänemark 

17.965 

20.828 

21.165 

24.910 

22.215 

-2.695 

-10,8 

4.250 

23,7 

Estland 

3.775 

6.286 

6.540 

7.255 

7.130 

-125 

-1,7 

3.355 

88,9 

Finnland 

13.110 

14.580 

15.045 

17.465 

15.655 

-1.810 

-10,4 

2.545 

19,4 

Frankreich 

100.464 

126.739 

130.915 

149.025 

140.900 

-8.125 

-5,5 

40.436 

40,2 

Griechenland 

315.989 

339.931 

348.475 

362.245 

363.205 

960 

0,3 

47.216 

14,9 

Irland 

9.989 

13.108 

13.785 

17.560 

16.065 

-1.495 

-8,5 

6.076 

60,8 

Italien 

548.194 

596.127 

611.450 

643.065 

643.530 

465 

0,1 

95.336 

17,4 

Kroatien 

229.172 

297.895 

332.605 

367.900 

395.665 

27.765 

7,5 

166.493 

72,6 

Lettland 

8.844 

30.157 

32.320 

38.290 

38.510 

220 

0,6 

29.666 

335,4 

Litauen 

14.713 

43.057 

46.745 

53.155 

56.155 

3.000 

5,6 

41.442 

281,7 

Luxemburg 

6.841 

16.848 

18.150 

19.440 

20.335 

895 

4,6 

13.494 

197,3 

Malta 

332 

610 

625 

710 

710 

0 

0,0 

378 

113,9 

Niederlande 

114.087 

147.322 

149.160 

154.630 

151.260 

-3.370 

-2,2 

37.173 

32,6 

Österreich 

174.047 

181.756 

183.625 

191.305 

187.370 

-3.935 

-2,1 

13.323 

7,7 

Polen 

292.109 

740.962 

783.085 

866.855 

860.145 

-6.710 

-0,8 

568.036 

194,5 

Portugal 

116.730 

133.929 

136.080 

146.810 

138.890 

-7.920 

-5,4 

22.160 

19,0 

Rumänien 

73.365 

452.718 

533.660 

622.780 

696.275 

73.495 

11,8 

622.910 

849,1 

Schweden 

16.172 

19.305 

19.890 

23.990 

21.965 

-2.025 

-8,4 

5.793 

35,8 

Slowake 

20.244 

50.889 

53.440 

57.225 

58.235 

1.010 

1,8 

37.991 

187,7 

Slowenien 

21.034 

27.222 

27.830 

29.295 

28.740 

-555 

-1,9 

7.706 

36,6 

Spanien 

108.276 

155.918 

163.560 

178.010 

176.020 

-1.990 

-1,1 

67.744 

62,6 

Tschechien 

30.301 

53.908 

56.085 

59.975 

60.695 

720 

1,2 

30.394 

100,3 

Ungarn 

47.808 

178.221 

192.340 

207.025 

212.360 

5.335 

2,6 

164.552 

344,2 

Verei n i gtes Kön i grei ch 

95.909 

105.965 

107.005 

116.465 

106.155 

-10.310 

-8,9 

10.246 

10,7 

Zypern 

788 

1.998 

2.230 

2.590 

2.615 

25 

1,0 

1.827 

231,9 

Sonstiges Europa 

3.231.998 

2.818.249 

2.794.210 

2.806.020 

2.846.860 

40.840 

1,5 

-385.138 

-11,9 

darunter: Albanien 

10.449 

69.532 

51.550 

48.705 

55.495 

6.790 

13,9 

45.046 

431,1 

Bosnien und Herzegowina 

155.973 

167.975 

172.560 

180.950 

190.495 

9.545 

5,3 

34.522 

22,1 

Mazedonien 

61.105 

95.976 

95.570 

99.435 

106.555 

7.120 

7,2 

45.450 

74,4 

Moldau 

12.941 

14.815 

16.945 

17.245 

20.375 

3.130 

18,2 

7.434 

57,4 

Russische Föderation 

178.616 

230.994 

245.380 

249.205 

254.325 

5.120 

2,1 

75.709 

42,4 

Schweiz 

35.441 

39.780 

40.465 

40.765 

40.150 

-615 

-1,5 

4.709 

13,3 

Serbien 3 

_ 

230.427 

223.100 

225.535 

231.230 

5.695 

2,5 

_ 

_ 

Kosovo 3 

_ 

208.613 

202.905 

208.505 

218.150 

9.645 

4,6 

_ 

_ 

Montenegro 3 

- 

22.773 

21.065 

21.410 

22.280 

870 

4,1 

- 

- 
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Türkei 

1.764.318 

1.506.113 

1.492.580 

1.483.515 

1.476.410 

-7.105 

-0,5 

-287.908 

-16,3 

Ukraine 

128.110 

133.774 

136.340 

138.045 

141.350 

3.305 

2,4 

13.240 

10,3 

Weißrussland 

17.290 

21.151 

21.965 

22.385 

22.980 

595 

2,7 

5.690 

32,9 

Afrika 

275.796 

429.048 

510.535 

539.385 

570.115 

30.730 

5,7 

294.319 

106,7 

darunter: Ägypten 

10.309 

22.979 

26.915 

29.600 

32.505 

2.905 

9,8 

22.196 

215,3 

Algerien 

14.480 

20.505 

21.320 

19.845 

18.575 

-1.270 

-6,4 

4.095 

28,3 

Marokko 

73.027 

72.129 

75.855 

75.620 

76.200 

580 

0,8 

3.173 

4,3 

Tunesien 

22.429 

30.696 

32.900 

34.140 

35.560 

1.420 

4,2 

13.131 

58,5 

Ghana 

20.636 

29.590 

32.870 

33.900 

35.305 

1.405 

4,1 

14.669 

71,1 

Nigeria 

15.280 

37.404 

50.440 

56.420 

66.045 

9.625 

17,1 

50.765 

332,2 

Togo 

12.099 

10.145 

10.445 

10.615 

10.870 

255 

2,4 

-1.229 

-10,2 

Kamerun 

13.834 

19.800 

21.610 

22.320 

24.220 

1.900 

8,5 

10.386 

75,1 

Kongo, Demokratische Re¬ 
publik 

12.175 

9.299 

9.005 

8.975 

8.880 

-95 

-1,1 

-3.295 

-27,1 

Äthiopien 

11.390 

14.510 

18.425 

19.075 

19.765 

690 

3,6 

8.375 

73,5 

Amerika 

202.887 

251.829 

259.840 

271.425 

283.585 

12.160 

4,5 

80.698 

39,8 

darunter: 

Vereinigte Staaten 

96.642 

111.529 

114.145 

117.730 

119.645 

1.915 

1,6 

23.003 

23,8 

Brasilien 

27.176 

38.650 

39.705 

42.580 

46.030 

3.450 

8,1 

18.854 

69,4 

Asien 

823.279 

1.499.178 

2.077.330 

2.184.410 

2.297.970 

113.560 

5,2 

1.474.691 

179,1 

darunter: 

Armenien 

10.535 

19.222 

25.170 

26.830 

27.275 

445 

1,7 

16.740 

158,9 

Aserbaidschan 

15.950 

18.766 

23.635 

25.325 

26.270 

945 

3,7 

10.320 

64,7 

Georgien 

13.629 

22.030 

24.055 

24.685 

25.775 

1.090 

4,4 

12.146 

89,1 

Irak 

78.792 

136.399 

227.195 

237.365 

247.800 

10.435 

4,4 

169.008 

214,5 

Iran 

65.187 

72.531 

97.710 

102.760 

114.125 

11.365 

11,1 

48.938 

75,1 

Libanon 

40.908 

37.160 

41.445 

41.375 

41.000 

-375 

-0,9 

92 

0,2 

Syrien 

27.741 

366.556 

637.845 

698.950 

745.645 

46.695 

6,7 

717.904 

2587,9 

Indien 

38.935 

86.324 

97.865 

108.965 

124.095 

15.130 

13,9 

85.160 

218,7 

Indonesien 

10.778 

16.738 

17.705 

18.610 

19.785 

1.175 

6,3 

9.007 

83,6 

Pakistan 

30.892 

61.720 

73.790 

73.000 

73.975 

975 

1,3 

43.083 

139,5 

Philippinen 

19.966 

21.007 

21.895 

22.950 

24.650 

1.700 

7,4 

4.684 

23,5 

Sri Lanka 

34.966 

25.759 

25.865 

25.900 

25.805 

-95 

-0,4 

-9.161 

-26,2 

Thailand 

48.789 

58.784 

58.765 

58.820 

59.130 

310 

0,5 

10.341 

21,2 

Vietnam 

83.526 

87.214 

89.965 

92.485 

96.105 

3.620 

3,9 

12.579 

15,1 

Afghanistan 

57.933 

131.454 

253.485 

251.640 

257.110 

5.470 

2,2 

199.177 

343,8 

China 

71.639 

119.590 

129.150 

136.460 

143.135 

6.675 

4,9 

71.496 

99,8 

Japan 

27.550 

35.004 

35.755 

36.600 

37.490 

890 

2,4 

9.940 

36,1 

Kasachstan 

58.645 

46.344 

46.540 

46.650 

46.740 

90 

0,2 

-11.905 

-20,3 

Korea, Republik 

20.658 

30.243 

32.215 

34.420 

36.230 

1.810 

5,3 

15.572 

75,4 

Australien und Ozeanien 

9.792 

15.812 

16.805 

17.360 

17.795 

435 

2,5 

8.003 

81,7 

Staatenlos 

13.504 

18.608 

22.365 

24.650 

25.995 

1.345 

5,5 

12.491 

92,5 

Ungeklärt und ohne Angabe 

51.849 

61.221 

77.415 

78.620 

82.615 

3.995 

5,1 

30.766 

59,3 
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Staatsangehörigkaten ins¬ 

6.717.115 

9.107.893 

10.039.080 

10.623.940 

10.915.455 

291.515 

2,7 

4.198.340 

62,5 

gesamt 











1) Enthält auch Ausländerinnen und Ausländer, die im AZR mit der Staatsangehörigkeit der ehemaligen Tschechoslowakei geführt 
werden. 

2) Für das Berichtsjahr 2004gilt der Stand EU-25, ab Berichtsjahr 2014giIt EU-28. Aufgrund unterschiedlicher EU-Ständeistein Ver¬ 
gleich der ausländischen Bevölkerung 2004 und 2018 nicht möglich. 

3) Seit Juni 2006 sind Serbien und Montenegro zwei unabhängige Staaten. Es konnten jedoch noch nicht al le Personen einem der bei¬ 
den Nachfolgestaaten zugeordnet werden, sodass im AZR weiterhin Personen mi t der Staatsangehörigkeit des ehemaligen Serbien 
und Montenegro ausgewiesen werden. Seit 1. Mai 2008 wird Kosovo getrennt ausgewiesen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Ausländerzentralregister, eigene Berechnungen BAMF 


Tabelle8-8: Altersstruktur der deutschen und ausländischen Bevölkerung am 31 Dezember 2018 


Altersstruktur 

Deutsche Bevöl kerung 

nach der Bevölkerungs¬ 
fortschreibung 

Ausländische Bevölkerung nach 

der Bevölkerungsfortschreibung 

Ausländische Personen 

nach dem AZR 

absolut 

in % 

absolut 

in% 

absolut 

in % 

unter 6 Jahre 

4.054.687 

5,e 

611.43c 

6,1 

571.805 

5,2 

von 6 bis unter 18Jahre 

7.982.418 

10,9 

948.884 

9,4 

989.115 

9,1 

von 18 bis unter 25Jahre 

5.154.770 

7,1 

1.149.366 

11,4 

1.176.710 

10,8 

von 25 bis unter 40Jahre 

12.653.968 

17,4 

3.185.812 

31,6 

3.515.665 

32,2 

von 40 bis unter 65J ahre 

26.078.109 

35,8 

3.316.22E 

32,9 

3.680.145 

33,7 

65Jahreund älter 

17.005.969 

23,3 

877.56: 

8,7 

982.010 

9,0 

1 nsgesamt 

72.929.921 

100,0 

10.089.292 

100,0 

10.915.455 

100,0 


Anmerkung: Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung auf der Grundlage des Zensus 2011. 


Quel le: Statistisches Bundesamt, Bevöl kerungsfortschre bung, Ausl änderzentral register 


Tabelle8-9: Ausländische Bevölkerung nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten und Geschlecht am 
31. Dezember 2018 


Staatsangehörigkeit 

insgesamt 

weblich 

Anteil weblich 

in % 

männlich 

Antel männlich 

in % 

Türke 

1.476.410 

714.680 

48,4 

761.730 

51,6 

Polen 

860.145 

394.155 

45,8 

465.995 

54,2 

Syrien 

745.645 

297.760 

39,9 

447.880 

60,1 

Rumänien 

696.275 

295.945 

42,5 

400.330 

57,5 

Italien 

643.530 

268.705 

41,8 

374.825 

58,2 

Kroatien 

395.665 

183.645 

46,4 

212.020 

53,6 

Griechenland 

363.205 

166.060 

45,7 

197.150 

54,3 

Bulgarien 

337.015 

154.950 

46,0 

182.065 

54,0 

Afghanistan 

257.110 

89.600 

34,8 

167.510 

65,2 

Russische Föderation 

254.325 

159.145 

62,6 

95.180 

37,4 

Irak 

247.800 

103.050 

41,6 

144.750 

58,4 

Serbien 1 

231.230 

113.860 

49,2 

117.375 

50,8 

Kosovo 1 

218.150 

100.610 

46,1 

117.540 

53,9 

Ungarn 

212.360 

88.835 

41,8 

123.525 

58,2 

Bosnien und Herzegowina 

190.495 

90.290 

47,4 

100.205 

52,6 

Österreich 

187.370 

90.760 

48,4 

96.610 

51,6 

Spanien 

176.020 

84.555 

48,0 

91.470 

52,0 
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Niederlande 

151.260 

66.330 

43,9 

84.935 

56,2 

China 

143.135 

76.020 

53,1 

67.120 

46,9 

Ukraine 

141.350 

90.220 

63,8 

51.135 

36,2 

Frankreich 

140.900 

72.225 

51,3 

68.680 

48,7 

Portugal 

138.890 

62.195 

44,8 

76.695 

55,2 

Indien 

124.095 

46.115 

37,2 

77.980 

62,8 

Vereinigte Staaten 

119.645 

53.035 

44,3 

66.610 

55,7 

Iran 

114.125 

47.310 

41,5 

66.820 

58,5 

Mazedonien 

106.555 

50.190 

47,1 

56.365 

52,9 

Vera n i gtes Kön i grei ch 

106.155 

39.950 

37,6 

66.205 

62,4 

Südamerika 

104.385 

64.150 

61,5 

40.240 

38,5 

Vietnam 

96.105 

52.955 

55,1 

43.150 

44,9 

Marokko 

76.200 

36.285 

47,6 

39.915 

52,4 

Pakistan 

73.975 

22.535 

30,5 

51.440 

69,5 

Nigeria 

66.045 

28.095 

42,5 

37.950 

57,5 

Tschechien 

60.695 

33.885 

55,8 

26.815 

44,2 

Thailand 

59.130 

51.570 

87,2 

7.560 

12,8 

Slowake 

58.235 

28.765 

49,4 

29.475 

50,6 

Litauen 

56.155 

30.970 

55,2 

25.180 

44,8 

Albanien 

55.495 

24.130 

43,5 

31.365 

56,5 

Kasachstan 

46.740 

25.670 

54,9 

21.070 

45,1 

Brasilien 

46.030 

29.960 

65,1 

16.070 

34,9 

Libanon 

41.000 

16.660 

40,6 

24.340 

59,4 

Schwa z 

40.150 

22.355 

55,7 

17.795 

44,3 

Lettland 

38.510 

19.130 

49,7 

19.380 

50,3 

Japan 

37.490 

22.235 

59,3 

15.255 

40,7 

Korea, Republik 

36.230 

21.070 

58,2 

15.160 

41,8 

Tunesien 

35.560 

12.685 

35,7 

22.875 

64,3 

Ghana 

35.305 

16.890 

47,8 

18.415 

52,2 

Ägypten 

32.505 

10.570 

32,5 

21.940 

67,5 

Belgien 

29.010 

13.665 

47,1 

15.345 

52,9 

Slowenien 

28.740 

13.470 

46,9 

15.270 

53,1 

Armenien 

27.275 

14.145 

51,9 

13.125 

48,1 

Aserbaidschan 

26.270 

12.655 

48,2 

13.615 

51,8 

Sri Lanka 

25.805 

12.800 

49,6 

13.005 

50,4 

Georgien 

25.775 

14.775 

57,3 

11.000 

42,7 

Philippinen 

24.650 

19.655 

79,7 

4.995 

20,3 

Kamerun 

24.220 

10.655 

44,0 

13.565 

56,0 

Wäßrussland 

22.980 

16.290 

70,9 

6.690 

29,1 

Staatenlos 

25.995 

10.790 

41,5 

15.205 

58,5 

Insgesamt 

10.915.455 

5.042.975 

46,2 

5.872.480 

53,8 


1) Seitjuni 2006 sind Serbien und Montenegro zwo unabhängige Staaten. Es konnten jedoch noch n i cht alle Personen einem der ba¬ 
den Nachfolgestaaten zugeordnet werden, sodass im AZR weiterhin Personen mit der Staatsangehörigkeit des ehemaligen Serbien 
und Montenegro ausgewiesen werden. Seit 1. Mai 2008 wird auch Kosovo getrennt ausgewiesen. 


Quel le: Statistisches Bundesamt, Ausländerzentral register 
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Tabelle 8-10: Ausländische Bevölkerung nach Staatsangehörigkeit und Aufenthaltsdauer am 31 De¬ 
zember 2018 


Staatsangehör i gkei t 

1 nsgesamt 

Aufenthaltsdauer 2 von ... bis unter ...Jahren 

Durch¬ 

schnittliche 

Aufent¬ 
halts- dauer 

in 

Jahren 

unter 4 

4bis8 

8 bis 10 

10 bis 15 

15 bis 20 

20 bis 30 

30 und mehr 


Türke 

1.476.410 

78.535 

48.870 

21.910 

70.220 

132.105 

408.075 

716.700 

29,8 

Polen 

860.145 

263.850 

249.205 

48.260 

128.190 

56.355 

77.385 

36.900 

9,6 

Syrien 

745.645 

627.170 

95.275 

3.595 

4.485 

7.440 

6.230 

1.445 

3,5 

Rumänien 

696.275 

383.305 

206.835 

35.095 

33.480 

14.720 

20.035 

2.810 

5,0 

Italien 

643.530 

110.340 

69.720 

12.115 

21.790 

34.500 

104.740 

290.330 

26,4 

Kroatien 

395.665 

148.720 

43.570 

4.160 

9.005 

13.050 

60.915 

116.245 

19,3 

Griechenland 

363.205 

61.470 

58.895 

6.485 

10.695 

21.025 

68.835 

135.800 

24,3 

Bulgarien 

337.015 

160.725 

108.140 

25.340 

22.575 

9.985 

8.320 

1.930 

5,6 

Afghanistan 

257.110 

189.795 

37.295 

9.195 

3.270 

6.505 

9.365 

1.685 

5,0 

Russi sehe Föderati on 

254.325 

54.335 

45.415 

12.965 

41.400 

66.640 

31.835 

1.735 

11,7 

Irak 

247.800 

172.555 

24.700 

15.490 

11.915 

16.240 

6.475 

420 

5,3 

Serbien 1 

231.230 

42.120 

27.515 

8.255 

13.270 

25.140 

57.920 

57.010 

21,1 

Kosovo 1 

218.150 

50.580 

30.130 

8.995 

19.910 

24.100 

73.780 

10.655 

15,1 

Ungarn 

212.360 

84.345 

76.110 

10.440 

14.230 

7.195 

11.590 

8.445 

7,7 

Bosnien und Herzegowina 

190.495 

45.070 

16.315 

3.275 

7.700 

9.755 

68.440 

39.940 

20,8 

Österreich 

187.370 

23.715 

17.315 

6.835 

13.965 

13.800 

23.275 

88.465 

28,6 

Spanien 

176.020 

47.135 

41.660 

6.135 

8.660 

7.205 

11.900 

53.330 

19,4 

Niederlande 

151.260 

24.825 

18.930 

8.580 

23.240 

13.895 

15.455 

46.340 

23,1 

China 

143.135 

62.505 

32.545 

9.265 

15.265 

14.370 

7.490 

1.705 

7,4 

Ukraine 

141.350 

33.495 

21.485 

5.985 

20.035 

39.380 

20.470 

500 

11,8 

Frankreich 

140.900 

31.405 

21.290 

7.600 

15.110 

12.040 

20.580 

32.880 

18,3 

Portugal 

138.890 

19.125 

19.930 

3.960 

7.145 

10.980 

35.855 

41.895 

22,9 

Indien 

124.095 

68.645 

28.545 

6.255 

7.900 

5.280 

4.580 

2.895 

6,1 

Vereinigte Staaten 

119.645 

35.125 

19.130 

5.885 

10.385 

7.715 

15.775 

25.635 

16,6 

Iran 

114.125 

63.995 

21.695 

3.930 

3.610 

5.740 

7.060 

8.095 

8,0 

Mazedonien 

106.555 

32.750 

15.895 

3.655 

5.345 

7.595 

20.930 

20.380 

16,5 

Verei n i gtes Kön i grei ch 

106.155 

25.700 

15.465 

4.820 

9.175 

7.665 

16.255 

27.075 

18,6 

Vietnam 

96.105 

21.560 

11.985 

5.360 

9.380 

12.420 

24.725 

10.670 

15,5 

Marokko 

76.200 

21.795 

13.255 

3.075 

6.190 

7.945 

10.085 

13.850 

15,4 

Pakistan 

73.975 

37.295 

19.315 

2.680 

3.600 

3.680 

5.340 

2.070 

7,3 

Nigeria 

66.045 

40.425 

13.195 

2.440 

3.735 

3.195 

2.680 

375 

5,4 

Tschechien 

60.695 

18.815 

14.255 

2.960 

7.155 

5.975 

7.815 

3.725 

11,0 

Thailand 

59.130 

8.820 

6.380 

2.970 

9.105 

13.060 

13.645 

5.155 

15,9 

Slowake 

58.235 

20.430 

17.435 

3.135 

7.315 

5.245 

3.785 

890 

8,2 

Litauen 

56.155 

20.645 

15.875 

3.450 

7.300 

5.470 

3.265 

150 

7,8 

Albanien 

55.495 

37.830 

9.730 

820 

1.580 

1.840 

3.540 

160 

5,2 
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Kasachstan 

46.740 

6.640 

3.990 

1.220 

7.970 

20.385 

6.500 

35 

13,9 

Brasilien 

46.030 

18.395 

8.275 

2.925 

5.545 

4.080 

5.230 

1.580 

9,4 

Libanon 

41.000 

12.080 

5.005 

1.615 

3.880 

4.155 

8.870 

5.395 

14,9 

Schwa z 

40.150 

7.700 

5.070 

1.950 

3.865 

2.995 

5.160 

13.415 

24,0 

Lettland 

38.510 

13.285 

14.070 

3.800 

2.905 

2.290 

1.920 

245 

7,2 

Japan 

37.490 

15.195 

5.845 

1.740 

3.910 

3.605 

3.500 

3.700 

11,2 

Korea, Republik 

36.230 

15.370 

6.685 

1.985 

3.750 

2.420 

2.435 

3.585 

10,4 

Tunesien 

35.560 

13.365 

7.835 

1.455 

3.115 

2.810 

3.090 

3.885 

11,5 

Ghana 

35.305 

12.000 

7.820 

1.700 

3.020 

3.285 

4.775 

2.705 

11,3 

Ägypten 

32.505 

16.725 

9.140 

1.440 

1.705 

1.225 

1.440 

830 

6,3 

Belgien 

29.010 

6.270 

4.095 

1.355 

2.680 

2.335 

4.200 

8.075 

20,2 

Slowenien 

28.740 

6.860 

5.365 

625 

1.170 

755 

2.445 

11.525 

23,5 

Armenien 

27.275 

12.510 

5.890 

1.030 

1.860 

3.125 

2.835 

20 

7,9 

Aserbaidschan 

26.270 

11.505 

4.530 

1.240 

2.565 

4.560 

1.855 

15 

8,1 

Staatenlos 

25.995 

13.200 

3.275 

460 

780 

1.930 

2.830 

3.515 

13,0 

AI le Staatsangehörigkeiten 

10.915.455 

3.745.415 

1.821.210 

395.075 

738.380 

797.720 

1.468.220 

1.949.440 

15,2 


1) Seitjuni 2006 sind Serbien und Montenegro zwei unabhängigeStaaten. Eskonnten jedoch noch n i cht alle Personen einem der baden 
Nachfolgestaaten zugeordnet werden, sodass im AZR weiterhin Personen mit der Staatsangehörigkeit des ehemaligen Serbien und 
Montenegro ausgewiesen werden. Seit 1. Mai 2008 wird auch Kosovo getrennt ausgewiesen. 

2) Die Aufenthaltsdauer ergibt sich ohne Berücksichtigung von Aufenthaltsunterbrechungen als Differenz zwischen dem Berichtsstich¬ 
tag u n d dem Datu m der E rstei nreiseindasBun desgebi et bzw. der Gebu rt. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Ausländerzentralregister, eigene Berechnungen BAMF 
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Geburten und Sterbefälle 


Tabel I e 8-11: Geburten von 1990 bi s 2018 


Jahr 

Lebendgeborene 

Anteil der aus¬ 
ländischen 

Staatsanghöri¬ 

gen 1 2 

insgesamt 

mit deutscher Staatsangehörigkät 1 

mit 

ausländi- 

scher Staats- 

angehörig- 

kät 

insgesamt 


darunter: mindestens ein Elternteil deutsch 

Eltern verheiratet 

Eltern nicht verheiratet 6 

darunter: 

Eltern 

auslän¬ 

disch 4 

Mutter 

ausländisch, Va¬ 
ter Deutscher 5 

Mutter 

Deutsche, 

Vater 

ausländisch 

5 

Mutter 

Deutsche 7 

Mutter 

ausländisch, 

Vater 

Deutscher 

1990 3 

727.199 

640.879 

_ 

15.717 

20.724 

69.086 


86.320 

11,9 

1991 

830.019 

739.266 


17.190 

21.467 

116.623 


90.753 

10,9 

1992 

809.114 

708.996 


18.626 

21.749 

110.309 

_ 

100.118 

12,4 

1993 

798.447 

695.573 


20.227 

21.904 

106.807 


102.874 

12,9 

1994 

769.603 

668.875 


21.641 

22.226 

107.044 

- 

100.728 

13,1 

1995 

765.221 

665.507 


23.948 

23.49E 

111.214 

- 

99.714 

13,0 

1996 

796.013 

689.784 

- 

27.192 

26.205 

122.763 


106.229 

13,3 

1997 

812.173 

704.991 


29.438 

28.246 

132.443 


107.182 

13,2 

1998 

785.034 

684.977 


31.052 

28.859 

143.330 


100.057 

12,7 

1999 

770.744 

675.528 


32.523 

30.00C 

155.417 


95.216 

12,4 

2000 

766.999 

717.223 

41.257 

36.206 

32.41C 

163.086 

2.764 

49.776 

6,5 

2001 

734.475 

690.302 

38.60C 

37.718 

32.49E 

167.680 

3.143 

44.173 

6,0 

2002 

719.250 

677.825 

37.568 

41.000 

33.509 

170.915 

4.069 

41.425 

5,8 

2003 

706.721 

667.366 

36.819 

43.483 

34.685 

173.305 

4.753 

39.355 

5,6 

2004 

705.622 

669.408 

36.863 

45.841 

35.912 

178.992 

5.581 

36.214 

5,1 

2005 

685.795 

655.534 

40.156 

46.003 

35.025 

181.105 

5.909 

30.261 

4,4 

2006 

672.724 

643.548 

39.089 

46.295 

34.340 

182.525 

6.109 

29.176 

4,3 

2007 

684.862 

653.523 

35.666 

46.600 

35.006 

190.979 

6.588 

31.339 

4,6 

2008 

682.514 

648.632 

30.336 

44.398 

33.836 

198.365 

6.828 

33.882 

5,0 

2009 

665.126 

632.415 

28.977 

42.568 

32.856 

196.651 

7.410 

32.711 

4,9 

2010 

677.947 

644.463 

29.492 

42.768 

33.085 

203.089 

7.736 

33.484 

4,9 

2011 

662.685 

630.745 

31.091 

41.425 

31.05E 

201.253 

7.902 

31.940 

4,8 

2012 

673.544 

641.544 

34.286 

40.243 

31.349 

206.747 

8.233 

32.000 

4,8 

2013 8 

682.069 

642.672 

31.662 

39.971 

30.985 

208.970 

8.776 

39.397 

5,8 

2014 8 

714.927 

662.483 

29.117 

40.044 

31.49C 

217.345 

9.021 

52.444 

7,3 

2015 8 

737.575 

669.594 

30.425 

39.657 

31.785 

217.309 

9.842 

67.981 

9,2 

2016? 

792.131 

694.781 

35.884 

40.516 

33.206 

221.850 

10.911 

97.350 

12,3 

2017 10 

784.884 

687.182 

36.389 

39.270 

32.52C 

216.530 

10.522 

97.702 

12,4 

2018 

787.523 

682.636 

35.893 

38.368 

33.064 

210.348 

10.011 

104.887 

13,3 


1) Seit 1975 erhältjedes Kind, bei dem mindestens ein Elternteil Deutscher ist, die deutsche Staatsangehörigkeit. 

2) Anteil der Lebendgeborenen mit ausländischer Staatsangehörigkeit an der Gesamtzahl der Lebendgeborenen. 

3) Bis 1990 alte Bundesländer, ab 1991 gesamtdeutsche Zahlen. 

4) Seit dem LJanuar 2000 erwerben Kinder ausländischer Eltern bei Geburt neben den Staatsangehörigkeiten der Eltern diedeutsche 

Staatsangehörigkeit, wenn mindestens ein Elternteil seit mindestens acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt in 

Deutschland hat und eine Niederlassungserlaubnisoder nunmehren unbefristetes Aufenthaltsrecht besitzt. Dies gilt auch, wenn ein 

Elternteil ei ne Aufenthaltserlaubnis aufgrund des Freizügigkeitsabkommens zwischen der EU bzw. deren Mitgliedstaaten und der 

Schwazerisehen Eidgenossenschaft besitzt. 
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5) Einschließlich nicht aufgliederbarer Gruppen, unbekanntesAusland,ungeklärteFällesowieohneAngabe. 

6) Die Angaben zum nichtehelichen Vater werden bä der Geburt des Kindes aufgrund der Kindschaftsrechtsreform sät dem Berichts¬ 
jahr 2000 nachgewiesen. 

7) In diesen Zahlen sind auch Kinder mit änem ausländischen Vater enthalten. Im Jahr 2018 waren dies 13.864 Kinder. 

8) Verfahrenstechnisch bedingt Kinder ausländischer Eltern mit deutscher Staatsangehörigkät unterzächnet und damit auch Zahl 
der Kinder mit ausländischer Staatsangehörigkät überhöht. 

9) N ach ri chtl i ch: I nsgesamt (ä nsch I i eßl i ch der Fäl I e mi t unbesti mmtem Gesch I echt) 792.141. 

10) N achrichtl ich: I nsgesamt (ä nschI i eßl ich der Fäl I e mit unbesti mmtem GeschIecht) 784.901. 

Quäle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle8-12: Ausländische Bevölkerung nach ausgewählten Staatsangehörigkaten und Geburtsland 
am 31. Dezember 2018 


Staatsangehöri gkei t 

Ausl ändi sehe Bevöl ke- 
rung insgesamt 

darunter: in Deutsch¬ 
land geboren 

Ausländische Bevöl ker- 
ungunter 18 Jahren 

darunter: in Deutsch¬ 
land geboren 

absolut 

in % 

absolut 

in % 

Türke 

1.476.410 

407.985 

27,6 

58.790 

40.345 

68,6 

Polen 

860.145 

44.485 

5,2 

104.000 

38.010 

36,5 

Syrien 

745.645 

65.235 

8,7 

276.300 

63.800 

23,1 

Rumänien 

696.275 

39.075 

5,6 

121.605 

37.820 

31,1 

Italien 

643.530 

156.385 

24,3 

53.930 

24.085 

44,7 

Kroatien 

395.665 

50.285 

12,7 

44.385 

10.980 

24,7 

Griechenland 

363.205 

73.780 

20,3 

37.735 

14.330 

38,0 

Bulgarien 

337.015 

19.990 

5,9 

72.065 

19.400 

26,9 

Afghanistan 

257.110 

20.530 

8,0 

81.055 

19.650 

24,2 

Russische Föderation 

254.325 

12.400 

4,9 

36.390 

11.330 

31,1 

Irak 

247.800 

23.375 

9,4 

87.285 

22.680 

26,0 

Serbien 

231.230 

46.835 

20,3 

37.145 

21.305 

57,4 

Kosovo 

218.150 

38.890 

17,8 

41.350 

23.565 

57,0 

Ungarn 

212.360 

8.890 

4,2 

25.865 

7.735 

29,9 

Bosnien und Herzegowina 

190.495 

24.900 

13,1 

18.640 

7.950 

42,7 

Spanien 

176.020 

27.125 

15,4 

21.425 

5.915 

27,6 

China 

143.135 

7.215 

5,0 

12.160 

6.405 

52,7 

Ukraine 

141.350 

5.970 

4,2 

13.980 

5.225 

37,4 

Frankreich 

140.900 

12.070 

8,6 

11.695 

5.020 

42,9 

Portugal 

138.890 

23.700 

17,1 

12.300 

6.060 

49,3 

Indien 

124.095 

5.385 

4,3 

15.580 

5.020 

32,2 

Iran 

114.125 

5.255 

4,6 

15.370 

4.370 

28,4 

Mazedonien 

106.555 

14.835 

13,9 

18.400 

6.400 

34,8 

Verei n i gtes Kön i gre ch 

106.155 

7.660 

7,2 

6.620 

2.140 

32,3 

Vietnam 

96.105 

11.000 

11,4 

11.070 

7.525 

68,0 

Marokko 

76.200 

6.810 

8,9 

5.365 

2.875 

53,6 

Pakistan 

73.975 

4.635 

6,3 

11.400 

3.980 

34,9 

Nigeria 

66.045 

11.625 

17,6 

19.040 

11.335 

59,5 

Tschechien 

60.695 

2.765 

4,6 

7.310 

2.280 

31,2 

Thailand 

59.130 

600 

1,0 

3.055 

415 

13,6 

1 nsgesamt 

10.915.455 

1.391.455 

12,7 

1.560.920 

558.910 

35,8 


Quel le: Statistisches Bundesamt, Ausl änderzentral register 
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2018 

16.700 

6.640 

6.220 

4.325 

4.080 

4.050 

3.840 

3.235 

3.080 

2.880 

2.545 

2.475 

2.455 

2.365 

2.360 

2.230 

1.930 

1.880 

1.830 

1.760 

1.395 

1.320 

1.235 

1.160 

I 

i—i 

2017 

14.984 

7.493 

6.613 

4.238 

3.480 

4.256 

3.909 

3.424 

2.689 

2.479 

2.400 

1.950 

2.718 

2.390 

2.896 

2.018 

2.123 

2.089 

1.739 

1.619 

1.294 

1.187 

1.235 

1.270 

112.211 

2016 

16.290 

2.865 

6.632 

3.828 

3.553 

3.597 

3.966 

3.444 

2.661 
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1) Ab August 2006 werden neben der Staatsangehörigkeit von,Serbien und Montenegro" auch die Staatsangehörigkeiten der baden Nachfolgestaaten „Serbien" und „Montenegro" nachgewiesen. Abi. Mai 2008 
wird Kosovo getrennt ausgewiesen. Serbien ist vor und nach Ausgliederung des Kosovo in den Tabellen zusammen ausgewiesen. 


Drucksache 19/16475 


-312- 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


3 


nn 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


— 313 — 


Drucksache 19/16475 


Literatur 

Baraulina,Tatjana/Kreienbrink, Axel (2013): Rückkehr und Räntegration.Typen und Strategien an 
den Bespielen Türkä, Georgien und Russische Föderation. Beiträgezu Migration und Integration des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, Band 4. Nürnberg: BAMF. 

Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration (2012): 9. Bericht der 
Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration über die Lage der Aus¬ 
länderinnen und Ausländer in Deutschland. Berlin. 

Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration (2014): 10. Bericht 
der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration über die Lage der 
Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland. Berlin. 

BA - Bundesagentur für Arbeit (2019): Zustimmungen und Ablehnungen zur Arbeitsaufnahme 
von Drittstaatsangehörigen. Berichtsjahr 2018. Nürnberg: BA. 

BAMF - Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2019a): Asylgeschäftsstatistik für den Monat 
September 2019. Nürnberg: BAMF. 

BAMF - Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2019b): Das Bundesamt in Zahlen 2018. Asyl, 
Migration und Integration. Nürnberg: BAMF 

BAMF - Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2019c): Wanderungsmonitoring: Erwerbsmig¬ 
ration nach Deutschland.Jahresbericht 2018. Nürnberg: BAMF. 

BAMF/BMI - Bundesamt für Migration und Flüchtling^Bundesministerium des Innern (2010): 

M i grati onsberi cht 2008. N ürn berg/ Berl i n: BAM F/ BMI. 

BAMF/BMI - Bundesamt für Migration und Flüchtling^Bundesministerium des Innern (2012): 

M i grati onsberi cht 2010. N ürn berg/ Berl i n: BAM F/ BM I. 

BAMF/BMI - Bundesamt für Migration und Flüchtling^Bundesministerium des Innern (2013): 

M i grati onsberi cht 2011. N ürn berg/ Berl i n: BAM F/ BM I. 

BAMF/BMI - Bundesamt für Migration und Flüchtling^Bundesministerium des Innern (2014): 

M i grati onsberi cht 2012. N ürn berg/ Berl i n: BAM F/ BM I. 

BAMF/BMI - Bundesamt für Migration und Flüchtling^Bundesministerium des Innern (2015): 

M i grati onsberi cht 2013. N ürn berg/ Berl i n: BAM F/ BM I. 

BAMF/BMI - Bundesamt für Migration und Flüchtling^Bundesministerium des Innern (2016): 

M i grati onsberi cht 2015. N ürn berg/ Berl i n: BAM F/ BM I. 

BKA - Bundeskriminal amt (2019a): Kriminalität im Kontext der Zuwanderung. Bundeslagebild 2018. 
Wiesbaden: BKA. 


313 



Drucksache 19/16475 


— 314 — 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


BKA - Bundeskriminal amt (2019b): Menschenhandel und Ausbeutung. Bundeslagebild 2018. Wies¬ 
baden. 

BKA - Bundeskriminal amt (2019c): Polizeiliche Kriminal Statistik 2018. Bundesrepublik Deutschland, 
Jahrbuch 2018, Band 3,Tatverdächtige Wiesbaden: BKA. 

BKA - Bundeskriminal amt (2019d): Schleusungskriminalität. Bundeslagebild 2018. Gerne nsames La¬ 
gebild des Bundeskriminalamtsund der Bundespolizä. Wiesbaden: BKA. 

BMI - Bundesministerium deslnnern (2011): Migration und Integration. Aufenthaltsrecht, Migrati- 
ons- und Integrationspolitik in Deutschland. Berlin: BMI. 

BMI - Bundesministerium des Innern (2016): Pressemitteilung vom 30.September2016: 890.000 
Asyl suchende im Jahr 2015. Berlin: BMI. 

BMI - Bundesministerium deslnnern (2017): Pressemitteilung vom 11. Januar 2017:280.000 Asyl su¬ 
chende i m J ahr 2016. Berlin: BMI. 

BMI/BMAS- Bundesministerium des Innern/Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2014): 

Abschlussbericht des Staatssekretärsausschusses zu „Rechtsfragen und Herausforderungen bei der In¬ 
anspruchnahme der sozialen Sicherungssysteme durch Angehörige der EU-Mitgliedstaaten". Bonn: 
BMI/BMAS. 

BMZ - Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (2019a): Per¬ 
spektive Heimat. Ein Programm für Bleibeperspektiven, Rückkehr und Reintegration. Bonn: BMZ 

BMZ- Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (2019b): Be- 

schäfti gungsoffensi ve N ahost. Cash for Work, Berl i n: BM Z. 

Bundesärztekammer (2019): Ärztestatistik zum 31. Dezember 2018. Berlin: Bundesärztekammer. 

Bundestagsdrucksache 18/4097 vom 25. Februar 2015: Entwurf eines Gesetzes zur Neubestimmung 
des Bleiberechtsund der Aufenthaltsbeendigung. Berlin: Deutscher Bundestag. 

Bundestagsdrucksache 18/5420 vom 1. Juli 2015: Entwurf änes Gesetzes zur Neubestimmung des 
Bleiberechtsund der Aufenthaltsbeendigung. Berlin: Deutscher Bundestag. 

Bundestagsdrucksache 18/9133 vom 8. Juli 2016: Andauernde Probleme beim Familiennachzug zu 
anerkannten syrischen Flüchtlingen. Berlin: Deutscher Bundestag. 

Bundestagsdrucksache 19/8258 vom 12. März 2019: Zahlen in der Bundesrepublik lebender Flücht¬ 
linge zum Stand 31. Dezember 2018. Berlin: Deutscher Bundestag. 

Bundestagsdrucksache 19/8021 vom 26. Februar 2019: Abschiebungen und Ausreisen imjahr 2018. 
Berlin: Deutscher Bundestag. 


314 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-315- 


Drucksache 19/16475 


Bundestagsdrucksache 19/2035 vom 08. Mai 2018: Visaerteilungen im Jahr 2017. Berlin: Deutscher 
Bundestag. 

Bundestagsdrucksache 19/8340 vom 13. M ärz 2019: Ergänzende I nformati onen zur Asyl stati sti k 
für dasjahr 2018: Schwerpunktfragen zu Dublin-Verfahren. Berlin: Deutscher Bundestag. 

BVA - Bundesverwaltungsamt (2019): Spätaussiedler und ihre Angehörigen. Jahresstatistik 2018. 
Köln: BVA. 

DAAD/DZHW - Deutscher Akademischer Austauschdienst/Deutsches Zentrum für Hochschul- 
und Wissenschaftsforschung (2019): Wissenschaft weltoffen 2018. Daten und Fakten zur I nternatio- 
nalität von Studium und Forschung in Deutschland. Bonn/Hannover: DAAD/DZHW. 

Döhla, Benedikt (2015): VorintegrativeSprachförderungan den Goethe-Instituten in derTürkei.Zur 
Wirksamkeit vorintegrativer Sprachförderung im Rahmen desSprachnachweisesbei Ehegattennach- 
zug- aneempirischeUntersuchung. Frankfurt am Main: Peter Lang Verlag. 

Ette, Andreas/Sauer, Lenore (2010): Auswanderung aus Deutschland. Daten und Analysen zur inter¬ 
nationalen Migration deutscher Staatsbürger. Wiesbaden: VSVerlag. 

EuGH - Europäische Gerichtshof (2014): Dass Deutschland Ehegatten von rechtmäßig im Inland 
wohnenden türkischen Staatsangehörigen ein Visum zum Zweck des Ehegattennachzugs nur erteilt, 
wenn sie einfache Kenntnisse der deutschen Sprachenachweisen, verstößt gegen das Unionsrecht. Ur¬ 
tel in der Rechtssache C-138/13 Naime Dogan / Bundesrepublik Deutschland. Pressemittälung Nr. 
96/14. Online: https://curia.europa.eu/jan^upl oad/docs/application/pdf/2014-07/cpl40096depdf 

EuGH - Europäischer Gerichtshof (2015): Die Mitgliedstaaten können verl angen, dass Drittstaatsan¬ 
gehörige vor aner Familienzusammenführungene Integrationsprüfung erfolgrech abl egen. Urteil 
in der RechtssacheC-153/14 Minister van BuitenlandseZaken / K und A. Pressemitteilung Nr. 78/15. 
Online: https:// curi a.europa.eu/j ans/ upl oad/ doc^ appl i cati on/ pdf/ 2015-07/ cpl50078depdf 

EMN/BAMF - Europäisches Migrationsnetzwerk/Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(2019): Migration, Integration, Asyl. Politische Entwicklungen in Deutschland imjahr 2018. Jährlicher 
Bericht der deutschen nationalen Kontaktstellefür dasEuropäiseheM igrationsnetzwerk (EM N). Nürn¬ 
berg: BAM F. 

Graf johannes (2019): Wanderungsmonitoring: Bildungs- und Erwerbsmigration nach Deutschland. 
Jahresbericht 2018. Berichtsreihen zu Migration und Integration, Reihe! Nürnberg: Forschungszent¬ 
rum Migration, Integration und Asyl des Bundesamtesfür Migration und Flüchtlinge 

Grote,Janne(2014): Abschiebungshaft und Alternativen zur Abschiebungshaft in Deutschland. Fokus- 
Studie der deutschen nationalen Kontaktstel I efür das Europäische M igrationsnetzwerk (EM N). Work- 
ing Paper Nr. 59des Bundesamtesfür Migration und Flüchtlinge. Nürnberg: BAMF. 


315 



Drucksache 19/16475 


— 316 — 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Grote, Jan ne (2015): Irreguläre Migration und freiwillige Rückkehr- Ansätzeund Herausforderungen 
der Informationsvermittlung. Fokus-Studie der deutschen nationalen Kontaktstelle für das Europäi¬ 
sche Migrationsnetzwerk (EMN). Working Paper 65 des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge. 
Nürnberg: BAMF. 

Grote, J an n^Vollmer, Michael (2016): Wechsel zwischen Aufenthaltstiteln und Aufenthaltszwecken 
in Deutschland. Fokus-Studie der deutschen nationalen Kontaktstellefür das Europäische Migrations¬ 
netzwerk (EM N). Working Paper 67 des Bundesamtes für M igration und Flüchtlinge. Nürnberg: BAM F. 

Hanganu, Elisa/Heß, Barbara (2016): Die Blaue Karte EU in Deutschland. Kontext und Ergebnisse der 
BAMF-Befragung. Forschungsbericht 27 des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge. Nürnberg: 
BAMF. 

Hoffmann, UI ri ke (2013): Dieldentifizierungvon Opfern von Menschenhandel im Asyl verfahren und 
im Fall der erzwungenen Rückkehr. Fokus-Studie der deutschen nationalen Kontaktstellefür das Eu¬ 
ropäische Migrationsnetzwerk (EMN). Working Paper 56 des Bundesamtes für Migration und Flücht¬ 
linge. Nürnberg: BAMF. 

Hoffmeyer-Zlotnik, Paula (2017): Rückkehrpolitik in Deutschland im Kontext europarechtlicher 
Vorschriften. Fokusstudieder deutschen nationalen Kontaktstellefür das Europäische Migrationsnetz¬ 
werk (EM N), Working Paper 77 des Forschungszentrums des Bundesamtes, Nürnberg: BAMF. 

Humpert, Stephan (2015): Fachkräftezuwanderung im internationalen Vergleich. Working Paper 62 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge. Nürnberg: BAMF. 

Institute for Jewish Policy Research (2018): Jewish populations in Europe. Online: 
http://www.jpr.org.uk/ map (27.06.2019). 

Kohls, Martin (2012): Demographie von Migranten in Deutschland. In der Reihe: Challengesof Public 
Health, Nr. 63 (Hrsg.: Razum, Oliver). Frankfurt am Main: Peter Lang Verlag. 

Kohls, Martin (2014): Wirksamkeit von Wiederänreisesperren und Rückübernahmeabkommen. Fo¬ 
kus-Studie der deutschen nationalen Kontaktstellefür das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN). 
Working Paper 58 des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge. Nürnberg: BAMF. 

Lederer, H aral d W. (2004): I ndi katoren der M i grati on. Zur M essung des U mfangs und der Arten von 
Migration in Deutschland unter besonderer Berücksichtigung des Ehegatten- und Familiennachzugs 
sowie der illegalen Migration. Bamberg: EFMS. 

Liebau, Elisabeth/Schupp, Jürgen (2010): Auswanderungsabsichten: Deutsche Akademiker zieht es 
ins Ausl and - jedoch nur auf Zeit. In: Wochenbericht des Dl W Berlin, Jg. 77, Nr. 37/2010, S.2-9. Berlin. 

Müller, Andreas (2013): EU-Mobilität von Drittstaatsangehörigen. Fokus-Studieder deutschen natio¬ 
nalen Kontaktstellefür das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN). Working Paper 51 des Bundesam¬ 
tes für Migration und Flüchtlinge Nürnberg: BAMF. 


316 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


— 317 — 


Drucksache 19/16475 


Müller, Andreas (2014): Unbegleitete Minderjährige in Deutschland. Fokus-Studieder deutschen na¬ 
tionalen Kontaktstel lefür das EuropäischeM igrationsnetzwerk (EM N). Working Paper 60 des Bundes¬ 
amtes für Migration und Flüchtlinge. Nürnberg: BAMF. 

OECD - Organisation für wirtschaftlicheZusammenarbeit und Entwicklung (2013): Zuwanderung 
ausländischer Arbeitskräfte Deutschland. Paris: OECD Publishing. 

OECD - Organisation für wirtschaftlicheZusammenarbeit und Entwicklung (2019): Bildung auf 
einen Blick2019.OECD-Indikatoren. Bielefeld: wbvMedia. 

Opfermann, H ei k^ Grobecker, CIair^Krack-Roberg, Elle (2006): Auswirkung der Bereinigung des 
Ausl änderzentral regi sters auf dieamtliche Ausländerstatistik. In: Wirtschaft und Statistik 5/2006:480- 
494. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt. 

Parusel, Bernd (2010): Europäische und nationale Formen der Schutzgewährungin Deutschland. Stu¬ 
die 11/2009 im Rahmen des Europäischen Migrationsnetzwerks (EM N). Working Paper 30des Bundes¬ 
amtes für Migration und Flüchtlinge. Nürnberg: BAMF. 

SVR - Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für I ntegration und M igration (2015): Studiedes 
SVR-Forschungsbereichs 2015-1: International Mobil: Motive, Rahmenbedingungen und Folgen der 
Aus- und Rückwanderung deutscher Staatsbürger. Forschungsbereich beim Sachverständigenrat deut¬ 
scher Stiftungen für I ntegration und M igration (SVR), Bundesi nstitut für Bevölkerungsforschung (Bi B) 
und Lehrstuhl für Empirische Sozial Strukturanalyse an der Universität Duisburg-Essen (Hrsg.). Berlin: 
SVR. 

Schanze, Jan-Lucas (2019): Schwer befragbar und vernachlässigbar? Die Bevölkerung in Gemein¬ 
schaftsunterkünften. In: Informationsdienst Soziale Indikatoren (ISl), 62, S. 13-20 

Schmid, Susanne/Kohls, Martin (2011): Generatives Verhalten und Migration. Forschungsbericht 10 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge. Nürnberg: BAMF. 

Schmitt, Martin/Bitterwolf, Mari^Baraulina, Tatjana (2019): Geförderte Rückkehr aus Deutsch¬ 
land: Motive und Räntegration. EineBegleitstudiezum Bundesprogramm StarthilfePlus. Forschungs¬ 
bericht 34 des Forschungszentrums des Bundesamtes Nürnberg: BAM F. 

Schulze Palstring, Verena (2015): Das Potenzial der M igration aus I ndien. Forschungsbericht 26 des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge. Nürnberg: BAMF. 

Sinn, AnnetteKreienbrink, Axel/von Loeffelholz, Hans Dietrich/Wolf, Michael (2006): Illegal 
aufhältige Drittstaatsangehörige in Deutschland. Staatliche Ansätze, ProfileundsozialeSituation. 
Forschungsstudie 2005 im Rahmen des Europäischen Migrationsnetzwerks (EM N). Nürnberg: BAMF. 

Ständige Konferenz der Innenminister und -Senatoren der Länder (2011): Sammlung der zur Ver¬ 
öffentlichung freigegebenen Beschlüsse der 193. Sitzung am 8/9. Dezember 2011. Wiesbaden. 

Ständige Konferenz der Innenminister und -Senatoren der Länder (2014): Sammlung der zur Ver¬ 
öffentlichungfreigegebenen Beschlüsse der 200. Sitzung am 11/12. Dezember 2014. Köln. 

317 



Drucksache 19/16475 


— 318 — 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Statistisches Bundesamt 2013: Zensus 2011: 80,2Millionen Einwohner lebten am 9. Mai 2011 in 
Deutschland. Pressemitteilung Nr. 188 vom 31. Mai 2013. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt. 

Stati stisches Bundesamt (2014): Zensus 2011: Knapp ä n Vi ertel der Ausl ander stammt aus der Türkä. 
Pressemitteilung Nr. 135 vom 10. April 2014. Wiesbaden: Stati stisches Bundesamt. 

Statistisches Bundesamt (2017): Bevölkerung mit Migrationshintergrund - Ergebnisse des Mikrozen¬ 
sus 2018. Fachserie 1 Reihe2.2. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt. 

Statistisches Bundesamt (2019a): 68 %der deutschen Studierenden im Ausl and studierten 2016 in der 
EU. Pressemitteilung Nr. 038 vom 31. Januar 2019. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt. 

Statistisches Bundesamt (2019b): Bevölkerung und Erwerbstätigkeit: Ausländische Bevölkerung. Er¬ 
gebnisse des Ausl änderzentral regi sters 2018. Wi esbaden: Stati sti sches Bundesamt. 

Statistisches Bundesamt (2019c): Bevölkerung mit Migrationshintergrund - Ergebnisse des Mikro¬ 
zensus 2018. Fachseri e 1 Rä he 2.2. Wi esbaden: Stati sti sches Bundesamt. 

Statistisches Bundesamt (2019d): Bevölkerung und Erwerbstätigkeit: Wanderungen 2018. Wiesba¬ 
den: Statistisches Bundesamt. 

Statistisches Bundesamt (2019e): Bildung und Kultur: Personal an Hochschulen 2018. Fachserie 11, 
Reihe4.4. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt. 

Statistisches Bundesamt (2019f): Bildung und Kultur. Studierende an Hochschulen - Sommersemes¬ 
ter 2018. Fachserie 11 Reihe4.1. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt. 

Stati sti sches Bundesamt (2019g): Bildung und Kultur. Studierendean Hochschulen - Wintersemester 
2018/2019. Fachserie 11 Reihe4.1. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt. 

Statistisches Bundesamt (2019h): Deutsche Studierende im Ausland. Ergebnisse des Berichtjahres 
2018. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt. 

Statistisches Bundesamt (2019i): Einbürgerungen 2018, Fachserie 1, Reihe 2.1. Wiesbaden: Statisti¬ 
sches Bundesamt. 

Statistisches Bundesamt (2019j): Jede vierte Person in Deutschland hatte 2018 einen Migrationshin¬ 
tergrund. Pressemittelung Nr. 314 vom 21. August 2019. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt. 

Tissot, Anna/Croisier, Johanne^ Pi etrantuono, Giuseppe Bai er, Andreea/Ninke, Lars/Rother, 
N i na/ Babka von Gostomski, Chri sti an (2019): Zwi schenberi cht I zum Forschungsprojekt „Eval uati on 
der Integrationskurse (Evlk)" - Erste Analysen und Erkenntnisse. Forschungsbericht 33 des For¬ 
schungszentrums des Bundesamtes, Nürnberg: BAMF. 

United Nations(1998): Recommendationson Statisticsof International Migration. Revision 1. Statis¬ 
tical Papers Seri es M, No. 58, Rev. 1, New York: United Nations. 


318 



Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


— 319 — 


Drucksache 19/16475 


UNHCR- United NationsHigh Commissionerfor Refugees(2019): Global Trends: Forced Displace¬ 
mentin 2018. Genf: UNHCR. 

Vollmer, Michael (2015): Mobilitätsbestimmungen für Investoren, Selbständige und sonstige Wirt¬ 
schaftsvertreterin Deutschland. Fokus-Studie der deutschen nationalen Kontaktstellefür das Europä¬ 
ische Migrationsnetzwerk (EMN). Working Paper 50 des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge. 
Nürnberg: BAMF. 

Worbs, Susanne (2008): Die Einbürgerung von Ausländern in Deutschland. Working Paper 17 des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge aus der Reihe Integrationsreport. Nürnberg: BAMF. 

Worbs, Susann^Bund, Ev^Kohls, Martin/Babka von Gostomski, Christian (2013): 

(Spät-)Aussiedler in Deutschland. Eine Analyse aktueller Daten und Forschungsergebnisse. For¬ 
schungsbericht 20 des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge. Nürnberg: BAMF. 

Worbs, Susanne (2014): Bürger auf Zät - Die Wahl der Staatsangehörigkeit im Kontext der deutschen 
Optionsregelung, Beiträgezur Migration und Integration Band 7. Nürnberg: BAMF. 

Worbs, Susanne (2017): Doppelte Staatsangehörigkeit in Deutschland: Zahlen und Fakten. Online: 
http://www. bpb.de/gesel I schaft/ migrati on/1 aenderprof i I e/ 254191/ doppelte-staatsangehoeri gkät- 
zahlen-und-fakten?p=all (04.09.2019). 

Zentralwohlfahrtstelle der Juden in Deutschland (ZWST) (2019): Mitgliederstatistik der jüdischen 
Gemeinden und Landesverbände in Deutschi and für dasjahr 2018. Frankfurt am Main: ZWST. 


319 



Drucksache 19/16475 


-320- 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Abbi I dungsverzä chni s 

Abbildung 1-1: Zu- und Fortzüge über dieGrenzen Deutschlands von 1992 bis2018 1 .36 

Abbildung 1-2: Zu- und Fortzüge nach und aus Deutschi and im Jahr 2018.40 

Abbildung 1-3: Zuzüge nach den zehn häufigsten Herkunftsländern imjahr 2018.41 

Abbildung 1-4: Fortzüge nach den zehn häufigsten Zielländern imjahr 2018.42 

Abbildung 1-5: Zu- und Fortzüge nach den häufigsten Herkunfts- und Zielländern imjahr 2018.43 

Abbildung 1-6: Wanderungssaldo gegenüber ausgewählten Herkunfts- bzw. Zielländern imjahr 2018 

.44 

Abbildung 1-7: Altersstruktur der Zu- und Fortgezogenen imVergleich zur Gesamtbevölkerung in 

Prozent i m J ahr 2018.47 

Abbildung 1-8: Geschlechtervertälungbä den Zu- und Fortzügen imjahr 2018.48 

Abbildung 1-9: Zuzüge von ausländischen Staatsangehörigen nach Geschlecht und ausgewählten 

H erkunftsl ändern i m J ahr 2018.49 

Abbildung 1-10: Fortzüge von ausländischen Staatsangehörigen nach Geschlecht und ausgewählten 

Ziäländern imjahr 2018.49 

Abbildung 1-11: Zuzüge von Drittstaatsangehörigen imjahr 2018 nach ausgewählten 

Aufenthaltszwecken.53 

Abbildung 1-12: Zuzüge von ausländischen Personen imjahr 2018 nach ausgewählten 

Staatsangehörigkäten und Aufenthaltszwecken.55 

Abbildung 1-13: Zugewanderte ausländische Staatsangehörige imjahr 2017 mit äner 

Aufenthaltsdauer von mindestensänemjahr.58 

Abbildung 2-1: Zu- und Fortzüge von EU-Staatsangehörigen nach und aus Deutschland in imjahr 

2018(ohneZypern und Malta).60 

Abbildung 2-2: Zuzüge von EU-Staatsangehörigen nach Deutschland imjahr 2018 (ohne Deutsche) 61 
Abbildung2-3: Fortzüge von EU-Staatsangehörigen aus Deutschland imjahr 2018 (ohne Deutsche) 62 
Abbildung 2-4: Wanderungssaldo von EU-Staatsangehörigen in denjahren 2007 bis 2018 (ohne 

Deutsche).63 

Abbildung 3-1: Überblick über die wichtigsten Zuwanderungsgruppen nach Deutschland in den 

Jahren 2017 und 2018.65 

Abbildung 3-2: Erwerbsmigration nach § 18 AufenthG imjahr 2018 nach den häufigsten 

Staatsangehörigkäten (Einräseimjewäligen Berichtsjahr).72 

Abbildung 3-3: Erwerbsmigration nach § 19a AufenthG (Blaue Karte EU) nach den häufigsten 

Staatsangehörigkäten imjahr 2018(Einräseimjewäligen Berichtsjahr).78 

Abbildung 3-4: Wissenschaftliches und künstlerisches Personal mit ausländischer Staatsangehörigkät 

an deutschen Hochschulen von 2006bis2018.83 

Abbildung 3-5: Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer im ersten Hochschul Semester nach 

den zehn häufigsten Staatsangehörigkäten.89 

Abbildung3-6: Bildungsausländerinnen und Bildungsausländer im ersten Hochschulsemester aus 

Drittstaaten nach den zehn häufigsten Staatsangehörigkäten imjahr 2018.90 

Abbildung3-7: AusländischeStudierendenach ausgewählten Staatsangehörigkäten und 

Fächergruppen i m Wi ntersemester 2018/ 2019.90 

Abbi I düng 3- 8: Ei nrä sen zum Zweck der Tä I nähme an ä nem Sprachkurs sowi e des Schul besuchs 

nach den zehn häufigsten Staatsangehörigkäten imjahr 2018.97 

Abbildung 3-9: Zu sonstigen Ausbildungszwecken ängeräste Drittstaatsangehörige nach den zehn 
häufigsten Staatsangehörigkäten imjahr 2018.99 


320 



























Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-321 - 


Drucksache 19/16475 


Abbildung 3-10: Asyl antragstellende (Asylerstanträge)in Deutschland nach Herkunftskontinenten 

von 1992 bi s 2018 1 .104 

Abbildung 3-11: Asyl antragstell ende (Erstanträge) nach den zehn häufigsten Staatsangehörigkeiten 

im Jahr 2018.106 

Abbildung 3-12: Asyl antragstell ende (Erstanträge) nach den fünf häufigsten Staatsangehörigkaten 
von 2014-2018.108 


Abbildung 3-13: Entscheidungsquoten über Erst- und Folgeanträge nach den zehn zugangsstärksten 

Staatsangehörigkeiten desjahres2018.112 

Abbildung 3-14: Ertälte Visa für den Familiennachzug von 2000bis2018.130 

Abbildung 3-15: Erteilte Visa für den Familiennachzug von 2000 bis 2018, in Prozent.132 

Abbildung 3-16: ErteilteVisafürden Familiennachzug nach Deutschland nach ausgewählten 

Standorten der Ausl andsvertretungen von 2001 bis 2018.133 

Abbildung 3-17: Ertälte Visa für den Familiennachzug nach Standorten der Auslandsvertretungen im 

Jahr 2018.134 

Abbildung 3-18: ErtälteVisafürden Familiennachzug nach ausgewählten Auslandsvertretungen im 

Jahr 2018.135 

Abbildung3-19: Familiennachzug(ertälteAufenthaltserlaubnisse)nach den zehn häufigsten 

Staatsangehörigkäten imjahr 2018.137 

Abbildung 3-20: Familiennachzug (ertälteAufenthaltserlaubnisse) imjahr 2018nach ausgewählten 

Staatsangehöri gkä ten.140 

Abbildung 3-21: Zuwanderung von Spätaussi edlerinnen und Spätaussiedlern und ihren 

Familienangehörigen nach Deutschland sät 1990(Gesamtzahlen).149 

Abbildung 3-22: Zuwanderung von Spätaussi edlerinnen und Spätaussiedlern und ihren 

Familienangehörigen nach Herkunftsländern von 2000bis2018.149 

Abbildung 3-23: Altersstruktur der imjahr 2018 zugezogenen Spätaussi edlerinnen und Spätaussiedler 

und ihrer Familienangehörigen imVergläch zur Gesamtbevölkerung in Prozent.151 

Abbildung 3-24: Zu- und Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen (Zuzüge ohne 

Spätaussi edlerinnen und Spätaussi edler) von 2000bis2018.155 

Abbildung 3-25: Zuzüge von deutschen Staatsangehörigen imjahr 2018 nach Herkunftsland.156 

Abbildung 3-26: Zu- und Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen nach und aus Deutschland nach 

ausgewählten Herkunftsländern von 2000 bis2018 1 .157 

Abbildung 4-1: Zu- und Fortzüge von ausländischen Staatsangehörigen von 2000bis2018 1 .159 

Abbildung 4-2: Fortzüge von ausländischen Personen nach Aufenthaltsdauer und ausgewählten 

Staatsangehörigkäten imjahr 2018in Prozent.160 

Abbildung 4-3: Fortzüge von Drittstaatsangehörigen nach dem letzten Aufenthaltsstatus imjahr 2018 

.161 

Abbildung 4-4: Rückkehrende mit REAG/GARP-Förderung nach den zehn häufigsten 

Staatsangehörigkäten imjahr 2018.163 

Abbildung 4-5: Zu- und Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen von 2000bis2018 1 .166 

Abbildung 4-6: Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen nach den zehn häufigsten Ziäländern im 

Jahr 2018.168 

Abbildung 4-7: Fortzüge von deutschen Staatsangehörigen nach Altersgruppen imjahr 2018.170 

Abbildung 4-8: Deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Ausland nach den häufigsten 

Zi ä I ändern von 2011 bi s 2017.172 

Abbildung 4-9: Deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Ausland nach den zehn 
häufigsten Ziäländern imjahr 2017.173 


321 





























Drucksache 19/16475 


-322- 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Abbildung 5-1: Zu- und Fortzüge (nach UN-Definition)imJahr2017in ausgewählten Staaten der EU 


sowiein Island, der Schweiz und Norwegen.179 

Abbildung 5-2: Zu- und Fortzüge (nach UN-Definition)in ausgewählten Staaten der EU sowiein der 

Schweiz und Norwegen pro 1.000der Einwohnerinnen und Einwohner imjahr 2017.180 

Abbildung 5-3: Zu- und Fortzüge von inländischen Personen (nach UN-Definition) imjahr 2017 in 

den EU-Staaten sowiein Island, der Schweiz und Norwegen.181 

AbbiIdüng 5-4: Asylanträge (Erst- und Folgeanträge) im europäischen Vergleich in den Jahren 2017 

und 2018.183 

Abbildung 5-5: Asylanträge (Erst- und Folgeanträge) im europäischen Vergleich je 1.000 

Einwohnerinnen und Einwohnern 2017 und 2018.184 

Abbildung6-1: Feststellungen von unerlaubteingereisten ausländischen Personen an 
bundesdeutschen Grenzen (Land-, Seegrenzen und Flughäfen) von 2000bis2018.191 


Abbildung 6-2: An deutschen Grenzen festgestellte Geschleuste und Schleusendevon 1990bis2018 

.192 

Abbildung 6-3: Unerlaubt aufhältigeTatverdächtige insgesamt in Deutschland von 2000 bis 2018... 193 
Abbildung 6-4: Abschiebungen von ausländischen Staatsangehörigen über alle Grenzen von 2008 bis 

2018.195 

Abbildung 7-1: Bevölkerung in Privathaushalten nach Migrationshintergrund in Deutschland imjahr 

2018.201 

Abbildung 7-2: Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Privathaushalten nach Geburtsland bzw. 

Geburtsl and mi ndestens ei nes Elterntei Is i m J ahr 2018.204 

Abbildung 7-3: Bevölkerung mit eigener Migrationserfahrung in Privathaushalten nach Geburtsland 

bzw. Geburtsland mindestens ei nes Elternteils imjahr 2018.204 

Abbildung 7-4: Altersstruktur der Bevölkerung in Privathaushalten nach Migrationshintergrund und 

M igrationserfahrung, 2018.205 

Abbildung 7-5: Alterspyramide 2018 nach M igrationshintergrund.206 

Abbildung 7-6: Geschlechtsstruktur nach Migrationshintergrund und ausgewählten Geburtsl änder/- 

regionen 2018 .207 

Abbildung 7-7: Bevölkerung mitägener Migrationserfahrung in Privathaushalten nach Geburtsland 

und Aufenthaltsdauer 2018 .208 

Abbildung 8-1: Ausländische Bevölkerung in Deutschland nach den zehn häufigsten 

Staatsangehörigkeiten am 31. Dezember 2018.211 

Abbildung 8-2: Altersstruktur der deutschen und ausländischen Bevölkerung am 31. Dezember 2018 

. 212 

Abbildung 8-3: Altersstruktur der ausländischen Bevölkerung von 1970bis2018.212 

Abbildung 8-4: Geschlechtsstruktur der ausländischen Bevölkerung nach ausgewählten 

Staatsangehörigkeiten am 31. Dezember 2018.213 

Abbildung 8-5: Aufenthaltsdauer der ausländischen Bevölkerung nach den häufigsten 

Staatsangehörigkeiten am 31. Dezember 2018.214 

Abbildung 8-6: Lebendgeborene mit ausländischer Staatsangehörigkät bzw. mit ausländischer 

StaatsangehörigkätmindestensänesElternteilsin Deutschland von 1996bis2018 1 .220 

Abbildung 8-7: Einbürgerungen in Deutschland von 2000 bis2018.223 

Abbildung 8-8: Eingebürgerte Personen nach bisheriger Staatsangehörigkeit imjahr 2018 .224 


322 


























Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-323 - 


Drucksache 19/16475 


Tabel I en verzei ch n i s 

Tabelle 1-1: Zu- und Fortzüge über die Grenzen Deutschlands von 1992bis2018.37 

Tabel lei-2: Zu- und Fortzüge über die Grenzen Deutschlands nach Bundesländern im Jahr 2018.46 

Tabellel-3: Zuzüge und Fortzüge von ausländischen Personen von 2006bis2018 1 .51 

Tabel le 1-4: Zuzüge von Drittstaatsangehörigen imj ahr 2018 nach ausgewählten Aufenthaltszwecken 

und/oder Aufenthaltstiteln 1 .52 

Tabel I e 1- 5: Ausl ändische Staatsangehöri ge, die von 2008 bi s 2017 zugewandert si nd, mi t ei ner 

Aufenthaltsdauer von mindestens einem Jahr.57 

Tabelle3-1: Zuwanderungsgruppen seit 1991 1 .66 

Tabelle3-2: Erwerbsmigration nach § 18AufenthG in denjahren 2013bis2018nach den häufigsten 

Staatsangehörigkeiten (Einraseimjeweiligen Berichtsjahr).71 

Tabelle3-3: Erwerbsmigration von Drittstaatsangehörigen nach § 18AufenthG imjahr 2018nach 

Qualifikation und den häufigsten Staatsangehörigkeiten (Einreise im jeweiligen Berichtsjahr).74 

Tabelle3-4: Erwerbsmigration nach § 18AufenthG imjahr 2018 nach Qualifikation, den häufigsten 

Staatsangehörigketen und Geschlecht (Einraseimjeweiligen Berichtsjahr).75 

Tabelle3-5: ErteilteNiederlassungserlaubnissenach§ 19AufenthGan Fl ochqualifi zierte von 2011 bis 

2018 (mit Ei n reise i m sei ben J ahr).76 

Tabelle3-6: Erwerbsmigration nach § 19a AufenthG (Blaue Karte EU) nach den häufigsten 

Staatsangehörigkäten von 2013bis2018(Einräseimjewäligen Berichtsjahr).77 

Tabelle3-7: Erwerbsmigration nach § 19a AufenthG (Blaue Karte EU) nach den häufigsten 
Staatsangehörigkeiten und Art der Beschäftigung imjahr 2018 (Einreise im jeweiligen Berichtsjahr) 77 
Tabelle 3-8: Zugewanderte Forschende mit äner Aufenthaltserlaubnis nach § 20 AufenthG nach den 
häufigsten Staatsangehörigketen in denjahren 2012 bis 2018 (erteilte Aufenthaltserlaubnisse mit 

Einreiseimgleichenjahr).79 

Tabelle3-9: Selbständige nach § 21 AufenthG nach den häufigsten Staatsangehörigkeiten von 2012 bis 

2018 (ertä I te Auf enthal tserI aubn i sse mi t Ei n rei se i m sei ben Jahr).81 

Tabel 1 e 3-10: Erwerbsmi grati on aus Dri ttstaaten von 2010 bi s 2018 (Ei n rei se i m j ewei I i gen 

Berichtsjahr).82 

Tabelle3-11: AusländischeGastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler in Deutschland nach 

den wichtigsten Staatsangehörigkeiten seit 2012 1 .84 

Tabelle 3-12: Deutsche und ausländische Studierende an deutschen Flochschulen vom 

Wi ntersemester 200C )/ 2001 bi s zum Wi ntersemester 2018/ 2019.86 

Tabelle 3-13: Deutsche und ausländische Studienanfängerinnen und Studienanfänger an deutschen 

Flochschulen vom Sommersemester 2000 biszum Wintersemester 2018(2019.87 

Tabelle3-14: AusländischeAbsolventinnen und Absolventen nach Fächergruppen und den 

häufigsten Flerkunftsländern 2018.92 

Tabelle3-15: BestehendeAufenthaltserlaubnissefür die Arbeitsplatzsuche nach abgeschlossenem 
Studium nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten (§ 16 Abs 5 AufenthG, Stand 31. Dezember 2018) 

.94 

Tabel I e 3-16: Ei nrei sen zum Zweck der Tei I nähme an ei nem Sprachkurs sowi e des Schul besuchs von 

2011 bis2018nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten.96 

Tabelle 3-17: Zum Zweck der betrieblichen Aus- und Weiterbildung eingeraste Drittstaatsangehörige 

von 2011 bis 2018 nach ausgewählten Staatsangehörigkeiten.98 

Tabelle 3-18: Inobhutnahmen (§ 42 SGB VI11) von un begleitet eingereisten Minderjährigen und 
Asylerstanträgevon unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten 2010bis2018.109 


323 

























Drucksache 19/16475 


-324- 


Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


Tabelle3-19: Entschä düngen und Entschedungsquoten des Bundesamtes für Migration und 

Flüchtlinge von 2009 bis 2018 (Erst- und Folgeanträge).110 

Tabelle3-20: Jüdische Zuwanderung einschließlich Familienangehöriger aus Nachfolgestaaten der 

ehemaligen Sowjetunion seit 1993.115 

Tabelle3-21: Nach § 22 AufenthG aufgenommene ausländische Personen in den Jahren 2011 bis2018 

(Einreiseimgleichenjahr).117 

Tabelle3-22: Nach § 25 Abs. 4AufenthG aufgenommeneausländische Personen in den Jahren 2011 

bi s 2018 (Ei n rei se i m gl q chen J ahr).118 

Tabelle3-23: Vorliegen von Ausreisehindernissen nach § 25 Abs. 5AufenthG in denjahren 2011 bis 

2018 (Ei n rei se i m gl ei chen J ah r).118 

Tabelle3-24: ErteilteAufenthaltserlaubnissenach der Härtefallregelungdes§ 23a AufenthG nach 

Bundesländern (Stand zum 31. Dezember) 1 .119 

Tabel le 3- 25: Im Resettlement- Programm aufgenommene Personen nach Staatsangehörigket und 


letztem Aufenthaltsstaat von 2012 bis 2018.122 

Tabelle3-26: Aufnahmeim Rahmen des Reiocation-Verfahrens2015 bis2018.123 

Tabelle3-27: Familiennachzug (erteilte Aufenthaltserlaubnisse) imjahr 2018nach den häufigsten 

Staatsangehöri gkei ten.139 

Tabel I e 3- 28: Sprachprüf ung „Start Deutsch 1" des Goethe-1 nstituts i n den 15 H auptherkunftsl ändern 

imjahr 2018.142 

Tabelle3-29: Aus weiteren Gründen in denjahren 2017 und 2018 zugewanderte Personen nach 

ausgewählten Staatsangehörigkeiten und Aufenthaltstitel.144 

Tabelle3-30: Zuwanderung von in anderen Mitgliedstaaten der EU langfristig 

Aufenthaltsberechtigten 2013 bis 2018.145 

Tabelle3-31: Wanderungen von Deutschen über die Grenzen Deutschlands von 2000bis2018.153 

Tabelle4-1: Anzahl ausgeraster Personen mittels REAG/GARP-Programm seit 2010.163 

Tabelle4-2: Deutsche Studierende nach Studienland injahren von 2010bis2016.167 

Tabelle 4-3: Fortzüge deutscher Staatsangehöriger nach ausgewählten Ziel ländern von 2000 bis 2018 

.169 

Tabel le4-4: Abwanderung von Ärztinnen und Ärzten aus Deutschland in denjahren von 2008 bis 

2018.171 

Tabelle4-5: Deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Ausl and nach Fächergruppen im 

Jahr 2017.173 

Tabelle 4-6: Deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Ausland nach Aufenthaltsdauer 

imjahr 2017.174 

Tabelle 5-1: Erstinstanzliche Entscheidungen über Asyl anträge imjahr 2018 im europäischen 

Vergleich.187 

Tabelle6-1: Feststellungen von unerlaubten Einreisen und Wiederenrasen in der PKS2010bis2018 


(Fallzahlen).191 

Tabelle7-1: Bevölkerung Deutschlands nach detailliertem Migrationsstatus von 2005 bis2018\ in 

Tausend.199 

Tabelle7-2: Bevölkerung Deutschlands nach Migrationshintergrund im weiteren Sinn imjahr 2018, 

in Tausend.200 

Tabelle7-3: Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Privathaushalten nach Geburtsland bzw. 

Geburtsl and mi ndestens ei nes Elterntei I s 2018, i n T ausend.202 

Tabelle8-1: Ausländische Bevölkerung und Gesamtbevölkerung in Deutschland von 2004 bis 2018209 
Tabel le8-2: Aufenthaltsrechtlicher Status der ausländischen Bevölkerung aus Drittstaaten nach 
ausgewählten Staatsangehörigkeiten am 31. Dezember 2018. 


324 


216 




























Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode 


-325- 


Drucksache 19/16475 


Tabelle8-3: Sterbefälledeutscher und ausländischer Personen 1970- 2018.222 

Tabelle8-4: Einbürgerungen imjahr 2018 mit fortbestehender bisheriger Staatsangehörigkeit.226 


325 





